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40. Sitzung 


Berlin, Donnerstag, den 22. Juni 2006 


Beginn: 9.00 Uhr 


Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 
Sitzung ist eröffnet. 

Wir setzen die Haushaltsberatungen - Tagesord- 
nungspunkt I - fort: 

a) Zweite Beratung des von der Bundesregierung 
eingebraehten Entwurfs eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das 
Haushaltsjahr 2006 

(Haushaltsgesetz 2006) 

- Dmeksaehen 16/750, 16/1348 - 

b) Beratung der Besehlussempfehlung des Haus- 
haltsaussehusses (8. Aussehuss) zu der Unterrieh- 
tung dureh die Bundesregierung 

Finanzplan des Bundes 2005 bis 2009 

-Dmeksaehen 16/751, 16/1348, 16/1327- 

B erieht erstattung : 

Abgeordnete Otto Frieke 
Steffen Kampeter 
Carsten Sehneider (Erfurt) 

Dr. Gesine Lötzseh 
Anja Hajduk 

Wir beginnen mit den gestern vertagten Abstimmun- 
gen zum Einzelplan 06 und zum Zusatzpunkt 3 . Wir 
kommen zunäehst zur Abstimmung über den Einzelplan 06 
in der Aussehussfassung - Tagesordnungspunkt 1. 1 1 -: 

Einzelplan 06 

Bundesministerium des Innern 

- Dmeksaehen 16/1306, 16/1324 - 

B erieht erstattung : 

Abgeordnete Bettina Hagedorn 
Dr. Miehael Luther 
Norbert Barthle 
Jürgen Koppelin 
Roland Claus 
Alexander Bonde 


Hierzu liegen drei Ändemngsanträge vor, über die wir 
zuerst abstimmen. 

Wer stimmt für den Ändemngsantrag der Fraktion 
Die Linke auf Dmeksaehe 16/1864? - Wer stimmt dage- 
gen? - Enthaltungen? - Der Ändemngsantrag ist mit den 
Stimmen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU/CSU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Die Linke ab- 
gelehnt. 

Wer stimmt für den Ändemngsantrag der Fraktion 
Die Linke auf Dmeksaehe 16/1865? - Wer stimmt dage- 
gen? - Enthaltungen? - Der Ändemngsantrag ist mit den 
Stimmen von SPD, CDU/CSU und FDP gegen die Stim- 
men von Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion Die 
Linke abgelehnt. 

Wir kommen nun zum Ändemngsantrag der Fraktion 
des Bündnisses 90/Die Grünen auf Dmeksaehe 16/1881. 
Die Fraktion des Bündnisses 90/Die Grünen verlangt na- 
mentliehe Abstimmung. leh bitte die Sehriftführerinnen 
und Sehriftführer, die vorgesehenen Plätze einzuneh- 
men. 

Sind die Plätze an den Urnen besetzt? - Das ist der 
Fall. leh eröffne die Abstimmung. 

Ist noeh ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine 
Stimme nieht abgegeben hat? - leh gehe davon aus, dass 
alle Mitglieder des Hauses ihre Stimme abgegeben ha- 
ben. 

leh sehließe die Abstimmung und bitte die Sehriftfüh- 
rerinnen und Sehriftführer, mit der Auszählung zu begin- 
nen. Bis zum Vorliegen des Ergebnisses der namentli- 
chen Abstimmung unterbreche ich die Sitzung. 

(Unterbrechung von 9.05 bis 9. 14 Uhr) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Die unterbrochene Sitzung ist wieder eröffnet. 

Ich weise darauf hin, dass sich die FDP bei der Ab- 
stimmung über den Ändemngsantrag der Fraktion Die 
Linke auf Dmeksaehe 16/1864 der Stimme enthalten 
hat. Sie hat also nicht dagegen gestimmt. 
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Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner 

Ich gebe das von den Schriftführerinnen und Schrift- 
führern ermittelte Ergebnis der namentlichen Abstim- 
mung über den Änderungsantrag der Fraktion des Bünd- 
nisses 90/Die Grünen zum Einzelplan 06 auf Druck- 


sache 16/1881 bekannt: Abgegebene Stimmen 556. (C) 
Mit Ja haben gestimmt 91, mit Nein haben gestimmt 
410, Enthaltungen 55. Der Änderungsantrag ist abge- 
lehnt. 


BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 


Endgültiges Ergebnis 


Abgegebene Stimmen: 

555; 

davon 


ja: 

91 

nein: 

409 

enthalten: 

55 


Ja 

CDU/CSU 
Dr. Peter Jahr 

DIE LINKE 
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Dr. Lothar Bisky 
Heidrun Bluhm 
Eva Bulling-Schröter 
Dr. Martina Bunge 
Roland Claus 
Sevim Dagdelen 
Dr. Diether Dehm 
Dr. Dagmar Enkelmann 
Klaus Emst 
Wolfgang Gehrcke 
Diana Golze 
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Dr. Barbara Höll 
Ulla Jelpke 
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Katja Kipping 
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Katrin Kunert 
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Ulrich Maurer 
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Paul Schäfer (Köln) 
Völker Schneider 
(Saarbrücken) 

Dr. Herbert Schui 
Dr. Ilja Seifert 
Dr. Petra Sitte 
Frank Spieth 
Dr. Kirsten Tackmann 
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Jörn Wunderlich 


Kerstin Andreae 
Völker Beck (Köln) 

Cornelia Behm 
Birgitt Bender 
Matthias Berninger 
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Alexander Bonde 
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Kai Gehring 
Katrin Göring-Eckardt 
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Winfried Hermann 
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Dr. Anton Hofreiter 
Bärbel Höhn 
Thilo Hoppe 
Ute Koczy 
Sylvia Kotting-Uhl 
Fritz Kuhn 

Undine Kurth (Quedlinburg) 
Markus Kurth 
Monika Lazar 
Dr. Reinhard Loske 
Jerzy Montag 
Kerstin Müller (Köln) 
Winfried Nachtwei 
Brigitte Pothmer 
Claudia Roth (Augsburg) 
Krista Säger 
Elisabeth Scharfenberg 
Christine Scheel 
Irmingard Schewe-Gerigk 
Dr. Gerhard Schick 
Rainder Steenblock 
Silke Stokar von Neuforn 
Hans-Christian Ströbele 
Dr. Harald Terpe 
Jürgen Trittin 
Wolfgang Wieland 
Josef Philip Winkler 
Margareta Wolf (Frankfurt) 


Peter Albach 
Peter Altmaier 
Thomas Bareiß 
Norbert Barthle 
Dr. Wolf Bauer 
Günter Baumann 
Ernst-Reinhard Beck 
(Reutlingen) 

Otto Bernhardt 
Clemens Binninger 
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Wir kommen nun zur Abstimmung über den Einzel- 
plan 06 - Bundesministerium des Innern - in der Aus- 
sehussfassung. Wer stimmt dafür? - Wer stimmt dage- 
gen? - Enthaltungen? - Der Einzelplan 06 ist mit den 
Stimmen der CDU/CSU und der SPD bei Gegenstimmen 
der Fraktion Die Linke, des Bündnisses 90/Die Grünen 
und der FDP angenommen. 

Zusatzpunkt 3 : 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Emst 
Burgbaeher, Sabine Leuth eusser- Sehnarrenberger, 
Gisela Piltz, weiterer Abgeordneter und der Frak- 
tion der FDP 

Konsequenzen ziehen aus dem Urteil des 
Europäischen Gerichtshofs vom 30. Mai 2006 
zur Weitergabe europäischer Fluggastdaten 
an die Vereinigten Staaten von Amerika 

- Draeksaehe 16/1876 - 

Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuss (f) 

Auswärtiger Ausschuss 
Rechtsausschuss 

Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 
Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
Ausschuss für Tourismus 

Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Dmcksaehe 16/1876 an die in der Tagesordnung aufge- 
führten Aussehüsse vorgesehlagen. Sind Sie damit ein- 
verstanden? - Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung 
so besehlossen. 


leh mfe Tagesordnungspunkt 1. 12 auf: 

Einzelplan 11 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

- Dmcksaehen 16/1311, 16/1324- 

B erieht erstattung : 

Abgeordnete Waltraud Lehn 
Hans-Joaehim Fuehtel 
Dr. Claudia Winterstein 
Dr. Gesine Lötzsch 
Anja Hajduk 

Hierzu liegen zwei Ändemngsanträge der Fraktion 
Die Linke vor. Über den Ändemngsantrag auf Drack- 
saehe 16/1866 werden wir später namentlieh abstimmen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarang sind für 
die Aussprache zwei Stunden vorgesehen. - Ich höre 
keinen Widersprach. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Kolle- 
gin Dr. Claudia Winterstein, FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Dr. Claudia Winterstein (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Im letzten Jahr warnte der Bundesrechnungshof 
vor einer drohenden finanziellen Handlungsunfähig- 
keit des Bundes. Ich zitiere: 
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(A) Erstmals in der Geschichte des Bundeshaushalts 
entfallt mehr als die Hälfte des veranschlagten 
Haushaltsvolumens auf den Sozialbereich. 

Zinsausgaben und Sozialausgaben zusammengenommen 
zehren 90 Prozent der Steuereinnahmen des Bundes auf 
Diese Kritik richtete sich noch an die Haushaltspolitik 
von Rot-Grün. Der erste Haushalt von Schwarz-Rot 
zeigt uns jetzt: Die notwendige Trendwende ist nicht ge- 
schafft. Der Anteil der Sozialausgaben ist sogar noch 
gestiegen. 51,2 Prozent aller Ausgaben des Bundes flie- 
ßen in diesem Jahr in den Sozialbereich. Der Haushalt 
des Arbeits- und Sozialministers ist der größte Einzel- 
etat. Deswegen müssen hier besondere Konsoli- 
dierungsanstrengungen unternommen werden. Die 
Haushaltsberatungen haben aber gezeigt: Der Haushalt 
des Arbeitsministers leistet keinen Beitrag zur Konsoli- 
dierung. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Ausgaben werden nicht gekürzt. Der Arbeitsminis- 
ter hat bei der Haushaltskonsolidierung schlichtweg ver- 
sagt. 

(Beifall bei der FDP) 

Auf dem Gebiet der sozialen Sicherung bekommen 
Sie die Probleme nicht in den Griff. Sie doktern an den 
Symptomen herum, aber Sie haben kein Konzept. Die 
Rentenbeiträge sollen im nächsten Jahr erhöht werden. 
Trotzdem reicht das Geld nicht. In Ihrem Rentenbericht 
arbeiten Sie mit geschönten Zahlen und täuschen den 
Bürger darüber hinweg, welche wahren Notwendigkei- 

(B) ten hier anstehen. 

Herr Minister, beim Arbeitslosengeld werden Sie 
von den Kosten überrollt. Die Kosten für Hartz IV lau- 
fen in diesem Jahr zum zweiten Mal völlig aus dem Ru- 
der. 

(Dr. Guido Westerwelle [FDP]: Die folgen der 
Rede nicht!) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ich bitte, die Gespräche auf der Regierungsbank ein- 
zustellen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Dr. Claudia Winterstein (FDP): 

Unter Rot-Grün explodierten im Jahr 2005 die Kosten 
von 14,6 Milliarden Euro auf 25 Milliarden Euro. Unter 
Schwarz-Rot werden in diesem Jahr etwa 27 Milliarden 
Euro gebraucht. Das ist die Fortsetzung rot-grüner Miss- 
wirtschaft. 

(Beifall bei der FDP) 

Der Arbeitsminister hat nun versucht, uns vorzurechnen, 
dass der Haushaltsansatz für Hartz IV reicht. Er hat uns 
erklärt, die Ausgaben für Hartz IV lägen slabil bei 
2,25 Milliarden Euro im Monat. Das macht nach Adam 
Riese 27 Milliarden Euro im Jahr. Eingeplant sind aber 
nur 24,4 Milliarden Euro. Wollen wir jetzt darüber strei- 


ten, Herr Minister, ob das eine Milliardenlücke ist oder (C) 
nicht? Darüber kann man wohl kaum streiten, wenn Sie 
einigermaßen rechnen können. 

(Beifall bei der FDP) 

Von dem Plan, im Jahr 2006 insgesamt 3 Milliarden 
Euro durch Optimierungen bei Hartz IV einzusparen, isl 
die Regierungskoalilion Slück für Slück abgerückt. Üb- 
rig geblieben ist ein Sparvolumen von weniger als 
500 Millionen Euro; alles andere wurde vertagt. 

Dieses Thema hat auch innerhalb der Koalition schon 
zu heftigem Streit geführt. Aber jetzt demonstrieren Sie 
Scheinfrieden und haben die Reformdebatte erst einmal 
vertagt. Das bedeutet aber: Zusätzlich zu den offenen 
Reformfeldem wie Gesundheit, Untemehmensteuer und 
Föderalismus gibt es mit der Frage der Hartz-IV-Reform 
ein weiteres Feld, bei dem keiner mehr weiß, wohin sich 
die Kontrahenten überhaupt bewegen und wie sie sich 
jemals einigen wollen. 

Noch schlimmer aber ist, dass Sie auf dem Arbeits- 
markt nicht die richtigen Weichen stellen. Denn das 
grundlegende Problem ist nicht Hartz IV. Das grundle- 
gende Problem isl, dass zu viele Menschen keine Arbeit 
haben. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN) 

4,5 Millionen Menschen sind arbeilslos. Die gegenwär- 
tige minimale Besserung darf kein Anlass zur Zufrieden- 
heit sein. Denn was die Arbeitsplätze betrifft, so ist 
immer noch ein Rückgang und kein Zuwachs zu ver- (p)) 
zeichnen. Wirklich helfen kann uns nur die Schaffung 
besserer Perspektiven lür Unternehmen, die dazu führen, 
dass sie bereit sind, neue Arbeitskräfte einzustellen. Hier 
muss der Arbeitsminister seinen Schwerpunkt setzen. 

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Und was ist? 
Fehlanzeige!) 

Aber was erleben wir? Die „FAZ“ vom 24. Mai dieses 
Jahres bringt es auf den Punkt: 

Münteferings Bemühungen zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit sind im besten Fall teuer und nutz- 
los ... 

(Beifall bei der FDP) 

Die Vorschläge der FDP liegen auf dem Tisch: Sen- 
kung der Steuern und der Lohnnebenkosten, damit die 
Menschen netto mehr in der Tasche haben, Lockerungen 
beim Kündigungsschutz, damit Einstellungshemmnisse 
wegfallen, flexiblere Tarifgestaltung, damit Betriebe und 
Belegschaften auch schwierige Situationen besser meis- 
tern können, Freigabe der Höhe der Ausbildungsvergü- 
tungen, damit mehr Lehrstellen angeboten werden, und 
Verzicht auf die Mehrwertsteuererhöhung, damit die 
Wirtschaft 2007 nicht abgewürgt wird. Aber das wollten 
Sie ja nicht. 

Wie sehr die Koalition in die falsche Richtung denkt, 
hat auch die Diskussion über die Überschüsse der Bun- 
desagentur für Arbeit gezeigt. Hier wurden die ver- 
schiedensten Ideen eniwickell, wie der Bund aus diesem 
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(A) Topf etwas für sich abzweigen könnte. Die verfassungs- 
rechtlichen Probleme sind dabei völlig außer Acht gelas- 
sen worden. 

Ich will für die FDP ganz deutlich sagen: Über- 
schüsse, die bei der Bundesagentur entstehen, müssen 
genutzt werden, um die Beiträge und damit die Lohn- 
nebenkosten zu senken. 

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Anja Hajduk 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Das Beitragsaufkommen aus den Taschen der Arbeitge- 
ber und Arbeitnehmer darf nicht zum Selbstbedienungs- 
laden der Bundesregierung werden. 

Dass der Haushalt des Arbeitsministers keinen Bei- 
trag zur Konsolidierung leistet, will ich an einem weite- 
ren Beispiel deutlich machen: Sie sperren bei den Ein- 
gliederungsmaßnahmen 1,1 Milliarden Euro, weil dort 
mehr Geld veranschlagt worden ist, als sinnvollerweise 
ausgegeben werden kann. Sie sparen dieses Geld aber 
nicht ein. Im Gegenteil, Sie wollen es gleich mehrfach 
ausgeben: Erstens soll dieser Puffer die Mehrkosten 
beim Arbeitslosengeld II decken; allein dafür ist diese 
Summe aber viel zu gering. Zweitens möchte die Union 
aus diesem Topf auch noch Mittel für den geplanten 
Kombilohn abzweigen. Aber zweimal können auch Sie, 
meine Damen und Herren, dieses Geld nicht ausgeben. 

(Beifall bei der FDP) 

Für die Eingliederungsmaßnahmen sind knapp 

6.5 Milliarden Euro vorgesehen. Im vergangenen Jahr 

(B) lagen diese Ausgaben bei 3,5 Milliarden Euro. Im ersten 
Drittel dieses Jahres sind 1,14 Milliarden Euro abgeflos- 
sen. Nichts spricht also dafür, dass es in diesem Jahr 
mehr als 3,5 Milliarden Euro werden. 

(Markus Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Genau! Das gilt es zu ändern! Das ist 
nämlich ein Skandal!) 

Deswegen hat die FDP beantragt, diesen Titel auf 

3.5 Milliarden Euro zu kürzen und mit den eingesparten 
3 Milliarden Euro einen Beitrag zur Haushaltskonsoli- 
dierung zu leisten. Unser Antrag hätte also zur Folge, 
dass die Eingliederungsmaßnahmen in gleicher Höhe 
wie im Vorjahr fortgeführt würden. Alles, was gestern zu 
diesem Punkt gesagt worden ist, ist schlichtweg falsch. 

(Beifall bei der FDP) 

Mit unserem „Liberalen Sparbuch“ haben wir Ihnen 
mit fast 500 Anträgen Sparvorschläge in einer Größen- 
ordnung von 8,3 Milliarden Euro geliefert. Sie haben sie 
abgelehnt. Sie denken nicht ans Sparen. Hätten Sie un- 
sere Vorschläge aufgegriffen, hätten Sie die Maastricht- 
kriterien einhalten können. Dass Sie das nicht geschafft 
haben, stört Sie aber nicht. Der Stabilitätspakt wird 2006 
wieder verletzt. Der Haushalt 2006 ist wieder verfas- 
sungswidrig. Sämtliche Anstandsgrenzen der Haushalts- 
politik sind also verletzt. Die Regierung verfährt nach 
dem Motto: Ist der Ruf erst ruiniert, lebt es sich ganz un- 
geniert. 

(Beifall bei der FDP) 


Als Fazit bleibt nur: Dieser erste schwarz-rote Haus- (C) 
halt ist kein Stück Verbesserung - im Gegenteil, er läuft 
weiter in die falsche Richtung. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Das Wort hat die Kollegin Waltraud Lehn, SPD-Frak- 
tion. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Waitraud Lehn (SPD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Zunächst einmal möchte ich mich bei den Mitberichter- 
stattem für die sehr faire und konstruktive Beratung, die 
wir über viele Wochen miteinander hatten, recht herzlich 
bedanken. Trotz oft unterschiedlicher Auffassungen 

- auch in der Opposition gab es unterschiedliche Auffas- 
sungen; das sind bei diesem Einzeplan wirklich drei un- 
terschiedliche Oppositionslinien - war die Zusammen- 
arbeit insgesamt sehr gut und wir konnten eine sehr 
offene Auseinandersetzung führen. 

Bedanken möchte ich mich auch beim Minister, der 
uns über einen langen Zeitraum zur Verfügung gestan- 
den und die vielfältigen Anfragen sehr offen beantwortet 
hat, manchmal mehrere Dutzend pro Woche. Das Minis- 
terium war ausgesprochen fleißig und hat gut zugearbei- 
tet, sodass wir die Beratungen selber in der gebührenden 
Form abschließen konnten. Den Mitarbeitern in seinem 
Haus, besonders der Haushaltsabteilung, aber auch dem 
Finanzministerium und dem Bundesrechnungshof herz- 
lichen Dank! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir beraten heute 
über fast 45 Prozent des gesamten Haushalts. Von insge- 
samt 262 Milliarden Euro geben wir 119,5 Milliarden 
Euro, also 45 Prozent, nur für den Sozialbereich 

- Einzelplan 11 - aus. Nimmt man die rund 10 Milliar- 
den Euro hinzu, die wir an anderer Stelle an Sozialaus- 
gaben leisten, dann bedeutet das, dass wir von 100 Euro 
Steuern, die wir von den Menschen in diesem Land er- 
halten, 72 Euro an sie zurückgeben - allein für Sozial- 
leistungen! 

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Dann kann man 
es ja auch gleich dalassen!) 

Wenn man sich das vor Augen führt, merkt man sehr 
schnell, dass für die übrigen Bereiche zu wenig Geld üb- 
rig bleibt. Das ist sicherlich nicht gut. 

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Und deshalb 
wollt ihr die Steuern erhöhen! Aha!) 

Aber wir arbeiten an einer positiven Entwicklung, weni- 
ger spektakulär als vermutet, aber sehr geradlinig und 
sehr konsequent. Für den Sozialhaushalt bedeutet das: 

Erstens. Wir brauchen eine Balance zwischen dem, 
was der Staat für diejenigen leisfen muss, die wirklich 
darauf angewiesen sind, und dem, was er insgesamt aus- 
geben kann. Also müssen entweder die Einnahmen stei- 
gen oder die Ausgaben sinken - am besten beides, sage 
ich. 
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(A) Zweitens. Die zukünftigen Generationen, unsere Kin- 
der und Enkel, brauehen eigene Handlungsmögliehkei- 
ten. Deshalb müssen die Schulden abgebaut werden, sie 
dürfen nieht erhöht werden. Wir brauehen mehr Geld für 
Bildung und Forsehung; das sind Investitionen in un- 
sere Kinder und damit in unsere Zukunft. 

Drittens. Die Sieherung des Sozialstaates ist die beste 
Garantie für den sozialen Frieden und für Wachstum 
und Beschäftigung. Deshalb sind alle den Prinzipien 
des Sozialstaates verpfliehtet, aueh diejenigen, die sieh 
hier gelegentlieh als nieht - oder ieh sage besser: nieht 
mehr - zuständig empfinden. 

Diese drei Grundgedanken müssen wir berüeksiehti- 
gen, wenn wir über die Ausgaben für den Sozialstaat re- 
den. Das müssen aueh diejenigen wissen, die die Hilfe 
des Staates beanspruehen. Sie müssen sieh fragen lassen, 
ob sie wirklieh alles getan haben, um sieh selbst zu hel- 
fen, und ob sie wirklieh alles einbringen, was ihnen 
möglieh ist. Es geht nieht, zunäehst einmal zu sehauen, 
was beim Staat zu holen ist, und sieh erst dann darum zu 
kümmern, was man selbst tun muss. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Aber, meine Damen und Herren, eine solehe Haltung 
hat sieh in den letzten Jahrzehnten aueh deshalb, viel- 
leieht vor allem deshalb entwiekelt, weil sowohl einige 
Prominente - da sind manehe ehemalige Fußballspieler 
nieht ausgenommen - 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 

(B) LINKEN) 

als aueh manehe Unternehmen in diesem Land alles, 
aber aueh wirklieh alles dafür tun, um sieh von Steuer- 
zahlungen zu befreien. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN) 

Das exzessive Suehen und Ausnutzen von Steuer- 
sehlupfiöehem ist zu einer Selbstverständliehkeit, ja 
sehon fast zu einem Sport geworden. Das hat nieht zu- 
letzt dazu geführt, dass aueh die Mensehen mit kleinem 
Einkommen naeh Mitnahmemögliehkeiten suehen. 

Bei den Haushaltsberatungen ist die Finanzierung des 
Bereiehs Arbeit zugegebenermaßen der Bereieh, der uns 
zurzeit Sorgen bereitet. Wie sehon im vergangenen Jahr 
liegen die Ausgaben beim Arbeitslosengeld II in die- 
sem Jahr voraussiehtlieh über dem ursprünglieh ange- 
nommenen Wert. Grund dafür ist naeh wie vor die hohe 
Zahl an Bedarfsgemeinsehaften sowie die steigende Zahl 
derjenigen Hilfebezieher, die ergänzend zum Arbeitslo- 
sengeld I oder ergänzend zu dem, was sie an Arbeitslohn 
erhalten, Arbeitslosengeld II erhalten müssen. 

Um den wahrseheinliehen Mehrbedarf hier ohne zu- 
sätzliehe Neuversehuldung auszugleiehen, haben wir bei 
den veransehlagten Ausgaben für die Eingliederung von 
Empfängern des Arbeitslosengelds II eine Sperre in 
Höhe von 1 , 1 Milliarden Euro vereinbart. Das ist uns 
nieht leieht gefallen; denn im Gegensatz zu dem, was Sie 
gesagt haben, Frau Winterstein, sind bereits heute, wie 


die Arbeitsagentur nieht nur mir sondern aueh Ihnen (C) 
sehriftlieh mitgeteilt hat, mehr als zwei Drittel dieser 
Mittel insgesamt gebunden. 

Im Gegensatz zum letzten Jahr ist es so, dass man be- 
reits Anfang dieses Jahres mit guten, vernünftigen Maß- 
nahmen, die den Mensehen helfen sollen, wieder einen 
Arbeitsplatz zu finden, arbeiten konnte und das aueh ge- 
tan hat. Von daher setzen wir darauf, dass diese Mittel, 
die ursprünglieh für dieses Jahr veransehlagt waren, im 
näehsfen Jahr dann aueh fafsäehlieh verausgabt werden. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwisehenfrage des 
Kollegen Dehrn? 

Waitraud Lehn (SPD): 

Aber sieherlieh. 

(Jörg van Essen [FDP]: Der legt doeh Wert auf 
den Doktortitel, habe ieh gelesen!) 

Dr. Diether Dehrn (DIE LINKE): 

Frau Kollegin, weil ieh vorgestern vom Bundesfi- 
nanzminister darauf keine Antwort erhalten habe, versu- 
ehe ieh es bei Ihnen - ermutigt aueh von Ihrer klaren, 
fast zu Ende geführten Andeutung. Könnte es sein, dass 
Sie mit den Fußballern aueh den Kaiser Franz Beeken- 
bauer meinen? Denn in der Presse steht, dass er in Kitz- 
bühel seinen Steuerwohnsitz hat. 

Der Finanzminister hat nieht geantwortet. So geht es 
jedenfalls dureh die Presse: Ieh hatte einmal ausnahms- (D) 
weise nieht nur naeh der Steuermeidung dureh Deut- 
sehe Bank, BMW und Daimler-Chrysler gefragt, son- 
dern eben aueh naeh Franz Beekenbauer. Wie kommt es 
bei den Mensehen an - um deren Steuersolidität haben 
Sie ja hier geworben -, wenn sieh die Frau Bundeskanz- 
lerin in der Öffentliehkeit Tag für Tag, Sfunde für Stunde 
neben Franz Beekenbauer präsentiert? 

(Hartmut Kosehyk [CDU/CSU]: Sie wären 
froh, wenn Sie sieh neben Beekenbauer prä- 
sentieren könnten!) 

- Wir zahlen ordentlieh unsere Steuern. Das erwarten 
wir aueh von dem, der als oberster Repräsentant der 
deutsehen Sportkultur fungieren möehte. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Waltraud Lehn (SPD): 

Ieh will gerne auf die Frage eingehen. 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Solehe Fragen 
sind dem Lafontaine unangenehm!) 

Ieh glaube, dass es falseh ist, wenn man hier naeh 
Einzelpersonen sehaut, weil es ein kollektives Problem 
ist. Es ist ein Problem von Mensehen, die es ohne jedes 
Unreehtsbewusstsein für selbsfverständlieh eraehten, zu 
sehauen, wie sie mögliehst viel von ihrem Geld an der 
Finanzierung der gesellsehaftliehen Aufgaben vorbei ir- 
gendwohin transferieren können, wohin immer das aueh 
sein mag. Die Frage, ob das Herr Beekenbauer maeht. 
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(A) kann ich Ihnen überhaupt nicht beantworten. Ich kann 
Ihnen aber eines sagen: Wir wissen, dass sich promi- 
nente Einzelpersonen so verhalten. 

Ich glaube, es war Herr Müller von der Firma, die die 
Müller-Milch herstellt, der gesagt hat: Ich gehe in die 
Schweiz, damit meine Erben von meinem großen Ver- 
mögen möglichst viel behalten. Solche Aussagen gibt es 
also. Sie werden in den Medien nicht angegriffen und ih- 
nen wird meiner Meinung nach nicht mit der gebotenen 
Skepsis begegnet. Ich denke, dass diejenigen, die in die- 
sem Land davon profitieren, dass wir einen hohen Stan- 
dard haben und dass hier nach wie vor viele gut ausge- 
bildete Menschen arbeiten, insgesamt und jeden Tag 
eine Verpflichtung gegenüber diesen Menschen und die- 
sem Land haben; denn es kann nicht sein, nur zu jubeln, 
wenn ein Tor für Deutschland geschossen wird. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Frau Kollegin, gestatten Sie noch eine Zwischenfrage 
des Kollegen Dehrn? 

Waltraud Lehn (SPD): 

Nein, ich denke, das sollten wir nicht tun, weil es 
dann ein Dialog wird. Am Rande des Plenums stehe ich 
aber gerne zu jedem Gespräch zur Verfügung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU - Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: 

Zu großzügig! - Klaus Brandner [SPD]: Auf 
diese Art und Weise bekommt er eine Einzel- 
audienz!) 

- Ja, genau. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben die In- 
strumente für den Arbeitsmarkt mit dem Ziel korrigiert, 
weniger Arbeitslose, längere Erwerbszeiten, einen weni- 
ger großzügigen Gestaltungsspielraum und eine Ein- 
schränkung der Möglichkeiten zum Missbrauch zu errei- 
chen. Ich sage aber noch einmal: Es sind weniger die 
Missbräuche als die Gestaltungsmöglichkeiten, die uns 
Probleme machen. Um unser Ziel zu erreichen, brauchen 
wir Unternehmen, die ihrer Verantwortung endlich nach- 
kommen und nicht wie bisher trotz hoher Renditen Ent- 
lassungen vornehmen und Ausbildungsplätze streichen. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Durch die Senkung der Beiträge zur Arbeitslosen- 
versicherung zum 1. Januar 2007 haben wir einen wich- 
tigen Impuls für die Schaffung neuer Arbeitsplätze ge- 
schaffen. In den Wirtschaftsgutachten aller Institute 

- das hat man ja selten - wird bestätigt, dass die Rah- 
menbedingungen für eine kräftige Entspannung auf dem 
Arbeitsmarkt seit Jahren nicht so gut gewesen sind wie 
derzeit. Jetzt kommt es aber darauf an, dass die Wirt- 
schaft ihre gesamtgesellschaftliche Verantwortung wahr- 
nimmt. 

Die Senkung der Beiträge zur Arbeitslosenversiche- 
rung führt zu einer realen Entlastung der Arbeitgeber 
und der Beschäftigten um jeweils 2,8 Milliarden Euro. 


Die Bundesagentur für Arbeit kann die Absenkung des (C) 
Beitrags mit dem von ihr in diesem Jahr zu erwartenden 
Überschuss locker finanzieren, weil sie zusätzlich Geld 
aus der Mehrwertsteuererhöhung erhält. Dies wird bei 
manchen Diskussionsbeiträgen überhaupt nicht beachtet: 

1 Prozentpunkt der Mehrwertsteuererhöhung dient der 
Absenkung des Beitrages zur Arbeitslosenversicherung. 

(Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: 

Eine gute Nachricht!) 

Am Beispiel des Arbeitsmarkts wird deutlich, dass 
der Staat auch in Zukunft seinen Beitrag leistet, um 
Menschen zu unterstützen, wenn sie Hilfe brauchen. Er 
ist auch ein Beispiel dafür, dass wir bei knapper werden- 
den Haushaltsmitteln und bei großen Haushaltsdefiziten 
vor den sicherlich unangenehmen Fragen stehen, was 
der Staat sinnvollerweise überhaupt leisten kann, welche 
Hilfe politisch gewollt ist und wie sie ausgestaltet sein 
muss. Nur so werden wir den Sozialstaat sicher halten 
können. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir stehen aber auch vor den Fragen, welche Verant- 
wortung der Einzelne hat und welche Verantwortung ge- 
rade auch die Wirtschaft und Unternehmen in diesem 
Zusammenhang haben. Ich halte es für einen ganz be- 
sonderen Skandal, dass es Unternehmen gibt, die keine 
Ausbildungsplätze anbieten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN - Fritz Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sagen Sie mal, welche!) 

Sie handeln damit nicht nur grob fahrlässig gegenüber 
den jungen Menschen, die einen Ausbildungsplatz su- 
chen, sondern sie schaffen mit dieser Verweigerungshal- 
tung Arbeitslose und somit die finanziellen Belastungen 
dieses Landes von morgen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN) 

Wir alle sind gefordert: die Politik, die Unternehmen, 
die Gewerkschaften, aber auch jede und jeder Einzelne. 

Die Leistungsfähigkeit unseres Staates ist begrenzt. Wir 
müssen die hohe Staatsverschuldung von 1,4 Billionen 
Euro abbauen. Die Bewegungsfreiheit kommender Ge- 
nerationen darf nicht von einem engen Schuldenkorsett 
bestimmt werden und wir müssen in die Zukunft inves- 
tieren. 

Wir müssen aber auch Verlässlichkeit schaffen, zum 
Beispiel für die alten Menschen, die Rentner und Rent- 
nerinnen und die Kranken, das heißt für diejenigen, die 
Hilfe brauchen. Die Verlässlichkeit muss aber für beide 
Seiten gelten. Die Menschen müssen wissen, dass sie 
Unterstützung erhalten, wenn sie sie brauchen. Gleich- 
zeitig braucht der Staat die Gewissheit, dass seine Hilfe 
nur dann in Anspruch genommen wird, wenn Selbsthilfe 
nicht möglich ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Wir brauchen Unternehmen, die ihr Heil nicht nur in Ge- 
winnmaximierung suchen, sondern die sich ihrer gesell- 
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(A) schaftlichen Verantwortung bewusst sind und ihr gereeht 
werden. 

Herzliehen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Das Wort hat die Kollegin Katja Kipping, Fraktion 
Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Katja Kipping (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Frau 
Lehn, Sie haben viele Punkte angesproehen, bei denen 
wir von der Linken klatsehen konnten. Aber man muss 
sieh in einer Haushaltsdebatte aueh mit den Gesetzen 
auseinander setzen, die Sie in den letzten Woehen mit 
durehgedrüekt haben. Diese spreehen leider eine andere 
Spraehe. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord- 
neten der FDP) 

Sie spreehen folgende Spraehe: In dem Wahn, den 
sehwarzen Peter für die Massenarbeitslosigkeit den Er- 
werbslosen in die Sehuhe zu sehieben, hat die große Ko- 
alition bisher leider vor niehts zurüekgesehreekt, aueh 
nieht vor der Verfassung. Verfassungsmäßig gesehützte 
Reehte und Prinzipien wurden leiehtfertig geopfert. 

/ßx (Beifall bei Abgeordneten der LINKEN - Petra 
Merkel [Berlin] [SPD]: Wo denn?) 

Dies spiegelt sieh aueh im vorliegenden Haushalt wider. 
Darin sind bereits Kürzungen eingeplant, die dureh die 
Versehärfung der Hartz-IV-Regelungen erreieht werden 
sollen. Das möehte ieh an drei Beispielen erläutern. 

Erstens. Die Umkehr der Beweislast bei den 
Bedarfsgemeinschaften ist ein Angriff auf den Reehts- 
staat. 

(Beifall bei der LINKEN - Laehen bei der 
SPD) 

„Im Zweifel für den Angeklagten“ ist ein reehtsstaatli- 
ehes Prinzip, das hierzulande selbst für Mörder gilt. 
Aber für Erwerbslose, die in einer Wohngemeinsehaft le- 
ben, soll dies künftig außer Kraft gesetzt werden. 

(Petra Merkel [Berlin] [SPD]: Das sind doeh 
keine Angeklagten!) 

Der Bundessozialriehter Ulrieh Werner hat diese Be- 
weislastumkehr zu Reeht als völlig verkehrt bezeiehnet. 
Ieh zitiere seine Begründung: 

Weil zwei Personen im Reehtssinne nieht beweisen 
können, dass sie einander nieht in einer eheähnli- 
ehen Gemeinsehaft verbunden sind, kann ihnen 
aueh keine entspreehende Beweislastumkehr aufer- 
legt werden. 

Wir fordern die Koalition deswegen auf: Nehmen Sie die 
Beweislastumkehr zurüek! 


(Beifall bei der LINKEN) 

Zweitens. CDU und SPD untergraben das Grund- 
recht auf freie Berufswahl. In Art. 12 Abs. 1 des 
Grundgesetzes heißt es: 

Alle Deutsehen haben das Reeht, Beruf, Arbeits- 
platz und Ausbildungsstätte frei zu wählen. 

Aber beim Fortentwieklungsgesetz haben Sie besehlos- 
sen, dass Erwerbslose jedes Angebot annehmen müssen. 
Dies ist ein Angriff auf die verfassungsreehtlieh ge- 
sehützte freie Wahl des Arbeitsplatzes, die dureh eine 
Diffamierungskampagne und künstliehe Missbrauehsde- 
batte flankiert wird. 

(Beifall bei der LINKEN - Widersprueh bei 
der SPD - Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/ 
CSU]: Die PDS hat ein Problem mit der Ver- 
fassung!) 

Wenn Sie sieh so über unsere Kritik aufregen, dann 
möehte ieh Sie daran erinnern, dass wir mit dieser Kritik 
nieht alleine stehen. Namhafte Bürgerreehtsvereinigun- 
gen wie der Republikanisehe Anwälteverein, das Komi- 
tee für Grundreehte und Demokratie, die Humanistisehe 
Union und viele andere kritisieren diese Entwieklung 
aufs Sehärfste. 

(Widersprueh bei der CDU/CSU und der SPD) 

In dem von ihnen verfassten Grundreehte-Report finden 
sie ziemlieh klare Worte zu den aktuellen Entwieklun- 
gen. Darin heißt es: 

Hartz IV sehafft Arbeitszwang statt Berufsfreiheit 
und pausehaliert die Mensehenwürde. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Bei der Vorstellung des aktuellen Grundreehte-Re- 
ports in Karlsruhe fand die frühere Präsidentin des Bun- 
desverfassungsgeriehtes, Jutta Limbaeh, klare Worte für 
die ständig am Koehen gehaltene Missbrauehsdebatte. 

Soleh eine Geisteshaltung 

- so Limbaeh zu der Missbrauehsunterstellung - 

maehe unempfindlieh für die Grund- und Men- 
sehenreehte der sozial und ökonomiseh Sehwaehen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Das ist das Urteil einer ehemaligen Präsidentin des Bun- 
desverfassungsgeriehtes zu Ihrer Politik! 

Drittens. CDU, CSU und SPD rütteln am Sozial- 
staatsprinzip. Bei nieht willfährigem Verhalten können 
sowohl das Arbeitslosengeld II als aueh die Kosten der 
Unterkunft um bis zu 100 Prozent gekürzt werden und 
selbst die Saehleistungen wie Lebensmittelkarten sind 
nur eine Kannregelung und nieht definitiv garantiert. 

Wenn also Mensehen im Zweifelsfall zum Hungern 
und Frieren freigegeben werden, 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

dann ist das Sozialstaatsprinzip nun wahrlieh gefährdet. 

(Beifall bei der LINKEN - Zurufe von der 
CDU/CSU) 
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(A) - Nein, es handelt sieh eben nieht um Arbeitsplätze. Es 
wird gefordert, dass sie jedes, aber auch jedes Angebot 
annehmen müssen, jeden 1 -Euro- Job und jede andere 
Zwangsmaßnahme, die Sie sich einfallen lassen. An- 
sonsten können die Leistungen um 100 Prozent gekürzt 
werden. Sie sollten einmal Ihre eigenen Änderungsan- 
träge lesen. 

(Waltraud Lehn [SPD]: „Zwangsmaßnahme“!) 

Meine Damen und Herren von CDU/CSU und SPD, 
die Gewährung eines Existenzminimums für jeden 
Menschen ist keine Entscheidung, die unserer Laune ob- 
liegt, und auch nicht ein Akt besonderer Großzügigkeit 
oder Mildtätigkeit. Bei der Gewährung eines Existenz- 
minimums für jeden hier lebenden Menschen handelt es 
sich schlicht und ergreifend um ein Verfassungsgebot - 
ein Verfassungsgebot, das wir ernst nehmen müssen und 
zu verteidigen haben. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Denn das Sozialstaatsprinzip genießt innerhalb unserer 
Verfassung einen besonderen Rang, schließlich ist es 
durch die Ewigkeitsgarantie des Art. 79 Grundgesetz ga- 
rantiert. 

Während Millionen Menschen in diesem Land nun 
mehr Armut und mehr Repressionen bange entgegense- 
hen, planen CDU und CSU weiteren Sozialraub. Offen- 
sichtlich sind inzwischen alle moralischen Dämme ge- 
brochen. Zumindest wird dieser Eindruck erweckt, wenn 
man an die aktuellen Forderungen des arbeitsmarktpoli- 
tischen Sprechers Stefan Müller von der CDU/CSU 

(B) denkt. Er schlug vor, alle Langzeitarbeitslosen zu einem 
Gemeinschaftsdienst zu verpflichten. Mit diesem Vor- 
stoß beweisen Sie eines ganz klar, nämlich dass Ihnen 
die Verfassung egal ist. Denn in Art. 12 Abs. 3 heißt es 
eindeutig: 

Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich verordne- 
ten Freiheitsentziehung zulässig. 

Als dieser menschenverachtende Vorstoß in der Zei- 
tung erschien, rief bei mir ganz aufgeregt eine Arbeitslo- 
sengeld-ll-Bezieherin an und fragte mich, wann dieser 
Arbeitsdienst eingerichtet werde. Ich muss sagen, es ist 
verwunderlich, dass aus den Reihen von CDU/CSU zu 
diesem menschenverachtenden Vorstoß nur ein Satz zu 
hören war: Dies sei nicht abgestimmt. Als ob dieser Vor- 
stoß besser werden würde, wenn er abgestimmt worden 
wäre. Deshalb fordern wir ganz klar: Distanzieren Sie 
sich von dieser Zwangsmaßnahme! 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vor kurzem forderte der SPD- Vorsitzende Beck von 
Armen und Erwerbslosen mehr Anstand ein. Man müsse 
ja nicht alles herausholen, was einem zustehe. So Beck 
in Richtung der Erwerbslosen. 

Ja, mit vollem Bauch und gut gefülltem Konto lässt 
sich leicht Verzicht von denjenigen einfordem, denen es 
nicht so gut geht. Da drängt sich natürlich die Gegen- 
frage auf: Herr Beck, auf welche Steuervergünstigungen 
verzichten Sie denn in Zukunft freiwillig und selbsflos? 

(Beifall bei der LINKEN) 


Nachdem Herr Beck 14 Kilogramm abgenommen (C) 
hatte, erklärte er gegenüber den Medien: Ich kann den 
Gürtel nicht mehr enger schnallen, er ist im letzten Loch. 

(Waltraud Lehn [SPD]: Hoch fachlich!) 

Eine weise Erkenntnis. Diese Sensibilität für die Be- 
grenztheif des Gürtel-enger-Schnallens sollte aber nicht 
beim eigenen Gürtel Halt machen. Deswegen sollten 
Herr Kurt und seine Sozialdemokraten aufhören, die 
Ärmsten in dieser Gesellschaft dazu zu verdonnern, den 
Gürtel immer enger zu schnallen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Statt weiterer Kürzungen beim Arbeitslosengeld 11 be- 
darf es einer Überwindung des Arbeitslosengeldes 11 hin 
zu einer repressionsfreien sozialen Grundsicherung. Die 
Erhöhung des Regelsatzes auf 420 Euro ist das Min- 
deste, was einem Menschen zustehen sollte. 

Wir werden dies mit einem Änderungsantrag einbrin- 
gen und bitten um Zustimmung. 

Danke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Das Wort hat der Kollege Hans-Joachim Fuchtel, 
CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hans-Joachim Fuchtei (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte mich nicht lange bei dem aufhalten, was gerade 
von der PDS gesagt worden ist. Nur so viel: Das ist wohl 
die falsche Gruppe, die zu dem Thema Stellung nimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Komelia Möller 
[DIE LINKE]: Die Linke!) 

Wenn bereits 51 Prozent der Ausgaben für Soziales 
eingesefzf werden, dann muss man sich doch fragen, ob 
damif nicht ein ganz gewaltiges Zeichen für diesen So- 
zialsfaaf gesefzf worden isf. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Vielleicht sagen Sie einmal Ihren Leuten, dass wir da- 
ran arbeiten müssen, dass jeder, der eine Arbeit angebo- 
ten bekommt, diese auch annimmt; denn es sind auch 
Ihre Wähler als Arbeitnehmer, die an der Aufbringung 
der Mittel mittragen und die dafür mif zahlen müssen, 
dass andere eine Leistung bekommen können. Vielleicht 
sagen Sie das Ihren Leuten einmal, wenn Sie hier schon 
so großspurig auftreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP) 

Ich möchte auf die positiven Aspekte des Haushalts 
zu sprechen kommen; sie sind gewaltig. Der gewaltigste 
ist, dass wir zum ersten Mal nach 21 Jahren keinen Bun- 
deszuschuss für die Bundesagentur für Arbeit benöti- 
gen. Das ist eine Weichenstellung besonderer Art, und 
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(A) dies bereits nach sieben Monaten große Koalition, Frau 
Kollegin Winterstein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Genauso wichtig sind die Weichenstellungen zuguns- 
ten von Beitragssenkungen im nächsten Jahr. Die Wei- 
chen wurden dabei so gestellt, dass die Bundesagentur 
für Arbeit die Vorgabe von 1 Prozent tatsächlich bewälti- 
gen kann. Damit entfällt ein Risiko für den Bundeshaus- 
halt, wenn die Beitragssenkungen wirksam werden. Das 
ist ein ganz wichtiger Punkt. 

Nebenbei gesagt: Im Hinblick auf die prognostizierte 
Entwicklung der Rentenversicherung müssen wir uns 
ebenfalls keine Sorgen um den Bundeshaushalt machen. 
Das ist auch ein wichtiger Punkt, wenn es darum geht, 
die Zukunft zu gestalten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Hier sind ordnungspolitische Fragen angesprochen 
worden. Die Arbeitslosenversicherung ist in allererster 
Linie eine Risikoversicherung. Deswegen muss alles an- 
dere, was nicht der Risikoabsicherung dient, vom Steu- 
erzahler finanziert werden. Dementsprechend müssen 
wir unsere Politik gestalten. Das tun wir mit dem vorlie- 
genden Haushalt auch. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ein weiterer wichtiger Punkt ist die Entlastung der 
Beitragszahler. Leistung muss sich wieder lohnen. Wir 
sorgen dafür, indem wir die Beiträge senken. Es wird uns 
mit dem vorliegenden Haushalt gelingen, im nächsten 
Jahr die Quote der Sozialabgaben auf unter 40 Prozent 
zu senken. Man hat sich dieses Ziel schon sehr lange ge- 
setzt, aber nie erreicht. Aber dieses Mal wird es gelin- 
gen, und dies bereits nach sieben Monaten große Koali- 
tion, Frau Winterstein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bin der Auffassung, dass trotz aller Probleme 
wichtige und positive Signale von dem vorliegenden 
Haushalt ausgehen werden, und zwar auch für den ersten 
Arbeitsmarkt; darauf kommt es an. Die Einschätzung ist 
sicherlich richtig, dass durch die Umgestaltung der Ich- 
AG zu effektiveren, transparenteren und preisgünstige- 
ren Lösungen ein weiterer Beitrag zur Entlastung des 
Haushalts der Bundesagentur für Arbeit geleistet wird 
und dass damit eine Sicherung gegeben ist, die dafür 
sorgt, dass wir keine Überraschungen erleben müssen, 
und zwar weder in diesem noch im nächsten Jahr. So 
muss es weitergehen. 

In diesem Zusammenhang ist für meine Fraktion fol- 
gender Punkt sehr wichtig: Sollte die Bundesagentur für 
Arbeit Überschüsse erwirtschaften, dann sind sie in al- 
lererster Linie für weifere Beifragssenkungen zu verwen- 
den; denn nur auf diese Weise werden wir das Ziel errei- 
chen, die Beifragslasf auf das Niveau von vor 1989 zu 
reduzieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sind auf einem gufen Weg; er muss forfgesefzf wer- 
den. Mif einem Beifragssafz in der Arbeifslosenversiche- 


rung von 4,5 Prozenf sind wir von unserem Ziel nur noch (C) 
1 Prozenfpunkt entfernt. Es muss uns gelingen, den Bei- 
tragssatz um einen weiteren Prozentpunkt zu senken; da- 
ran müssen wir arbeiten. 

Ich möchte deutlich machen: Die Finanzierung der 
Leistungen im Zusammenhang mit dem Arbeitslosen- 
geld II wird durch Steuermittel sichergestellt. Hier ist 
der Bundeshaushalt gefordert. Es darf nicht erneut eine 
Verschiebung zulasten der Beitragszahler vorgenommen 
werden. Darauf muss konsequent geachtet werden. Wir 
von der Union sind dankbar, dass unser Koalitionspart- 
ner unseren Wünschen Rechnung getragen hat und dass 
wir ein entsprechendes Paket vorlegen konnten. 

Erinnern wir uns an die Situation, als Herr Clement 
hier stand - damals waren die Verhältnisse noch etwas 
anders, wie wir wissen -; man ging davon aus, dass 
14 Milliarden Euro gebraucht würden. Wir haben das 
damals nicht so ganz geglaubt; darin sind wir uns mit an- 
deren einig gewesen. Es hat auch nicht so funktioniert, 
wie es vorgesehen war. Ich sage an die Adresse der Grü- 
nen: Wenn man da besser aufgepasst hätte, wäre die Si- 
tuation jetzt einfacher. Die Ausgabensteigerung ist mit 
brutto nahezu 2 Prozentpunkten Mehrwertsteuer groß ! 
Denken Sie einmal daran, welch komfortable Situation 
wir hätten, wenn die Prognosen von Clement eingetreten 
wären! Das wäre eine ganz andere Ausgangssituation. 

Aber da wir jetzt nun einmal in dieser Situation sind, 
werden wir mithelfen, dass es besser wird. 

Dazu gehört natürlich auch, dass wir weiter an Kos- 
teneinsparungen bei Hartz IV arbeiten werden: 

(D) 

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Da sind wir aber 
gespannt!) 

Umsetzung der beschlossenen Maßnahmen und Nutzung 
aller Einsparungspotenziale, zunächst einmal im Verwal- 
tungsbereich, im Gesetzesvollzug und beim Missbrauch. 

Es kann nicht so sein, dass sich die einen die Steuer und 
die anderen Hartz IV gestalten und dazwischen die ehrli- 
chen Steuerzahler und Leistungsempfänger sind. Wir 
sind auf der Seife der ehrlichen Sfeuerzahler und Leis- 
tungsempfänger. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
nefen der SPD) 

Deswegen muss Missbrauch mif aller Kraft be- 
kämpft werden. Missbrauch darf nicht länger ein Kava- 
liersdelikt sein. Es kann nicht sein, dass Missbrauch 
zwar zur Anzeige gebracht wird, aber nicht zur Verurtei- 
lung führt, da die Verfahren in großem Stil eingestellt 
werden. Sozialleistungsmissbrauch, egal wer ihn be- 
treibt, muss bekämpft werden. Daran muss stärker unter 
generalpräventiven Gesichtspunkten herangegangen 
werden, damit wir den Ehrlichen und den Schwachen, 
der die Leistung braucht, besser in Schutz nehmen und 
ihm die Leistung auch gewähren können. 

In diesem Zusammenhang wird es natürlich auch da- 
rauf ankommen, zu klären, wer bei den Arbeitsgemein- 
schaften künftig den Huf aufhaf. Mir sagen die Kollegen 
aus Thüringen beispielsweise, dass die Optionskommu- 
nen wesentlich bessere Ergebnisse bringen als andere. 
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(A) (Jörg van Essen [FDP]: So ist es aueh!) 

leh höre, dass Arbeitsgemeinsehaften mehr Selbststän- 
digkeit wünsehen, um besser voranzukommen, die Spar- 
ziele besser einzuhalten und mehr Treffsieherheit zu er- 
reiehen. 

Die Diskussion um Hartz IV ist noeh nieht am Ende. 
Es gibt noeh sehr viele Potenziale. Es wird uns gelingen, 
hier zu niedrigeren Ausgaben zu kommen, ohne dass wir 
den Leuten gleieh etwas wegnehmen müssen. Das muss 
die erste Zielsetzung bei dem Ganzen sein. 

Es kann nieht sein, dass die Leistung gewährt wird, 
seehs Monate lang niehts gesehieht und dann die erste 
Maßnahme beginnt. Wir müssen für Folgendes sorgen: 
Derjenige, der eine Leistung bekommt, muss unverzüg- 
lieh und unmittelbar ein Angebot zur Arbeitsaufnahme 
oder wenigstens zur Erprobung erhalten. Wenn wir das 
erreiehen, werden die Leute von selbst daran interessiert 
sein, dass sie mögliehst sehnell aus dieser Situation he- 
rauskommen. Dann werden sieh die Probleme aueh sehr 
sehnell etwas reduzieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Probleme sind da. Man muss wissen, dass bei- 
spielsweise 15 Prozent der Beratungsgespräehe ausfal- 
len. Hier würden wir uns niehts vergeben, wenn wir die 
Leute, die einfaeh nieht erseheinen, mit einer Säumnis- 
gebühr belegen würden. 

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Wohl wahr!) 

(B) So etwas muss einfaeh gemaeht werden, um Zeiehen zu 
setzen. 

(Zurufe von der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

- Da sehreien Sie. Ist es in Ordnung, wenn man einfaeh 
nieht erseheint und der Apparat stillsteht? Ihrer Ansieht 
naeh maeht das alles wohl niehts. Dieser Sehlendrian 
darf aber nieht sein; sonst werden wir nie in eine entspre- 
chende finanzielle Situation kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte mich einem weiteren Punkt widmen, den 
auch schon die Kollegin Lehn angesprochen hat, näm- 
lich den Ausgaben für die Eingliederungshilfe. Hier un- 
terscheidet sich die Position der Union von jener der 
FDP. Man kann nicht einfach das Geld streichen und 
sagen: Dann gibt es halt nichts mehr. Aufgrund der 
besonders hohen Arbeitslosigkeit in manchen Bereichen 
in Deutschland müssen wir sorgfältig mit den Einglie- 
derungsmaßnahmen umgehen. Richtig ist, dass 50 Pro- 
zent der Ausgaben in Richtung Ostdeutschland fließen, 
weil dort die Probleme am größten sind. 

Wir werden das Geld aber nicht unüberlegt unter die 
Leute bringen, sondern gemeinsam mit dem Minister 
sehr sorgfältig darauf achten, dass effektiv gearbeitet 
wird und dass derjenige, der eine solche Leistung benö- 
tigt, die Chance hat, sie auch zu bekommen. Das Ganze 
darf nicht nur fiskalisch betrachtet werden, sondern der 
Mensch muss im Mittelpunkt stehen. Das ist christlich- 


demokratische und christlich-soziale Politik. Da gibt es 
zwischen uns ganz gewaltige Unterschiede. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, da dieser Bereich im Mit- 
telpunkt steht, habe ich mich ihm etwas ausführlicher 
gewidmef. Wenn wir die ALG-II-Problemafik besser in 
den Griff bekommen, dann werden wir auch bezüglich 
des Sozialhaushalfes Enfwamung geben können; denn 
dann wird der Sozialhaushalf noch mehr zur Konsolidie- 
rung des Gesamthaushalfs beifragen können. Das isf un- 
sere Zielsefzung, an der wir weifer arbeifen werden. Wir 
werden den Minister in seinen Bemühungen voll unter- 
stützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Nächste Rednerin ist Kollegin Anja Hajduk, Bünd- 
nis 90/Die Grünen. 

Anja Hajduk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ohne 
Zweifel kann man an dem Etat Arbeit und Soziales von 
Bundesminister Müntefering erkennen, wie schwierig es 
ist, den Bundeshaushalt in Ordnung zu bringen. Es ist 
hier schon gesagt worden: Arbeit und Soziales machen 
45 Prozent der Ausgaben im Bundeshaushalt aus. Das 
sind keinesfalls schlechte Ausgaben; auch das sollte man 
einmal sagen. Aber es ist eine große Masse. Der größte 
Brocken davon ist die Rente mit 78 Milliarden Euro. An 
zweiter Stelle steht mit knapp 40 Milliarden Euro die 
Arbeitsmarktpolitik im weiteren Sinne. 

Ich möchte ganz kurz etwas zur Rente sagen, weil uns 
dieser Punkt auch in Zukunft sehr stark beschäftigen 
wird. So richtig ich es finde, dass Sie die Rente ab 
77 Jahren - Entschuldigung, ab 67 Jahren - eingeführt 
haben 

(Klaus Brandner [SPD]: Sie sind der Zeit aber 
weit voraus!) 

- das wäre auch wirklich falsch -, so muss ich doch auf 
Probleme hinweisen, die noch ungelöst sind. Ich er- 
wähne dieses Thema, obwohl es unpopulär ist. Ich habe 
aber gerade wieder feststellen können, mit wie viel posi- 
tiver Herausforderung die Rentenreform in Finnland und 
Schweden angegangen wurde. Dort wurde ebenfalls 
über die Verlängerung der Lebensarbeitszeit gespro- 
chen. Es ging auch um eine freiwillige Verlängerung; 
wer es sich leisten kann, kann früher aufhören. Aber die 
Verlängerung der Lebensarbeitszeit wird dort auch als 
Sicherung des Lebensstandards im Alter begriffen. Das 
ist eine vernünftige Richtung. Ich will Ihnen gerne zuge- 
stehen, Herr Müntefering, dass es nicht immer leicht ist, 
so etwas öffentlich zu vermitteln. Aber es ist ehrlich und 
im sozialen Sinne mit Blick auf den Lebensstandard von 
Älteren notwendig und richtig. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD) 
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(A) Wie sieht die Lage bei der Rentenversicherung aus? 
Sie haben einen Rentenversicherungsbericht vorgelegt, 
der den Zeitraum bis 2019 umfasst. Außerdem haben Sie 
sich das Ziel gesetzt, die Rentenausgaben im Haushalt 
zu entdynamisieren. Da kann ich nur sagen: Sie haben 
eine Mogelpackung gebunden. Sie wissen schon jetzt, 
dass aus dem Haushalt 600 Millionen Euro zusätzlich 
gezahlt werden müssen, damit der Rentenbeitrag im 
Jahr 2008 nicht erneut steigt. Die Prognose im Renten- 
bericht zeigt: Die Rentenleistungen sind nur konstant zu 
halten, wenn wir Lohnzuwächse von 2,5 Prozent, ein 
durchschnittliches Wachstum von 1,7 Prozent - was 
wünschenswert wäre - und eine geringe Arbeitslosen- 
zahl voraussetzen. Ich nenne diese drei Bedingungen, 
damit wir wissen - das ist ehrlich -, nur wenn diese Be- 
dingungen erfüllt werden, sind die Renten finanziert. 
Das heißt, dass in der Rentenfinanzierung immer noch 
große Risiken bestehen und weitere Reformanstrengun- 
gen nötig sein werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP) 

Dies macht deutlich: Wenn wir die Rente sichern wol- 
len, dann muss unsere Arbeitsmarktpolitik erfolgreicher 
werden. Hierin besteht ein elementarer Zusammenhang 
im Hinblick auf die Finanzierung der Renten, aber auch 
im Hinblick auf eine erfolgreiche Gesellschaftspolitik. 

Jetzt komme ich zum Thema Arbeitsmarkt und zu 
dem, was die große Koalition in diesem Zusammenhang 
tut. Der Arbeitslosenversicherungsbeitrag wird um 
2 Prozentpunkte gesenkt. Herr Fuchtel, zur Souveränität 

(B) der CDU/CSU sollte es auch gehören, anzuerkennen, 
dass, wenn die Bundesagentur für Arbeit dieses Jahr 
keinen Zuschuss braucht und sie letztes Jahr nur einen 
sehr geringen benötigt hat, dies die Reformdividende ei- 
ner vernünftigen rot-grünen Arbeitsmarktpolitik ist. Sie 
sollten die Souveränität haben, dies anzuerkennen; denn 
Sie profitieren in der großen Koalition davon. Da sieht 
man: Arbeitsmarktreformen brauchen manchmal Zeit 
und haben zum Beispiel in diesem Fall Erfolg; das 
möchte ich an dieser Stelle feststellen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Dann möchte ich darauf eingehen, was getan werden 
muss, wenn das so bleiben soll. Man muss der Ehrlich- 
keit halber sagen: Dass die Bundesagentur in Zukunft 
keinen Zuschuss mehr braucht, hat mit einer schwierigen 
Maßnahme zu tun. Wir haben entschieden: Die maxi- 
male Bezugsdauer wird beim Arbeitslosengeld I von 
32 Monate auf 18 bzw. zwölf Monate gekürzt. Noch 
heute wettert Herr Rüttgers dagegen. 

Aber wenn Sie es befürworten, die Bundesagentur für 
Arbeit ohne einen Zuschuss im Haushalt zu balancieren, 
dann war auch diese unpopuläre Maßnahme richtig. Es 
geht letztlich um Steuergeld, das ansonsten falsch einge- 
setzt würde. Es ist vernünftig, dass diese unpopuläre 
Maßnahme getroffen wurde. Das ist eine zweite erfolg- 
reiche Maßnahme, die wir unter Rot-Grün beschlossen 
haben und auf die Sie, Herr Müntefering, aufbauen kön- 
nen. Ich möchte das heute ausdrücklich feststellen. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (C) 

sowie bei Abgeordneten der SPD) 

- Ich freue mich über Applaus aus der SPD an dieser 
Stelle; das ist auch selbstverständlich. 

Jetzt komme ich zum Thema Hartz IV. Was war das 
für eine Diskussion über die Kostenexplosion im Be- 
reich Hartz IV? Man muss einmal genauer hinschauen: 

2004, also vor der Reform, haben sich - das hat uns der 
Arbeitsminister vorgerechnet - die Ausgaben für die So- 
zialhilfe und die alte Arbeitslosenhilfe auf 38,6 Milliar- 
den Euro summiert. Wenn man davon ausgeht, dass wir 
in 2005 und auch heute mehr Leistungsempfänger ha- 
ben, und diese Zahlen nach den Bestimmungen der alten 
Rechtslage hochrechnet, kommt man für Bund, Länder 
und Gemeinden auf Ausgaben in Höhe von ungefähr 
43 Milliarden Euro. Die fafsächlichen Ausgaben nach 
der neuen Gesefzgebung lagen in 2005 bei 44 Milliarden 
Euro. Die Behauptung einer Kostenexplosion ist also 
nicht richtig, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN) 

auch wenn die Höhe der Kosten ein Problem ist. 

Das Argument der Kostenexplosion wird benutzt, um 
eine Missbrauchsdebatte führen zu können. Ich muss Ih- 
nen sagen: Daran erkennt man die tiefe Spaltung der 
Koalition in einer der wichtigsten politischen Fragen, die 
wir in Deutschland zu lösen haben. Diejenigen, die die 
Missbrauchsdebatte forcieren, zielen darauf, Einschnitte 
durchzusetzen. Das kommt stark aus dem Bereich der 
Union. Damit hat die SPD natürlich ein großes Problem. (B) 
Auch wenn sich Herr Beck in dieser Sache entsprechend 
geäußert hat, weiß ich, dass der Minister entschieden ge- 
gen diese Missbrauchsdebatte argumentiert. 

Hier wird sehr deutlich: Sie haben zwei ganz unter- 
schiedliche Konzepte in Bezug auf das Thema, wie wir 
mit der Langzeitarbeitslosigkeit umgehen sollten. Es ist 
für das Land ein Problem, dass Sie an dieser Sfelle nicht 
richtig Zusammenkommen und deswegen keine erfolg- 
reichen Lösungen vorschlagen können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Richtig!) 

Ich muss in diesem Zusammenhang ergänzen - denn 
ich will nicht behaupten, dass, wenn wir 44 Milliarden 
Euro für diesen Bereich ausgeben, dies keine Sfeigerung 
und dies in Ordnung sei -: Aber wenn wir in der Arbeifs- 
markfpolitik Erfolg haben, dann erreichen wir auch eine 
Senkung der Ausgaben in diesem Bereich. Aber Erfolg 
hat man nicht, wenn man einfach Leistungen streicht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Zum Abschluss komme ich auf den Kern der Sache 
zu sprechen. Die große Koalition hat sich jetzt zu einem 
Kompromiss durchgerungen, der den hundertprozentig 
falschen Akzent setzt. Sie haben entschieden: Wenn die- 
ses Jahr die Mittel für das Arbeifslosengeld II nicht rei- 
chen, dann ziehen wir dafür die Eingliederungshilfen 
heran. So kann man argumentieren; Frau Winterstein 
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von der FDP hat dies vorgesehlagen. leh halte es für die 
falsehe, alte deutsehe Arbeitsmarktpolitik, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Transferzahlungen zu gewährleisten und billigend keine 
Fördermittel auszugeben. 

(Dr. Claudia Winterstein [FDP]: leh habe dies 
angeprangert!) 

Wir müssen wissen: Fördern und Fordern gehören zu- 
sammen. Aber aueh Fordern muss ein Angebot beinhal- 
ten. Herr Fuehtel, wenn Sie zugestehen, - 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Frau Kollegin! 

Anja Hajduk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

- ieh komme zum Sehluss -, dass es zu wenig Ein- 
gliedemngsgespräehe und zu wenig Angebote gibt, dann 
ist der Vorwurf des Missbrauehs haltlos und der Mangel 
an Fördern Ihre politisehe Fehlentseheidung. Damit 
kommen wir in Zukunft nieht weiter. 

Frau Lehn, ieh weiß, dass Sie mir an dieser Stelle zu- 
stimmen. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Frau Kollegin, Sie spreehen auf Kosten der Redezeit 
Ihres Kollegen. 

Anja Hajduk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Mein allerletzter Satz. - Ieh muss eines noeh sagen: 
Die Kollegin Lehn hat gemeint, die Opposition sei in 
drei untersehiedliehe Lager gespalten. Wissen Sie, was 
das Problem ist? Diese Regierung ist in Bezug auf die 
Arbeitsmarktpolitik in zwei tief gespaltene Lager aus- 
einander gefallen. Das ist das Problem für die Arbeits- 
marktpolitik in Zukunft in Deutsehland. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ieh gebe das Wort zu einer Kurzintervention der Kol- 
legin Claudia Winterstein. 

Dr. Ciaudia Winterstein (FDP): 

Frau Hajduk, ieh denke. Sie haben mieh da vorhin 
völlig falseh verstanden. Es bestehen in dieser Frage in- 
sofern zwisehen uns überhaupt keine Differenzen, im 
Gegenteil: Ieh habe das angeprangert und habe gesagt, 
ieh halte es für fafal, wenn eine Summe in andere Berei- 
ehe gesehoben wird, die dort überhaupt nieht hingehört. 
Ieh habe mieh dagegen ausgesproehen, dass diese 
1,1 Milliarden Euro, wenn sie denn dann mit einem 
Sperrvermerk versehen werden, für andere Bereiehe ver- 
wendef werden. Da haben Sie mieh völlig falseh versfan- 
den. 

(Andrea Nahles [SPD]: Das glaube ieh kaum! - 

Klaus Brandner [SPD]: Gueken Sie sieh das 


noeh mal genau an, Frau Winfersfein! Dann (C) 
werden Sie fesfsfellen. Sie wollfen kürzen! 

Das isf das Ziel! - Andrea Nahles [SPD]: Das 
sieht in den Anträgen!) 

Um das noeh einmal deutlieh zu maehen: Wir haben 
vorhin davon gesproehen, dass wir eine Summe von 
3,5 Milliarden Euro für riehtig halten; das ist die 
Summe, die wir im letzten Jahr in diesem Bereieh ausge- 
geben haben. Insofern wollen wir den eingesehlagenen 
Weg fortsetzen. Wir haben festgestellt, dass in diesem 
Jahr 1,1 Milliarden Euro ausgegeben worden sind und 
dass wir mit dieser Summe aueh in Zukunft auskommen 
werden. 

In Bezug auf das, was Sie hinsiehtlieh der Eingliede- 
rungshilfen gesagt haben, habe ieh gesagt, ieh halte es 
nieht für riehtig, dass man in diesem Bereieh einen 
Sperrvermerk vorsieht und diesen Betrag letztendlieh für 
andere Dinge verwendef und evenfuell enfsfandene Lö- 
eher damif ausfüllf. Das war der enfseheidende Punkt. 

(Beifall bei der FDP) 

Anja Hajduk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Frau Kollegin Winterstein, an dem einen Punkt will 
ieh zugestehen - so habe ieh das aueh verstanden -, dass 
Sie von einer Deekungsfähigkeit zwisehen den Mitteln 
für die Eingliederungshilfen und denen für das 
Arbeifslosengeld II niehfs halten. Das nehme ieh zur 
Kenntnis und das deekt sieh aueh mit meiner Erinne- 
rung. Aber Sie haben ja parallel einen Kürzungsvor- 
sehlag für die Eingliederungsmiffel eingebraeht. Das war (^) 
mein Punkt. Da haben wir eine Differenz. Sie wollen, 
dass in diesem Bereieh insgesamt Einsparmögliehkeiten 
realisiert werden; wir wollen zweierlei: Wir wollen, dass 
das Fördern gelingt, weil wir davon ausgehen, dass dann 
beim Arbeitslosengeld II in der Folge viel mehr einge- 
spart wird, da die Leute wieder in Besehäftigung kom- 
men. Das hat ja aueh das durehgeführte Benehmarking 
mit anderen Ländern gezeigt und der Bundesreehnungs- 
hof hat gesagt: Die Hauptsehwierigkeit bei der Bundes- 
agentur - sie hieß damals noeh „Bundesanstalt“ - liegt in 
der Qualität der Vermittlung; das muss verbessert wer- 
den. Die große Koalition betätigt in dieser Frage gerade 
die Bremse; ieh will ja noeh nieht sagen, sie legt den 
Rüekwärtsgang ein. Aber eine deutliehe Bremswirkung 
ist es sehon, weil die diesbezügliehen Vorstellungen von 
CDU/CSU und SPD sehr weit auseinander gehen. Das 
zeigt aueh, dass wir bei der Arbeitsmarktpolitik leider 
eine Zukunft vor uns haben, von der ieh mir nieht viel 
verspreehe. 

Die FDP hat in dieser Frage ein ganz anderes Konzept 
als die Grünen; das kann ja aueh so stehen bleiben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Näehster Redner ist der Kollege Dr. Ralf Brauksiepe, 
CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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(A) Dr. Ralf Brauksiepe (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wir reden bei diesem Einzelplan über rund die Hälfte 
des Bundeshaushalts. leh finde, es ist sinnvoll, einige 
Zahlen und Fakten zur Entwieklung auf dem Arbeits- 
markt in Erinnerung zu rufen. Wir haben natürlieh im- 
mer noeh zu viele Arbeitslose in Deutsehland - das 
maeht es notwendig, im Bereieh Arbeit und Soziales 
noeh viel Geld auszugeben -, aber wir haben ausweis- 
lieh der Maizahlen, die uns vorliegen, 350 000 Arbeits- 
lose weniger als im Vorjahresmonat. Das ist der stärkste 
Rüekgang in einem Mai seit der Wiedervereinigung. Wir 
haben bei den Jüngeren einen Rüekgang der Arbeitslo- 
sigkeit um 85 000 gegenüber dem Vorjahresmonat. Die 
Zahl der Erwerbstätigen insgesamt ist gegenüber dem 
Vorjahresmonat um 6 000 gestiegen. Wir haben den 
Rüekgang der Zahl der sozialversieherungspfhehtig Be- 
sehäftigten fast gestoppt. Es ist allerdings keine gute 
Naehrieht, dass die Zahl der sozialversieherungspfhehtig 
Besehäfligten unter 26 Millionen liegt. Diese negative 
Entwieklung müssen wir nieht nur stoppen, sondern wir 
müssen in diesem Bereieh zu einem Aufwuehs kommen. 
Wir sind da auf dem riehtigen Weg. Denn wir haben ei- 
nen bemerkenswert hohen Zuwaehs an offenen Stellen. 
Im Jahresvergleieh stieg die Zahl der offenen Stellen um 
83 000 auf 405 000. Wenn man die Entwieklung auf dem 
Arbeitsmarkt betraehtet, zeigt sieh: Wir sind noeh lange 
nieht am Ziel. Aber diese große Koalition ist naeh sieben 
Monaten auf dem riehtigen Weg in der Arbeitsmarkt- 
politik und bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 

(B) neten der SPD) 

Wir haben eine Reihe von Maßnahmen ergriffen, mit 
denen wir diese Entwieklung in der Zukunft flankieren 
werden. leh will nur auf den neu gesehaffenen Grün- 
dungszusehuss verweisen, der dafür sorgen wird, dass 
wir mit weniger Geld sehr viel effektiver Existenzgrün- 
dungen fordern können, als dies in der Vergangenheit 
der Fall gewesen ist. 

Wir haben aueh festzustellen, dass wir im so genann- 
ten Hartz-IV-Bereieh, mit dem SGB-II-Änderungsgesetz 
und dem SGB-II-Fortentwieklungsgesetz eine ganze 
Menge gesehaffl haben. Wir können realistiseherweise 
davon ausgehen, dass wir dureh eine Konzentration der 
Hilfe auf diejenigen, die diese Hilfe wirklieh brauehen, 
und dureh eine Verbesserung im organisatorisehen Be- 
reieh vom näehsten Jahr an knapp 4 Milliarden Euro im 
Jahr einsparen werden. Wir erreiehen dies nieht dureh 
Kahlsehlag, sondern, wie gesagt, dureh die Konzentra- 
tion der Hilfe auf diejenigen, die sie wirklieh brauehen. 
Das ist unser Ansprueh. Da stehen wir an der Seite der 
gesamten Bundesregierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Heute vor einem Jahr - da stimmen sogar Kollege van 
Essen und andere Freie Demokraten zu - war ein guter 
Tag für Nordrhein- Wesffalen. 

(Jörg van Essen [FDP]: Ein sehr gufer Tag 
sogar!) 


Denn der nordrhein-wesffälisehe Landfag haf Jürgen (C) 
Rüttgers zum Minisferpräsidenfen gewählf. Heufe, ein 
Jahr späfer, hat die Unionsfraktion eine gute Naehrieht 
für den Bundesfinanzminisfer Sfeinbrüek: Bei der Be- 
kämpfung der Haushaltsrisiken im Bereieh Arbeit und 
Soziales stehen wir voll an Ihrer Seite und werden Sie 
dabei unterstützen, Herr Bundesfinanzminister. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Klaus Brandner 
[SPD]: Mehrwertsteuererhöhung!) 

Das bedeutet aueh, dass wir uns nieht auf dem Er- 
reiehten ausruhen. Wir haben uns vorgenommen, dass 
wir im Herbst dieses Jahres ein Kombilohnmodell vorle- 
gen werden. Es ist ganz selbstverständlieh, dass wir uns 
in diesem Zusammenhang beispielsweise mit der Zuver- 
dienstregelung besehäftigen müssen, die es in unserem 
Sozialsystem, insbesondere beim Arbeitslosengeld II, 
gibt. Man muss feststellen, dass es im Moment in diesem 
System relativ unkompliziert ist - das wird aueh gerne in 
Ansprueh genommen -, zum Arbeitslosengeld II ein we- 
nig hinzuzuverdienen. Aber es gibt aufgrund des von uns 
gesehaffenen Transfersystems zu wenige Anreize, über 
geringfügige Besehäftigung - beispielsweise 400-Euro- 
Jobs - hinaus in Vollzeifarbeit zu kommen. 

Im Gegensafz zur öffentliehen Wahrnehmung haben 
wir die Situation, dass viele Leistungen, die die Sozial- 
hilfeempfänger früher bekommen haben, deutlieh ausge- 
weitet wurden. Wir haben also keinen Kahlsehlag 
gemaeht, sondern wir haben in vielen Bereiehen eine 
deutliehe Leistungsausweitung durehgeführt. Diesen 
Punkt, Frau Kollegin Hajduk, bitte ieh doeh zur Kennt- 
nis zu nehmen: Es geht nieht um die Kostenexplosion. 

Als Sie noeh an der Regierung waren, haben Sie sieh bei (^) 
den Kosten im Vergleieh zum Ansatz um einen zweistel- 
ligen Milliardenbetrag versehätzt. 

(Anja Hajduk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Mit Ihnen im Vermittlungsaussehuss!) 

Das maehen wir jetzt anders. Jetzt reehnen wir solide, 
aueh wenn das zu sehwierigen Einsparoperationen führt. 

Das ist der Untersehied zu früher. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir werden uns im Rahmen des Kombilohnmodells 
und der Neuordnung des Niedriglohnbereiehs aueh mit 
der Frage besehäftigen müssen, wie wir die Zuverdienst- 
regelungen so gestalten können, dass es für die Betroffe- 
nen sinnvoll ist, nieht nur ein wenig hinzuzuverdienen, 
sondern dureh eigene Anstrengungen aus dem System 
des Transferbezugs herauszukommen. Das werden wir 
unaufgeregt und zielorientiert maehen. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Herr Kollege Brauksiepe, gestatten Sie eine Zwi- 
sehenfrage des Kollegen Kurth? 

Dr. Ralf Brauksiepe (CDU/CSU): 

Aber gerne. Denn gleieh kann er nieht mehr so lange 
reden, weil die Kollegin Hajduk dies sehon vor ihm ge- 
tan hat. Bitte. 

(Anja Hajduk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
haben wir sehon geregelt! Kein Problem!) 
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(A) Markus Kurth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Brauksiepe, Sie bringen mieh dazu, zu fragen, 
ob Ihnen bekannt ist, dass von den gut 800 000 Men- 
sehen, die zum Arbeitslosengeld II hinzuverdienen, im- 
merhin die Hälfte, nämlieh mehr als 400 000, naeh Erhe- 
bungen der BA tatsäehlieh mehr als 400 Euro verdient. 
Diese Mensehen verdienen sehr wohl über die Geringfü- 
gigkeitsgrenze hinaus. 

Stimmen Sie mir aueh zu, dass es bei der früheren Ar- 
beitslosenhilfe einen Freibetrag beim Zuverdienst von 
165 Euro gab und dass jetzt beim Arbeitslosengeld II 
erst bei einem Zuverdienst von 400 Euro ein Freibetrag 
von 160 Euro erreieht wird, wir also das Niveau der Zu- 
verdienstmögliehkeiten gerade einmal gehalten und kei- 
neswegs unmäßig ausgedehnt haben, damals übrigens 
- daran darf ieh Sie erinnern - mithilfe einer Interven- 
tion der Grünen? 

Dr. Ralf Brauksiepe (CDU/CSU): 

Herr Kollege Kurth, ieh denke, wir stimmen in der 
Feststellung überein, dass es einen hohen Zuwaehs so- 
wohl bei Bedarfsgemeinsehaften als aueh bei so genann- 
ten Aufstoekem gibt. Es muss uns doeh, wie ieh finde, 
gemeinsam darum gehen, diejenigen zu unterstützen, die 
auf die Stunde bezogen wenig verdienen, und nieht die- 
jenigen, die die Mögliehkeit haben, die Anzahl ihrer Ar- 
beitsstunden zu reduzieren, und sieh dann das fehlende 
Geld vom Staat holen. Es muss dazu kommen, dass sieh 
jeder fragt: „Was kann ieh selber tun, um eigene Hilfebe- 
dürftigkeit zu reduzieren und abzubauen?“, und nieht: 
„Wie viel darf ieh dazuverdienen, damit ieh weiterhin 
1“' Geld vom Staat erhalte?“ Darum geht es doeh. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir brauehen uns nieht über Zahlen zu streiten, vielmehr 
muss es um das Ziel gehen. Es geht doeh nieht darum, zu 
verhindern, dass einer etwas dazu verdienen kann, son- 
dern darum, die Zuverdienstmögliehkeiten so zu gestal- 
ten, dass ein Anreiz für die Mensehen besteht, reguläre 
Arbeit aufzunehmen. 

Etwas anderes, Herr Kurth, ist doeh aueh klar: Wenn 
die Bundesagentur 405 000 offene Stellen meldet - Sie 
lesen doeh aueh diese Meldungen - und zugleieh davon 
ausgeht, dass ihr nur ein Drittel der offenen Stellen ge- 
meldet werden, dann müsste es 1,2 Millionen Stellen ge- 
ben, die zu besetzen sind. Diese müssten aueh von Men- 
sehen besetzt werden können, die jetzt als Aufstoeker 
Transferleistungen vom Staat bekommen, obwohl sie 
ohne diese Transferleistungen auskommen könnten. Das 
ist jedenfalls unsere Überzeugung. Deswegen arbeiten 
wir aueh an diesem Punkt, liebe Kolleginnen und Kolle- 
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Es geht also nieht darum, dass man bei denen kürzt, 
die mit den Leistungen gemäß Regelsatz auskommen 
müssen. Diese sind nieht hoeh; das ist wahr. Es geht 
vielmehr darum, dass wir die Sehwaehen, die wirklieh 
der Hilfe bedürfen, von denjenigen trennen, die, obwohl 
sie eigentlieh, wie es die Bundeskanzlerin sehon in ihrer 


Regierungserklärung gesagt hat, stark genug sind, sieh (C) 
als Sehwaehe verkleiden. Das kann sieh dieser Sozial- 
staat nieht leisten. So ein Verhalten werden wir aueh in 
Zukunft bekämpfen müssen. Darauf werden sieh unsere 
Maßnahmen konzentrieren. Wir stehen auf der Seite der- 
jenigen, die dureh Steuern und Beiträge das erwirtsehaf- 
ten, was diejenigen brauehen, die sieh selbst nieht helfen 
können und deshalb aueh die entspreehende Hilfe von 
uns bekommen, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mieh noeh auf ein paar Dinge aus dem 
Rentenbereieh zu spreehen kommen. Dieser maeht ja 
den größten Bloek im Haushalt des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales aus. Wir haben da mit vielen 
Horrormeldungen zu tun gehabt. Wir können aueh hier 
feststellen: Wir haben dureh eine klare Politik zur Stabi- 
lisierung des gesetzlichen Rentensystems beigetragen. 
Niemand würde sieh wünsehen, in Zeiten von Massenar- 
beitslosigkeit bei völlig leeren Rentenkassen die Regie- 
rungsverantwortung zu übernehmen. Das war aber die 
Situation, die wir vorgefunden haben. Wir haben eine 
Reihe von Maßnahmen ergriffen und werden sie in den 
näehsten seehs Monaten aueh auf den Gesetzgebungs- 
weg bringen, um zu einer weiteren Stabilisierung beizu- 
tragen. 

Wir werden im Übrigen dureh eine gesetzliehe Klar- 
stellung dafür sorgen, dass den Unternehmen die Abfüh- 
rung der Sozialversieherungsbeiträge erleiehtert wird. 

Aueh das ist eine notwendige Maßnahme. Wir werden in 
diesem Jahr aueh noeh das Gesetzgebungsverfahren auf 
den Weg bringen, mit dem die gesetzliehe Lebens- (D) 
arbeitszeit verlängert wird, um zu einem Renteneintritt 
mit 67 Jahren zu kommen. Wir tun das nieht, weil wir 
die Leute ärgern wollen, sondern weil es angesiehts der 
demografisehen Entwieklung notwendig ist. Wir gehen 
hier keinen populären Weg, aber die große Koalition hat, 
wie ieh finde, ein seriöses Konzept vorgelegt, während 
sieh die komplette Opposition in diesem Haus bei dieser 
Frage in die Büsehe gesehlagen hat. Das ist doeh die 
Wahrheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Anja Hajduk 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Stimmt doeh 
überhaupt nieht!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, 
was haben Sie, naehdem die von Ihnen mitgetragene Re- 
gierung bis aeht Tage vor dem Stiehtag niehts getan hat, 
um den Rentenberieht vorzulegen, versueht, zu skandali- 
sieren, dass die neue Regierung den Berieht nieht bis 
zum Stichtag vorgelegt hat. Als wir ihn dann vorgelegt 
und diskutiert haben, ist Ihnen von den Grünen nichts zu 
diesem Thema eingefallen. Als wir einen solide vorbe- 
reiteten Bericht vorgelegt haben, ist gar nichts von Ihnen 
gekommen, nachdem Sie vorher Zeter und Mordio ge- 
schrien haben. 

(Anja Hajduk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Doch! Sie wissen das auch!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP, es ist 
ja schon erstaunlich, wie bei Ihnen die Diskussion zur 
Frage Rente mit 67 verläuft. Der Kollege Kolb hat mit 
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Dr. Ralf Brauksiepe 

(A) einigen anderen Getreuen auf dem FDP-Bundesparteitag 
einen Antrag mit dem Ziel vorgelegt, das Renteneintritts- 
alter auf 67 Jahre zu erhöhen. Der FDP-Parteitag hat die- 
sen Antrag des Kollegen Kolb und anderer abgelehnt. 
Die Begründung - vorgetragen vom Bundesvorsitzenden 
Westerwelle - lautete, das wäre nur eine fette Rentenkür- 
zung. Der Antrag ist abgelehnt worden. Lieber Herr Kol- 
lege Kolb, ich war kürzlich auf einer Veranstaltung, auf 
der zur Rente mit 67 so wie bei Ihnen in der FDP argu- 
mentiert worden ist. Das war der DGB-Kongress. Das, 
was Guido Westerwelle zum Nein zur Rente mit 67 sagt, 
höre ich hier sonst nur von Ursula Engelen-Kefer. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der SPD) 

Das ist wirklich ein tolles Paar, das sich da in der Ren- 
tenpolitik gefunden hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

In einer Agenturmeldung war zu lesen: Guido 
Westerwelle und Dirk Niebel warnten erfolgreich vor ei- 
nem derartigen Beschluss, weil er die FDP in Mithaflung 
für das Vorhaben von Arbeitsminister Franz Müntefering 
nehmen würde, das letztlich auf Rentenkürzung hinaus- 
liefe. Der Kollege Kolb mahnte vergeblich die FDP zur 
Ehrlichkeit. - So ist es, Herr Kollege Kolb. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Sie haben es versucht, aber mit Ihrem Versuch, Ehrlich- 
keit in Ihre Partei zu bringen, sind Sie leider gescheitert. 
Deswegen seien Sie ganz sicher, Herr Kollege Kolb: Wir 
werden solchen populistischen Versuchungen widerste- 
hen. Wir werden weiter eine solide Rentenpolitik ma- 
chen. Wir werden die gesetzliche Rente so fortentwi- 
ckeln, dass sie nicht die alleinige, so bedeutende Säule 
wie zurzeit bleibt, aber dass sich die Menschen auf diese 
Säule der Alterssicherung verlassen können. Das ist kein 
populärer Weg, aber wir werden ihn gemeinsam im Inte- 
resse der Menschen gehen, die diesen Weg mit uns ge- 
hen wollen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Das Wort hat der Kollege Dr. Heinrich Kolb, FDP- 
Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Dr. Heinrich L. Koib (FDP): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Brauksiepe, auf die Rentenfrage komme ich im 
Laufe meiner Rede selbstverständlich zurück. Ich will 
aber zunächst einmal wiederholen, was schon gesagt 
worden ist. Wir reden über 46 Prozent des Bundeshaus- 
haltes, wenn wir über den Einzelplan 1 1 diskutieren. Es 
ist noch nicht gesagt worden, dass die Ausgaben in die- 
sem Bereich in 2006 um 4 Prozent ansteigen - in absolu- 
ten Zahlen sind das 4,8 Milliarden Euro - und diese 
somit deutlich stärker als das Bruttoinlandsprodukt stei- 
gen, für das in diesem Jahr ein Plus von 1,6 Prozent er- 
wartet wird. Die Konsequenz daraus ist - das will ich an 


den Beginn meiner Rede stellen -, dass die Sozialstaats- (C) 
quote, also das Verhältnis der Sozialausgaben zum Bmt- 
toinlandsprodukt, wie in den letzten Jahren auch weiter 
ansteigen wird. Schon in 2005 hatten wir einen Rekord, 
als die Sozialstaatsquote knapp über 33 Prozent lag. Nur 
in der DDR war sie höher gewesen. 2006 wird sie nach 
den gegebenen Daten erneut ansteigen müssen. Dass wir 
vor diesem Hintergrund in Deutschland trotzdem über 
Sozialabbau reden, gehört meines Erachtens zu den Un- 
gereimtheiten der sozialpolitischen Diskussion in unse- 
rem Lande. 

(Beifall bei der FDP) 

Aus diesen Zahlen und Trends ergibt sich ganz unmit- 
telbar und zwingend, dass die Ausgabenentwicklung in 
den Bereichen Rente - wir haben hier 77,5 Milliarden 
Euro im Bundeshaushalt - und Hartz IV - da sind es 
38,3 Milliarden Euro - für das Scheitern oder das Gelin- 
gen der Operation Haushaltssanierung ganz entschei- 
dend sein wird. Um es vorwegzunehmen, Herr Minister 
Müntefering: Anlass zur Hoffnung besteht aus unserer 
Sicht bei der derzeitigen Politik der Bundesregierung 
nicht. Sie werden scheitern; denn - das ist mein Vorwurf 
an Sie - Sie handeln zu spät. Sie handeln nicht entschie- 
den genug und Sie handeln ohne eine klare Vorstellung 
davon, wohin Sie eigentlich wollen. Leitlinie Ihres Han- 
delns ist nämlich der erreichbare Kompromiss, der 
kleinste gemeinsame Nenner der großen Koalition, aber 
nicht das, was im Interesse unseres Landes eigentlich ge- 
schehen müsste. 

(Beifall bei der FDP) 

Das will ich Ihnen an den Beispielen Rente und 
Hartz IV kurz erläutern. Sie haben mit dem Kunstgriff 
des Vorziehens der Fälligkeit der Sozialversicherungs- 
beiträge die Rentenversicherung für dieses Jahr stabili- 
siert. Trotz eines Defizits von 6, 1 Milliarden Euro ist da- 
mit die Liquidität gesichert. Sie werden auch 2007 einen 
Teil des dann entstehenden Defizits kompensieren kön- 
nen. Aber schon 2008 ist der einmalige Liquiditätsge- 
winn weggeschmolzen und nur ein zusätzlicher Zu- 
schuss von 600 Millionen Euro aus dem Bundeshaushalt 
kann dann einen Anstieg des Beitrags über die jetzt 
schon zum 1 . Januar 2007 vorgesehene Erhöhung auf 
19,9 Prozent hinaus verhindern. Es lastet also erhebli- 
cher Druck auf der Rentenkasse, Herr Müntefering. Aber 
was machen Sie? Sie lehnen eine kurzfristige Beendi- 
gung der Frühverrentung, die die Rentenkasse entlasten 
würde, ab. Sie schwächen die Rentenkasse, indem Sie 
die Beitragszahlungen für Hartz-IV-Empfänger um 
2 Milliarden Euro kürzen. Sie machen ein Gesetz, nach 
dem Rentenkürzungen selbst für den Fall ausgeschlossen 
sind, dass die beitragsrelevanten Entgelte sinken sollten. 

Das ist ein Verstoß gegen das Grundgesetz der umlagefi- 
nanzierten sozialen Sicherung. Sie verschieben die Fi- 
nanzierung der laufenden Defizite auf künftige Generatio- 
nen; denn, Herr Müntefering, vom Nachholfaktor weiß 
man bisher nicht mehr, als dass er nicht vor 2010 wirk- 
sam wird. 

Sie kündigen eine Erhöhung des gesetzlichen Ren- 
teneintrittsalters auf 67 Jahre an - Herr Brauksiepe, 
jetzt komme ich darauf zu sprechen -, unternehmen aber 
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(A) nichts, um die Beschäftigung Älterer am Arbeitsmarkt 
zu fordern. 

(Beifall bei der FDP) 

Deswegen haben diejenigen in unserer Partei Recht, die 
sagen, dass das auf eine Rentenkürzung, auf höhere Ab- 
schläge für Zeiten, in denen die Menschen arbeitslos 
sind, hinausläuft. Ich füge hinzu: Wenn man diese Erhö- 
hung des Renfeneintrittsalfers in der von Ihnen vorgese- 
henen Form vornimmf, das heißf, wenn man zahlreiche 
Ausnahmen vorsieht, zum Beispiel bezüglich der bei- 
tragsfreien Zeiten für Angehörige belasfender Berufe, 
dann kann man es gleich ganz sein lassen, weil die Enf- 
lastung am Ende gegen null geht. 

(Dr. Ralf Brauksiepe [CDU/CSU]: Also sind 
Sie jetzt gegen Ihren eigenen Antrag?) 

Darüber haben wir auf unserem Parteitag offen diskutiert 
und am Schluss eine entsprechende Entscheidung getrof- 
fen. 

An Leistungskürzungen - Herr Brauksiepe, das ist 
ein Punkt, bei dem Sie zuhören sollten -, 

(Dr. Ralf Brauksiepe [CDU/CSU]: Ich höre 
Ihnen immer zu!) 

die bei schwacher Konjunktur das Defizit allein be- 
grenzen könnten, trauen Sie sich nicht heran, obwohl sie 
Ihnen vom Sachverständigenrat nahe gelegt wurden. Die 
Frage ist, ob man bei den arbeitsmarktbedingten Er- 
werbsminderungsrenten jährlich 1,7 Milliarden Euro 

(B) einsparen will oder nicht. Müssen Teilerwerbsgemin- 
derte - wir stellen uns dieser Frage; Sie sollten das auch 
tun - wirklich volle Erwerbsminderungsrenten erhalten? 

Der Sachverständigenrat weist auch darauf hin, dass 
bei den Hinterbliebenenrenten jährlich 4,5 Milliarden 
Euro eingespart werden könnten, wenn diese Renten erst 
ab dem 60. Lebensjahr und nicht bereits ab dem 
45. Lebensjahr gezahlt würden. Die Frage ist, ob es noch 
dem Bild moderner Eigenverantwortlichkeit entspricht, 
wenn Regelungen, die auf die Gesellschaftsverhältnisse 
von vor 40 Jahren zugeschnitten sind, weiterhin gelten. 
Der Sachverständigenrat jedenfalls weist ausdrücklich 
darauf hin, dass es sich hierbei um eine versicherungs- 
fremde Leistung handelt, die durch den Bundeszuschuss 
bisher nicht abgedeckt ist. 

Ich warne davor, Erfolge auf dem Arbeitsmarkt zu 
verkünden - Herr Brauksiepe, Sie haben das getan 
denn an dieser Front gibt es allem Schönreden zum Trotz 
weiterhin keine Entwarnung. Die sozialversicherungs- 
pfiichtige Beschäftigung - das ist das Maß der Dinge, 
wenn wir über die Sicherung der sozialen Systeme 
reden - unterschreitet weiterhin Monat für Monaf das 
Vorjahresniveau. Nach ersten, vorläufigen Hochrech- 
nungen lag die Anzahl der Arbeitsplätze im März bei 
25,91 Millionen. Das waren erneut 88 000 Arbeitsplätze 
weniger als im Vergleichszeitraum des Vorjahres. Das 
entspricht einem Verlust von zwar durchschnittlich nur 
noch 1 700 Arbeitsplätzen pro Kalenderwoche; einen 
überragenden arbeitsmarktpolitischen Erfolg kann ich 
darin aber nicht sehen. 


Ich habe heute gehört, dass die Allianz 5 000 Be- (C) 
schäftigte entlassen will. Ich sage Ihnen: Die Deutsche 
Bank kauft die Berliner Bank auch nicht, um dort Ar- 
beitsplätze zu schaffen. 

(Klaus Brandner [SPD]: Das ist nicht in Ord- 
nung!) 

Herr Brandner, es ist absehbar, dass dieser Trend weiter- 
geht und auch die Insolvenzen bei den kleinen Betrieben 
sind im ersten Quartal dieses Jahres gegenüber dem Ver- 
gleichszeitraum um 9 Prozent gestiegen. Das heißt, dass 
wir bei großen wie bei kleinen Betrieben von einer posi- 
tiven wirtschaftlichen Entwicklung weit entfernt sind. 

(Klaus Brandner [SPD]: Das ist doch nicht in 
Ordnung!) 

Ich will noch etwas zu Hartz IV sagen. Herr 
Brandner, auch hier steuern Sie zu spät und zu wenig 
entschieden gegen. Im Haushaltsvollzug des Jahres 2005 
sind die Kosten klar angestiegen. Nach den Zahlen des 
ersten Quartals ist bereits klar, dass die vorgesehenen 
Gelder auch 2006 nicht reichen werden. Herr Brandner, 
deswegen bleibt Harzt IV das Haushaltsrisiko Nummer 
eins. Ihre Planung lässt vollkommen offen, wie Sie im 
Jahr 2007 eine Reduktion der Leistungsausgaben auf 
20,6 Milliarden Euro erreichen wollen. 

(Anja Hajduk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Das kann man wohl sagen!) 

Mit dem SGB-II-Änderungsgesetz und dem SGB-II-Fort- 
entwicklungsgesetz werden Sie das jedenfalls nicht er- 
reichen. Wenn Sie mir das nicht glauben, dann sollten (D) 
Sie es wenigstens Herrn Rappe glauben, unserem frühe- 
ren Kollegen und heutigen Ombudsmann, der klipp und 
klar gesagt hat, dass das nicht so schnell gehen wird, wie 
Herr Müntefering glaubt. 

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Anja Hajduk 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Wir brauchen eine grundlegende Reform. Das sagen 
auch einige aus den Reihen der großen Koalition. Was heißt 
das? Man muss nicht nur an den Missbrauch herangehen. 

Das ist zwar auch ein Thema, auf das der Bundesrech- 
nungshof hinweist. Am Ende ist das Leistungsvolumen von 
heute aber das Ergebnis gewollter Entscheidungen des 
Gesetzgebers. Der Gesetzgeber muss andere Entschei- 
dungen treffen. Er muss prüfen, ob er die Leistungsvo- 
raussetzungen wieder dem Niveau annähem will, das 
vor der Reform geherrscht hat, beispielsweise im Be- 
reich der Sozialhilfe. Der Gesetzgeber muss auch den 
grundsätzlichen Konstruktionsfehler beseitigen, näm- 
lich die ungeklärte Kompetenzverteilung zwischen Bun- 
desagentur, Kommunen und Arbeitsgemeinschaften. 

Wenn beides nicht geleistet wird, ist das keine grund- 
legende Reform. Ohne eine grundlegende Reform, die 
hoffentlich im Herbst kommen wird - ich hoffe, dass die 
Schritte dann nicht so halbherzig sein werden wie bisher -, 
wird die Konsolidierung im Bereich Hartz IV nicht ge- 
lingen können. 

Insgesamt kann man sagen: Ohne einen durchschla- 
genden Erfolg am Arbeitsmarkt werden wir die Pro- 
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(A) bleme im Bereich der sozialen Sicherung nicht in den 
Griff bekommen, werden die Haushaltsrisiken, die sich 
aus dem Einzelplan 1 1 ergeben - ich habe versucht, das 
an den Beispielen Rente und Hartz IV deutlich zu ma- 
chen -, weiterhin als Damoklesschwert über der Haus- 
haltskonsolidierung hängen. Dazu braucht es aber eine 
vernünftige Arbeitsmarktpolitik mit einer Steuerreform 
und mit Änderungen der Arbeitsmarktrahmenbedingun- 
gen. Wenn Sie dies verweigern - ich sehe hier keinen 
Konsens in der großen Koalition -, wird es keine echten 
Erfolge geben können. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Herr Kollege Kolb! 

Dr. Heinrich L. Koib (FDP): 

Frau Präsidentin, ich komme zum Ende. - Der Einzel- 
plan 1 1 bleibt auf der Agenda. Schon im Herbst werden 
Sie zeigen müssen, ob Sie wirklich bereit sind, hier 
nachzubessem oder nicht. Wir werden das mit Interesse 
beobachten. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Das Wort hat der Kollege Klaus Brandner, SPD-Frak- 
tion. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
(ß) der CDU/CSU) 

Kiaus Brandner (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Oberstes Ziel der Koalition ist die 
Schaffung von mehr Beschäftigung in Deutschland. Das 
ist keine Frage nur eines einzelnen Politikbereiches, son- 
dern eine Gesamtaufgabe für mehr Wachstum und mehr 
Beschäftigung. 

Wir dürfen der Opposition heute einmal ganz klar zur 
Kenntnis geben, dass sich die Perspektiven für mehr 
Wachstum und für mehr Beschäftigung in Deutschland 
deutlich aufgehellt haben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Wir haben ein dynamisches Wachstum. Damit wer- 
den wir von unseren europäischen Nachbarländern wie- 
der als Konjunkturlokomotive wahrgenommen. Wir soll- 
ten uns das von der FDP mit ihrer Risikodebatte, Herr 
Kolb, nicht kleinreden lassen. 

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Wo entstehen 
denn die Arbeitsplätze, Herr Brandner? Nen- 
nen Sie Beispiele!) 

Mich freut es - das sage ich hier ganz deutlich -, 
wenn die OECD und einige Institute sagen, dass dieses 
Wachstum von der Mehrwertsteuererhöhung im nächs- 
ten Jahr nicht nachhaltig gebremst wird. Die OECD pro- 
gnostiziert für das nächste Jahr ein Wachstum von 


1,6 Prozent in Deutschland. Das ist ermutigend und setzt (C) 
Kräfte frei. 

(Anja Hajduk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Was bedeutet das für die Beschäftigung?) 

Was ein positiver Schwung in den Köpfen alles zu be- 
wirken vermag, das erleben wir zurzeit ganz konkret in 
den Stadien, auf den Straßen und auf den Plätzen in 
Deutschland. Wir brauchen diese Aufbruchstimmung 
und, wenn es sein darf, auch ein wenig Euphorie statt 
ständiges Lamentieren, dass dies oder jenes nicht schnell 
genug geht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Dies möchte ich auch als Hinweis an die Wirt- 
schaftsverbände richten, die wieder einmal in unnach- 
ahmlicher Art ein zu geringes Reformtempo beklagen. 
Gerade ihnen möchte ich sagen: Machen Sie erst einmal 
vor Ihrer Haustür Platz, machen Sie Ihre Hausaufgaben! 
Sorgen Sie lieber für die Einhaltung Ihrer Zusagen, zum 
Beispiel im Rahmen des Ausbildungspakts! Damit kön- 
nen Sie Freude auslösen. Damit können Sie jungen Men- 
schen eine Perspektive schaffen. Eines lassen Sie sich 
heute ganz klipp und klar sagen: Wir werden Ihnen den 
Gefallen nicht tun. Sie anschließend öffentlich über 
Fachkräftemangel klagen zu lassen, wenn Sie sich heute 
nicht verantwortlich an der Ausbildungsfront zeigen. 
Politik ist kein Ausputzer für eigene Versäumnisse. Das 
muss in einer Haushaltsdebatte über arbeitsmarktpoliti- 
sche Fragen deutlich gesagt werden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Wir haben eine positive Stimmung in diesem Land. 

Wir haben mit unserer Politik, wie ich finde, erheblich 
dazu beigetragen: mit dem Wachstumspakt mit Investi- 
tionen in Höhe von 25 Milliarden Euro, mit dem Innova- 
tionspakt mit Investitionen in Höhe von 6 Milliarden 
Euro, mit der Verbreiterung der Gewerbesteuerbasis und 
mit der Förderung der Ganztagsschulen, um nur einige 
Beispiele zu nennen. 

Auf dem Arbeitsmarkt kommt diese Entwicklung 
- Kollege Brauksiepe hat sehr detailliert darauf hinge- 
wiesen - allmählich an. Unsere Politik ist in diesem Be- 
reich erfolgreich. Im Mai dieses Jahres ist die Zahl der 
Arbeitslosen saisonbereinigt um 93 000 zurückgegan- 
gen. Auch die Zahl der Erwerbstätigen steigt wieder an, 
um 10 000 im letzten Monat, Herr Kolb. 

Man kann einwenden, es gehe alles nicht schnell ge- 
nug. Es müssen aber auch alle Beteiligten mitmachen. 

Ich will das sagen, ohne auf die gesamtwirtschaftliche 
Verantwortung der Unternehmen und deren Gewinne 
hinzuweisen. Mittlerweile sollten alle in diesem Land 
wissen, dass eine Angebotspolitik zur Steigerung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen nicht allein 
dazu dienen sollte, die Untemehmensgewinne zu stei- 
gern, sondern auch dazu, für mehr Arbeifspläfze zu sor- 
gen und besfehende Arbeifspläfze zu erhalfen. Das, was 
wir gerade über die Allianz und andere gehört haben, ist 
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(A) ein nicht willkommener Akt. Das muss an dieser Stelle 
einmal deutlich gesagt werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Frank 
Spieth [DIE LINKE]: Ganz toll! Das haben 
wir in den letzten Jahren schon oft gehört!) 

Ich möchte einen weiteren Punkt ansprechen: die 
kommunalen Investitionen. Die finanzielle Entlastung 
durch den Bund hat erheblich dazu beigetragen, dass die 
Gewerbesteuereinnahmen in weiten Teilen des Landes 
sprudeln. Insofern haben nun auch die Kommunen einen 
gewissen Spielraum, diese zusätzlichen Einnahmen 
nicht nur zum Sparen und Entschulden zu nutzen, son- 
dern sie auch für kommunale Investitionen und damit 
zur Förderung von Wachstum und zur Stärkung der Bin- 
nermachfrage einzusetzen. Deshalb fände ich es richtig, 
wenn die Kommunen diese Mehreinnahmen für mehr In- 
vestifionen nufzen würden. Diejenigen, die auf kommu- 
naler Ebene Verantwortung tragen, fordere ich auf: Neh- 
men Sie Ihre wachstumspolitische Verantwortung auch 
in Ihrem eigenen Interesse wahr! 

(Jörg van Essen [FDP]: Ja, genau darum geht 
es! Aus Verantwortung für die junge Genera- 
tion!) 

Lassen Sie mich etwas zum Haushalt des Bundes- 
ministeriums für Arbeit und Soziales sagen. Waltraud 
Lehn, unsere Berichterstatterin, hat darauf hingewiesen, 
dass dieser Haushalt von besonderer Relevanz ist. Er 
macht 46 Prozent des gesamten Bundeshaushalts aus. 
Damit setzen wir sozialpolitische Prioritäten. Deshalb 

(B) bin ich sehr irritiert, wenn ich zur Kenntnis nehmen 
muss, dass der Haushalt für Arbeif und Soziales von vie- 
len allein unter dem Aspekt des Sparens betrachtet wird. 
An dieser Stelle nimmt die Diskussion, wie wir es auch 
heute wieder erleben konnten, mitunter bizarre Konturen 
an. Da werden einerseits die Leistungen beim Regelsatz 
oder bei den pauschalierten Einmalzahlungen gekürzt 
und andererseits die Arbeitssuchenden unter Generalver- 
dacht gestellt, und das alles nur, weil man sparen 
möchte. 

Um es an dieser Stelle klipp und klar zu sagen: Das ist 
und wird kein Ansatz der SPD werden. Wir sagen Nein 
zur allgemeinen Diffamierung der Arbeitssuchenden. 
Wir sagen Nein zur ideenlosen Kürzung von Leistungen. 
Und wir sagen Nein zur weiteren Verunsicherung der 
Menschen in unserem Land. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Für die SPD sind die Arbeitsmarktpolitik und die So- 
zialpolitik mehr als nur Debatten über Kosten und Miss- 
brauch. Wir stehen für bessere und schnellere Vermitt- 
lung und für bessere und schnellere Qualifizierung der 
Arbeifssuchenden. In diesem Zusammenhang will ich 
betonen: Wer morgen mehr Innovationen haben möchte, 
muss die Menschen heute qualifizieren. Diese Binsen- 
weisheit sollten alle beachten, die die Mittel, die für die 
Qualifizierung zur Verfügung sfehen, für zweifelhafte 
Kombilohnprojekte ausgeben wollen. Die Qualifizie- 
rung der Menschen ist für den nachhaltigen Abbau der 


Arbeitslosigkeit allemal besser als die Dauersubventio- (C) 
nierung von Arbeitsplätzen im Niedriglohnsektor. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der LINKEN) 

Dies gilt im Übrigen auch für das Arbeitslosengeld I. 

Wir freuen uns, dass die Vermittlung von Arbeitslosen 
deutlich verbessert worden ist und dass die Bundesagen- 
tur für Arbeit Überschüsse erzielt. Auch das ist ein Er- 
gebnis unserer Reformpolitik und ihrer erfolgreichen 
Umsetzung durch die Bundesagentur für Arbeit. 

An dieser Stelle gilt allen Beschäftigten der BA und 
der Arbeitsgemeinschaften sowie den Aktiven in den 
Optionskommunen mein Dank dafür, dass sie diesen 
komplizierfen Umbauprozess mif so viel Engagemenf 
begleifen. Denn gerade sie sorgen dafür, dass die Men- 
schen gar nichf ersf in die Langzeifarbeifslosigkeif enf- 
lassen werden. Es war schon immer unser erklärtes Ziel, 
dafür zu sorgen, dass die Vermittlung schnell erfolgt und 
dass diese schnelle Vermittlung zu Effizienzgewinnen 
führt und dadurch Beitragssenkungen möglich werden. 

In der letzten Legislaturperiode haben wir die dafür 
nofwendigen Reformen vorbereifef. Jefzf sefzen wir sie 
fort. Ich möchte ganz deutlich sagen, dass die Senkung 
der Lohnnebenkosten für uns auch weiferhin ein Ziel 
- ich befone: ein Ziel - bleibt, um die Wirtschaft von 
Kosten zu befreien und den Arbeitnehmern netto mehr in 
der Tasche zu verschaffen. Das ist unzweifelhaft ein 
positiver Beitrag zur Schaffung von mehr Wachstum und 
Beschäftigung. Es ist allerdings irritierend, dass die ers- 
ten Erfolge in der Arbeitsmarktpolitik von Einzelnen ge- 
nutzt werden, um weitere Beitragssenkungen zu fordern. 
Hierfür brauchen wir zunächsf eine solide Finanzbasis; 
einmalige Überschüsse reichen nicht aus. 

Klar ist - damit bin ich wieder beim Thema Qualifi- 
zierung -: Auch für Arbeifslosengeld-I-Empfänger müs- 
sen wir mehr, bessere und teilweise auch längere Quali- 
fizierungsmaßnahmen auf den Weg bringen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Deshalb fordern wir die BA auf, mehr für die Qualifizie- 
rung dieser Menschen zu tun, und zwar schon im ersten 
Jahr ihrer Arbeitslosigkeit. Es kommt darauf an, dass die 
Betreuungskunden schon im ersten Jahr ihrer Arbeitslo- 
sigkeit die erforderlichen Qualifizierungsangebote erhal- 
ten. Hier darf nicht an der falschen Stelle gespart 
werden. Es muss sichergestellt werden, dass Langzeitar- 
beitslosigkeit von vornherein vermieden wird. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich möchte unsere Position zur gegenwärtigen Spar- 
debatte auf den Punkt bringen: Wir müssen sparen und 
wir müssen alles tun, um nicht gewollte Leistungsmit- 
nahmen zu vermeiden. Aber im Zentrum unserer Bemü- 
hungen muss die qualitative Arbeitsmarktpolitik stehen: 
bessere Vermittlung und bessere Qualifizierung. 

Ich möchte einen weiteren Punkt ansprechen, der in 
der öffentlichen Debatte eine Rolle spielt: die Grund- 
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(A) revision, von der auch Herr Fuchtel heute Morgen einige 
Facetten angesprochen hat. Besonders aus den Reihen 
der Länder kommt die Forderung nach einer solchen 
Generalrevision von Hartz IV. Für mich ist es schon 
erstaunlich, wer hierbei populistisch über Land zieht und 
durch die Medien geistert. Das sind dieselben Herren, 
die die gegenwärtigen Organisationsstrukturen im Ver- 
mittlungsausschuss erst eingeführt haben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Jetzt, ein Jahr nach der Einführung, wollen sie alles über 
Bord werfen und sich aus der gemeinsamen Veranfwor- 
tung sfehlen. 

(Anja Hajduk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Da sehen sie nicht gut aus!) 

Richtig ist in diesem Zusammenhang, dass wir in der 
Arbeitsmarktpolitik sowohl bei den Organisationsstruk- 
turen als auch bei weiteren Reformmaßnahmen keine 
Schnellschüsse gebrauchen können. Was die FDP fordert 

- die Abschaffung der Arbeitsagenturen -, ist nichts an- 
deres als eine weitere Verunsicherung der Menschen in 
diesem Land. Aber auch die Debatte, wer denn nun den 
Hut aufhat, sollten wir sehr sorgfältig führen. Wir sollten 
die Ergebnisse der Evaluation abwarten; dann können 
wir zielgenau einzelne Absprachen treffen, Kollege 
Fuchtel. 

In diesem Zusammenhang will ich klar sagen: Ich 
finde es gut, dass Sie dem Minister die volle Unterstüt- 
zung zugesichert haben für eine sachpolifische Ausein- 

(B) andersefzung; denn was uns heufe an Dafen vorliegf, isf 
viel zu wenig, um jefzf schon bewerfen zu können, wer 
die Arbeifsvermittlung besser oder schöner oder noch ef- 
fizienter betreiben kann. Wir sind darauf angewiesen, 
zunächst einmal eine solide Datenbasis zu erarbeiten, 
aufgrund derer wir entscheiden können, wer die Arbeits- 
marktpolitik letztlich effizienter voranbringen kann. 
Deshalb bitte ich darum, dass man diesen Prozess in 
aller Sorgfalt angeht und am Ende nicht ideologisch ent- 
scheidet, sondern seine Entscheidung unter Berücksich- 
tigung der in den ersten Jahren gewonnenen Erkennt- 
nisse trifft. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Zur Rente werden wir noch vieles sagen müssen; mir 
ist die Zeit ein bisschen weggelaufen. 

(Anja Hajduk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Mir auch!) 

- Ihnen auch. - Deshalb will ich nur sagen: 78 Milliar- 
den Euro für die verschiedenen Leistungen der gesetzli- 
chen Rentenversicherung sind ein Posten, der die Fanta- 
sie vieler anregt und sie fragen lässt, ob da nicht etwas 
gestrichen oder gekürzt werden kann. Als verantwor- 
tungsvoller Sozialpolitiker will ich an dieser Stelle deut- 
lich sagen: Da kann man nur den Kopf schütteln. An der 
gefundenen Klarheif in der Rentenpolitik darf man nicht 
herumbasteln; denn man muss wissen, wofür es den 
Bundeszuschuss gibf, nämlich zur Finanzierung nichf 
beifragsgedeckfer Ausgaben. 


Ich will zum Schluss klar sagen: Die Rentnerinnen (C) 
und Rentner in diesem Land sollten sich auf die Rente 
verlassen können; sie haben ihre Ansprüche hart erarbei- 
tet. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Herr Kollege! 

Kiaus Brandner (SPD): 

Hier zu kürzen würde bedeuten, dass wir nicht mehr 
bereit wären, diese Arbeitsleistung ausreichend anzuer- 
kennen. Das ist mit uns nicht zu machen. Wer sein Leben 
lang hart gearbeitet hat, hat das Recht auf eine aus- 
kömmliche, verlässliche Rente im Alter. Rentner sind für 
uns keine Manövriermasse. Dabei soll es bleiben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordnefen 
der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Das Wort hat die Kollegin Komelia Möller, Fraktion 
Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Korneiia Möiier (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
bleibe dabei: Hartz IV ist ein schlechtes Gesetz. 

Hartz IV muss weg. 

(Beifall bei der LINKEN - Zurufe von der 
CDU/CSU: Oje!) 

Statt Arbeitsplätze zu schaffen, treten Sie, meine Damen (D) 
und Herren von der großen Koalition, eine Missbrauchs- 
kampagne gegen Menschen los, die Ihre Politik erst ins 
Abseits gestellt hat. Welch ein Hohn! 

Ich freue mich natürlich, zu hören, dass sich der Kol- 
lege Brandner davon distanziert. 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Was?) 

Aber, Herr Kollege Brandner, auch ich kenne - um auf 
Ihre Rede zurückzukommen - den schönen Spruch: Trau 
keiner Statistik, die du nicht selber gefälscht hast. 

(Dr. Ralf Brauksiepe [CDU/CSU]: Ja, davon 
verstehen Sie was!) 

Ich finde. Sie sollten das hier in diesem Hause außen vor 
lassen und nicht erzählen, die BA gibt weniger aus, die 
BA hat Überschüsse, wenn Sie nicht gleichzeitig sagen, 
dass die Leistungen um zwei Drittel gekürzt worden 
sind. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Mein Eindruck ist, dass ein unqualifiziertes Aus-dem- 
Bauch-heraus-Handeln, ohne Fakten zu berücksichtigen, 
weiter Einzug in die Arbeit dieser Koalition hält. 

Ich finde, der „Spiegel“ vom 12. Juni 2006 hat Recht. 

Er nennt die Arbeit der großen Koalition einen „Schmal- 
spurbetrieb im Bundestag“, bei dem es vorrangig um das 
große Freizeitangebot in Berlin, die Segelmöglichkeiten 
und nette Wanderungen zu gehen scheint. 

(Ortwin Runde [SPD]: Was?) 



3698 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 40. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 22. Juni 2006 


Kornelia Möller 

(A) Nicht, dass ich Ihnen das Segeln neiden würde, Herr 
Runde. Aber ich habe gestern mit einer allein erziehen- 
den Mutter gesprochen, die ihren Kindern wieder sagen 
musste: In diesem Monat fallt das Kino aus. Das tut weh. 
Diesen Zustand muss Politik ändern. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Es kann nicht sein, dass über Schicksale Politiker und 
Politikerinnen entscheiden, von denen manche augen- 
scheinlich jeden Bezug zur Realität verloren haben 

(Beifall bei der LINKEN) 

und die für einen Cappuccino im Nobelrestaurant mehr 
bezahlen, als ein Jungerwachsener am ganzen Tag für 
Nahrung ausgeben kann. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Jetzt zu einem aus dem Hause der CDU- Scharfma- 
cher. In einem Interview vom 30. Mai 2006 in der „Mit- 
telbayerischen Zeitung“ las ich, dass Sie, Herr 
Brauksiepe, eine nachhaltige, verantwortungsbewusste 
Haushaltspolitik im Auge hätten. Es mag ja sein, dass 
Sie etwas im Auge haben, etwas, das Sie blind macht für 
die Würde arbeitsloser Bürgerinnen und Bürger dieses 
Landes, etwas, das Sie blind macht für die Wichtigkeit 
der Ankurbelung der Binnennachfrage und für eine zu- 
kunftsweisende Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspoli- 
tik. Eine verantwortungsvolle Haushaltspolitik ist es je- 
doch nicht, die Sie im Auge haben. 

(Dr. Ralf Brauksiepe [CDU/CSU]: Das war 

(B) jetzt aber kraftvoll!) 

Seit 1999 hat Rot-Grün Steuerschenkungsgesetze 
für Großindustrie und Spitzenverdiener verabschiedet, 
die unsere Volkswirtschaft jährlich über 20 Milliarden 
Euro kosten. Aus vollem Hals haben Sie angekündigt: 
So werden Arbeitsplätze entstehen. Nur, wo sind die 
Millionen Arbeitsplätze? Und wo sind die Millionen 
Euro, die Sie den Konzernen geschenkt haben? Doch 
manche sind unbelehrbar. Aus den Reihen von CDU und 
CSU ist immer wieder zu hören, dass die gemachten 
Steuergeschenke nicht reichen; Pläne für weitere Schen- 
kungen liegen bereits in schwarz-roten Schubladen. 

Sie haben gänzlich übersehen, dass in diesem Land 
die klein- und mittelständischen Unternehmen circa 
60 Prozent der Arbeitsplätze und circa 70 Prozent der 
Ausbildungsplätze schaffen. Doch statt die klein- und 
mittelständischen Unternehmen zu unterstützen, indem 
Sie Gesetze verabschieden, die die Binnennachfrage und 
Kaufkraft stärken, schwächen Sie weiter die Binnen- 
nachfrage, von der diese Unternehmen abhängig sind. 
Sie, meine Damen und Herren der großen Koalition, 
kommen mir vor wie Zauberlehrlinge. 

Um Ihnen fachlich unter die Arme zu greifen, schla- 
gen wir, die Linksfraktion im Bundestag, zur verfahre- 
nen Arbeitsmarktpolitik von Rot-Grün, fortentwickelt 
durch Schwarz-Rot, folgende Alternativen vor: die 
Nachfrage nach Arbeit stärken, Maßnahmen zur Stär- 
kung der Binnennachfrage und damit der Kaufkraft eta- 
blieren. Schauen Sie dabei in unseren Antrag für einen 


gesetzlichen Mindestlohn von 8 Euro plus und für die (C) 
Bündelung von Mitteln der Arbeitsmarkt- und Sozial- 
politik für versicherungspflichtige Arbeitsplätze! Denn 
so kann Arbeit statt Arbeitslosigkeit finanziert werden, 
und zwar auf dem von uns vorgeschlagenen Mindest- 
lohnniveau. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Sehen Sie in unser Zukunftsinvestitionsprogramm 
und schauen Sie sich unser Steuerkonzept an: Wieder- 
einführung der Vermögensteuer, Veränderung der Erb- 
schaftsbesteuerung, Erhöhung des Spitzensteuersatzes 
und Veränderungen in der Untemehmensbesteuerung. 

Kommen wir zur Etablierung eines öffentlich geför- 
derten Beschäftigungssektors! Praktische Erfahrungen 
finden Sie beispielsweise auch in Mecklenburg-Vorpom- 
mern, wo 600 Schulsozialarbeiter wertvolle Erziehungs- 
arbeit leisten. 

Natürlich muss der Bereich der öffentlichen Dienst- 
leistungen, wie in Skandinavien erfolgreich praktiziert, 
auch hier wieder ausgebaut werden. Wir fordern eine ge- 
rechte Verteilung von Arbeit und in diesem Zusammen- 
hang auch Arbeitszeitverkürzung und Überstundenab- 
bau; denn das schafft Arbeitsplätze und darüber hinaus 
auch Lebensqualität. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wir fordern eine einheitliche bundesgesetzliche Re- 
gelung für die Weiterbildung. Natürlich muss sich eine 
geförderte berufliche Weiterbildung an ihrer Qualität (D) 
und nicht daran messen lassen, ob sie billig ist. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Die gegenwärtige Praxis, die Kosten der Arbeitslosig- 
keit in immer größerem Maße auf die Allgemeinheit zu 
schieben, ist indiskutabel. Ich freue mich, auch aus Ih- 
rem Munde gehört zu haben - von der Kollegin Lehn 
und anderen -, dass auch Sie das so sehen. Deshalb müs- 
sen wir mittels Gesetzesinitiativen vor allem die großen 
Unternehmen in die finanzielle Verantwortung nehmen, 
die zum Beispiel nicht ausbilden oder die infolge einer 
unterlassenen betrieblichen Weiterbildung, aus Gründen 
der Verlagerung ins Ausland oder trotz günstiger Er- 
tragslage Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer entlas- 
sen. Noch einmal: Nur durch eine starke Binnennach- 
frage werden Arbeitsplätze geschaffen. 

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Wir 
sind hier doch nicht im volkswirtschaftlichen 
Seminar!) 

Tun Sie endlich etwas dafür! 

Soziale Gerechtigkeit beginnt und endet da, wo der 
Mensch und die Menschenwürde das Maß aller Dinge 
sind. Das gilt auch für Sie, für Herrn Müntefering und 
für Frau Merkel. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der LINKEN) 
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Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Nächster Redner ist der Kollege Markus Kurth, Bünd- 
nis 90/Die Grünen. 

Markus Kurth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 
Ich möchte mit etwas Grundsätzlichem beginnen. Wir 
reden hier über einen Einzelplan, der nicht nur 45 Pro- 
zent des Gesamthaushalts ausmacht, sondern durch den 
für Millionen von Menschen, die ihren Lebensunterhalt 
zumeist nicht, nicht vollständig, nicht mehr oder vo- 
rübergehend nicht aus eigener Arbeit oder Vermögen be- 
streiten können, nämlich für Rentnerinnen und Rentner, 
Arbeitslose und zum Teil auch Menschen mit Behinde- 
rungen, auch sozialstaatliche Leistungsgarantien ge- 
geben werden. Man muss sich in Erinnerung rufen: Fast 
jede Person in Deutschland ist auf diese sozialstaatlichen 
Leistungsgarantien angewiesen. Für die meisten gilt das 
spätestens aufgrund der Rente im Alter, für viele gilt das 
aber auch einmal oder häufiger aufgrund von Arbeitslo- 
sigkeit während ihres Erwerbslebens. 

Wegen dieser elementaren Bedeutung ist das Sozial- 
staatsprinzip ebenso wie das Rechtstaatprinzip als funda- 
mentales Prinzip im Grundgesetz verankert. Ich glaube, 
in einer Zeit und einem Klima, in dem leichtfertig ver- 
fassungsmäßige Grundsätze wie etwa auch das Existenz- 
minimum infrage gestellt werden, ohne dass die Hinter- 
gründe bekannt oder politisch thematisiert werden, muss 
man einmal grundsätzlich an diese Tatsachen erinnern. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Beispiele für dieses Infragesfellen sind Legion, und zwar 
vorwiegend von der Union. Zum Beispiel sfellt der 
Haushalfsexperfe Kampeter den Regelsafz einfach ein- 
mal so freihändig infrage. 

Nun sind - das will ich hier insgesamt gerne zugeste- 
hen - sozialstaatliche Garantien nicht in Stein gemeißelt 
und natürlich immer auch Gegenstand von politischen 
Verhandlungen, bei der die Finanzbasis des Staates und 
seine Stabilität mitberücksichtigt werden müssen. Die 
Menschen, die aktuell oder möglicherweise in Zukunft 
auf diese sozialstaatlichen Garantien angewiesen sind, 
können aber erwarten, dass ihre Abgeordneten, ihre Ver- 
treterinnen und Vertreter hier auf einer rationalen Grund- 
lage nüchtern und vor allen Dingen tatsachengestützt 
über die Ausgestaltung des Sozialstaatsprinzips reden 
und verhandeln. Genau das geschieht im Moment nicht. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Hermann Otto 
Solms) 

Herr Kauder von der Union unterstellt den Arbeitslo- 
sen, sie wollten den ganzen Tag im Bett liegen. Herr 
Müller von der CSU 

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Guter Mann!) 
möchte alle morgens zum Appell antreten lassen. 


Meine Damen und Herren von der Union, halten Sie (C) 
diese Ansätze für vertretbar? Sie bedenken dabei nicht, 
welche Folgen das auch für die Demokratie, für die Ge- 
sellschaft und für die Wahrnehmung in der Gesellschaft 
hat. 

Was sollen etwa Kinder von Langzeitarbeitslosen 
denken, die mitbekommen, dass ihre Eltern auf Bera- 
tungstermine warten müssen und unter Umständen keine 
oder schlechte Angebote bekommen, sich aber gleich- 
zeitig anhören müssen, Arbeitslose lägen den ganzen 
Tag im Bett? Was sollen diese Personen von ihren Ver- 
treterinnen und Vertretern im Parlament halten? 


(Zuruf von der CDU/CSU: Das hat doch 
niemand getan!) 

- Herr Kauder hat indirekt angedeutet, dass die Arbeits- 
losen den ganzen Tag im Bett lägen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch Unsinn! 

Sie haben das Interview doch gelesen!) 

Es wird auch nicht dadurch besser, dass Herr Beck 
den Eindruck erweckt, im Rahmen des bestehenden Re- 
gelsatzes gäbe es noch Einsparpotenziale und man 
könnte auf das eine oder andere verzichten. Zur Redlich- 
keit gehört auch, nicht so zu tun, als gäbe es an dieser 
Stelle noch Spielräume. 


Frau Lehn, auch Sie haben diese Argumentation ver- 
treten. Die Sache wird aber nicht dadurch besser, dass 
man auf diejenigen verweist, die legale Mittel nutzen, 
um Steuern zu sparen oder zu verkürzen. Ich frage mich, 
wo ich eigentlich bin, wenn der Gesetzgeber von diesem 
Pult aus die Bürgerinnen und Bürger, die das Gesetz zu 
ihren Gunsten nutzen, auffordert, dies nicht zu tun. 


(D) 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN) 


Wir sind der Gesetzgeber. Wenn wir bestimmte Mög- 
lichkeiten der Steuerverkürzung nicht wollen, dann müs- 
sen wir eben die Gesetze entsprechend ändern. 


(Beifall der Abg. Elke Reinke [DIE LINKE]) 

statt den Bürgerinnen und Bürgern vorzuschreiben, dass 
sie als Bettelmönche herumlaufen sollen. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Zur Redlichkeit gehört auch - das ist die Basis der 
Politik -, den Hintergrund der so genannten Miss- 
brauchs- bzw. Schmarotzerdebatte zu betrachten. Sehr 
interessant fand ich eine Meldung, die erst gestern von 
der Bundesagentur für Arbeif bekannt gegeben wurde. 
Die Bundesagentur und die Job-Center haben 3,2 Millio- 
nen Datensätze verglichen. Ich kann Ihnen sagen, wie 
viele Missbrauchsfälle bei dem in diesem Umfang bisher 
einmaligen Dafenabgleich aufgedeckf worden sind. Es 
sind insgesamf 22 900 Fälle, in denen Betrug oder eine 
Straftat wegen falscher Angaben vermutet worden ist. 
Das ist noch nicht einmal 1 Prozent der Leistungsbezie- 
her. 


(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Das, was 
Herr Müller gesagt hat, haben Sie nicht ver- 
standen!) 


Es wird für Sie noch bitterer, meine Damen und Her- 
ren von der großen Koalifion. Sie glauben, bei den Miss- 
brauchsfällen wahnsinnig viel einsparen zu können. Das 
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(A) Volumen der Rüekforderungen von zu Unreeht gezahl- 
ten Leistungen beträgt aber nieht einmal 36 Millionen 
Euro. Das bewegt sieh im Verhältnis zu den Gesamtaus- 
gaben im Promillebereieh. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN) 

Das maeht auf dramatisehe Weise deutlieh, dass Sie 
in eine völlig falsehe Riehtung steuern. Sie konzentrie- 
ren sieh auf eine Missbrauehsdebatte, obwohl der eigent- 
liehe Skandal darin besteht, dass das Fördern ausbleibt. 
Herr Brandner, Sie haben Ihre guten Absiehten erklärt 
und dargestellt, was Sie tun wollen. 

(Klaus Brandner [SPD]: Was wir maehen!) 

Aber ieh frage Sie: Warum gibt es immer noeh zahllose 
1-Euro-Jobs? Warum führen Sie keine Umstellung auf 
die Deekungsfähigkeit von aktiven und passiven Leis- 
tungen dureh, um mit den Mitteln des Arbeitslosengel- 
des II aueh sozialversieherungspfliehtige Jobs zu sehaf- 
fen? Warum ändern Sie nieht die Strukturen hinsiehtlieh 
der Qualifikation? 

Nieht der Missbraueh ist ein Skandal, sondern die 
Tatsaehe, dass die Fördermittel von Ihnen eingefroren 
werden und nieht mit der notwendigen Vehemenz - dazu 
ist aueh vom Minister wenig zu hören; vielleieht können 
Sie gleieh noeh etwas dazu sagen - darauf hingewiesen 
wird, dass wir nieht nur eine Mehraufwandsentsehädi- 
gung, sondern Förderung wollen und dass wir den 
Mensehen in Arbeitslosigkeit eine realistisehe Perspek- 
tive bieten wollen. Wir wollen aber keine ziellose Miss- 
' ' brauehsdebatte, die weder in unserem Sinne, noeh im 
Sinne der Mensehen in diesem Land etwas bringt. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Klaus Brandner [SPD]: Bei der Gesehwindig- 
keit verliert aber das Wort an Bedeutung!) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Das Wort hat jetzt der Kollege Wolfgang Meekelburg 
von der CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Woifgang Meckeiburg (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Mieh stört an der Debatte, Herr Kurth, 
dass die gesamte Diskussion über das Arbeitslosen- 
geld II und alle damit verbundenen Instrumente und 
Mögliehkeiten von Ihnen und aueh den Linken auf die 
Frage des Missbrauehs und die vermeintliehe Absieht 
der großen Koalition reduziert wird, Mensehen in Armut 
zu bringen. 

(Anja Hajduk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Wer hat denn angefangen?) 

Es ist aber Unsinn, die Debatte darauf zu reduzieren. 

Es geht doeh darum, den Prozess, den wir über politi- 
sehe Grenzen hinweg angefangen haben, fortzusetzen 


und an den notwendigen Stellen Kontrollen durehzufüh- (C) 
ren. Ieh werde darauf gleieh näher eingehen. 

Herr Brandner, Ihre Feststellung, dass eine Totalrevi- 
sion mit Ihnen nieht möglieh ist, und der Hinweis des 
SPD- Vorsitzenden Beek, dass das bei der früheren So- 
zialhilfe nieht üb lieh war und jetzt nieht notwendig ist, 
weil das Ganze gesetzlieh geregelt ist, bringen uns nieht 
weiter. Wir werden aueh weiterhin über eine ganze 
Reihe von Fragen zu spreehen haben. 

Ieh sage das mit Bliek darauf, dass wir gemeinsam 
eine Menge erreieht haben. Wir haben festzuhalten: Auf 
dem Arbeitsmarkt gab es im Mai einen Rüekgang um 
350 000 Arbeitslose. Die Bundesanstalt erhält das erste 
Mal seit 21 Jahren keinen Bundeszusehuss mehr. Finan- 
zielle Verbesserungen eröffnen uns an einer ganz ent- 
seheidenden Stelle, an der wir bisher nieht weitergekom- 
men sind - die Lohnzusatzkosten sollen wirklieh 
einmal unter 40 Prozent liegen -, Spielräume. Das setzt 
sieh fort. 

Das ist ein Ziel, das wir als Union wirklieh durehhal- 
ten werden. Wir haben ja aueh nieht loeker gelassen, als 
es in der internen Auseinandersetzung darum ging, die 
1,8 Milliarden Euro zu finden, diese aber nieht aus den 
Beitragsmitteln zu finanzieren. Wir haben die feste Ab- 
sieht, eine Bloekade zu beseitigen, die die Sehaffimg von 
Arbeitsplätzen verhindert, nämlieh bei den Lohnzusatz- 
kosten tatsäehlieh unter 40 Prozent zu kommen. 

Wir haben jetzt die Chanee, nieht nur - was gemein- 
sam besehlossen worden ist - von 6,5 Prozent auf 
4,5 Prozent Arbeitslosenversieherungsbeitrag zu kom- (D) 
men, sondern möglieherweise sogar darüber hinaus Sen- 
kungen vornehmen zu können, weil sieh die Einsparun- 
gen bei der Bundesanstalt erhöht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ieh finde, wir haben eine Menge auf den Weg ge- 
braeht. Wir haben uns aueh nieht vor sehwierigen Fra- 
gen, etwa der Rente mit 67, gedrüekt. Der Minister hat 
das in einer unpopulären Zeit - sage ieh einmal - unpo- 
pulär durehgesetzt. Das ist eine Botsehaft, die rüber- 
kommt. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD) 

Wir haben bei der Rente aueh festgelegt, dass es keine 
Senkung geben wird, haben aber gleiehzeitig gesagt, wir 
müssen im näehsten Jahr den Beitragssatz auf 
19,9 Prozent erhöhen. 

Wir haben vor allem - das muss man immer wieder 
sagen - an den Stellen, wo die Arbeitsmarktpolitik gar 
niehts bewegen kann, wo nämlieh der Arbeitsmarkt 
selbst beteiligt ist, eine Reihe von Programmen auf den 
Weg gebraeht. Ieh erinnere an das 25-Milliarden-Euro- 
Programm, das wir in der großen Koalition gemeinsam 
auf den Weg gebraeht haben, was aber insgesamt, weil 
es den Staat immer nur prozentual betrifft, bis zu 
100 Milliarden Euro Investitionen naeh sieh ziehen 
kann. Das bedeutet, dass wir den Mittelstand mehr be- 
wegen können. Das bedeutet, dass wir den privaten 
Haushalt als Arbeitgeber stärker naeh vorn bringen kön- 
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Wolfgang Meckelburg 

(A) nen. Dies halte ich für ein ganz wichtiges Ziel. Darin 
liegt noch viel Potenzial. 

Die Förderung von Forschung und Entwicklung und 
die Gebäudesanierungsprogramme - all das sind Vorha- 
ben, die in den nächsten vier Jahren auf den ersten Ar- 
beitsmarkt ausgerichtet sind, die dort Bewegung hinein- 
bringen und genau dort Arbeitsplätze schaffen, wo wir 
manchmal mit der Arbeitsmarktpolitik nicht weiterkom- 
men. 

Lassen Sie mich jetzt noch auf das Versprochene so- 
zusagen in der zweiten Halbzeit eingehen. Wir haben, 
unabhängig davon, ob wir darüber sprechen, dass wir 
eine Totalrevision von Hartz oder kleinere Veränderun- 
gen brauchen, einfach festzustellen, dass es gar nicht an- 
ders geht, als im Herbst darüber weiter zu sprechen. 

Wir haben in den ersten sieben Monaten dieses Jahres 
viel geleistet. Der Haushalt 2006 ist sozusagen der Ab- 
schluss. Wir wissen aber, dass die Haushaltsberatungen 
für 2007 unmittelbar bevorstehen und dass wir auch da 
drei Lesungen haben werden und dass wir vereinbart ha- 
ben, im weiteren Verfahren über viele Dinge zu spre- 
chen. 


(B) 


Wir haben uns vorgenommen, über die Eingliede- 
rungshilfen insgesamt, über die Maßnahmen der akti- 
ven Arbeitsmarktpolitik zu sprechen. Das ist dringend 
notwendig. Das ist viel zu unübersichtlich. Da muss 
Klarheit hinein und die Spreu vom Weizen getrennt wer- 
den. Das, was funktioniert, muss richtig weitergeführt 
werden. Wo etwas nicht funktioniert, muss man auch 
den Mut haben, zu sagen, das geht nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Wir haben schon an zwei Stellen Korrekturen vorge- 
nommen. Die Personal-Service-Agenturen sind prak- 
tisch nicht mehr da - ich sage es einmal so -, mit Aus- 
nahme von drei bis vier Bezirken, in denen das 
funktioniert. Bei der Ich- AG haben wir eine bessere Lö- 
sung gefunden; diesen Weg werden wir weitergehen 
müssen. 


(Zurufe von Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DlE GRÜNEN) 

Wenn wir über Kombilohn, Mindestlohn und diesen 
ganzen Themenbereich diskutieren, will ich einmal der 
politischen Diskussion sozusagen für die zweife Halbzeif 
noch ein paar Vorlagen geben. 

(Zurufe von der FDP) 

- Ich weiß nicht, ob wir das alles mit Ihnen schneller 
hinbekommen hätten, mit den Voraussetzungen, die Sie 
uns finanziell erlaub! hätten. 


Wenn wir über Kombilohn und Mindesflohn spre- 
chen, dann kann man doch nicht über diese Fragen dis- 
kutieren, wenn man nicht parallel über die Frage 

Arbeitslosengeld und Hinzuverdienst redet. 

(Klaus Brandner [SPD]: Und Mindestlohn!) 

- Und Mindestlohn. Das habe ich gerade gesagt. Das 
wurde ja vereinbart. Ich will nur sagen, worüber wir 
dann auch sprechen müssen. Wir müssen in diesem Zu- 


sammenhang auch über die Regelungen betreffend den (C) 
Hinzuverdienst reden. Wir dürfen doch nicht vielen 
Menschen dadurch, dass ein bestimmter Hinzuverdienst 
im Rahmen des Sozialtransfers erlaubt ist, einen Korri- 
dor eröffnen und anschließend heißt es: Mein Kombi- 
lohn besteht aus dem Arbeitslosengeld plus dem, was ich 
hinzuverdienen kann, und das ist es. Darüber müssen wir 
eine Diskussion in der Gesellschaft führen. 

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Ihr müssf ma- 
chen!) 

Ein Kombilohn besteht für mich jedenfalls aus Lohn auf 
dem ersten Arbeitsmarkt plus ein bisschen Zusatztrans- 
fer. Aber viele Menschen scheinen noch nicht so weit zu 
sein. Oft wird nur danach gefragt, was einem staatlicher- 
seits zusteht und wie viel man bei Sozialtransfer hinzu- 
verdienen darf Ziel muss aber sein, eine Politik zu be- 
treiben, die der Integration auf dem ersten Arbeitsmarkt 
Vorfahrt gibt. Das ist die wichtigste Aufgabe, die wir er- 
füllen müssen. 


(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir müssen außerdem über das offensichtliche Pro- 
blem des Aufstockens reden. Jemand, der Anspruch auf 
Arbeitslosengeld 1 hat, kann es auf das Niveau des 
Arbeitslosengeldes 11 aufstocken, wenn das Arbeitslo- 
sengeld 1 niedriger ist. Das kann man sozialpolitisch 
noch vertreten. Jemand, der einen Job auf dem ersten Ar- 
beitsmarkt hat und nicht genügend verdient, kann eben- 
falls auf das ALG-ll-Niveau aufstocken. Aber das hat 
Formen angenommen, die vermuten lassen, dass es bei 
der gegenwärtigen Mentalität zu Missbrauch kommt. (^) 
Wir, der Gesetzgeber, haben hier offenbar etwas produ- 
ziert, über dessen Richtigkeit wir nachdenken sollten. 
Genau das ist gemeint, wenn wir über eine Revision re- 
den. 


(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zum Schluss möchte ich noch eine Brücke schlagen, 
damit wir das in der großen Koalition gemeinsam schaf- 
fen. Der Chef der Wirtschaftsweisen, Bert Rürup, sieht 
dies genauso. Er sagt: 

Das Verbleiben in der Arbeitslosigkeit muss unat- 
traktiver werden im Vergleich zu einer Beschäfti- 
gungsaufnahme - und zwar insbesondere im Hin- 
blick auf solche Arbeitsverhältnisse, die auch die 
registrierte Arbeitslosigkeit verringern. 

Er fügt hinzu, dass das Arbeitslosengeld 11 nicht als 
Grundsicherung für diejenigen gedacht sei, „die kein Be- 
schäftigungsinteresse haben“. Darüber muss man doch 
offen reden dürfen, ohne dass man sich dauernd den Vor- 
wurf zuzieht, man wolle nur kürzen. Wir müssen über- 
prüfen, ob die Regelungen funktionieren, egal ob im 
Rahmen einer Totalrevision oder in einem länger dau- 
ernden Prozess. Zielrichtung muss sein, mehr Menschen 
in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren. Einen ersten 
Schritt hat die große Koalition gemacht. Ich glaube, wir 
sind auf einem guten Weg und werden gemeinsam genü- 
gend Kraft tanken, um auch die strittigen Themen anzu- 
gehen. 
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(A) (Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 

neten der SPD) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Das Wort hat jetzt der Bundesminister Franz 
Müntefering. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Franz Müntefering, Bundesminister für Arbeit und 
Soziales: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! leh 
möehte mieh zuerst beim gesamten Parlament sowie ins- 
besondere beim Haushaltsaussehuss und beim Faehaus- 
sehuss für die gute Zusammenarbeit bedanken. Wir ha- 
ben manehe Stunde darauf verwandt. Aber ieh glaube, es 
hat sieh gelohnt. Wir haben einen guten, überzeugenden 
und zukunftsfähigen Haushalt vorgelegt. Wir wissen, 
dass wir in den näehsten Jahren über die riehtigen Ent- 
seheidungen heftig zu streiten haben. Aber ieh denke, 
die Debatte lohnt sieh. 

leh bin über die Argumente von der linken und der 
reehten Seite ein bissehen enttäuseht. Ieh frage mieh, 
warum wir überhaupt eine solehe Debatte führen. Ent- 
weder verstehen Sie nieht oder Sie wollen nieht verste- 
hen oder ieh habe mieh missverständlieh ausgedrüekt; 
das kann natürlieh sein. Ieh will das - ganz beseheiden - 
offen lassen. Ieh bin jedenfalls ein bissehen verwundert. 
Die Qualität einer Opposition kann man immer daran er- 
kennen, ob auf die Argumente der Regierung eingegan- 

(B) einfaeh Reden gehalten werden, die 
man sehon seit einem halben Jahr kennt. Ieh denke je- 
denfalls, wir sind ein ganzes Stüek weitergekommen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Diese große Koalition hat aueh zum Bereieh Arbeit 
und Soziales ein sehlüssiges, vernünftiges und belastba- 
res Konzept vorgelegt. Wir sind mit der Umsetzung die- 
ses Konzeptes in der Zeit. Manehe spreehen mieh an und 
sagen: Ihr müsst viel sehneller maehen. Diesen sage ieh: 
Das geht nieht; denn wir müssen Zeit haben, naehzuden- 
ken und die Entseheidungen sorgfältig vorzubereiten. 
Manehe Wissensehaftler warnen mieh vor Aktionismus 
und empfehlen, abzuwarten; es kläre sieh alles von 
selbst. Diesen sage ieh: Es klärt sieh nieht alles von 
selbst. Es kommt darauf an, dass wir das riehtige Tempo 
und den riehtigen Rhythmus haben, wenn es darum geht, 
die Dinge zu entseheiden. 

leh will ein paar Punkte anspreehen, von denen ieh 
meine, dass man sieh mit ihnen sehr gut sehen lassen 
kann: 

Die Arbeitslosenzahl liegt um etwa 350 000 unter 
den Zahlen von vor einem Jahr. Das ist kein Grund für 
Euphorie. Wir haben aueh keine Jubelgesänge ange- 
stimmt. Aber 350 000 sind aueh keine Kleinigkeit. Bei 
den arbeitslosen Jugendliehen unter 25 Jahren sind es 
85 000 weniger. Bei den über 50-Jährigen sind es etwa 
50 000 weniger. Es bewegt sieh was in Deutsehland. Das 
ist nieht zufällig. Das isf lange vorbereifef worden, aueh 
von dieser Koalition vorbereifef worden. 


Das 25-Milliarden-Euro-Programm war eine mutige (C) 
Saehe. Es hat Impulse gegeben. Wenn man sieh die Zah- 
len bei der KfW ansehauf, sfellt man fesf: eine Steige- 
rung um 46 Prozent in den ersten Monaten unter ande- 
rem für Maßnahmen, mit denen Instandhaltung oder 
energetisehe Gebäude Sanierung gefördert worden ist. Da 
bewegt sieh was. Das Programm ist für dieses Jahr fasf 
ausgebuehf. Im näehsfen Jahr werden wir es ebenfalls 
zur Verfügung haben, aueh begleifend zur Erhöhung der 
Mehrwerfsfeuer, deren Problematik uns bewussf isf, der 
wir aber mif dem Programm, das wir auf den Weg ge- 
braeht haben, vernünftig begegnen. 

Finanzen: Wir haben einen Arbeitsmarkt. Der eine 
Arbeitsmarkt hat das Arbeitslosengeld I und das 
Arbeitslosengeld II. Beides gehört zum Arbeitsmarkt. 

Nun sage ieh Ihnen einmal, wie die Situation im Februar 
war und wie sie sieh jetzt darstellt. Im Februar waren wir 
zusammen mit der Bundesagentur für Arbeif der Mei- 
nung, dass die Bundesagentur in diesem Jahr ein Plus 
von 1,8 Milliarden Euro maehen wird. Sie maeht aber 
jetzt ein Plus von 5 Milliarden Euro, vielleieht 6 Milliar- 
den Euro, vielleieht aueh mehr. Unter dem Strieh kommt 
sie um 4 Milliarden Euro besser dureh das Jahr, als wir 
alle miteinander im Februar geglaubt haben. 

Den Zahlbetrag für das Arbeitslosengeld II haben 
wir auf 24,4 Milliarden Euro gesehäfzf; mehr kann man 
zu Beginn des Jahres nieht tun. Es ist ein Reehtsan- 
sprueh. Jetzt stellen wir fest: In den ersten Monaten ist 
mehr ausgegeben worden. Wenn das auf der Höhe der 
ersten Monate bliebe, würden wir mehr Geld brauehen. 

Aber wir haben inzwisehen Gesetze gemaeht, das (p)) 
SGB-II-Fortentwieklungsgesetz und das SGB-II-Ände- 
rungsgesetz. Wir wollen im zweiten Halbjahr an dieser 
Stelle noeh etwa 600 bis 700 Millionen Euro sparen. 

Wir sehätzen aber, dass es nieht dabei bleibt, sondern 
dass wir irgendwo bei 25,5 Milliarden Euro landen. Wir 
würden an der Stelle also 1 , 1 Milliarden Euro mehr aus- 
geben. Um dies abzusiehem, sperren wir 1,1 Milliarden 
Euro von den 10 Milliarden Euro, die wir für Verwal- 
tungskosfen und Eingliederungshilfen an die Argen und 
die ZKT, die Opfionskommunen, gegeben haben. Die 
haben also niehf 10 Milliarden Euro zur Verfügung, son- 
dern 8,9 Milliarden Euro. Ob sie im Laufe des Herbsfes 
die 1,1 Milliarden Euro noeh zur Verfügung haben wer- 
den, wird sieh zeigen, je naehdem, wie sieh die Dinge an 
der Stelle entwiekeln. Im letzten Jahr standen 10 Milliar- 
den Euro für Verwaltung und Eingliederung zur Verfü- 
gung. Davon sind efwa 6,5 bis 7 Milliarden Euro ausge- 
geben worden. Wir sfellen ihnen für dieses Jahr also 
8,9 Milliarden Euro zur Verfügung. 

Ieh weiß, wie sehwierig das isf. Manehe der Argen 
können das Geld zu 100 Prozent gebrauehen und ver- 
nünftig ausgeben. Das sollen sie mögliehst aueh können. 

Wir wollen sie nieht ausbremsen. Aber es gibt aueh ganz 
viele, die weniger ausgeben. Wir werden im September 
noeh einmal sehauen, wie man das zwisehen denen, die 
vorgepreseht sind, und denen, die noeh nieht so viel Ak- 
tivität gezeigt haben, ausgleiehen kann. Was wir da mit- 
einander vereinbart haben, ist, finde ieh, eine vernünf- 
tige Saehe. 
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(A) Für KdU, Kosten der Unterkunft, werden wir als 
Bund etwa 200 oder 300 Millionen Euro mehr ausgeben, 
weil es mehr Bedarfsgemeinsehaften und höhere Woh- 
nungskosten gibt, als wir gedaeht haben. 

Maehen wir einmal einen Strieh darunter - Vergleieh 
Februar und jetzt Beim Arbeitslosengeld I stellt sieh 
die Situation um 4 Milliarden Euro günstiger dar. Für 
das Arbeitslosengeld II müssen wir wenigstens 1,1 Mil- 
liarden Euro mehr zur Verfügung stellen. Beim Einglie- 
derungstitel von 10 Milliarden Euro stellt sieh das Ganze 
um 1,1 Milliarden Euro günstiger dar, weil wir sperren. 
Etwa 300 Millionen Euro mehr sind für KdU zu veran- 
sehlagen. Jetzt frage ieh: Wo ist da das Drama? 

In einem flexiblen, atmenden Markt werden sieh im 
Verlaufe des Jahres - das werden wir erleben - die Dinge 
verändern. Das ist aueh keine Sehande. Darüber kann 
man offen spreehen. leb finde, dass wir in diesem Haus- 
halt eine gute Lösung gefunden haben. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Lassen Sie mieh etwas zu den Sozialversicherungs- 
beiträgen sagen. Auf der Grundlage dessen, was wir 
jetzt maehen, werden wir im näehsten Jahr folgende 
Sätze haben: 19,9 Prozent bei der Rentenversieherung, 
4,5 Prozent bei der Arbeitslosenversieherung, 13,2 bis 
13,3 Prozent bei der Krankenversieherung. Das sind zu- 
sammen 37,6 Prozent. Die Frage ist natürlieh: Was ist 
mit der Krankenversieherung? Wie lösen wir die Pro- 
bleme? Das wird man in den näehsten Woehen zu klären 
haben. Dazu kommen noeh 2,6 Prozent, nämlieh 

(B) 1,7 Prozent für die Pflege und 0,9 Prozent, die die Ar- 
beitnehmer separat bezahlen. Das heißt, die Arbeitneh- 
mer finanzieren noeh 2,6 Prozent zusätzlieh. 

Wir haben in der Koalition vereinbart, dauerhaft unter 
40 Prozent zu bleiben. Das werden wir aueh tun. leb per- 
sönlieh sage hier ganz klar: leb hätte niehts dagegen, 
wenn wir da eine zusätzliehe Anstrengung auf uns neh- 
men könnten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir hatten zu Beginn der deutsehen Einheit eine Sozial- 
versieherungsquote von etwa 35 bis 36 Prozent. Damals 
haben wir alle miteinander den Fehler gemaeht, Kosten, 
die man anders hätte finanzieren müssen, über die So- 
zialversieherungsbeiträge zu finanzieren. 

(Beifall der Abg. Petra Merkel [Berlin] [SPD]) 

Diese Beurteilung aus heutiger Sieht teilen wir alle. Des- 
halb sollten wir uns bemühen, bei der Senkung der 
Lohnnebenkosten noch ein Stück weiterzukommen. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Herr Müntefering, erlauben Sie eine Zwischenfrage 
der Kollegin Hajduk? 

Franz Müntefering, Bundesminister für Arbeit und 
Soziales: 

Ja. 


Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: (C) 

Bitte, Frau Hajduk. 

Anja Hajduk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Minister, vor dem Hintergrund, dass Sie hier er- 
läutert haben, wie die Kostenentwicklung bzw. Kosten- 
prognose im Haushalt zu beurteilen ist, möchte ich Sie 
fragen, wie Sie vorankommen wollen, wenn Sie bei den 
Leistungen für Verwaltung und Eingliederung bei den 
Arbeitsgemeinschaften 1,1 Milliarden Euro sperren wol- 
len. Wie bringen Sie dieses angebliche Einsparpoten- 
zial bei der Verwaltnng mit der Tatsache überein, dass 
jüngst kritisiert wurde, dass nach über sieben Monaten 
mit bis zu einem Drittel der betroffenen Arbeitslosen 
- das sind häufig Langzeitarbeitslose - keinerlei Einglie- 
derungsgespräche geführt oder im Zusammenhang mit 
möglichen Angeboten und Programmen schlicht keine 
Eingliederungsvereinbarungen getroffen wurden? Ich 
sehe da einen Widerspruch, wenn Sie sagen, gerade mit 
Blick auf die Minderausgaben vom Vorjahr, auch dieses 
Jahr würde man mit weniger als dem geplanten Geld 
auskommen können. 

Franz Müntefering, Bundesminister für Arbeit und 
Soziales: 

Ich widerspreche Ihnen da ausdrücklich nicht. Ich 
wäre froh, wenn das Geld für den Zweck ausgegeben 
würde, für den es vorgesehen ist. Aber die Lebenswirk- 
lichkeit ist anders. Im letzten Jahr sind von 
10 Milliarden Euro für Verwaltung und Eingliederung 
6,5 bis 7 Milliarden Euro ausgegeben worden. In den 
ersten vier Monaten dieses Jahres sind rechnerisch (D) 
1,1 Milliarden Euro nicht ausgegeben worden. Wenn 
man das mit drei multiplizieren würde - was man nicht 
darf -, wäre man bei 3,3 Milliarden Euro. Wir kürzen 
aber an dieser Stelle nicht um 3 Milliarden Euro, son- 
dern sperren 1,1 Milliarden Euro. Das halte ich für ver- 
antwortbar. Ich glaube, dass wir im Verlauf des Jahres 
sehen werden, dass wir damit gut leben können. Dann 
werden wir für das nächste Jahr wieder miteinander da- 
rum zu streiten haben, was wir dort an Mitteln zur Verfü- 
gung stellen. Jedenfalls will ich nicht, dass an dieser 
Stelle gezielt zulasten der Arbeitslosen gespart wird. 

Aber die Lebenswirklichkeit ist so, wie ich sie beschrie- 
ben habe, und darauf haben wir uns in diesem Haushalt 
eingestellt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ein Wort zur Rente. Das Problem in den Haushalten 
insgesamt besteht seit Jahrzehnten darin, dass die Pro- 
gnosen, die wir für die Zukunft stellen, relativ zuver- 
sichtlich und optimistisch sind. Frau Hajduk - Sie haben 
das angesprochen -, wir haben in der Vergangenheit 
schon gemeinsam erlebt, dass die Prognosen in Bezug 
auf Lohnsummen und Wachstum für kommende Jahre 
günstiger waren, als es letztendlich der Lebenswirklich- 
keit entsprach. Am Ende des Jahres waren dann immer 
die Wirtschaftsweisen die Weisen und die Politiker die 
Dummen. Das war in vielen Jahren der Fall. Deshalb 
müssen wir in den kommenden Jahren sehr genau hin- 
schauen, um möglichst nah an die Lebenswirklichkeit 
heranzukommen. 



3704 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 40. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 22. Juni 2006 


Bundesminister Franz Müntefering 

Wir haben in dieser Koalition die Prognosen für die 
näehsten Jahre um 0,5 Prozent naeh unten korrigiert. Ob 
das genug ist, wird man sehen. leh bin sehr dafür, dass 
wir uns ehrlieh maehen. Es isf auch eine Aufgabe des 
Haushalfshausschusses, auf die niedergelegfen Progno- 
sen für die nächsfen Jahre zu achten. Denn wenn man 
das Jahr mit Illusionen beginnt, darf man sich nicht wun- 
dem, wenn man im Verlauf des Jahres nachsteuem muss. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Ich bin dafür, dass wir, auch wenn das ansfrengend isf, 
hart am Wind segeln, und zwar jetzt und nicht erst in ein 
paar Jahren, um möglichst nah an die Tatsachen heran- 
zukommen. 

Ich will zu diesem Bereich etwas sagen, was mir ganz 
wichtig ist. Wir müssen die betriebliche Rente und die 
Riesterrente stärken. Im Lande muss ein Bewusstsein 
dafür enfsfehen, dass ein Rentenniveau von 46 Prozent 
bis 2020 und 43 Prozent bis 2030 nicht mehr dem Wohl- 
stand von heute entspricht und dass man den Wohlstand 
nur halten kann, wenn man zusätzlich spart. Es muss 
selbstverständlich werden, dass die jungen Leute, die ei- 
nen Beraf ausüben, eine solche zusätzliche Altersvor- 
sorge betreiben. 

Deshalb mein Appell an die Tarifparteien - beim letz- 
ten Tarifvertrag in der Metallindustrie wurde in dieser 
Beziehung etwas Gutes beschlossen In den nächsten 
Jahren muss die Debatte über die Beteiligung der Arbeit- 
nehmer am Gewinn und am Kapital auf die Idee fokus- 
siert werden, die betriebliche Altersvorsorge zu stärken 
und zu verbessern. Das müssen sie miteinander hinbe- 
kommen. Wir von der Politik müssen diese Linie unter- 
stützen. Dies ist ein vernünftiger Weg, den man in den 
nächsfen Jahren miteinander gehen kann. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Nur als Stichwort - einige Kollegen haben es schon 
angesprochen Ich halte die Zurückhaltung, die derzeit 
noch auf dem Ausbildungsmarkt herrscht, nicht nur für 
schade, sondern für fasf skandalös. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Die jungen Leute, die jetzt aus den Schulen kommen, 
müssen eine Chance haben. Die Einstellung, die manche 
- auch große - Unternehmen vermitteln, indem sie sa- 
gen: „Wir bilden nicht aus, weil wir die Auszubildenden 
in drei Jahren nicht einstellen können“, ist falsch. Wer 
ausgebildet ist, hat eine größere Chance. Man kann die 
Zahl der Ausbildungsplätze in den Unternehmen nicht 
an der Zahl der Arbeitnehmer messen, die die Unterneh- 
men selbst nach drei Jahren benötigen. Sie müssen viel- 
mehr allen eine Chance geben. Zwei Drittel der jungen 
Menschen, die arbeitslos sind, sind ohne Ausbildung. 
Wer keine Ausbildung hat, hat fast keine Chance. 

Deshalb appelliere ich von hier aus noch einmal an 
alle diejenigen, die dabei mithelfen können: Sorgt dafür, 
dass die jungen Leufe eine Chance haben! 


(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordnefen des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Den jungen Leufen sage ich: Versuchf, nicht nur an dem 
speziellen Interesse festzuhalten, das ihr habt! Es gibt si- 
cher auch andere Ausbildungen, die für euch infrage 
kommen. 

Im Sfakkafo der Zeitplan: Jetzt geht es um den 
Haushalt 2006. Noch vor der Sommerpause werden wir 
Eckpunkte zur Initiative 50 plus vorlegen. Wir wissen, 
dass wir die Verantwortung dafür haben, dass die 50- und 
55- Jährigen auf dem Arbeifsmarkf nicht mehr so abge- 
schoben werden, wie das in den vergangenen Jahren der 
Fall war. Wir werden im Herbst eine Debatte über den 
Niedriglohn, den Mindestlohn und den Kombilohn, über 
Mini- und Midijobs führen und darüber, wie das alles zu- 
sammenpassf. 

In diesem Zusammenhang werden wir nafürlich auch 
eine Diskussion über das Verhältnis dieses Themas zum 
Bereich des Arbeitslosengeldes II zu führen haben. Denn 
es isf klar: In der allgemeinen, öffentlichen Debatte be- 
steht die Gefahr, dass das Arbeitslosengeld II in die „So- 
zialhilferisierung“ - wenn ich das Wort einmal gebrau- 
chen darf - abrutscht. Das Arbeitslosengeld II ist ein 
Instrument, das sich auf den Arbeitsmarkt orientiert. 
Diejenigen, die es erhalten, sollen auf den Arbeitsmarkt. 
Sie sollen sich nicht dauerhaft mit dem Arbeitslosen- 
geld II einrichten. Wir wollen das nicht. Wir wollen viel- 
mehr, dass es für sie Impulse gibt, auf den Arbeitsmarkt 
zu kommen. Wir müssen aufpassen, dass an dieser Stelle 
Bewegung entsteht. 

Herr Kurth hat hier sehr lange über angeblichen Miss- 
brauch in diesem Zusammenhang gesprochen. Es fällt 
mir leicht, darauf einzugehen. Mich können Sie damit 
nicht gemeint haben; ich spreche nicht davon. Wenn Sie 
das, was da stattfindet, nicht wollen, dann müssen Sie 
helfen, das Gesetz zu verändern. Das habe ich getan und 
das tue ich auch. Wenn man Missbrauch nicht will, dann 
muss man entsprechenden Gesetzesänderungen auch zu- 
stimmen. Dann darf man sie nicht auch noch bekämpfen, 
wenn sie auf der Tagesordnung stehen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Da wird noch einiges zu tun sein. 

Wenn jemand seit fünf Jahren mit einem anderen 
Menschen in einem Haus bzw. auf einem Flur zusam- 
menwohnt und sie gemeinsame Kinder haben, aber sagt: 
„Eine Partnerschaft besteht bei uns nicht; wir wollen als 
zwei Bedarfsgemeinschaften anerkannt werden“, dann 
sage ich dazu: Das ist doch Wahnsinn. Es muss doch 
möglich sein, zu sagen: Das müsst ihr beweisen. Das ist 
die Umkehr der Beweislast. Dies ist übrigens keine 
Schnüffelei. Dies werden wir zu Ende führen. Dazu 
muss man mal ein deutliches Wort sagen; das kann doch 
nicht sein. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP) 
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(A) Wenn ein Selbstständiger sagt: „leh habe in den letz- 
ten Monaten nieht genug Gesehäfte gemaeht und bitte 
darum, meine Einkünfte mit Arbeitslosengeld II aufzu- 
füllen“ und ihm wird eine Besehäftigung angeboten, die 
er aber mit der Begründung ablehnt, dass er seine ge- 
samte Arbeitszeit für die Akquisition im Rahmen seines 
Betriebes benötige, dann muss man sieh fragen: Ist das 
Sinn der Veranstaltung, die wir da maehen? Darüber 
müssen wir spreehen. Wir werden Wege finden, das ein 
Stüek weit zu korrigieren. 

leh will absehließend feststellen: Das, was ieh zu die- 
sem Haushalt gesagt habe, klingt zuversiehtlieh; ieh 
weiß das. Ieh will aber ausdrüeklieh festhalten: Wir wer- 
den in den näehsten Jahren erhebliehe Sehwierigkeiten 
haben, mit unseren finanziellen Herausforderungen klar- 
zukommen. Ieh stehe voll hinter dem Finanzminister. 
Wir werden nieht von der Linie abgehen, Art. 115 des 
Grundgesetzes und die Maastriehtkriterien zu erfüllen. 
Denn wir dürfen und wir können uns das nieht leisten. 
Das wäre insgesamt für dieses Land sehlecht. 

Deshalb sage ich: Das wird riesige Herausforderun- 
gen mit sich bringen, und zwar für alle Bereiche und 
nicht nur für diesen Etat, der nun einmal im Haushalt ei- 
nen großen Raum einnimmt. Für dieses Jahr haben wir 
eine gute, reelle und insgesamt akzeptable Leistung in 
diesem Haushalt für diesen Bereich aufgestellt. 

Wir werden in den nächsten Jahren auf allen Ebenen 
zusätzliche Anstrengungen brauchen; das kann man 
schon heute absehen. Deshalb sage ich: Die Anstrengun- 
gen werden auch in den nächsten Jahren bleiben. Aber 

(B) ich bin ganz sicher: Wir werden in dieser Koalition ge- 
meinsam vernünftige Wege finden, um unsere Ziele zu 
erreichen. Das erste Ziel ist, die Menschen in Arbeit zu 
bringen - das ist das Wichtigste überhaupt -, ihnen eine 
Chance zu geben, dass sie arbeiten können. Dann wer- 
den sich viele Probleme bei den sozialen Sicherungssys- 
temen, insbesondere bei der Rentenversicherung, lösen. 

Ich bin mit dem, was wir in dieser Koalition bis jetzt 
erreicht haben, hoch zufrieden. Ich sage noch einmal: 
Das Konzept stimmt. Wir liegen voll im Zeitplan. Wir 
werden in diesem Herbst nach einer intensiven Diskus- 
sion weitere wichtige Schritte tun. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Als letzter Redner zu diesem Einzelplan hat der Kol- 
lege Max Straubinger von der CDU/CSU-Fraktion das 
Wort. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Max Straubinger (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Bundesminister Franz Müntefering hat bereits die Wei- 
chenstellungen dargelegt, die wir in der Koalition in den 
vergangenen sieben Monaten vorgenommen haben, um 
Arbeit für die Menschen in Deutschland zu schaffen und 


soziale Sicherung zu garantieren. Auch ich möchte un- 
terstreichen: Diese Koalition, mit Bundeskanzlerin 
Angela Merkel an der Spitze und mit Vizekanzler Franz 
Müntefering, hat die richtigen Weichenstellungen für 
eine Belebung des Arbeitsmarkts und die soziale Siche- 
rung der Menschen vorgenommen. Ich glaube, es ist be- 
achtlich, welche gesetzlichen Maßnahmen wir in diesen 
sieben Monaten in diesem Parlament verabschiedet ha- 
ben. Dabei hat es zwar viele kontroverse Diskussionen 
gegeben. Aber ich bin davon überzeugt, dass wir in vie- 
len Bereichen in großer Einigkeit die Grundlagen dafür 
geschaffen haben, dass unsere sozialen Sicherungssys- 
teme zukunftsfest gemacht werden können und dass vor 
allen Dingen die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschafls- 
standorts Deutschland gesteigert werden kann. 

Dazu zählen auch die Regelungen zum Arbeitsmarkt, 
besonders das jüngst verabschiedete Fortentwicklungs- 
gesetz zu Hartz IV. Wir müssen Arbeit für die Men- 
schen schaffen und diese in den ersten Arbeitsmarkt in- 
tegrieren. Darüber hinaus müssen wir unterscheiden 
zwischen denen, die sich nicht selber helfen können und 
die unserer Unterstützung bedürfen, und denen, die es 
sich möglicherweise in einer sozialen Hängematte be- 
quem machen wollen. Dies kann nicht sein und dafür ha- 
ben wir klare Regelungen geschaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Folgendes ist aber ebenso entscheidend - das kam bei 
der heutigen Debatte über den Einzelplan des Bundes- 
ministeriums für Arbeit und Soziales vielleicht ein we- 
nig zu kurz -: Wir werden nur dann Arbeitsplätze in 
Deutschland schaffen können, wenn die wirtschaftli- 
chen Rahmenhedingungen verbessert werden. Hier hat 
die Regierung bereits einige Maßnahmen eingeleitet. 
Der Effekt ist in einigen Bundesländern verstärkt festzu- 
stellen, wie zum Beispiel in Bayern. Dort wurde mittler- 
weile eine Zunahme der sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung erreichf. Das isf auch ein Signal an ganz 
Deufschland. 

Darüber hinaus werden wir die Wettbewerbsfähigkeit 
unseres Standorts mit Änderungen im Steuerrecht und 
einer wettbewerbsfähigen Unfemehmensbesfeuerung 
sfärken. Viele andere Länder können für uns dafür Vor- 
bild sein. 

Heufe isf ja bereifs von Vorrednerinnen und Fragesfel- 
lem die Frage der Standortwahl bzw. der Wohnortwahl 
und der damit verbundenen Besteuerung unter morali- 
schen Gesichtspunkten angesprochen worden. Ich bin 
der Meinung, es müsste für uns ein Ansporn sein, bei 
uns ein wettbewerbsfähiges Steuerrecht zu schaffen, 
weil dann die Unternehmen ihre Steuern in Deutschland 
zahlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD und der FDP) 

Das kann man nicht unter moralischen Gesichtspunkten 
sehen. Aber offensichtlich gibt es in diesem Bereich eine 
starke Doppelmoral. Ich möchte jetzt die Kolleginnen 
und Kollegen der Fraktion der Linken oder der PDS- 
Fraktion oder der WASG oder der SED - die wechseln ja 
die Namen so häufig, dass im Vergleich dazu ein Cha- 
mäleon fast ein uniformes Tier ist - 
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(A) (Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU - 

Heiterkeit bei der SPD) 

fragen, wieso dann die SED-Millionen naeh Österreieh 
versehoben worden sind. Das muss ieh Sie sehon fragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Zurufe von der 
LINKEN) 

Dass gerade Sie auf diese Weise moraliseh über andere 
urteilen, ist meines Eraehtens fehl am Platze. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Herr Kollege Straubinger, darf ieh Sie einen Moment 
unterbreehen? Liebe Kolleginnen und Kollegen, ieh bitte 
Sie, trotz der folgenden namentliehen Abstimmung et- 
was mehr Ruhe zu bewahren und Ihre Aufmerksamkeit 
dem Kollegen Max Straubinger zu widmen, der Wiehti- 
ges zu sagen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Bitte sehön, Herr Straubinger. 

Max Straubinger (CDU/CSU): 

Danke sehön, Herr Präsident. 

Ieh glaube, es ist vor allen Dingen entseheidend, dass 
wir die Wettbewerbsfähigkeit unseres Wirtsehaflsstand- 
ortes stärken. Da haben wir sieherlieh noeh einige Bau- 
stellen zu bearbeiten. 

Es geht aber noeh um einen anderen Punkt; aueh das 
ist heute bereits angeklungen. Natürlieh beklagen wir 
den Verlust jedes Arbeitsplatzes, sowohl in kleinen als 
(ß) aueh in großen Unternehmen. Aber bei den Entseheidun- 
gen der Unternehmen geht es darum, den Bestand dieser 
Unternehmen für die Zukunft zu siehem. Wenn sie in der 
Zukunft nämlieh nieht bestehen könnten, dann hätten 
wir noeh eine weit höhere Arbeitslosigkeit zu verzeieh- 
nen. Dies zu verhindern, muss unsere gemeinsame Auf- 
gabe sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Klaus Brandner [SPD]) 

Ieh möehte mieh aueh mit einem der beiden Ände- 
rungsanträge der Linken auseinander setzen, der vorder- 
gründig den Eindruek vermittelt, man brauehe nur naeh 
Geld zu rufen und es dann zu verteilen. Wenn dieser An- 
trag für den Bundeshaushalf wirksam würde, dann hätten 
wir Mehrausgaben in Höhe von 2 Milliarden bis 
3 Milliarden Euro. Sie sagen natürlieh nieht, woher das 
Geld kommen soll. 

Allein die Forderung, die Regelsätze auf 420 Euro zu 
erhöhen, würde Mehrkosten von über 2 Milliarden Euro 
verursaehen. Ieh bin überzeugt, dass es mit dieser Rege- 
lung noeh viel uninteressanter würde, gering bezahlte 
Tätigkeiten in unserem Lande aufzunehmen. Das kann 
es nieht sein. Beim Arbeitsamt meines Wahlkreises ha- 
ben sieh 300 ALG-II-Bezieher freiwillig für eine land- 
wirtsehaftliehe Tätigkeit gemeldet. 64 davon haben die 
Arbeit angefreten. Aber einen Tag später sind nur noeh 
20 übrig geblieben. Man muss sieh also durehaus fragen, 
ob hier eine Arbeitswilligkeit vorhanden ist. Wir müssen 
uns verstärkt darum bemühen, dass es Anreize zur Ar- 
beitsaufnahme gibt. 


(Beifall bei der CDU/CSU) 

In dem Änderungsantrag der Linken wird weiterhin 
gefordert, dass die Asylbewerber in unserem Land so- 
fort an allen Leistungen unseres Sozialstaates teilhaben 
sollen. Ich bin davon überzeugt, dass man dies den Bei- 
tragszahlem und den Steuerzahlern, also denjenigen, die 
tagtäglich zur Arbeit gehen und vielleicht nur ein gerin- 
ges Einkommen haben, in keiner Weise zumuten kann. 
Unsere Bürgerinnen und Bürger würden eine Auswei- 
tung des Berechtigtenkreises mit Sicherheit nicht mittra- 
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Klaus Brandner [SPD]) 

Sie fordern zusätzlich unabhängige Sozialberatungs- 
stellen. Das bedeutet aber: Sie unterstellen letztendlich 
unseren staatlichen Sozialberatungsstellen und den Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeitern der Bundesagentur für 
Arbeit bzw. den Argen, dass sie nicht objektiv beraten 
bzw. Ratsuchende nicht unterstützen. Diese Forderung in 
Ihrem Antrag ist unerträglich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bin überzeugt: Diese Koalition ist auf einem guten 
Weg. Der Herr Bundesminister hat bereits sehr viele 
wegweisende Maßnahmen besonders im Bereich der 
Rente dargestellt. Ich spreche mich dafür aus, dass bei 
der Renfe die privafe Vorsorge der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer gestärkt wird. Ich wünsche mir auch, 
dass das Wohneigentum bei der Förderung hinsichtlich 
der privaten Vorsorge einen besonderen Stellenwert be- 
kommt. 

Wir werden mit unseren Vorschlägen den Sozialstaat 
weiter festigen und im Sinne der Hilfebedürftigen in un- 
serem Land weiter ausbauen. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel- 
plan 1 1 - Bundesministerium für Arbeif und Soziales - 
in der Ausschussfassung. Hierzu liegen zwei Ände- 
rungsanfräge der Frakfion Die Linke vor, über die wir 
zuerst abstimmen. 

Wer stimmt für den Änderungsanfrag auf Druck- 
sache 16/1867? - Wer stimmt dagegen? - Wer enthält 
sich? - Der Änderungsanfrag ist mit den Stimmen aller 
Fraktionen bei Zustimmung der Fraktion Die Linke ab- 
gelehnt. 

Wir kommen zum Änderungsantrag der Fraktion Die 
Linke auf Drucksache 16/1866. Zu diesem Änderungs- 
anfrag ist namentliche Abstimmung beantragt. 

Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, die 
vorgesehenen Pläfze einzunehmen. - Sind alle Urnen be- 
sefzf? - Das isf der Fall. Dann eröffne ich die Absfim- 
mung. Haben alle Kolleginnen und Kollegen ihre 
Stimmkarfe abgegeben? - Noch nicht. 
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Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms 

Ich glaube, jetzt haben alle Kolleginnen und Kollegen 
ihre Stimmkarte abgegeben. Ich schließe den Wahlgang 
und bitte, mit der Auszählung zu beginnen. Bis zum Vor- 
liegen des Ergebnisses der namentlichen Abstimmung 
unterbreche ich die Sitzung. 

(Unterbrechung von 11.44 bis 11.50 Uhr) 


Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Die unterbrochene Sitzung ist wieder eröffnet. 

Ich gebe das Ergebnis der namentlichen Abstim- 
mung bekannt: Abgegebene Stimmen 569. Mit Ja ha- 
ben gestimmt 49, mit Nein 520, Enthaltungen keine. 
Der Änderungsantrag der Fraktion Die Linke ist abge- 
lehnt. 


Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen: 569; 

davon 

ja: 49 

nein: 520 

Ja 

DIE LINKE 

Hüseyin-Kenan Aydin 
Karin Binder 
Dr. Lothar Bisky 
Heidmn Bluhm 
Eva Bulling-Schröter 
Dr. Martina Bunge 
Roland Claus 
Sevim Dagdelen 
Dr. Diether Dehrn 
Dr. Dagmar Enkelmann 
Klaus Emst 
Wolfgang Gehrcke 
Diana Golze 
Dr. Gregor Gysi 
Heike Hänsel 
Lutz Heilmann 
Hans-Kurt Hill 
Cornelia Hirsch 
Inge Höger-Neuling 
Dr. Barbara Höll 
Dr. Lukrezia Jochimsen 
Dr. Hakki Keskin 
Katja Kipping 
Monika Knoche 
Jan Körte 
Katrin Kunert 
Oskar Lafontaine 
Michael Leutert 
Ulla Lötzer 
Dr. Gesine Lötzsch 
Ulrich Maurer 
Dorothee Menzner 
Kornelia Möller 
Kersten Naumann 
Wolfgang Neskovic 
Dr. Norman Paech 
Petra Pau 
Bodo Ramelow 
Elke Reinke 
Paul Schäfer (Köln) 

Volker Schneider 

(Saarbrücken) 

Dr. Herbert Schui 
Dr. Ilja Seifert 
Dr. Petra Sitte 


Frank Spieth 
Dr. Kirsten Tackmann 
Dr. Axel Troost 
Jörn Wunderlich 

fraktionslos 

Gert Winkelmeier 

Nein 

CDU/CSU 

Ulrich Adam 
Ilse Aigner 
Peter Albach 
Peter Altmaier 
Thomas Bareiß 
Norbert Barthle 
Dr. Wolf Bauer 
Günter Baumann 
Ernst-Reinhard Beck 
(Reutlingen) 

Veronika Bellmann 
Otto Bernhardt 
Clemens Binninger 
Carl-Eduard von Bismarck 
Renate Blank 
Peter Bleser 
Antje Blumenthal 
Dr. Maria Böhmer 
Jochen Borchert 
Wolfgang Börnsen 
(Bönstmp) 

Klaus Brähmig 
Michael Brand 
Helmut Brandt 
Dr. Ralf Brauksiepe 
Monika Brüning 
Gitta Connemann 
Leo Dautzenberg 
Hubert Deittert 
Alexander Dobrindt 
Thomas Dörflinger 
Marie-Luise Dött 
Maria Eichhorn 
Georg Fahrenschon 
Ilse Falk 

Dr. Hans Georg Faust 
Enak Ferlemann 
Ingrid Fischbach 
Hartwig Fischer (Göttingen) 
Dirk Fischer (Hamburg) 
Axel E. Fischer (Karlsruhe- 
Land) 

Dr. Maria Flachsbarth 
Klaus-Peter Flosbach 


Herbert Frankenhauser 
Dr. Hans-Peter Friedrich 
(Hof) 

Jochen-Konrad Fromme 
Dr. Michael Fuchs 
Hans- Joachim Fuchtel 
Dr. Jürgen Gehb 
Norbert Geis 
Eberhard Gienger 
Michael Glos 
Ralf Göbel 
Dr. Reinhard Göhner 
Josef Göppel 
Dr. Wolfgang Götzer 
Ute Granold 
Reinhard Grindel 
Hermann Gröhe 
Michael Grosse-Brömer 
Markus Grübel 
Manfred Gmnd 
Monika Grütters 
Karl-Theodor Freiherr zu 
Guttenberg 
Olav Gutting 
Holger Haibach 
Gerda Hasselfeldt 
Ursula Heinen 
Uda Carmen Freia Heller 
Michael Hennrich 
Bernd Heynemann 
Ernst Hinsken 
Robert Hochbaum 
Klaus Hofbauer 
Franz-Josef Holzenkamp 
Joachim Hörster 
Anette Hübinger 
Hubert Hüppe 
Susanne Jaffke 
Dr. Peter Jahr 
Dr. Hans-Heinrich Jordan 
Andreas Jung (Konstanz) 
Bartholomäus Kalb 
Hans- Werner Kammer 
Steffen Kampeter 
Alois Karl 
Bernhard Kaster 
Siegfried Kauder (Villingen- 
Schwenningen) 

Volker Kauder 
Eckart von Klaeden 
Jürgen Klimke 
Julia Klöckner 
Jens Koeppen 

Kristina Köhler (Wiesbaden) 
Manfred Kolbe 
Norbert Königshofen 


Dr. Rolf Koschorrek 
Hartmut Koschyk 
Thomas Kossendey 
Michael Kretschmer 
Günther Krichbaum 
Dr. Günter Krings 
Dr. Martina Krogmann 
Johann-Henrich 
Krummacher 
Dr. Hermann Kues 
Andreas G. Lämmel 
Dr. Norbert Lammert 
Katharina Landgraf 
Dr. Max Lehmer 
Paul Lehrieder 
Ingbert Liebing 
Eduard Lintner 
Dr. Klaus W. Lippold 
Dr. Michael Luther 
Stephan Mayer (Altötting) 
Wolfgang Meckelburg 
Dr. Michael Meister 
Dr. Angela Merkel 
Laurenz Meyer (Hamm) 
Maria Michalk 
Hans Michelbach 
Philipp Mißfelder 
Dr. Eva Möllring 
Marlene Mortler 
Carsten Müller 
(Braunschweig) 

Stefan Müller (Erlangen) 
Bemward Müller (Gera) 
Hildegard Müller 
Bernd Neumann (Bremen) 
Henry Nitzsche 
Michaela Noll 
Dr. Georg Nüßlein 
Franz Obermeier 
Eduard Oswald 
Henning Otte 
Rita Pawelski 
Dr. Peter Paziorek 
Ulrich Petzold 
Dr. Joachim Pfeiffer 
Sibylle Pfeiffer 
Dr. Friedbert Pflüger 
Beatrix Philipp 
Ronald Pofalla 
Ruprecht Polenz 
Daniela Raab 
Thomas Rachel 
Hans Raidel 
Dr. Peter Ramsauer 
Peter Rauen 
Eckhardt Rehberg 
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(A) Katherina Reiche (Potsdam) 
Klaus Riegert 
Dr. Heinz Riesenhuber 
Franz Römer 
Johannes Röring 
Kurt J. Rossmanith 
Dr. Norbert Röttgen 
Dr. Christian Ruck 
Peter Rzepka 
Anita Schäfer (Saalstadt) 
Hermann-Josef Scharf 
Dr. Wolfgang Schäuble 
Hartmut Schauerte 
Dr. Annette Schavan 
Dr. Andreas Scheuer 
Karl Schiewerling 
Norbert Schindler 
Georg Schirmbeck 
Bernd Schmidbauer 
Christian Schmidt (Fürth) 
Andreas Schmidt (Mülheim) 
Ingo Schmitt (Berlin) 

Dr. Andreas Schockenhoff 
Dr. Oie Schröder 
Bernhard Schulte-Drüggelte 
Uwe Schummer 
Wilhelm Josef Sebastian 
Kurt Segner 
Bernd Siebert 
Thomas Silberhorn 
Johannes Singhammer 
Jens Spahn 
Erika Steinbach 
Christian Freiherr von Stetten 
Gero Storjohann 
^ ' Andreas Storm 
Max Straubinger 
Thomas Strobl (Heilbronn) 
Lena Strothmann 
Michael Stübgen 
Antje Tillmann 
Dr. Hans-Peter Uhl 
Arnold Vaatz 
Volkmar Uwe Vogel 
Andrea Astrid Voßhoff 
Gerhard Wächter 
Marco Wanderwitz 
Kai Wegner 
Marcus Weinberg 
Peter Weiß (Emmendingen) 
Gerald Weiß (Groß-Gerau) 
Ingo Wellenreuther 
Karl-Georg Wellmann 
Anette Widmann-Mauz 
Klaus-Peter Willsch 
Elisabeth Winkelmeier- 
Becker 

Matthias Wissmann 
Wolfgang Zöller 
Willi Zylajew 

SPD 

Dr. Laie Akgün 
Gregor Amann 
Gerd Andres 
Niels Annen 
Ingrid Arndt-Brauer 
Rainer Arnold 


Ernst Bahr (Neuruppin) 
Doris Barnett 
Dr. Hans- Peter Bartels 
Klaus Barthel 
Sören Bartol 
Sabine Bätzing 
Dirk Becker 
Uwe Beckmeyer 
Klaus Uwe Benneter 
Dr. Axel Berg 
Ute Berg 
Petra Bierwirth 
Lothar Binding (Heidelberg) 
Volker Blumentritt 
Kurt Bodewig 
Gerd Bollmann 
Dr. Gerhard Botz 
Klaus Brandner 
Willi Brase 
Bernhard Brinkmann 
(Hildesheim) 

Edelgard Bulmahn 
Marco Bülow 
Ulla Burchardt 
Martin Burkert 
Dr. Michael Bürsch 
Christian Carstensen 
Marion Caspers-Merk 
Dr. Peter Danckert 
Dr. Herta Däubler-Gmelin 
Karl Diller 
Martin Dörmann 
Dr. Carl-Christian Dressei 
Elvira Drobinski-Weiß 
Garreit Duin 
Detlef Dzembritzki 
Sebastian Edathy 
Siegmund Ehrmann 
Hans Eichel 
Gemot Erler 
Petra Emstberger 
Karin Evers-Meyer 
Annette Faße 
Elke Ferner 
Gabriele Fograscher 
Rainer Fornahl 
Gabriele Frechen 
Dagmar Freitag 
Peter Friedrich 
Sigmar Gabriel 
Martin Gerster 
Iris Gleiche 
Günter Gloser 
Renate Gradistanac 
Angelika Graf (Rosenheim) 
Dieter Grasedieck 
Monika Griefahn 
Kerstin Griese 
Gabriele Groneberg 
Achim Großmann 
Wolfgang Grotthaus 
Wolfgang Gunkel 
Hans- Joachim Hacker 
Bettina Hagedorn 
Klaus Hagemann 
Alfred Hartenbach 
Michael Hartmann 
(Wackernheim) 


Nina Hauer 
Hubertus Heil 
Reinhold Hemker 
Rolf Hempelmann 
Dr. Barbara Hendricks 
Gustav Herzog 
Petra Heß 

Gabriele Hiller-Ohm 
Petra Hinz (Essen) 

Gerd Höfer 

Iris Hoffmann (Wismar) 
Frank Hofmann (Volkach) 
Eike Hovermann 
Christel Humme 
Brunhilde Irber 
Johannes Jung (Karlsmhe) 
Josip Juratovic 
Johannes Kahrs 
Ulrich Kasparick 
Dr. h.c. Susanne Kästner 
Ulrich Kelber 
Christian Kleiminger 
Hans-Ulrich Klose 
Astrid Klug 
Dr. Bärbel Kofler 
Fritz Rudolf Körper 
Karin Kortmann 
Rolf Kramer 
Anette Kramme 
Ernst Kranz 
Nicolette Kressl 
Volker Kröning 
Angelika Krüger-Leißner 
Dr. Hans-Ulrich Krüger 
Jürgen Kucharczyk 
Helga Kühn-Mengel 
Ute Kumpf 
Dr. Uwe Küster 
Christine Lambrecht 
Christian Lange (Backnang) 
Dr. Karl Lauterbach 
Waltraud Lehn 
Helga Lopez 

Gabriele Lösekrug-Möller 
Dirk Manzewski 
Lothar Mark 
Caren Marks 
Katja Mast 
Hilde Mattheis 
Markus Meckel 
Petra Merkel (Berlin) 

Ulrike Merten 

Dr. Matthias Miersch 

Ursula Mogg 

Marko Mühlstein 

Detlef Müller (Chemnitz) 

Michael Müller (Düsseldorf) 

Gesine Multhaupt 

Franz Müntefering 

Dr. Rolf Mützenich 

Andrea Nahles 

Thomas Oppermann 

Holger Ortei 

Heinz Paula 

Johannes Pflug 

Joachim Poß 

Christoph Pries 

Dr. Wilhelm Priesmeier 


Florian Pronold (C) 

Dr. Sascha Raabe 
Mechthild Rawert 
Steffen Reiche (Cottbus) 

Maik Reichel 
Gerold Reichenbach 
Dr. Carola Reimann 
Christel Riemann- 
Hanewinckel 
Walter Riester 
Sönke Rix 
Rene Röspel 

Dr. Ernst Dieter Rossmann 
Karin Roth (Esslingen) 

Michael Roth (Heringen) 

Ortwin Runde 
Marlene Rupprecht 
(Tuchenbach) 

Anton Schaaf 

Axel Schäfer (Bochum) 

Bernd Scheelen 
Dr. Hermann Scheer 
Marianne Schieder 
Otto Schily 

Ulla Schmidt (Aachen) 

Silvia Schmidt (Eisleben) 

Dr. Frank Schmidt 
Heinz Schmitt (Landau) 

Carsten Schneider (Erfurt) 

Olaf Scholz 
Ottmar Schreiner 
Reinhard Schultz 
(Everswinkel) 

Swen Schulz (Spandau) 

Ewald Schürer 
Frank Schwabe 
Dr. Angelica Schwall-Düren 
Dr. Martin Schwanholz 
Rolf Schwanitz 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
Wolfgang Spanier 
Dr. Margrit Spielmann 
Jörg-Otto Spüler 
Dr. Ditmar Staffelt 
Ludwig Stiegler 
Rolf Stöckel 
Christoph Strässer 
Dr. Peter Struck 
Joachim Stünker 
Dr. Rainer Tabillion 
Jörg Tauss 
Jella Teuchner 
Dr. h.c. Wolfgang Thierse 
Jörn Thießen 
Franz Thönnes 
Hans-Jürgen Uhl 
Rüdiger Veit 
Simone Violka 
Jörg Vogelsänger 
Dr. Marlies Volkmer 
Hedi Wegener 
Petra Weis 
Gunter Weißgerber 
Gert Weisskirchen 
(Wiesloch) 

Lydia Westrich 
Dr. Margrit Wetzel 
Andrea Wicklein 
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Heidemarie Wieczorek-Zeul 

Dr. Christel Happach-Kasan 

Engelbert Wistuba 

Elke Hoff 

Dr. Wolfgang Wodarg 

Birgit Homhurger 

Waltraud Wollf 

Michael Kauch 

(Wolmirstedt) 

Dr. Heinrich L. Kolb 

Heidi Wright 

Hellmut Königshaus 

Uta Zapf 

Gudrun Kopp 

Manfred Zöllmer 

Jürgen Koppelin 

Brigitte Zypries 

Heinz Lanfermann 

Sibylle Laurischk 

FDP 

Harald Leibrecht 

Jens Ackermann 

Ina Lenke 

Dr. Karl Addicks 

Michael Link (Heilbronn) 

Christian Ahrendt 

Markus Löning 

Daniel Bahr (Münster) 

Horst Meierhofer 

Uwe Barth 

Patrick Meinhardt 

Rainer Brüderle 

Jan Mücke 

Angelika Brunkhorst 

Burkhardt Müller-Sönksen 

Ernst Burgbacher 

Hans- Joachim Otto 

Patrick Döring 

(Frankfurt) 

Mechthild Dyckmans 

Detlef Parr 

Jörg van Essen 

Cornelia Pieper 

Ulrike Flach 

Gisela Piltz 

Otto Frieke 

Jörg Rohde 

Horst Friedrich (Bayreuth) 

Frank Schäffler 

Dr. Edmund Peter Geisen 

Dr. Konrad Schily 

Hans-Michael Goldmann 

Marina Schuster 

Miriam Gruß 

Dr. Hermann Otto Solms 

Joachim Günther (Plauen) 

Dr. Max Stadler 


Wir kommen nun zur Abstimmung über den Einzel- 
plan 1 1 in der Aussehussfassung. Wer stimmt dafür? - 
Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Der Einzelplan 1 1 ist 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der FDP-Fraktion, der Fraktion Die Linke und 
der Fraktion des Bündnisses 90/Die Grünen angenom- 
men. 

leh rufe den Tagesordnungspunkt 1.13 auf: 

a) Einzelplan 17 

Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend 

- Drueksaehe 16/1324 - 

B erieht erstattung : 

Abgeordnete Dr. Frank Sehmidt 
Dr. Oie Sehröder 
Otto Frieke 
Roland Claus 
Anna Lührmann 

b) Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/ 
CSU und der SPD eingebraehten Entwurfs eines 

Gesetzes zur Einführung des Elterngeldes 

- Drueksaehe 16/1889 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Innenausschuss 


Dr. Rainer Stinner 

Dr. Anton Hofreiter 

Carl-Ludwig Thiele 

Bärbel Höhn 

Florian Toncar 

Thilo Hoppe 

Christoph Waitz 

Ute Koczy 

Dr. Guido Westerwelle 

Sylvia Kotting-Uhl 

Dr. Claudia Winterstein 

Fritz Kuhn 

Dr. Volker Wissing 

Undine Kurth (Quedlinburg) 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) 

Markus Kurth 

Martin Zeil 

Monika Lazar 

Dr. Reinhard Loske 

BÜNDNIS 90/DIE 

Anna Lührmann 

GRÜNEN 

Jerzy Montag 

Kerstin Andreae 

Kerstin Müller (Köln) 

Marieluise Beck (Bremen) 

Winfried Nachtwei 

Cornelia Behm 

Brigitte Pothmer 

Birgitt Bender 

Claudia Roth (Augsburg) 

Matthias Berninger 

Krista Säger 

Grietje Bettin 

Elisabeth Scharfenberg 

Alexander Bonde 

Christine Scheel 

Ekin Deligöz 

Irmingard Schewe-Gerigk 

Dr. Thea Dückert 

Dr. Gerhard Schick 

Dr. Ursula Eid 

Rainder Steenhlock 

Hans Josef Fell 

Silke Stokar von Neuforn 

Kai Gehring 

Hans-Christian Ströbele 

Anja Hajduk 

Dr. Harald Terpe 

Britta Haßelmann 

Jürgen Trittin 

Winfried Hermann 

Wolfgang Wieland 

Priska Hinz (Herborn) 

Josef Philip Winkler 

Ulrike Höfken 

Rechtsausschuss 

F inanzausschuss 

Margareta Wolf (Frankfurt) 


Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 

Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz 

Ausschuss für Arbeit und Soziales 

Verteidigungsausschuss 

Ausschuss für Gesundheit 

Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung 

Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 

Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Flaushaltsausschuss gemäß § 96 GO 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ekin 
Deligöz, Krista Säger, Kai Boris Gehring, weite- 
rer Abgeordneter und der Fraktion des BÜND- 
NISSES 90/DIE GRÜNEN 

Kinder fördern nnd Vereinbarkeit von Bernf 
nnd Familie stärken - Rechtsansprnch anf 
Kindertagesbetrennng answeiten 

- Drueksaehe 16/1673 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Finanzausschuss 

Ausschuss für Bildung, Forschung und 

Technikfolgenabschätzung 

Haushaltsausschuss 
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Außerdem rufe ieh die Zusatzpunkte 4 bis 6 auf: 

ZP 4 Beratung des Antrags der Abgeordneten Monika 
Lazar, Irmingard Sehewe-Gerigk, Kerstin 
Andreae, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

Rechtsextremismus ernst nehmen - Bundes- 
programme Civitas und entimon erhalten, Ini- 
tiativen und Maßnahmen gegen Fremden- 
feindlichkeit langfristig ahsichern 

- Drucksache 16/1498 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Innenausschuss 

Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Haushaltsausschuss 

ZP 5 Beratung des Antrags der Abgeordneten Ulla 
Jelpke, Diana Golze, Petra Pau, weiterer Abge- 
ordneter und der Fraktion der LINKEN 

Fortführung und Verstetigung der Pro- 
gramme gegen Rechtsextremismus 

- Drucksache 16/1542 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Innenausschuss 

Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Haushaltsausschuss 

ZP 6 Beratung des Antrags der Abgeordneten Jöm 
Wunderlich, Karin Binder, Klaus Emst, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der LINKEN 

Elterngeld sozial gestalten 

- Dmcksache 16/1877 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarang sind für 
die Aussprache zwei Stunden vorgesehen. Gibt es Wi- 
dersprach? - Das ist nicht der Fall. Dann ist so beschlos- 
sen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteilte als erster Red- 
nerin das Wort der Kollegin Ina Lenke von der FDP- 
Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Ina Lenke (FDP): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
finanzpolitischen Entscheidungen der großen Koalition 
- Mehrwertsteuererhöhung, Erhöhung der Steuern auf 
Benzin, die Senkung der Altersgrenze für die Beziehung 
von Kindergeld von 27 auf 25 Jahre; demnächst fallen 
auch noch höhere Kosten für die Gesundheit an - wirken 
sich sehr negativ auf Familien aus. Den Eltern wird das 
Geld aus der rechten Tasche herausgenommen und ihnen 
wird in die linke Tasche weniger gegeben. 

Die hohe Verschuldung des Haushaltes 2006 ist - das 
wissen wir alle - nicht generationengerecht. Ich zeige 


Ihnen noch einmal das „Sparbuch“ der FDP. Wir haben (C) 
viele Vorschläge gemacht, wie in diesem Haushalt Ein- 
sparungen vorgenommen werden könnten. Es wäre bes- 
ser gewesen. Sie hätten sie übernommen, selbst wenn es 
nur einige gewesen wären. 

(Beifall bei der FDP - Zuruf von der SPD: 

Märchenbuch!) 

Was wir heute erleben, kann als Tauschgeschäft zu- 
lasten von Familien in Deutschland beschrieben werden. 

Das Gesetz zur Einführung des Elterngeldes, über das 
wir heute beraten, soll die familienfreundliche und kin- 
derfreundliche Politik der großen Koalition postulieren. 

Das ist aber nur ein Baustein, der allein nicht greifen 
wird. Die Forderung nach einer bundesweit qualitativ 
guten Kinderbetreuung hat für viele Familien und El- 
tern einen höheren Stellenwert als die Zahlung eines El- 
terngeldes für die Dauer von zwölf Monaten, wenn die 
anschließende Kinderbetreuung fehlt. Ohne anschlie- 
ßende Kinderbetreuung wird das Elterngeld nur ein net- 
tes Starterpaket für Familien sein. Danach schnappt die 
Kinderbetreuungsfalle zu. 

Die FDP-Bundestagsfraktion hat bereits im April die- 
ses Jahres einen Antrag dazu eingebracht. Was wir brau- 
chen, liebe Kollegen und Kolleginnen, ist eine Allianz 
für Familien mit Wahlfreiheit bei der Lebensgestaltung 
und mehr Freiraum für Familien mit Kindern. 

(Beifall bei der FDP) 

Die bisherige Organisation der staatlichen Kinderbetreu- 
ung ohne Markt und Wettbewerb hat zu starren Öff- 
nungszeiten geführt, die zu den flexiblen Arbeitszeiten, 
die wir heute haben, überhaupt nicht passen. Das ist in 
den neuen Bundesländern etwas anders. Wir schauen 
manches Mal sehr neidisch dorthin. Wer als Mutter aus 
dem Büro zum Kindergarten hastet, 

(Otto Fricke [FDP]: Das gilt auch für die 
Väter!) 

weil dieser mittags pünktlich schließt, kennt den Druck, 
dem Eltern tagtäglich ausgesetzt sind. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Frau von der Leyen, wenn Ihr Ziel der Dreiklang aus 
guter Infrastruktur, familienfreundlicher Arbeitswelt und 
passgenauen finanziellen Leistungen sein soll, dann hät- 
ten Sie heute neben dem Konzept zum Elterageld ein 
Konzept zur Anschlussbetreuung vorlegen müssen. 

(Beifall bei der FDP) 

In unserem Antrag fordern wir die Bundesregierung 
auf, endlich einen Kinderbetreuungsgipfel einzubera- 
fen. Die Bundesregierung, die Bundesländer, die kom- 
munalen Spitzenverbände und Kommunen haben sich 
lange genug gegenseitig den schwarzen Peter zugescho- 
ben, und das auf dem Rücken der jungen Eltern. 

Ein Wort zum Antrag von Bündnis 90/Die Grünen, 
der die Forderung nach mehr Kinderbetreuung enthält. 
Damit kommen Sie zwei Legislaturperioden zu spät. 
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Ina Lenke 

(A) (Ekin Deligöz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] : 

Nein! Wir haben das Gesetz gemacht!) 

Sie haben in der rot-grünen Bundesregierung anschei- 
nend geschlafen und wachen erst in der Opposition auf 

(Beifall bei der FDP - Nicolette Kressl [SPD]: 

Das waren Sie!) 

Die FDP-Bundestagsffaktion erwartet von der Bun- 
desregierung, dass die gesamte Familienfordemng auf 
den Prüfstand gestellt wird. Sie muss vereinfacht und 
transparent werden. Obwohl in Deutschland mehr als 
100 Milliarden Euro für Leistungen für Familien ausge- 
geben und erbracht werden, haben wir in Europa eine 
der niedrigsten Geburtenraten. 

Frau von der Leyen, ich sage auch für mich persön- 
lich: Die ersten Informationen zum Elterngeld klangen 
sehr viel versprechend. Denn der Idee einer Lohnersatz- 
leistung für Berufstätige stehe ich grundsätzlich positiv 
gegenüber. Doch ein Paradigmenwechsel in der Fami- 
lienpolitik ist das nicht. 

Weshalb? 

Erstens. Teilzeit in der Erziehungszeit wird zu zwei 
Dritteln auf das Eltemgeld angerechnet. Das Ergebnis 
ist, dass wir nur eine scheinbare Wahlfreiheit haben. 
Denn kaum jemand wird für ein Drittel des Nettolohnes 
in der Eltemzeit arbeiten gehen wollen. 

Zweitens. Das Eltemgeld als Lohnersatzleistung: Die- 
ses Prinzip wird oft durchbrochen. Festbeträge werden 
als Mindesteitemgeld gezahlt. Bei ALG-II-Empfänge- 
rinnen greift das Eltemgeldprinzip - Sie nennen es: Ent- 
lohnung, um das Kind zu Hause zu betreuen - nicht. Ob 
das richtig ist und damit richtigerweise in dieses Gesetz 
aufgenommen wurde, wage ich zu bezweifeln. 

Drittens. Unverheiratete Paare mit Kindern sowie Al- 
leinerziehende werden durch dieses Gesetz nur mit 
600 Euro beglückt, während Ehepaare zusätzlich zu den 
je 300 Euro monatlich in den Genuss der Vorteile aus 
dem Ehegattensplitting kommen. 

Wir haben die Kritik gehört, dass es als Ergebnis des 
Eltemgeldes zu Einspamngen bei ärmeren Familien 
kommt. Mit welcher Begründung greift bei der Geburt 
des zweiten Kindes innerhalb von 24 Monaten eine neue 
Eltemgeldberechnung? Wamm orientieren Sie sich nicht 
an der Arbeitsplatzgarantie von 36 Monaten, die Frauen 
die Rückkehr in den Beraf absichem soll? 

Hinsichtlich der Stichtagsregelung kritisieren viele 
Eltern eine fehlende Übergangsregelung. Die Geringver- 
dienerregelung - ich hätte sie Ihnen gern vorgelesen, 
aber die Zeit reicht dafür nicht aus - ist derart bürokra- 
tisch, dass man sich wirklich darüber kaputtlachen kann. 

(Nicolette Kressl [SPD]: Nur weil Sie nicht 
rechnen können!) 

Der Prozentsatz erhöht sich von 67 Prozent um 
0,1 Prozent für je 2 Euro, um die das maßgebliche Ein- 
kommen den Betrag von 1 000 Euro unterschreitet, auf 
bis zu 100 Prozent. Dazu wird es extra ein Buch mit 
40 bis 50 Seiten geben müssen, damit die Leute diese 


Regelung überhaupt verstehen. Ich will nur ganz kurz (C) 
darauf hinweisen: Für Personen mit der Steuerklasse V 
ist das ganz schrecklich. Eine Frau mit Steuerklasse V 
erhält nur 630 Euro Eltemgeld pro Monat, während eine 
Frau mit Steuerklasse III 1 020 Euro bekommt. 

Wir werden uns in den Beratungen sehr mit Ihrem 
Antrag und Ihrem Konzept des Eltemgeldes auseinander 
setzen. Aber eines ist schon heute klar: Ohne verlässli- 
che Kinderbetreuung gibt es in der Familienpolitik kei- 
nen Paradigmenwechsel. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Das Wort hat jetzt die Bundesministerin Dr. Ursula 
von der Leyen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Ursuia von der Leyen, Bundesministerin für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Haus- 
halt des Bundesfamilienministeriums hat für das nächste 
Jahr einen Aufwuchs von 1 Milliarde Euro bekommen. 

Das ist ein Quantensprang. Als ich die Debatten der letz- 
ten Tage verfolgt habe, habe ich wahrgenommen, dass 
diese Mehrausgaben in Höhe von 1 Milliarde Euro für 
das Elterngeld teilweise von Kritik begleitet wurden. 

Den Kritikern sei gesagt: Allein durch den Rückgang der 
Geburtenrate haben die Finanzminister dieses Landes (D) 
seit dem Jahre 1997 stillschweigend weit über 1 Mil- 
liarde Euro gespart, und zwar deswegen, weil weniger 
Kindergeld gezahlt werden musste. Von kindbezogenen 
Sozialleistungen, Freibeträgen und Ausbildungskosten 
will ich gar nicht erst sprechen. Da kommen Milliarden- 
beträge zusammen. Aber um welchen Preis? Es geht um 
die Lebensoptionen und Zukunftsvorstellungen einer 
Gesellschaft. Deshalb ist es jetzt an der Zeit, die richti- 
gen Schwerpunkte zu setzen. Das erfordert haushalts- 
politisch einen Kraftakt. Aber das ist die richtige und 
zeitgemäße Investition. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Zu den Zahlen: Das Erziehungsgeld hat im Jahre 
2005 - das sind die jüngsten Zahlen, die vorliegen - 
rund 2,9 Milliarden Euro gekostet. Für das Jahr 2007 
sind die Ausgaben für das Eltemgeld mit 3,5 Milliarden 
Euro beziffert; wir liegen also unter Soll. In 2008 sind 
4,4 Milliarden Euro eingeplant, weil sich in diesem Jahr 
das auslaufende Erziehungsgeld und das Eltemgeld 
überlagern. Das ist aber ein Einmaleffekt. Ab 2009 be- 
tragen die Kosten für das Eltemgeld, wie verabredet, 

3,9 Milliarden Euro. 

Weil ich des Öfteren die Kritik gehört habe, das Ge- 
samtvolumen des Eltemgeldes könne steigen, sage ich 
Ihnen: Sollte es in späteren Jahren tatsächlich steigen, 
wäre das das Beste, was diesem Land passieren kann. 

Denn das würde bedeuten, dass mehr Kinder geboren 
werden und ihre Eltern Arbeit haben. 
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(A) (Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
der Abg. Ina Lenke [FDP]) 

Herr Westerwelle hat gestern darauf hingewiesen, 
dass jedes Kind gleieh viel wert ist. Da hat er völlig 
Reeht. Aber das Eltemgeld ist keine kindbezogene Leis- 
tung. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist kein Kindergeld, sondern eine eltembezogene 
Leistung. 

(Otto Frieke [FDP]: Aha! Dann ist seine Kritik 
doeh bereehtigt!) 

Es berüeksiehtigt den Umstand, dass junge Mensehen, 
die ein Kind bekommen und sieh für ihr Kind Zeit neh- 
men, im Vergleieh zu ihren Berufskollegen Einkommen 
verlieren. 

(Otto Frieke [FDP]: Wie soll das funktionie- 
ren?) 

Die Einführung des Eltemgeldes verdeutlieht, dass Kin- 
der nieht nur ein großes Glüek für ihre Eltern und Ge- 
sehwister sind, sondern aueh ein großer Gewinn für die- 
ses Land. Wenn sieh - aus welehen Gründen aueh immer - 
nieht mehr alle Mensehen für Kinder entseheiden, aber 
alle auf die naehwaehsenden Generationen bauen, dann 
können aueh alle aus Steuermitteln dazu beitragen, dass 
der Einkommensverlust der Eltern am Anfang der Erzie- 
hungszeit ausgegliehen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Herr Gysi hat gestern von den Besserverdienenden 
gesproehen. leh möehte darum bitten, aueh in diesem 
Zusammenhang erst einmal die Realität zur Kenntnis zu 
nehmen: 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Das stimmt 
wohl!) 

98 Prozent aller Frauen, die sieh im 30. Lebensjahr be- 
finden - im Durehsehnitt bringen Frauen in Deutsehland 
in diesem Alter ihr erstes Kind zur Welt -, haben Netto- 
einkommen, die unterhalb der Obergrenze liegen, die für 
die Förderung dureh das Eltemgeld vorgesehen ist. So 
gering sind eben die Einkommen am Anfang des Berafs- 
lebens. Dennoeh werden die Kinder in diesem Alter ge- 
boren. Dureh das Eltemgeld wird dieser Einkommensein- 
bmeh abgefangen. Das ist riehtig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

leh bin froh, dass es uns - aueh dank der breiten Un- 
terstützung aus Gesellsehaft, Wirtsehaft und Politik - ge- 
meinsam gelungen ist, das Eltemgeld auf den Weg zu 
bringen. Es wird allen Eltern nützen, die sieh im ersten 
Lebensjahr ihres Kindes Zeit für ihr Neugeborenes neh- 
men und auf Einkommen verziehten. Die Einfühmng 
des Eltemgeldes ist aber aueh ein klares Signal, dass es 
von der Gesellsehaft akzeptiert ist, Kontakt zum Berafs- 
leben zu halten und später in den Bemf zurüekzukehren. 

Grandsätzlieh sind Eltern zunäehst einmal selbst für 
die Siehemng des Lebensunterhalts der Kinder ver- 
antwortlieh. Nur dann, wenn sie dies nieht selbst sehaf- 


fen, ist das die Aufgabe des Sozialstaates, allerdings (C) 
nieht die des Eltemgeldes. Deshalb ist es konsequent, die 
Kemleistung auf ein Jahr zu begrenzen. 

Das Eltemgeld wird an Vater oder Mutter für maxi- 
mal 14 Monate gezahlt. Sie können diesen Zeitraum frei 
untereinander aufteilen. Allerdings können von einem 
Eltemteil höehstens 12 Monate in Anspmeh genommen 
werden, die zwei weiteren Monate sind für den anderen 
Partner reserviert. Das hat enorme Diskussionen ausge- 
löst. Aber diese Diskussionen haben Sinn gemaeht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Sie haben nämlieh die längst überfällige Debatte über 
die Rolle des Vaters in der Kindererziehung ausgelöst 
und die Frage naeh seiner Mögliehkeit der Vereinbarkeit 
von Bemf und Familie in den Mittelpunkt gerüekt. Die 
Partnermonate sind eine eehte Option; das heißt, man 
kann sie nehmen oder es lassen. Ersetzt wird nur ausfal- 
lendes Einkommen, und zwar zu 67 Prozent, maximal 
1 800 Euro. Damit stärken wir aueh den Vätern den Rü- 
eken, die sieh Zeit für ihr eigenes Kind nehmen wollen. 

Das wird zu einem Umdenken in der Arbeitswelt führen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Das ist aueh gewollt; denn in einer modernen Gesell- 
sehaft werden Kinder ihre Väter im Alltag genauso brau- 
ehen wie ihre Mütter. 

Damit erweitert sieh die Interpretation des so viel ge- 
nutzten Begriffs der Wahlfreiheit. Die Mögliehkeit, bei 
den Kindern zu sein oder zu arbeiten, diese Wahlfreiheit ^ ' 
müssen beide Gesehleehter haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Eehte Wahlfreiheit kommt vor allem den Kindern zu- 
gute; denn sie haben mehr von beiden Eltemteilen. 

Frau Lenke, das Eltemgeld steht nieht alleine; das ist 
völlig riehtig. Ebenso wiehtig ist die Kinderbetreuung. 
Beides muss Hand in Hand gehen. Wenn man sieh Län- 
der ansehaut wie Sehweden, wo das Eltemgeld vor mnd 
10 Jahren eingeführt worden ist, muss man feststellen, 
dass die Kinderbetreuung damals aueh dort noeh sehr lü- 
ekenhaft war. Erst das Eltemgeld und die Diskussion 
darüber haben den entseheidenden Sehub zu einem fiä- 
ehendeekenden Ausbau der Kinderbetreuung gebraeht, 
von dem wir alle wissen, wer für ihn die primäre Verant- 
wortung hat. Es war ganz interessant, in den letzten Wo- 
ehen und Monaten zu beobaehten, wie diese Diskussion 
inzwisehen aueh bei uns eingesetzt hat, und zwar mit 
voller Vehemenz. Es wird gar nieht mehr darüber disku- 
tiert, ob wir überhaupt Kinderbetreuung brauehen, son- 
dern nur noeh, wie und wann wir sie für alle Kinder er- 
mögliehen können. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Frau von der Leyen, darf ieh Sie einen Moment unter- 
breehen? - Die Frau Kollegin Haßelmann würde gerne 
eine Zwisehenfrage stellen. 
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(A) Dr. Ursula von der Leyen, Bundesministerin für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend: 

Ich habe nur noch vier Minuten und noch den ganzen 
Einzelplan vor mir. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Die Zeit wird gestoppt. 

Dr. Ursula von der Leyen, Bundesministerin für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend: 

Dann isf es gut. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Bitte schön, Frau Haßelmann. 

Britta Haßelmann (BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN): 

Frau von der Leyen, Sie vermitteln uns gerade die 
Vorzüge des Eltemgeldes, 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Und das 
macht sie gut!) 

auch in Bezug auf die gerechte Verteilung von Eltem- 
arbeit und Erziehungsarbeit zwischen Frauen und Män- 
nern. Sie haben innerhalb der CDU/CSU ja sehr lange 
gebraucht, bis Sie das erkannt haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was lange währt, 
wird endlich gut!) 

Meine Frage ist: Wieso unterscheiden Sie bei der vorge- 

(B) sehenen Regelung zwischen arbeitenden Eltern, die sich 
die Erziehung teilen wollen - sie sollen 14 Monate An- 
spruch haben, nämlich 12 plus zwei -, und Arbeitslo- 
sengeld II beziehenden Eltern, die sich die Erziehung 
teilen wollen und nur 12 Monate lang Eltemgeld bekom- 
men? Empfinden Sie diese Regelung nicht als zutiefst 
ungerecht? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der FDP und der LINKEN - Sleffen 
Kampeier [CDU/CSU]: Wir können gerne zur 
Anrechnung zurückkommen!) 

Dr. Ursula von der Leyen, Bundesminislerin für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend: 

Die Kemzeit isf frei aufteilbar, wie immer man es 
möchte. Das gilt für alle. Der 13. und 14. Monat sind 
eine echte Option. Ich sagle es bereils: Man kann sie 
nehmen oder es lassen. Das heißl, es gibl für niemanden 
300 Euro Mindesleltemgeld - für niemanden -, der diese 
Zeif nicht nimmt, und es wird in der Tat nur ausfallendes 
Einkommen ersetzt. Wenn kein Einkommen ausfällt, 
dann wird im 13. und 14. Monat auch kein Einkommen 
ersetzt. 

(Ekin Deligöz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Aber die Erziehungsleisfung bleibf 
doch!) 

Die Kemzeif von 12 Monaten bleibt unangetastet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 


Ich war beim Thema Kinderbelreuung. Dazu will ich (C) 
noch ankündigen, dass ich den Bericht zum Stand des 
Ausbaus der Kinderbetreuung Mitte Juli der Öffentlich- 
keit vorstellen werde. 

Meine Damen und Herren, ich komme nun zum 
Einzelplan 17 insgesamt. Er orientiert sich an den Ist- 
ergebnissen des Jahres 2005. Ab 2007 möchten wir auf 
Empfehlung der Berichterstatter des Haushaltsausschus- 
ses die Ausgaben für die Bereiche Familien-, Senioren- 
und Gleichslellungspolitik in einem Tilel zusammenfüh- 
ren. Das entspricht einem sehr modernen Ansatz der 
Haushaltsführung. Es gibt dem Haus vor allem mehr 
Flexibilität und kommt unseren Schwerpunkten zugute. 

Drei der Schwerpunkte möchte ich noch herausgrei- 
fen. Ein Schwerpunkt ist das Programm „Frühe Hil- 
fen“. Wir werden gemeinsam mit den Ländern und den 
Kommunen Modelle entwickeln, um frühzeitig Kindern 
in prekären Familiensituationen zu helfen. Wir möchten 
ein Frühwarnsystem einrichten, um diese Kinder recht- 
zeitig zu finden und gezielt Hilfe in die Familien hinein- 
zutragen. Die Strukturen dafür haben wir bereils: Heb- 
ammen, Familienhelfer, Kinderärzfe, Geburtshelfer, 
Kinder- und Jugendhilfe. Es gilf jefzf, sie effizienler zu 
vemefzen. Das Projekf „Frühe Hilfen“ isf im Kinder- 
und Jugendplan veranschlag! und wird mit Verabschie- 
dung des Haushalts starten. 

Der zweite Schwerpunkt ist die Stärkung des Zusam- 
menhaltes der Generationen. Das Programm „Mehrge- 
nerationenhäuser“ steht gewissermaßen in den Startlö- 
chem. Ich denke, wenn die Familien kleiner und bunter 
werden und wir den Kreislauf des Gebens und Nehmens ^ ' 
zwischen den Generationen mehr denn je brauchen wer- 
den, dann sind Mehrgenerationenhäuser, wenn auch 
nicht die einzige, aber eine sehr zeitgemäße Antwort 
darauf Sie schaffen Räume, wo sich die Generationen 
im Alltag helfen und wo sie Kompetenzen austauschen 
können. Aber sie schaffen in einer modernen Gesell- 
schaft auch einen „Marktplatz für Dienstleistungen“, die 
insbesondere Familien entlasten, und stellen als Markt- 
platz für bürgerschaftliches Engagement eine Dreh- 
scheibe dar. 

Bis zum Jahr 2010 soll es in jedem Landkreis und in 
jeder kreisfreien Stadt ein Mehrgenerationenhaus geben, 
insgesamt 439. Wir stellen aus Bundesmitteln 98 Millio- 
nen Euro zur Verfügung. Gleich nach Verabschiedung 
des Haushalfs 2006 wird eine Servicesfelle eingerichtef. 

Die erste Ausschreibungs- und Förderwelle wird noch 
2006 erfolgen, eine zweite Welle im Jahr 2007. 

Dritter und letzter Schwerpunkt ist das Thema „Tole- 
ranz und Demokratie“. Dieser Tage während der WM 
präsentiert sich Deutschland als ein weltoffenes, toleran- 
tes Land, 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Das sind wir 
auch!) 

in dem Menschen ganz vieler Kulturen friedlich Zusam- 
menleben. Das soll so bleiben. Wir wollen demokrati- 
sches Verhalten und ziviles Engagement in unserem 
Land nachhaltig stärken. Themen wie Rechtsextremis- 
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mus, Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und jede 
Form von Extremismus dürfen keine Chance haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN) 

Die bisherigen Programme laufen plangemäß 2006 
aus. Aber wie in der Koalitionsvereinbarung festgelegt, 
wird die Bundesregierung ab 2007 mit einem neuen Pro- 
gramm den Weg zur Stärkung von Vielfalt, Toleranz und 
Demokratie sowie gegen Rechtsextremismus konse- 
quent weitergehen. Im Rahmen der Aufstellung des 
Haushalts 2007 planen wir mit einem gleich hohen Be- 
trag wie in 2006. 

(Beifall bei der SPD) 

Abschließend darf ich zusammenfassen: Ich denke, 
der Haushalt des Einzelplans 17 setzt die richtigen 
Schwerpunkte für Kinder, für Eltern und für den Zusam- 
menhalt der Generationen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Das Wort hat der Kollege Jöm Wunderlich von der 
Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Jörn Wunderlich (DIE LINKE): 

Verehrter Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle- 
gen! Liebe Zuschauer auf den Rängen und zu Hause! 
Enttäuschend, Frau Ministerin von der Leyen! Ich habe 
Ihnen mehrfach versprochen - und ich halte mich an 
Versprechen - sowohl Ihre Worte als auch Ihre Taten ei- 
ner gründlichen Überprüfung zu unterziehen. Die Ein- 
führung des Elterngeldes als Lohnersatzleistung ist 
prinzipiell eine positive Entwicklung in der Familien- 
politik und findet unsere Unterstützung. Aber eine Neu- 
orientierung in der Familienpolitik darf nicht aus einer 
Umverteilung von Arm nach Reich bestehen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Deshalb bekräftige ich mit Nachdruck unsere Forderung: 
Das Gesetz zur Einführung eines Eltemgeldes muss wei- 
ter sozial ausgestaltet werden. 

Mit dem Eltemgeld soll die berufliche Eigenständig- 
keit der Frauen gestärkt und gesichert werden, die Väter 
sollen für die Betreuung von Kindern in die Pflicht ge- 
nommen werden. Deshalb ist das Eltemgeld weder eine 
Kinderfördemng noch eine Kinderprämie. Ich erwähne 
das an dieser Stelle, weil das in den Medien immer gerne 
vermengt wird. Das Eltemgeld ist eine Lohnersatzleis- 
tung; sie beträgt zwei Drittel des bisherigen Nettolohns. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Das hat die 
Frau Ministerin Ihnen schon drei- bis viermal 
erklärt!) 

Etwas mehr Mühe bedarf es schon, die gut verpackten 
Unzulänglichkeiten im Eltemgeldgesetz herauszufinden. 
Frau von der Leyen, das Eltemgeldkonzept ist eine fami- 


lien- und sozialpolitische Mogelpackung zulasten der (C) 
Einkommensschwachen, der Alleinerziehenden und der 
Empfänger von Arbeitslosengeld II. 

(Beifall bei der LINKEN - Johannes Singhammer 
[CDU/CSU]: So ein Schmarrn!) 

Darüber verlieren Sie in der Öffentlichkeit allerdings 
kein Wort. Diese Unehrlichkeit wird mit Aussprüchen 
gepaart wie „Eins zu null für die Familien: Das Eltem- 
geld kommt“ 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 


(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Das zeigt, wie arrogant Macht sein kann. Der zuletzt zi- 
tierte Satz hat mich doch stark an den Ausspmch des 
Sachverständigen Hartz erinnert, der bei der Vorstellung 
seiner Gesetzesinitiativen gesagt hat: Ein guter Tag für 
Arbeitslose. - Was daraus geworden ist, können wir alle 
hier unumwunden sehen. 

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [DIE 
LINKE]) 

Es gab Nachbessemngen und Verschärfungen zulasten 
der Betroffenen. Ein solcher Satz ist ein Schlag ins Ge- 
sicht der Betroffenen und an Zynismus kaum zu überbie- 
ten. 

Petitionen, die von mehr als 10 000 Bürgerinnen und 
Bürgern mitgetragen werden und Unmengen an Briefen, 
Mails und Stellungnahmen belegen, dass der Umfang 
der Regelungen zum Eltemgeld schon jetzt Unsicherheit 
bei den Eltern hervormft. Sie aber, Frau von der Leyen, 
gehen wie immer charmant lächelnd darüber hinweg, 
obwohl diese Ungerechtigkeiten nach wie vor auf der 
Tagesordnung sind. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Herr Kollege Wunderlich, erlauben Sie eine Zwi- 
schenfrage der Kollegin Kressl? 

Jörn Wunderlich (DIE LINKE): 

Aber gerne. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Bitte schön, Frau Kressl. 

Nicolette Kressl (SPD): 

Herr Kollege Wunderlich, ich finde sehr interessant, 
dass Sie daraufhinweisen, dass es mehrere tausend Peti- 
tionen znm Elterngeld gibt. Ich hoffe, es ist Ihnen be- 
wusst, dass alle diese Petentinnen und Petenten wollen, 
dass sie das Eltemgeld so schnell wie möglich bekom- 
men. Ich bitte Sie dringend, hier nicht den Eindmck zu 
erwecken, als sei die Anzahl dieser Petenten ein Indiz 
dafür, dass sie mit unserer Regelung unzufrieden sind. 
Das Gegenteil ist der Fall. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 


oder „Heute ist ein guter Tag für Familien“. 
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(A) Jörn Wunderlich (DIE LINKE): 

Sie dürfen aber nicht übersehen, dass ein sehr großer 
Prozentsatz gerade die Stichtagsregelung anprangert. 

(Zuruf der Abg. Kerstin Griese [SPD]) 

Darauf komme ich nachher noch zu sprechen. Es wird 
aber auch kritisch gefragt: Was ist mit dem Eltemgeld? 
Wieso werde ich schlechter gestellt? Warum bekomme 
ich nicht die Leistungen, die andere bekommen? - Man 
muss die Petitionen und die Schriftstücke auch einmal 
lesen. 

(Beifall bei der LINKEN - Steffen Kampeter 
[CDU/CSU]: Eben, genau! - Christel Humme 
[SPD]: Sie wollen das Eltemgeld noch schnel- 
ler haben!) 

Diese Fragen stellt sich zum Beispiel ein Empfänger 
von AEG II, der bisher 24 Monate lang 300 Euro mo- 
natlich an Erziehungsgeld bekam und jetzt plötzlich nur 
noch 12 Monate lang 300 Euro Eltemgeld erhält, ohne 
dabei die Aussicht auf Arbeit zu haben. 

(Garen Marks [SPD]: Sie haben doch gerade 
selbst erzählt, dass es Lohnersatz ist!) 

- Ja. Sie selbst sagen aber, der Grandbetrag werde als 
Anerkennung für die Erziehungsleistung gezahlt. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN - 
Garen Marks [SPD]: Ja, für ein Jahr!) 

Die Anerkennung der Erziehungsleistung von Emp- 
fängern des Arbeitslosengeldes II scheint also weniger 

(B) wert zu sein. Das gilt auch für die Erziehung der Kinder, 
die vor dem 1 . Januar 2007 geboren wurden bzw. wer- 
den. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Herr 
Wunderlich, Sie haben überzeugender Recht 
gesprochen als hier geredet!) 

Das Eltemgeld gibt jungen Müttern - ich zitiere un- 
sere Ministerin - einen Schonraum, sich ohne finanziel- 
len Drack Zeit für ihr Neugeborenes zu nehmen. 

(Zuraf der Abg. Christel Humme [SPD]) 

- Frau Humme, ich kenne Ihre Meinung. - Am stärksten 
benachteiligt ist doch die allein erziehende Empfängerin 
von AEG II. Sie kann sich noch nicht einmal auf die 
Ausnahmeregelung, die Möglichkeit der Verlängerang, 
berafen. Das haben Sie vorhin ja noch einmal ausge- 
führt, Frau von der Leyen. Ich frage Sie: Wie muss sich 
diese Betroffene fühlen? 

Ich wiederhole es mit Nachdrack: Das Eltemgeld 
bleibt sozial unausgewogen. 1 5 Prozent aller jungen ost- 
deutschen Mütter sind arbeitslos und suchen eine Be- 
schäftigung, finden aber keine. Mit dem Eltemgeldgesetz 
wird ihnen zusätzlich die Hälfte der sozialen Sicherheit, 
nämlich die Hälfte der Leistungen nach dem gegenwärti- 
gen Bundeskindergeldgesetz, genommen. Zusätzlich er- 
höht die Regierang ab Januar 2007 die Mehrwertsteuer, 
ohne auch nur im Geringsten über Ausgleichsleistungen 
nachzudenken. Eins zu null, Frau von der Leyen. Ich 
frage mich nur: Für wen? 


Ein Wort zur Stichtagsregelung; ich habe das schon (G) 
angesprochen. Ich frage Sie: Ist die Erziehungsleistung 
von Eltern, deren Kinder vor dem 1 . Januar 2007 gebo- 
ren wurden bzw. werden, weniger wert als die der Eltern, 
deren Kinder nach dem 1 . Januar 2007 geboren werden? 

(Ilse Falk [GDU/GSU]: Haben Sie schon ein- 
mal etwas von Stichtagsregelungen gehört?) 

Wir haben immer angemahnt, dass Frauen, die bereits 
schwanger sind - Frau von der Leyen, ich gehe einmal 
davon aus, dass Sie wissen, wie lange eine Schwanger- 
schaft dauert; das weiß sogar ich -, nicht wissen, was ab 
dem 1 . Januar 2007 auf sie zukommt. Sie haben sich Zeit 
genommen. Das Thema war in der Diskussion, aber es 
kam keine Information, wann was passiert. Jetzt aber 
soll das Gesetz rackzuck vor der Sommerpause be- 
schlossen werden, ohne jede Übergangsregelung für 
Sonder- und Extremfälle. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Herr Kollege Wunderlich, erlauben Sie noch eine 
Zwischenfrage des Kollegen Kucharczyk von der SPD? 

Jörn Wunderlich (DIE LINKE): 

Ja. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Bitte. 

Jürgen Kucharczyk (SPD): 

Herr Kollege Wunderlich, teilen Sie die Auffassung, (D) 
dass die Zielsetzung von Kindergeld und Eltemgeld un- 
terschiedlich gelagert ist? 

Jörn Wunderlich (DIE LINKE): 

Ja. Vom Kindergeld rede ich hier auch nicht. 

Jürgen Kucharczyk (SPD): 

Aber Sie verwechseln scheinbar etwas. 

(Steffen Kampeter [GDU/GSU]: Was muss das 
für ein Amtsgericht gewesen sein?) 

Jörn Wunderlich (DIE LINKE): 

Nein, ich verwechsele nichts. 

Jürgen Kucharczyk (SPD): 

Es hört sich so an. 

Jörn Wunderlich (DIE LINKE): 

Gucken Sie in die Statistik und fragen Sie im Ministe- 
rium nach! 

Frau von der Leyen, was hindert Sie in Ihrem Demo- 
kratieverständnis daran, ein Wahlrecht zwischen der bis- 
herigen Regelung und dem Eltemgeld einzuräumen? 

Beim Mindestelterngeld fordern wir mit allem 
Nachdruck eine Anhebung und Nachbesserung. Greifen 
Sie aber dabei nicht wieder, wie es bislang immer wieder 
geschehen ist, den Ärmsten in die Tasche! 
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(A) (Christel Humme [SPD]: Machen wir doch 

auch nicht!) 

- Mein Gott, Frau Humme, Sie wissen ja schon selber 
nicht mehr, was Sie tun. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Aber was soll man von der Regierung auch anderes er- 
warten? Bei der satten Mehrheit in allen Gremien und 
Ausschüssen ist Kritik im Grunde aussichtslos; sie wird 
abgebügelt. 

(Ilse Falk [CDU/CSU]: Nur kein Frust!) 

- Doch, der kommt noch. Die Frage ist nur, bei wem. 

Wenn Sie immer wieder halbherzig auf unsere Nach- 
barländer verweisen, zum Beispiel auf Schweden, dann 
können Sie das nicht einfach aus dem Kontext herausrei- 
ßen. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Jetzt hat die 
Linke aber ihren roten Faden verloren!) 

Erwähnen Sie bitte alles. In Schweden ist das Eltemgeld 
nämlich eine Versicherungsleistung, in Deutschland ist 
es steuerfinanziert. Sie verschweigen, dass die finan- 
zielle Unterstützung hier immer wieder vom Geldbeutel 
der Eltern abhängig gemacht wird. - Eins zu null für die 
Familie. Fragt sich nur, für welche. 

Wie klingt denn Ihr ständig zitierter Dreiklang zur 
Familienpolitik, Frau von der Leyen? Bei dem vorlie- 
genden Gesetzesentwurf ist es gegenwärtig für mich bes- 
(ß) tenfalls eine Kakophonie. Selbstredend macht das El- 
temgeld allein noch keine gute Familienpolitik aus. Es 
muss dämm gehen, gesellschaftliche Verantwortung für 
Familien mit zu übernehmen. Notwendig ist eine kosten- 
lose und hochwertige Ganztagsbetreuung für Kinder 
und Jugendliche. 

(Garen Marks [SPD]: Wohl wahr! - Ekin 
Deligöz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Fan- 
gen Sie doch mal in Berlin an!) 

Das ist nicht nur eine Frage der Vereinbarkeit von Fami- 
lie und Beraf, sondern ein bildungspolitisches Muss. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Elternschaft muss lebbar werden. Das heißt auch, 
über Arbeitszeitverkürzung und das neue Leitbild der 
partnerschaftlichen Aufteilung von Erwerbs- und Fami- 
lienarbeit zu reden. 

Noch eine Bemerkung zu den so genannten Papa-Mo- 
naten. 

(Zumfe von der SPD: Partnermonate!) 

Ich schlage das Wort „Wickelvolontariat“ - Originalton 
Ramsauer - zur Wahl des Unwortes 2006 vor. So wie Sie 
derzeit Familienpolitik betreiben, Frau von der Leyen, 
wird sie nicht zu einer stärkeren Familienffeundlichkeit 
führen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der LINKEN) 


Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Das Wort hat jetzt der Kollege Frank Schmidt von der 
SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Dr. Frank Schmidt (SPD): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Wunderlich, es ist wirklich verwunderlich, dass Sie 
Funktion und Sinn des Eltemgelds offensichtlich nicht 
verstanden haben. Denn obwohl Sie einerseits sagen, 
dass eine Lohnersatzleistung - was es nun einmal ist - 
richtig ist, sprechen Sie andererseits davon, dass es eine 
Transferleistung sein soll. Das passt nicht zusammen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Sie haben offensichtlich nicht verstanden, um was es 
geht und welche Zielrichtung wir verfolgen. 

Aber ich möchte jetzt auf den Haushalt für Familien, 
Senioren, Frauen und Jugend zu sprechen kommen, den 
wir heute beraten. Dieser Haushalt zeichnet sich gegen- 
über fast allen anderen Einzelplänen dadurch aus, dass 
so gut wie keine Kürzungen vorgenommen wurden. Dies 
ist eine klare Zielsetzung der Koalition, die ihre Gründe 
hat: Wir wollen eine konsequente und - das ist für die 
Opposition sicherlich etwas weniger problematisch - 
eine solide finanzierte Fortentwicklung der Familien- 
politik. Das ist ein Markenzeichen auch dieser Koalition. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Johannes 
Singhammer [CDU/CSU]) 

Im Übrigen leben wir - auch darauf muss an dieser 
Stelle hingewiesen werden - in einer gewissen Kontinui- 
tät. Uns Sozialdemokraten freut es natürlich besonders, 
dass dies eine konsequente Fortentwicklung der erfolg- 
reichen Politik von Renate Schmidt darstellt. Ich will 
zwei Beispiele für diese Kontinuität anführen. 

Zum einen gibt es schon an 564 Standorten 308 Teil- 
nehmer an lokalen Bündnissen für Familien. Das ist 
ein Erfolg. Das zeigt: Es ist ein erfolgreiches Programm. 
Wir haben es gestartet. Es wird fortgeführt und das ist 
gut so. 

(Beifall bei der SPD) 

Was uns Sozialdemokraten bei der Familienpolitik 
ebenfalls freut, ist die Tatsache, dass das Tagesbetreu- 
ungsausbaugesetz heute von allen, auch von unseren 
neuen Freunden, wie es so schön heißt, gern hervorgeho- 
ben und nach außen hin positiv dargestellt wird. Das 
freut uns; denn es zeigt, dass das Gezocke, das es einmal 
darum gegeben hat - das hat uns wirklich lange Nächte 
gekostet -, nun von Erfolg gekrönt ist. Es ist ein gutes 
Gesetz. Die Ausgestaltung wird die Koalition vorneh- 
men. 

(Ina Lenke [FDP]: Wie denn, Herr Schmidt?) 

Wichtig ist auch, dass mit dem Haushalt 2006 einige 
Akzente gesetzt werden. Wir sind zum einen, wie im 
Koalitionsvertrag vereinbart, den Kurs im Bereich des 
Zivildienstes in vollem Umfang weitergefahren, und 
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Dr. Frank Schmidt 

zwar so, wie wir es mit dem Haushalt 2005 begonnen 
haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Sicherlich wird dies von dem einen oder anderen in der 
Opposition nicht so gesehen. Das liegt an der anderen 
politischen Ausrichtung. Aber es ist eine klare Willens- 
erklärung der Koalition, diesen Weg fortzusetzen. 

In diesem Zusammenhang ist es wichtig, all denjeni- 
gen ein herzliches Dankeschön zu sagen, die in unserem 
Land Zivildienst leisten und damit einen ganz wichtigen, 
elementaren Beitrag für unser Gemeinwesen leisten. Er 
ist gar nicht wegzudenken; das wissen wir. Deshalb ein 
herzliches Dankeschön an dieser Stelle. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
der Abg. Ina Lenke [FDP]) 

Was auch festgestellt werden muss, ist die Tatsache, 
dass wir insbesondere die Förderung von Kindern und 
Jugendlichen weiter verstetigt haben. Der Kinder- und 
Jugendplan ist mit einem leichten Anwachsen - das hat 
Frau Ministerin von der Leyen eben schon gesagt - wei- 
ter verstetigt worden. Wir haben das freiwillige soziale 
Jahr und das freiwillige ökologische Jahr weiter ausge- 
baut. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es ist eine klare Aussage dieser Koalition, dass wir hier 
eine Priorität setzen. Das ist auch gut so. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich möchte einen weiteren Bereich anführen, in dem 
wir unsere Programme fortführen. Entimon und Civitas, 
die Programme gegen Rechtsextremismus, werden so- 
wohl in diesem Jahr als auch in den nächsten Jahren auf 
gleichem Niveau wie in 2005 fortgeführt. Auch dazu hat 
es schon eine klare Aussage der Koalition gegeben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Diese Aussage ist maßgeblich für zwei Anträge von- 
seiten der Grünen und der Linken, die heute auch zur 
Debatte stehen. Darin wird etwas gefordert, was die 
Koalition schon längst umgesetzt hat. Damit sind diese 
Anträge gegenstandslos. Die Regierung braucht keine 
Nachhilfe, wenn es um den Einsatz gegen rechts geht. 

(Beifall bei der SPD) 

Nach der Statistik vom April dieses Jahres waren im 
vergangenen Jahr rund 814 Straftaten politisch rechts 
motiviert. Wir werden daher keineswegs nachlassen, auf 
diesem Gebiet entschieden tätig zu werden. Die mobilen 
Einsatzteams, die Opferberatungsstellen und die Netz- 
werkstellen, zum Beispiel im Programm Civitas, aber 
auch die vielen Projekte vor Ort, gerade auch im Osten, 
leisten eine herausragende Arbeit. Wir sind es uns, unse- 
rer Gesellschaft, Europa und der Welt schuldig, dass wir 
hier aktiv und demonstrativ tätig werden. Das werden 
wir auch weiterhin tun. 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten (C) 

der CDU/CSU) 

Noch ein paar Worte zur Weiterentwicklung der 
Familienpolitik. Die SPD-Bundestagsfraktion hat 
hierzu eine Arbeitsgruppe eingerichtet, die, von 
Nicolette Kressl und Bärbel Dieckmann geleitet, bis zum 
Ende dieses Jahres konkrete Vorschläge vorbereiten 
wird, wie die Kinderbetreuung in unserem Land ausge- 
baut und finanziert werden kann. 

Dies, meine lieben Kolleginnen und Kollegen, ist eine 
andere Vorgehensweise, als wir es heute gehört haben, 

Frau Lenke, auch eine andere Vorgehensweise, als es 
dem einen oder anderen Antrag hier im Parlament ent- 
spricht. Wir sind der Meinung, dass es nicht richtig ist, 
mit fadenscheinigen Anträgen - ohne Sicherstellung der 
Finanzierung und ohne klare Beachtung der Verfas- 
sungsstruktur in diesem Lande - Erwartungen bei Eltern 
zu wecken, die man nicht einmal ansatzweise befriedi- 
gen kann. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Wir erwarten von Ihnen konkrete Vorschläge, aus denen 
hervorgeht, wie so etwas umgesetzt werden kann, und 
nicht wohl meinende Anträge, in denen noch nicht ein- 
mal ansatzweise die Finanzierung erwähnt wird. 

Es ist zwar das Vorrecht der Opposition, Dinge zu for- 
dern, die die Regierung nicht einhalten kann. Aber Sie, 
liebe Kolleginnen und Kollegen vom Bündnis 90/Die 
Grünen, müssen dann damit rechnen, dass solche An- 
träge wie der vorliegende hier keine Mehrheit finden. ^ 
Das ist auch gut so; denn wir wollen, dass die zukünftige 
Familienpolitik praxistauglich und voll durchfinanziert 
ist. Wir werden entsprechende Vorschläge machen. Das 
sind wir den Eltern in diesem Lande schuldig. Wir dür- 
fen keine Erwartungen wecken, die wir nicht erfüllen 
können. 

Zum Schluss meiner Ausführungen zum Einzel- 
plan 17, den wir heute verabschieden, ein Dankeschön 
von mir, dem Hauptberichterstatter im Haushaltsaus- 
schuss, an die Kolleginnen und Kollegen sowie an Sie, 

Frau Ministerin, für die gute Zusammenarbeit. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

- Ich finde es schön, dass auch die CDU/CSU applau- 
diert. Es hat Gründe, dass ich das erwähne. - Frau 
Ministerin, wir Sozialdemokraten finden es gut, dass Sie 
einen Beitrag dazu leisten, dass die Union endlich in der 
familienpolitischen Realität ankommt; das ist wichtig. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 


Ein Dankeschön meinerseits auch an Ihre beiden 
Staatssekretäre sowie an die Mitarbeiterinnen und Mit- 
arbeiter Ihres Hauses, Frau Ministerin. Alle Bericht- 
erstatter haben erlebt, wie informativ und schnell im 
Haushaltsausschuss gearbeitet worden ist. Deswegen ein 
Dankeschön meinerseits an die Mitberichterstatter. Das 
macht Mut und Hoffnung, dass die bald anstehenden 


Dazu kann jeder einen Beitrag leisten. 
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Dr. Frank Schmidt 

(A) Haushaltsberatungen 2007 in gleieher Weise ablaufen 
werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Das Wort hat jetzt die Kollegin Ekin Deligöz vom 
Bündnis 90/Die Grünen. 

Ekin Deiigöz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im 
Fokus der heutigen Debatte steht das Eltemgeld. In eine 
Sitzungswoehe, in der wir über die Finanzen reden, passt 
das gut. Es ist aber aueh höehste Zeit, erstmalig über den 
Gesetzentwurf zum Elterngeld zu beraten; denn er soll 
naeh der Sommerpause besehlossen werden - apropos: 
Herr Wunderlieh, es gibt übrigens zuvor noeh eine 
Faehanhörung - und das Gesetz soll 2007 in Kraft treten. 
Bislang konnten sieh junge oder werdende Eltern kein 
Bild über die Regelung maehen. Ein Bild über die Ar- 
beitsweise dieser Koalition konnte man sieh sehr wohl 
maehen. Sie haben monatelang darüber gestritten. Es 
ging zwisehen den beiden Koalitionsfraktionen hin und 
her wie bei einem Pingpongspiel. Letztendlieh kam ein 
kritikwürdiger Gesetzentwurf heraus, ein Entwurf, der 
sozial unausgewogen und vor allem wenig stringent ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
(ß) Joehen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Sie hat 
es noeh immer nieht verstanden!) 

Das ist mehr als bedauerlieh; denn das Eltemgeld an sieh 
ist sehr unterstützenswert, genauso wie die damit ver- 
folgten Ziele. 

Da die Ziele in dieser Debatte bislang noeh nieht 
deutlieh genug benannt worden sind, werde ieh es tun. 
Das erste Ziel muss sein, dureh finanzielle Fördemng ei- 
nen Beitrag zur Siehemng des Lebensstandards in der 
ersten Erziehungsphase zu leisten und gleiehzeitig mit 
einer klar begrenzten Bezugszeit im Ansehluss einen Er- 
werbsanreiz zu setzen. Das Ziel des Eltemgeldes ist also, 
dass Mütter und Väter mögliehst sehnell in den Beruf 
zurüekkehren. Gerade weil sieh viele junge Mütter und 
Väter das wünsehen und darauf angewiesen sind, ist ein 
solehes Insttument wiehtig. Aber das alleine reieht nieht. 
Wir brauehen nieht nur das Eltemgeld - eine gute Idee -, 
sondern vor allem aueh eine Betreuungsinfrastruktur. 
Aber hier haben wir in Deutsehland die größten Defizite. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN) 

Ohne eine ausreiehende Betreuungsinfrastruktur wird 
das Eltemgeld nieht wirken. Es wird komplett ins Leere 
laufen. Gerade an diesem entseheidenden Punkt haben 
Sie bislang versagt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP) 


Beim Thema Ausbau des Betreuungsangebots spielen (C) 
Sie auf Zeit. Die vielen kleinen Punkte, die Sie ange- 
sproehen haben, zeigen mir nur, dass Ihnen ein familien- 
politisehes Gesamtkonzept fehlt. Das vermisse ieh bei 
allem, was Sie sagen. Sie haben uns bislang keinen fami- 
lienpolitisehen Weg in das 21. Jahrhundert aufgezeigt. 

Wir vom Bündnis 90/Die Grünen maehen in unserem 
vorliegenden Antrag deutlieh, wie es gehen kann. Mit 
unserer Idee einer Kinderbetreuungskarte zeigen wir auf, 
wie man verbindlieh und zeitnah eine Regelung zum 
Ausbau des Betreuungsangebots veranlassen kann. 
Dureh einen Reehtsanspraeh und eine zweekgebundene 
Geldleistung siehem wir nieht nur den Ausbau des Kin- 
derbetreuungsangebots vor Ort, sondern sehaffen aueh 
die Rahmenbedingungen für das Gelingen des Eltemgel- 
des. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie von der FDP kritisieren uns und sagen, das reiehe 
nieht. Ieh frage Sie: Wamm haben Sie sieh bei der Ab- 
stimmung über den Entwurf eines Tagesbetreungsaus- 
baugesetzes nur enthalten und nieht mit uns gestimmt? 

Es wäre doeh besser gewesen, wenn Sie hier mehr Wil- 
len gezeigt hätten, anstatt nur zu kritisieren. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Frau Deligöz, Sie erlauben die Zwisehenfrage der 
Kollegin Lenke. - Bitte sehön, Frau Lenke. 

Ina Lenke (FDP): 

Frau Deligöz, wenn vom Bund ein Gesetz gemaeht 
wird, das nur die Kommunen belastet, dann ist unsere 
Enthaltung sehr gereehtfertigt. Ieh habe die Sorge, dass 
im Bundestag wieder Gesetze und Regelungen formu- 
liert werden, die andere bezahlen müssen. Deshalb war 
unsere Enthaltung sehr notwendig. Ieh frage Sie, ob Sie 
diese Argumentation verstehen. 

(Laehen bei der SPD) 

Ekin Deiigöz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Frau Lenke, ieh verstehe sie nieht. Ieh verstehe sie 
aueh deshalb nieht, weil wir Politikerinnen und Politiker 
politisehe Antworten geben müssen. 

(Ilse Falk [CDU/CSU]: Wir müssen aueh poli- 
tisehe Systeme berüeksiehtigen!) 

Die politisehe Antwort an diesem Punkt Kinderbetreu- 
ung ist, dass der Bund über das Kinder- und Jugendhilfe- 
reeht - § 24 des SGB VIII - für die Betreuungsinfra- 
stmktur zuständig ist. 

(Joehen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Aber 
dann aueh fürs Bezahlen, bitte sehön!) 

Wir sind zuständig. Deshalb können aueh nur wir diese 
Gesetze maehen. 

Wenn wir in diesem Land etwas bewegen wollen, 
wenn wir etwas verändern wollen, dann müssen wir zu 
dieser Verantwortung stehen und können uns nieht davor 
drüeken. Anstatt unzählige Argumente dafür aufzuzäh- 
len, dass wir das nieht können, sollten wir naeh Wegen 
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Ekin Deligöz 

(A) suchen, wie es uns gelingen kann. Von Ihnen kam bisher 
kein Vorschlag dazu. 

Wir haben einen Vorschlag. Er ist verfassungsrecht- 
lich möglich. Er ist zeitnah umsetzbar. Er ist vor allem 
so gestrickt, dass wir ihn auch finanzieren können. Wir 
wollen das über die Umwandlung des Ehegattensplit- 
tings in ein Individualsplitting finanzieren. 

(Ilse Falk [CDU/CSU]: Das heißt. Sie nehmen 
denen das Geld weg!) 

Das Geld wollen wir dafür verwenden, den Eltern mehr 
Nachfragemacht zu verleihen sowie die Kommunen und 
die Länder vor Ort zu stärken, die Kinderbetreuung aus- 
zubauen. Das kann uns gelingen, wenn der politische 
Wille da ist. Diesen politischen Willen vermisse ich an 
diesem Ort. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Jochen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Sie las- 
sen es doch durch die finanzieren, denen sie es 
nachher wieder geben wollen! Völliger 
Quatsch!) 

Das Gleiche gilt für den Betreuungsausbau: Wenn der 
politische Wille da ist, dann kann es uns gelingen. Aus 
Ihren Reden, Frau von der Leyen und Herr Singhammer 
- ich könnte auch noch andere nennen -, höre ich immer 
wieder heraus: Sie wollen es. Aber warum tun Sie es 
dann nicht? Wenn Sie der Überzeugung sind, dass wir 
mehr Angebote für Kinderbetreuung brauchen, dass es 
in dem Bereich qualitative und quantitative Defizite gibt, 
warum dann diese Abwartetaktik? Warum führen Sie 

(B) den Rechtsanspruch nicht sofort ein? Wovor haben Sie 
Angst? Warum tun Sie es nicht einfach, sondern reden 
nur darüber? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Zurzeit ist es sehr angesagt, auf die WM Bezug zu 
nehmen. Das mache ich auch. Ich bringe es mit einem 
Beispiel auf den Punkt. Sie können nicht die WM for- 
dern und planen, gleichzeitig aber darauf verzichten, 
Stadien zu bauen, in der Hoffnung, dass irgendjemand ir- 
gendwo ein paar Stadien bauen wird. Das wird nicht rei- 
chen. Wenn Sie die Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
wollen und dafür Anreize geben wollen, dann müssen 
Sie auch die Grundlage dafür schaffen, nämlich die In- 
frastruktur ausbauen. Daran müssen wir uns messen las- 
sen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie und die Kin- 
derfrühförderung sind die beiden entscheidenden He- 
rausforderungen für die Zukunft. Wer diesen Wettbe- 
werb meistern will, der muss nicht nur gut aufgestellt 
sein, sondern der muss auch handeln. So weit sind wir in 
Deutschland nicht. Was Sie hier bieten, überzeugt ganz 
und gar nicht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Noch ein Letztes zum Eltemgeld. Es ist in der Tat so, 
dass Transferempfänger schlechter gestellt werden. 
Das kann man vielleicht begründen, indem man sagt: 
Die verkürzte Bezugsdauer ist Politik; wir wollen das 


so. - Aber was Sie nicht begründen können - bisher feh- (C) 
len die richtigen Antworten darauf -, ist, wie es eigent- 
lich kommt, dass die einen das Geld für 14 Monate und 
die anderen das Geld nur für zwölf Monate erhalten, 
auch wenn sich die Eltern, Vater und Mutter, diese Zeit 
teilen. Warum Studierende und Transferempfänger das 
Geld nur für zwölf Monate bekommen, während alle an- 
deren es für 14 Monate bekommen, habe ich nicht ver- 
standen. Das ist auch nicht hinnehmbar. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Apropos 14 Monate. Ursprünglich waren für die 
Bezugsdauer zwölf Monate vorgesehen: zehn plus zwei. 

Dann haben einige Traditionalisten gesagt: Das ist Teu- 
felswerk. Das ist eine Einmischung in die Familie, Wi- 
ckel volontariat! - Jetzt sind es plötzlich zwölf plus zwei 
Monate und schon verkaufen Sie uns die 14 Monate als 
eine umsichtige Lösung. 

(Jochen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Ist es 
auch!) 

Was ist der qualitative Unterschied? Selbst die Ministe- 
rin hat in der Ausschusssitzung gesagt: Qualitativ gibt es 
da keinen Unterschied. - Der einzige Unterschied - das 
sage ich Ihnen - sind die Kosten für die zusätzlichen 
zwei Monate von 750 Millionen Euro - Geld, das Sie 
nicht haben, 

(Dr. Maria Flachsbarth [CDU/CSU]: Was wol- 
len Sie nun? Wollen Sie mehr Geld oder weni- 
ger Geld ausgeben?) 

Geld, das Sie woanders viel besser investieren könnten. (D) 
Sie müssen uns auch noch erklären, woher Sie das Geld 
nehmen. 

(Jochen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Sie 
müssen das erst einmal für Ihre Fraktion erklä- 
ren! Die Vorschläge sind nämlich unseriös!) 

Aber das ist so sagenhaft teuer, dass es nicht mehr als 
umsichtige Lösung bezeichnet werden kann. 

(Nicolette Kressl [SPD]: Die Zahl ist falsch!) 

- Das hat die Ministerin in der Ausschusssitzung gesagt; 

Sie können es im Protokoll nachlesen. Wenn das nicht 
stimmt, hat sie in diesem Punkt die Unwahrheit gesagt. 

(Jochen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: 

Na, na, na!) 

Die zwei zusätzlichen Monate dienen einzig dazu, 
dass die CSU keinen Gesichtsverlust erleidet. Das kostet 
den Steuerzahler 750 Millionen Euro. 

Noch ein Letztes zur Übergangsregelung. Es ist 
wahr: Die Eltern machen sich Sorgen; denn wenn ihr 
Kind am 3 1 . Dezember auf die Welt kommt, erhalten sie 
die neue Leistung nicht, während sie sie erhalten, wenn 
das Kind am 1 . Januar auf die Welt kommt. 

(Jochen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Das ist 
nun mal so!) 

Das ist ungerecht gegenüber einem Teil der Eltern; denn 
die Kinder sind im Prinzip gleichaltrig. 
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Ekin Deligöz 

(A) Denken Sie doeh einmal über das Antragsmodell 
naeh! Warum kann nieht eingeführt werden, dass Eltern 
bis zu einem gewissen Zeitraum auf Antrag die neue 
Leistung erhalten, wenn sie dadureh besser gestellt wer- 
den? 

(Joehen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Dann 
haben Sie doeh aueh einen Stiehtag!) 

Sie wollen doeh etwas bewegen und umsteuem; dann 
müssen Sie dafür aueh efwas tun. 

Was Sie uns zurzeit in Saehen Eltemgeld bieten, ist 
nieht die kopemikanisehe Wende. Es könnte jedoeh ein 
Sehritt in die riehtige Riehtung sein, aber nur, wenn Sie 
es nieht vermasseln, wozu Sie allerdings gerade auf dem 
besten Wege sind. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Joehen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Das 
war wenig überzeugend!) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Das Wort hat jetzt der Kollege Johannes Singhammer 
von der CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Joehen-Konrad 
Fromme [CDU/CSU]: Jetzt wird es wieder in- 
teressant!) 

Johannes Singhammer (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her- 
ren! Mit Ministerin von der Leyen hat die Familienpoli- 

(B) tik neuen Sehwung bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Innerhalb von nur wenigen Monaten unter der neuen 
Bundesregierung hat die Familienpolitik so oft in den 
Sehlagzeilen gestanden wie fast nie zuvor. Herr Kollege 
Sehmidt von der SPD, es ist erfreulieh: statt Gedöns 
Topthema. Spitze ist das! 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr. Frank 
Sehmidt [SPD]: Das war vorher aber aueh 
sehon so!) 

Wir haben in der großen Koalition gemeinsam zwei 
große Sehritte vorwärts gemaeht: Sehritt Nummer eins 
war die steuerliehe Absetzbarkeit der Kinderbetreuungs- 
kosten, Sehritt Nummer zwei ist das Eltemgeld, das jetzt 
eingebraeht wird. Es war nieht immer leieht, weil es in 
der Familienpolitik oft um gmndsätzliehe Themen geht, 
die nieht so leieht pragmatiseh anzugehen sind wie The- 
men in anderen politisehen Gebieten. Trotzdem bedurfte 
es keiner unvergessliehen Naehtsitzungen, sondern wir 
haben das Thema im Regelfall in intensiven Naehmit- 
tagssitzungen gemeinsam bewältigt und sind zu guten 
Ergebnissen gelangt. 

Familien und Eltern können sieh freuen, weil das El- 
temgeld hilft, Familie und Bemf deutlieh besser zu ver- 
einbaren. Wir als Union sind zufrieden, weil das Eltem- 
geld bürgerliehe und leistungsorientierte Stmkturen 
enthält, an denen uns besonders gelegen war. 

Einige Punkte, die die Handsehrift der Union zeigen: 


Die Einfühmng des Mindestelterngeldes für alle Fa- (C) 
milien war deshalb besonders wiehtig, weil damit das 
Prinzip der Wahlfreiheit durehgesetzt wurde und wir 
eine staatliehe Gängelung bei einem bestimmten Fami- 
lienmodell vermieden haben. Wie die Eltern ihre Kinder 
in den ersten zwölf bzw. 14 Monaten betreuen, ist ihre 
eigene Entseheidung. Erstmals bekommt jede Familie 
im ersten Lebensjahr des Kindes 300 Euro monatlieh, 
und zwar ausnahmslos. Das ist ein erheblieher Fort- 
sehritt. Die traditionelle Alleinverdienerfamilie erhält 
damit ebenso Unterstützung wie die Familien, in denen 
beide Partner erwerbstätig sind. 

Wir haben - anders als ursprünglieh geplant; das ist 
riehtig, Frau Deligöz - durehgesetzt, dass das Eltemgeld 
zwei Monate länger ausgezahlt wird, zwölf plus zwei 
Monate. leh weiß nieht, was daran kritikwürdig sein soll. 

Es ist ein Erfolg. Auf der einen Seite bemängeln Sie, 
dass dieser Zeitraum noeh zu kurz sei und zu wenig aus- 
gegeben werde, 

(Ekin Deligöz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: leh habe nieht gesagt, dass das zu kurz 
ist! Es ist nieht stringent!) 

auf der anderen Seite beklagen Sie, dass dureh die zwei 
zusätzliehen Monate die Bundeskasse strapaziert werde, 
leh meine, dass da ein gewisser Widerspmeh besteht, 
den Sie auflösen sollten. 

Das Bonussystem ist gut. Wir haben aueh die Allein- 
erziehenden, die ohne Rüekhalt dureh eine verlässliehe 
Partnersehaft unter hohem persönliehem Einsatz für ihre 
Kinder sorgen, nieht aus dem Bliek verloren. Die Fami- 
liensituation unter ersehwerten Bedingungen verdient 
Sehutz. Deshalb haben wir aueh dem Eltemgeld für 
14 Monate zugestimmt. 

Ein weiterer wiehtiger Bereieh ist die Geringverdie- 
nerkomponente. Wir wollten Mensehen mit wenig Ein- 
kommen nieht Mensehen mit Transfereinkommen 
gleiehsetzen, weil für uns der Gmndsatz gilt: Arbeit 
muss sieh immer lohnen. Deshalb haben wir eine beson- 
dere Geringverdienerkomponente eingebaut. Sie maeht 
es möglieh, dass sieh Arbeit aufgmnd eines Zusehlages 
lohnt. 

Dann war uns als Union der Geschwisterbonus 
wichtig. Wir haben durehgesetzt, dass eine Aufstockung 
zum Mindesteitemgeld erfolgen wird, wenn innerhalb 
von 24 Monaten nach der Geburt des ersten Kindes ein 
weiteres Kind geboren wird. Wir hoffen, dass dieser Ge- 
schwisterbonus dazu beiträgt, dass die Mehrkinderfami- 
lie wieder zahlreicher wird. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Herr Kollege Singhammer, erlauben Sie eine Zwi- 
schenfrage der Kollegin Lenke? 

Johannes Singhammer (CDU/CSU): 

Aber gerne. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Bitte schön, Frau Lenke. 
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Ina Lenke (FDP): 

Das ist sehr nett, Herr Singhammer. Vielen Dank. 

Herr Singhammer, ieh habe eine Frage: Warum haben 
Sie als Zeitraum für die Gültigkeit des Gesehwisterbo- 
nus 24 und nieht 36 Monate vorgesehen? Denn in diesen 
36 Monaten haben Frauen, die zu Hause zu bleiben, ge- 
setzlieh eine Arbeitsplatzsieherheit, also einen Ansprueh 
auf Rückkehr in den Beruf Warum haben Sie sich für 
24 Monate entschieden? 

Johannes Singhammer (CDU/CSU): 

Frau Kollegin Lenke, ich verstehe die Intention Ihrer 
Frage gut und meine, dass es durchaus berechtigt ist, 
über eine Verlängerung auf 36 Monate nachzudenken. 

(Zuruf von der SPD: Frau Lenke, ich dachte. 

Sie seien Frauenpolitikerin!) 

Die Frage ist aber, wie wir mit dem vorhandenen Finanz- 
rahmen zurechtkommen. Das muss gelöst werden. Das 
sind die Grundlagen für die weheren Beratungen im Ge- 
setzesverfahren. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Herr Kollege Singhammer, auch die Frau Kollegin 
Deligöz würde gerne eine Frage stellen. 

Johannes Singhammer (CDU/CSU): 

Aber bitte, gerne. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Das möge jetzt aber bitte die letzte Zwischenfrage 
sein, die Herrn Singhammer gestellt wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ansonsten verzögert sich die Debatte zu sehr. - Bitte 
schön. 

Ekln Deligöz (BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN): 

Herr Kollege Singhammer, wenn ich Sie richtig ver- 
stehe, wollen Sie das Eltemgeld mit dem Ziel des Er- 
werbsanreizes einkommensabhängig gestalten. Das Ziel 
ist, dass Frauen möglichst schnell in die Erwerbstätigkeit 
zurückkehren. Deshalb wird der Anspruch um ein Jahr 
gekürzt. Könnten Sie mir erklären, wie das dazu passt, 
dass Sie die Gültigkeit der Geschwisterregelung doch 
wieder auf 36 Monate erhöhen wollen? Denn damit kon- 
terkarieren Sie natürlich das Ziel, dass Frauen möglichst 
schnell in die Erwerbstätigkeit zurückkehren. Damit er- 
möglichen Sie keine Anreize. Oder wollen Sie gar keine 
Erwerbsanreize setzen? Denn das wäre die konsequente 
Antwort auf das, was Sie gerade gesagt haben. 

Johannes Singhammer (CDU/CSU): 

Frau Kollegin Deligöz, ich denke, es ist unbestritten, 
dass eine neue Situation gegeben ist, wenn innerhalb ei- 
nes kurzen Zeitraums - dazu zähle ich 24 oder auch 
36 Monate - ein zweites Kind kommt, und sich dann für 
Müffer und auch für Väfer neue Fragen sfellen. Eine Fol- 
gekinderregelung macht absolut Sinn. 


(Ekin Deligöz [BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN]: 

Aber 36 Monate! Das sind drei Jahre!) 

Wir können damit in dieser Betreuungsphase, in der 
zwei kleine Kinder vorhanden sind, besondere Angebote 
machen. Ich glaube, das ist unbestritten und hat mit ei- 
nem scheinbaren Widerspruch in der Argumentation, 
wie Sie es formulieren, wirklich nichts zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir können heute mit Genugtuung den Gesetzentwurf 
zum Eltemgeld einbringen. Wir sind uns gleichzeitig 
aber auch bewusst, dass damit der Anfang für eine ganze 
Reihe weiterer Initiativen für die Familien gemacht wer- 
den muss. Über die Frage „Was kommt nach dem Eltem- 
geld?“ ist schon diskutiert worden. 

Ich denke, wir brauchen vor allem eine Bündelung 
der familienpolitischen Maßnahmen. Derzeit existie- 
ren in Deutschland mnd 145 unterschiedlichste Leistun- 
gen - Sie haben richtig gehört - für Familien. Zur einen 
Hälfte sind dies Steuererleichtemngen, zur anderen 
Hälfte direkte Zahlungen. Die Gesamtsumme beträgt, je 
nachdem welchen Maßstab man anwendet, mnd 85 Mil- 
liarden Euro. Diese 145 unterschiedlichen Leistungspa- 
kete können auch bei wohlwollender Betrachtung nicht 
das Prädikat „transparent, durchschaubar und übersicht- 
lich“ erhalten. 

Deshalb macht es Sinn, die Leistungen der Familien 
zu bewerten, dann zusammenzufassen, zu bündeln und 
zu konzentrieren. 

(Jochen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Wenige breite, große und übersichtliche Straßen der Fa- 
milienförderang statt eines Gestrüpps von verästelten 
Wegen sollte das Ziel sein. Ich denke, es macht Spaß, in 
der Familienpolitik zu klotzen, statt mit vielen Einzel- 
maßnahmen zu kleckern. 

Der Zugewinn und die Ersparnis an Bürokratiekosten 
sollten dann allerdings ausnahmslos den Familien zuflie- 
ßen. Die Einrichtung einer solchen Familienkasse neuen 
Typs, wie sie im Koalitionsvertrag formuliert wurde, ist 
in der Tat eine Herkulesaufgabe, eine große Herausfor- 
derang. Deshalb bedarf es einer großen Koalition. 

Diese großen Vorhaben können aber nicht im luftlee- 
ren Raum, ohne Werte, realisiert werden. Ohne ein 
Familienbild, ohne ein Koordinatensystem, ohne einen 
Kompass in der Familienpolitik wächst die Gefahr des 
Scheitems. Deshalb sage ich auch an dieser Stelle: Wir 
werden es nicht zulassen, dass bestimmte Lebensent- 
würfe verächtlich gemacht werden. Wir werden es insbe- 
sondere nicht zulassen, dass Frauen und Mütter, die sich 
für eine bestimmfe Zeif ausschließlich der Kindererzie- 
hung widmen, als spießig oder verzopft dargestellt wer- 
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der FDP - Christel Humme [SPD]: Das 
macht niemand!) 

Und wir werden es auch nicht zulassen, dass Frauen, die 
den Großteil ihres Lebens für die Kindererziehung ein- 
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(A) gebracht haben, im Nachhinein mitleidig belächelt wer- 
den 

(Christel Humme [SPD]: Das macht auch 
niemand!) 

und dass gesagt wird, sie hätten eine falsche Lebensent- 
scheidung getroffen. Wir wollen, dass weder den klassi- 
schen Alleinverdienerfamilien noch den Familien, in de- 
nen beide Partner erwerbstätig sind, der Respekt versagt 
wird. 

Lassen Sie mich noch Folgendes hinzufügen: Für 
mich bedeutet Familie auch, dass sich die Eltern unterei- 
nander zu ihrer Verantwortung bekennen und ihren Kin- 
dern im Zusammenleben Geborgenheit und Orientierung 
geben. Ehe und Familie sind für das Kindeswohl von 
entscheidender Bedeutung. Es gibt ein Idealbild und es 
gibt die Realität. Wir wissen alle, dass das Ideal und die 
Realität nicht immer deckungsgleich sind. Das kann aber 
nicht bedeuten, dass wir auf ein Leitbild verzichten, und 
das kann ebenfalls nicht bedeuten, dass wir das Leitbild 
ständig der Realität anpassen müssen. Denn sonst müss- 
ten wir das Leitbild alle 14 Tage ändern. Das, denke ich, 
möchte niemand. 

Familie ist die Grundlage unseres Staates. Dieser Satz 
hat nichts an seiner Bedeutung eingebüßt. Lassen Sie 
mich ein einziges Zitat in dieser Rede bringen, das aller- 
dings nicht von der Deutschen Bischofskonferenz und 
auch nicht von der EKD, sondern von einem deutschen 
Wochenmagazin namens „Spiegel“ stammt, der vor we- 
nigen Wochen formuliert hat: „Ohne Familie verlernt die 
Gesellschaft schlichtweg die Liebe.“ Gemeint ist: Die 
' ' Familie vermag die notwendige Ursubstanz einer Soli- 
dargemeinschaft am besten zu schaffen. Darum geht es; 
darum ist die Familie wichtig und deshalb wollen wir sie 
fordern. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Ich bin überzeugt, dass in Zeiten, in denen die Finanz- 
kraft und auch der Zuständigkeitshunger des Staates 
nicht weiter wachsen werden 

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Dann hilft die Liebe!) 

und die Sehnsucht nach emotionaler Wärme und Bezie- 
hung zunehmen wird, die Familie eine neue Bedeutung 
gewinnen wird. Ich meine, dass die Familie vor einer 
Renaissance steht. Wir werden alles tun, um die politi- 
schen Rahmenbedingungen für die Familie günstig zu 
gestalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Das Wort hat jetzt die Kollegin Sibylle Laurischk von 
der FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Sibyiie Laurischk (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her- 
ren! Am Anfang möchte ich mich an eine der beiden Da- 


men der Bundesregierung, die jetzt anwesend sind, näm- (C) 
lieh Frau Böhmer, und erst in zweiter Linie an Frau von 
der Leyen wenden. Frau Böhmer hat als Integrationsbe- 
auflragte schon in der gestrigen Generaldebatte vernom- 
men, dass Spracherwerb gerade auch von den Vertretern 
der SPD und der Union als ein wichtiges Thema im Rah- 
men der Integrationsarbeit gesehen wird. Ich halte diese 
Auffassung von Union und SPD auch für richtig. Nur, 
meine sehr verehrten Damen und Herren von der großen 
Koalition, dann sollten diesen Forderungen auch Taten 
folgen. 

(Beifall bei der FDP) 

Weil - so die Verlautbarung - die Mittel für die 
Sprachintegration im Jahr 2005 nicht voll abgerufen 
wurden, wählt die Bundesregierung jetzt einen geringe- 
ren Ansatz. Ich empfehle Ihnen die Pressemitteilung der 
Integrationsbeauftragten Frau Böhmer vom 3. Mai 2006 
zur Lektüre. In den dort verkündeten Eckpunkten zur 
Entwicklung der Integrationskurse können Sie nachle- 
sen, dass die Integrationskurse mit 600 Deutschstunden 
nicht ausreichend sind. Frau Böhmer meint, dass diese 
Anzahl von 600 Stunden auf 900 Stunden angehoben 
werden muss, um eine entsprechende Wirksamkeit zu 
entfalten. Sie empfiehlt eine Anhebung des Stundensat- 
zes, der an die Sprachkursträger gezahlt wird, von 
2,05 auf 3 Euro. Frau Böhmer empfiehlt darüber hinaus, 
dass ein sozialpädagogisches Konzept zur Begleitung 
der Jugendlichen umgesetzt wird. Das halte ich mit 
Blick auf die Erhöhung der Arbeitsmarktchancen von 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund für dringend 
geboten. 

Mir scheint es angesichts der Vielfalt von Fragen in 
diesem Feld sinnvoll zu sein, das Thema Integration und 
Migration unter parlamentarischer Begleitung in einer 
Enquete zur Integration und Migration zu diskutieren. 

Union und SPD wollen auch mehr für die Familie tun. 

Es bleibt aber ein wohl gehütetes Geheimnis - ich 
denke, das wird eine zentrale Diskussion der kommen- 
den Jahre sein -, wie dies mit einer drastischen Mehr- 
wertsteuererhöhung, die vor allem die Familien treffen 
wird, gelingen soll. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Union und SPD wollen eine bessere Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf und streichen das Erziehungs- 
geld. Das bedeutet, dass sich einkommensschwache 
Familien, in denen viele Kinder geboren werden, dem- 
nächst schlechter stehen werden als bisher. Die Proble- 
matik hinsichtlich der ALG-II-Empfänger ist hier schon 
angesprochen worden. 

Das Elterngeld ist nach meinem Dafürhalten keine 
Zukunftsvision, sondern dient dem Schaufenster. Das er- 
klärte Ziel des Eltemgeldes soll die Erhöhung der 
Geburtenzahl in Deutschland sein, besonders bei gut 
ausgebildeten Frauen. Was wird aber passieren? Den gut 
ausgebildeten Frauen hilft das Eltemgeld nur wenig; 
denn das Angebot an Kinderbetreuung bleibt auf dem 
heutigen Niveau. Eine Entscheidung für ein Kind wer- 
den diese Frauen nicht aufgrund des Eltemgeldes tref- 
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(A) fen. Die Geburtenrate wird sich nach meiner Einschät- 
zung nicht erhöhen. 

Neben dieser grundsätzlichen Erwägung ist zudem 
die Verfassungsmäßigkeit des Entwurfs fraglich. Es ist 
schon paradox, dass demnächst diejenigen Familien, die 
wenig oder gar nicht bedürftig sind, eine wesentlich hö- 
here staatliche Transferleistung erhalten werden als die 
bedürftigen Familien. Für mich ist es mit dem Sozial- 
staatsgebot unserer Verfassung nicht vereinbar, wenn 
eine solche Leistung aus allgemeinen Steuermitteln fi- 
nanziert wird. 

Um nicht missverstanden zu werden: Eine Lohn- 
ersatzleistung Eltemgeld kann sinnvoll sein, wenn die 
anderen Rahmenbedingungen für Familien stimmen, 
wenn also die Kinderbetreuung im Anschluss gewähr- 
leistet wäre. Eine solche Lohnersatzleistung darf nach 
meinem Dafürhalten ordnungspolitisch aber nicht aus 
allgemeinen Steuermitteln finanziert werden. Eine So- 
zialleistung - um eine solche handelt es sich bei dem El- 
temgeld - darf niemals mit abnehmender Bedürftigkeit 
ansteigen. Dies ginge nur, wenn eine solche Leistung 
beitragsfinanziert wäre. 

Überhaupt ist die Frage, was mit unserer Verfassung 
möglich ist, interessant. In neuester Zeit wird Art. 6 des 
Gmndgesetzes, in dem der besondere Schutz von Ehe 
und Familie verankert ist, stark diskutiert. Verblüffend 
ist schon, was alles in den Art. 6 hineininterpretiert wird, 
wenn es um den Diskussionspunkt Ehegattensplitting 
geht. Zumindest erscheint mir innerhalb der Union der 
Vorschlag von Herrn Pofalla familienpolitisch und pro- 

(B) grammatisch interessanter zu sein als der Vorschlag von 
Frau von der Leyen, ein Eltemgeld einzuführen. 

Das Ehegattensplitting in aktueller Form ist ehe- 
freundlich. Wir brauchen aber auch ein Steuerrecht, das 
kinder- und familienfreundlich ist. 

(Beifall bei der FDP) 

In der laufenden Diskussion habe ich den Eindmck ge- 
wonnen, dass manche diesen Gesichtspunkt außer Acht 
lassen. Ich habe den Eindmck, dass dies auch auf die 
Grünen zutrifft. 

Das Ehegattensplitting ist vielleicht kein Fall für die 
Ewigkeit. W^as wir benötigen, ist ein Steuersystem, wel- 
ches vor allem eine weit reichende familienfreundliche 
Komponente besitzt. Ich verweise hier auf das Steuer- 
konzept von Herrn Kollegen Solms, das nicht nur einen 
Gmndfreibetrag in Höhe von 7 700 Euro für jeden Ehe- 
partner, sondern den gleichen Freibetrag als Kinderfrei- 
betrag für jedes Kind und gegebenenfalls eine Erhöhung 
des Kindergeldes auf 200 Euro je Kind vorsiehf. 

Unser Sfeuerkonzepf wurde vorgelegf. Es ermöglicht 
den Frauen die Wahlfreiheit, sich entweder ausschließ- 
lich für die Familie oder aber für Familie und Beraf zu 
enfscheiden, wozu deren Vereinbarkeif Voraussefzung 
wäre. Das isf nach meinem Dafürhalfen wirkliche Fami- 
lienfÖrdemng. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordnefen 
der CDU/CSU - Jochen-Konrad Fromme 
[CDU/CSU]: Das isf auch unser Konzepf!) 


Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: (C) 

Das Wort hat jetzt die Kollegin Nicolette Kressl von 
der SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Nicoiette Kressi (SPD): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 
diskutieren heute nicht nur über den Haushalt des Minis- 
teriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, son- 
dern auch über den eingebrachten Gesefzentwurf zum 
Elterngeld und damit einhergehende große Verändemn- 
gen, und zwar nicht nur gesetzliche. Vielmehr wird das 
Gesetz - davon bin ich überzeugt - mit der Zeit, in der es 
in Kraft ist, zunehmend auch eine gesellschaftliche Ver- 
ändemng mit sich bringen. Somit geht es auch dämm, 
dass diejenigen, die Politik machen, diese gesellschaftli- 
che Verändemng aufnehmen, wahmehmen und Umset- 
zen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich halte es für ganz wichtig, dass niemand in der Politik 
sagt: Wir stellen uns ein bestimmtes Familienbild vor 
und dementsprechend sollt ihr euch verhalten. Genau 
umgekehrt sollte es sein, nämlich dass wir wahmehmen, 
was Frauen und Männer in dieser Gesellschaft wollen, 
und dann die entsprechenden gesetzlichen Rahmenbe- 
dingungen schaffen. Dazu gehört eben auch das Eltem- 
geld. 

(Beifall bei der SPD) 

Große Veränderangen brauchen sehr häufig Väter und (D) 
Mütter. Bei der Debatte um das Eltemgeld möchte ich an 
die Mutter erinnern, die den Stein ins Wasser geworfen 
hat, und ihr ein Dankeschön sagen: Es war Renate 
Schmidt, die in der letzten Legislaturperiode diese Dis- 
kussion angestoßen hat. Wenn man ehrlich ist, muss man 
auch zugestehen, dass darüber auch ein Stück weit de- 
battiert wurde. 

(Ina Lenke [FDP]: Was die damalige Koalition 
aber nicht umgesetzt hat!) 

Ich finde, dass es notwendig ist, daran zu erinnern, dass 
sie die Debatte angestoßen hat. Sie kann heute nicht da 
sein, weil sie gesundheitliche Probleme hat. Dennoch 
möchten wir von unserer Seite an ihre Leistung erinnern 
und ihr Dank sagen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Dadurch, dass das Eltemgeld näher an der Lebens- 
wirklichkeit der Menschen liegt, haben Eltern bezüglich 
der Frage, wer sich zumindest teilweise um Kinder küm- 
mern und sie betreuen kann, sehr viel mehr Entschei- 
dungsfreiheit als bisher. Frau von der Leyen hat das ja 
auch schon angesprochen. Das will ich aber nicht nur ab- 
strakt feststellen, sondern auch an einem konkreten Bei- 
spiel verdeutlichen, von dem in ähnlicher Form wohl 
alle schon gehört haben: 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Katrin Göring- 
Eckardt) 
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(A) Ein junges Paar, das ein Kind bekommt oder plant, ein 
Kind in die Welt zu setzen, musste sich bisher immer die 
Frage stellen, wer von beiden sich um das Kind küm- 
mern und für einen Teil der Zeit auf die Erwerbstätigkeit 
verzichten soll. In meinem Umfeld habe ich sehr oft er- 
lebt, dass gesagt wurde, eigentlich wolle der Vater das 
gerne tun, aber man könne es sich nicht leisten, weil so 
viel Geld wegfalle. Damit war man nicht frei in der Ent- 
scheidung, sondern unfrei. Hier kommen wir nun ein 
ganz großes Stück voran, da zukünftig jüngere Men- 
schen durch die Möglichkeifen, die ihnen das Gesefz er- 
öffnef, in ihrer Enfscheidung freier sein werden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordnefen 
der CDU/CSU) 

Ich will auf einen Punkt hinweisen, der in der Debatte 
noch nicht angesprochen worden ist: Die Entscheidungs- 
möglichkeiten sind zusätzlich auch noch sehr flexibel 
ausgestaltet. Zum Beispiel wird es dank dieses Gesetzes 
möglich sein, dass sich Eltern entscheiden können, beide 
zusammen für ein halbes Jahr feilweise auf Erwerbsfä- 
tigkeif zu verzichten und sich gemeinsam um das Kind 
zu kümmern. 

(Ina Lenke [FDP]: Und was ist nach dem hal- 
ben Jahr?) 

Ich weiß, dass ganz viele Menschen dieses Lebens- 
modell für die Kinderbetreuung wollen. Genau das 
werden wir ihnen mif diesem Gesefz fafsächlich ermögli- 
chen. Das isf ein weherer Schrift zur flexiblen Gestal- 
tung dessen, was sich Eltern für ihre Familie wünschen. 

(B) Drei Akzenfe, die beim Eltemgeld gesefzf wurden, 
möchfe ich ganz besonders herausheben: 

Ersfens. Es gibf - das halte ich für ganz wichtig - eine 
Regelung für Menschen, die nicht so hohe Einkommen 
haben, nämlich die Geringverdienerregelung, nach der 
die Lohnersatzleistungen ansteigen können. 

Frau Lenke, das ist ein einfacher Dreisatz. Wenn Sie 
das als kompliziert beschreiben, dann ist das Ihr Pro- 
blem. Das ist nun wirklich eine einfache Regelung. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich möchte Ihnen sagen, was diese Geringverdienerrege- 
lung bedeutet, weil immer wieder das Gerücht in die 
Welt gesetzt wird, mit dem Eltemgeld würden Familien 
mit geringem Erwerbseinkommen im Vergleich zur Re- 
gelung des jetzigen Erziehungsgeldes benachteiligt. Die 
Wahrheit ist, dass es, sobald Partnermonate in Anspmch 
genommen werden, für den Partner oder die Partnerin, 
der bzw. die Lohnersatzleistung bekommt, keine 
Schlechterstellung geben wird, wenn er bzw. sie bis zu 
588 Euro verdient. Es wird für viele Geringverdienerfa- 
milien eine deutliche Besserstellung geben. Damit wirkt 
sich die Regelung zugunsten dieser Familien aus. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Ich will nicht, dass an diesem Punkt ohne Ende diffa- 
miert wird. Das ist für uns ganz enfscheidend. Diese Re- 
gelung war in den ersfen Konzepfen nichf vorgesehen. 
Wir haben zu Recht sehr lange darüber diskutiert und 


diese Regelung zusätzlich in den Gesetzentwurf aufge- (C) 
nommen. 


(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 


Ich komme zum zweiten wichtigen Akzent. Da bitte 
ich, genau zu unterscheiden, wenn so salopp dahergere- 
det wird. Dieses Eltemgeld besteht aus zwei Komponen- 
ten. Die eine ist die Kernleistung - so nenne ich sie ein- 
mal -, nämlich die Lohnersatzleistung. Die können alle 
beziehen, die 14 Monate lang ihre Bemfstätigkeit gegen 
die Erziehungszeit tauschen. Zusätzlich gibt es - das ist 
nicht die Kemleistung; Herr Schmidt hat das vorhin an- 
gesprochen - ein Mindesteitemgeld bzw. einen Sockel- 
betrag, der eher der traditionellen Transferleistung ent- 
spricht. Dieses Eltemgeld gibt es für alle, die nicht auf 
Erwerbstätigkeit verzichten wollen oder verzichten kön- 
nen. Das gilt grandsätzlich für zwölf Monate. Da gibt es 
auch keine Unterschiede zwischen Alleinerziehenden 
und sonstigen Personen. Der tatsächliche Unterschied 
besteht vielmehr zwischen der Lohnersatzleistung, die 
für 14 Monafe gewährt werden kann, und der Transfer- 
leistung, die für zwölf Monafe möglich isf. Frau Deligöz, 
das müssten eigentlich auch Sie verstehen können. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU - Ina Lenke [FDP]: Das ist 
ganz schön unverschämt von Ihnen! Das reicht 
jetzt!) 


Der dritte Akzent betrifft die Partnermonate, über 
die es eine große gesellschaftliche Debatte gegeben hat. 
Ich bin sicher, dass es auch in Unternehmen eine Debatte 
darüber geben wird, welche Verantwortung Männer und 
Frauen tragen. Ich bin mir ziemlich sicher, dass aufgmnd 
dieses Gesetzes auch in Unternehmen in zunehmendem 
Maße erkannt wird, dass die Verantwortung für Kinder 
bei Männern und Frauen liegf, und dass als Folge der 
Debatte über die Parfnermonafe versfärkf Erziehungszei- 
fen genommen werden. Das isf die dritte wichtige Ent- 
wicklung. Es kann nicht alles mit der materiellen Leis- 
tung des Eltemgeldes geregelt werden. Wir müssen 
Akzente setzen, damit in der Gesellschaft, in der Wirt- 
schaft und in den Unternehmen darüber nachgedacht 
wird und eine Verhaltensändemng eintritt. Diese Verhal- 
tensändemng ist die weitere wichtige Rahmenbedingung, 
die wir brauchen, um zu einem familienfreundlichen 
Deutschland zu kommen. Die Partnermonate werden 
dazu ein ganz wichtiger Anstoß sein. 


(D) 


(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 


Klar ist auch - das will ich ergänzen -, dass wir zu- 
sätzlich eine gute Infrastruktur für die Betreuung 
brauchen. Ich darf ausdrücklich auf einen Satz im Koali- 
tionsvertrag hinweisen, der mir etwas versteckt er- 
scheint. Es gab zwar schon in der vorherigen Legislatur- 
periode das Tagesbetreuungsausbaugesetz. Jetzt aber 
sagen wir: Wenn der Zuwachs an Betreuungsplätzen für 
unter 3 -Jährige erkennbar nicht so erreicht wird, wie wir 
das im Gesetz vorgesehen haben, dann wird es einen 
Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz geben. Das 
ist für uns - das sage ich auch für meine Fraktion - ein 
ganz enfscheidender Safz im Koalitionsverfrag. Man 
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Nicolette Kressl 

(A) sollte ihn deswegen nicht verstecken, sondern immer 
wieder wiederholen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Jochen-Konrad Fromme [CDU/CSU]) 

Wenn wir über moderne Politik in einer veränderten 
Gesellschaft reden, dann gehört dazu auch, dass der Re- 
spekt vor und die Würde von Menschen, die anders 
scheinen oder anders sind, unterstützt werden. Deshalb 
will ich betonen, dass für uns ganz wichtig ist, dass alle 
bisherigen Programme, die gegen Rechtsextremismus 
wirken, nicht nur erhalten bleiben, sondern dass wir über 
alle bürokratischen Hürden und Einwände hinweg Wege 
finden, um diese Programme, mit denen wir junge Men- 
schen, die Toleranz, Selbstvertrauen und Rückgrat gegen 
Rechtsextremismus zeigen, unterstützen, dauerhaft zu 
finanzieren. Ich glaube, das ist die Grundlage für das, 
was wir erreichen wollen: eine offene Gesellschaft, in 
der Respekt und Toleranz entscheidende Grundpfeiler 
unseres Zusammenlebens sind. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Als nächste Rednerin hat das Wort die Kollegin Karin 
Binder, Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

(B) Karin Binder (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Besucherinnen und Besucher! Was sich bereits in 
der Planung der Familienministerin gezeigt hat, bestätigt 
sich nun im Haushalt: Gleichstellungspolitik kommt 
nicht vor. 

(Christel Humme [SPD]: Ach! Jetzt bin ich 
aber platt!) 

Ohne ganztägige Kinderbetreuung keine Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf, ohne Erwerbstätigkeit und eige- 
nes Einkommen keine Existenzsicherung, keine Chan- 
cengleichheit und keine Gleichstellung der Geschlechter. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie früher in der 
DDR!) 

Zusammen mit dem Einzelplan 17 diskutieren wir 
heute über die Einführung eines Eltemgeldes. Dies ist 
aus gleichstellungspolitischer Sicht lange überfällig. Das 
Elterngeld soll insbesondere Frauen nach der Geburt ei- 
nes Kindes finanzielle Unabhängigkeit und eine mög- 
lichst rasche Rückkehr in das Berufsleben gewährleis- 
ten. Zwei so genannte Vätermonate sind jedoch nur ein 
kleiner Beitrag. Es ist noch viel zu tun in Sachen gleiche 
Teilhabe an Familien- und Erwerbsarbeit für Männer 
und Frauen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Die Koalition feiert das Eltemgeld als großen gleich- 
stellungspolitischen Wurf nach skandinavischem Vor- 
bild. Leider ist es eine Skandinavian-light- Version ge- 


worden; denn in Schweden gibt es im Gegensatz zu (C) 
Deutschland ausreichend Kinderbetreuungsplätze. Wir 
fordern eine fiächendeckende, ganztägige und beitrags- 
freie Kinderbetreuung, und zwar für Kinder von null 
bis 16 Jahren. 

(Jochen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Wer 
soll das bezahlen?) 

- Genau die Frage habe ich erwartet. 

(Jochen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Das ist 
ja schön! Dann kriegen wir jetzt eine Ant- 
wort!) 

Gemäß einer Studie des Deutschen Instituts für Wirt- 
schaftsforschung von 2002 - sie ist heute immer noch 
gültig - führt eine fiächendeckende Kinderbetreuung zu 
Mehreinnahmen, und zwar auch bei den Kommunen. 

Wenn Mütter leichter und schneller in ihren Beruf zu- 
rückkehren können, hat das positive Effekte für die Wirt- 
schaft, für das Sfeueraufkommen und bedeutef Mehrein- 
nahmen für die Sozialversicherungen. 

Zurück zum Elfemgeld. Frau Minisferin, Sie wollen 
die finanzielle Achterbahnfahrf, die die Geburt eines 
Kindes für die Elfem mif sich bringf, bremsen. Für ein 
Drittel aller Familien - mein Kollege Jörn Wunderlich 
hat das bereits ausgeführt - beginnt aufgmnd Ihrer Kon- 
zeption des Eltemgeldes die finanzielle Talfahrt aber nun 
erst richtig. Deshalb ist das Konzept für uns nicht trag- 
bar. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Nun zur Gleichstellung der Geschlechter auf dem (D) 
Arbeitsmarkt. Die Europäische Kommission fordert die 
Mitgliedstaaten seit langem auf, diese durch eigene Ak- 
tivitäten zu fördern. Ebenso verpflichtef uns der Art. 3 
Abs. 2 unseres Grandgesetzes dazu. Doch im Haushalt 
sucht man vergebens nach entsprechenden Maßnahmen. 

Im Gegenteil: Die Bundesregierang hält sogar an Geset- 
zen fest, die sich nach ihrer eigenen Evaluation negativ 
auf Frauen auswirken. Sie verschärft sie sogar noch. Bei- 
spiel Hartz-Gesefze: Mit dem so genannten Fortentwick- 
lungsgesetz entwickeln wir uns auf keinen Fall fort. 
Frauen sind die Verliererinnen der derzeitigen Politik, 
insbesondere dieser Hartz-Reformen. Deshalb setzt sich 
die Linke für eine bedarfsorientierte soziale Grund- 
sicherung als Individualansprach für Frauen und Män- 
ner ein. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Durch die Harfz-Gesefzgebung wurde ein sfaaflich 
subventionierfer Niedriglohnsekfor geschaffen - das be- 
deutef Kosten für den Sfaaf - mif einem hohen Anreiz 
für Unfemehmen zur Schaffung weiferer prekärer 
Beschäfligungsverhältnisse. Auch hier sind die Hauptbe- 
troffenen Frauen. Dagegen hilft nur eines: die Einfüh- 
mng eines existenzsichemden gesetzlichen Mindest- 
lohns. Von der Einfühmng eines solchen Mindestlohns 
würden vor allem Frauen profitieren, weil mehr als zwei 
Drittel der Beschäftigten in den Niedriglohnbereichen 
weiblich sind. Dass dies zur weiteren Entlastung des 
Haushaltes beitragen könnte, brauche ich wohl nicht nä- 
her zu erläutern. 
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(A) Die einzige Maßnahme der Bundesregierung, Lohn- 
diskriminierung von Frauen einzudämmen, erstreckt 
sich auf ein Faltblättle. Damit bekämpft man Lohndis- 
kriminierung nicht. Gleichstellungspolitik ist eine staat- 
liche Querschnittsaufgabe, die sich durch alle Politikfel- 
der zieht und daher auch durch den gesamten Haushalt 
ziehen müsste, ln diesem Haushalt kommt Gleichstel- 
lungspolitik jedoch so gut wie nicht vor. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Anna Lührmann hat das Wort für Bündnis 90/Die 
Grünen. 


Anna Lührmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich habe in meinem Freundeskreis eine kleine 
Umfrage unter jungen Frauen und Männern, die entwe- 
der schon Kinder haben oder Kinder bekommen wollen, 
gestartet. Ich habe sie gefragt: Was braucht ihr eigentlich 
vom Staat, was für eine Unterstützung braucht ihr, damit 
ihr euch eher für Kinder entscheidet und damit es leich- 
ter für euch ist, Familie und Beruf unter einen Hut zu 
bringen? Sie haben mir alle gesagt: Na ja, dieses Eltern- 
geld, das jetzt eingeführt werden soll, ist ja ganz nett, 
aber eigentlich brauchen wir Betreuungsplätze. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der FDP) 

(d) 

Wir müssen wissen, wo wir unsere Kinder tagsüber un- 
terbringen können. 


(Zuruf von der SPD : Deshalb machen wir 
beides!) 


Zu diesem Thema hat die Regierung nichts anzubieten. 


(Zuruf von der CDU/CSU: Warum fordern Sie 
dann auch das Eltemgeld?) 

Wir Grüne haben zu dem Thema, was junge Familien 
wirklich brauchen, einiges anzubieten. Wir haben das 
Konzept für eine Kinderbetreuungskarte vorgelegt, über 
das wir heute diskutieren. Das Konzept ist sehr einfach 
und funktioniert. Jedes Kind unter drei Jahren hat einen 
Anspruch auf einen Betreuungsplatz und der wird dann 
auch zur Verfügung gesfellt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 


Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Frau Kollegin Lührmann, möchten Sie eine Zwi- 
schenfrage des Kollegen Singhammer zulassen? 

Anna Lührmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr gerne. 


Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Bitte schön. 


Johannes Singhammer (CDU/CSU): 

Frau Kollegin Lührmann, da Sie hier immer wieder 
verbesserte Betreuung einfordem, weise ich darauf hin, 
dass es in den neuen Bundesländern ein weitestgehend 
flächendeckendes Betreuungsangebot gibt. Gleichwohl 
ist dort die Zahl der Neugeborenen leider besonders 
niedrig. Können Sie sich vorstellen, dass das damit zu 
tun hat, dass die Chancen, Arbeitsplätze zu finden, in 
manchen Regionen besonders gering sind, und dass die 
Verfügbarkeit von Kinderbetreuung nur einer von meh- 
reren Beweggründen ist, sich für ein Kind zu enfschei- 
den oder nicht? 

Anna Lührmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Ich muss sagen, Herr Kollege: Diese Frage zeigt 
schon wieder, dass die CDU/CSU von Familienpolitik 
aber auch gar nichts versteht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN) 

Wir sprechen doch an dieser Stelle über die Frage, wie 
wir es als Staat und als Gesellschaft jungen Familien, 
jungen Frauen und Männern besser ermöglichen können, 
Familie und Beruf unter einen Hut zu bekommen. Das 
ist die Frage, über die wir hier diskutieren. Wir haben 
eine Reihe von Konzepten dazu vorgelegt, von denen 
Sie nichts zu verstehen scheinen, was auch Ihre Äuße- 
rungen zum Thema Ehegattensplitting deutlich ma- 
chen. Wir schlagen vor - das ist ein zentraler Baustein 
unseres Konzeptes -, das Ehegattensplitting zu ersetzen, 
um zusätzliche Betreuungsplätze zu finanzieren. Das ist 
das, was Familien brauchen. Sie brauchen keine Subven- 
tionierung der Alleinverdienerehe, sondern Betreuungs- 
plätze. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Johannes Singhammer [CDU/CSU]: In den 
neuen Bundesländern haben sie aber schon ge- 
nügend!) 

So können sie sich für das enfscheiden, was sie wollen. 
Wir als Sfaaf müssen ihnen dabei nichfs vorschreiben. 
Wir müssen ihnen nicht vorschreiben, wie sie zu leben 
haben oder ob sie Familie und Beruf unter einen Hut be- 
kommen sollen oder nicht. 

(Jochen- Konrad Fromme [CDU/CSU]: Aber 
wenn Sie alles in die Betreuungsplätze ste- 
cken, schreiben Sie es ihnen doch faktisch vor! 

Und bezahlen müssen Sie es auch!) 

- Wir schreiben es ihnen nicht vor. Wir ermöglichen ih- 
nen Wahlfreiheit. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Gehen Sie einmal in Ihren Wahlkreis oder reden Sie 
einmal mit Ihrem Kollegen Oie Schröder; er sitzt direkt 
hinter Ihnen. Denn er hat das sehr richtig erkannt und ge- 
sagt: Wir müssen mehr für Betreuung tun. Wir müssen 
mehr tun, um die realen Familien wirklich zu unterstüt- 
zen und nicht dieses Idealbild von Familie - davon ha- 
ben Sie gerade hier gesprochen -, das sehr wenige erfül- 
len können oder zum Teil auch erfüllen wollen. Wir 
wollen wirkliche Wahlfreiheit gewährleisten. Das tun 
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Anna Lührmann 

(A) wir dadurch, dass nicht nur Familien mit einem dicken 
Portemonnaie, sondern alle Familien auf eine gute Be- 
treuungsinfrastruktur zurückgreifen können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wie ich eben angefangen habe auszuführen, wollen 
wir als Grüne das durch vier einfache Voraussetzungen 
gewährleisten: Erstens wollen wir jetzt und nicht erst 
2008, Frau Kressl, einen Rechtsanspruch auf einen Be- 
treuungsplatz für unter Dreijährige einführen. Zweifens 
wollen wir das Ehegaffensplitting abschmelzen, um 
5 Milliarden Euro locker zu machen. Driftens wollen wir 
ein Geldleisfungsgesefz einführen, das funktionierf - ein 
Geldleisfungsgesefz haben wir zum Beispiel auch beim 
Wohngeld -, um direkt von der Bundesebene Geld für 
die Bedürftigen, nämlich für die, die Kinder unter drei 
Jahren haben, umleiten zu können. 

Viertens wollen wir jeder Familie mit Kindern unter 
drei Jahren eine Kinderbetreuungskarte in die Hand ge- 
ben. Mit dieser Kinderbetreuungskarte sollen sie zu der 
jeweiligen Einrichtung vor Ort gehen können. Dadurch 
hätten sie eine größere Nachfragemacht; denn sie könn- 
ten entscheiden. Das wäre Wahlfreiheit. Sie könnten ent- 
scheiden, ob sie das Geld für eine Kinderkrippe oder für 
eine anerkannfe Tagespflege ausgeben. Es gibf also viele 
Möglichkeiten, dafür zu sorgen, dass sich die Qualifät 
vor Orf verbessert. Solche konkreten Möglichkeiten 
wollen wir schaffen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das Allerbeste ist, dass durch die Abschmelzung des 
Ehegattensplittings mehr als 2 Milliarden Euro für die 
Länder übrig bleiben. Diese 2 Milliarden Euro können 
sie in den Ausbau der Kinderbefreuungseinrichtungen 
bzw. in eine Qualifätsoffensive vor Ort investieren. Die 
Konzeption der Grünen zum Thema Kinderbetreuung 
bringt wirklich Vorteile für Familien und Kinder mit 
sich. Deshalb würde ich mich darüber freuen, wenn Sie 
unserem Antrag in den Ausschussberatungen doch noch 
zustimmen würden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Jochen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Es 
bringt vor allem neue Finanzierungslasten!) 

Abschließend möchte ich auf zwei weitere Punkte 
dieses Etats eingehen: Der erste Aspekt betrifft die Zivil- 
dienstleistenden, einen der größten Posten im Etat des 
Familienministeriums. Mit den eingeplanten Mitteln sol- 
len 90 000 Zivildienstleistende einberufen werden. Im 
gleichen Zeitraum sollen aber nur ungefähr 60 000 junge 
Männer Wehrdiensf leisfen, und das, obwohl immer 
mehr junge Männer verweigern, sich also für den Zivil- 
dienst enfscheiden. 

Das bedeufef: Wer heutzutage den Wehrdienst ver- 
weigert, wird praktisch auf jeden Fall einberufen. Wer 
das nicht tut, hat eine relativ große Chance, nicht einbe- 
rufen zu werden, weil die Regierung für Wehrdienstleis- 
tende weniger Plätze zur Verfügung sfellt. Der Ehrliche 
- derjenige, der von Anfang an sagf, dass er verweigern 
möchfe - isf also der Dumme. Mif Wehrgerechtigkeit 
hat das nichts zu tun. Das ist ungerecht. Deshalb meinen 


wir Grüne, dass das Geld in diesem Haushalt umge- 
schichtet werden muss. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wie bereits in den letzten Jahren haben wir zu diesem 
Themenbereich erneut Anträge gestellt, durch die 
35 Millionen Euro umgeschichtet werden: vom Zivil- 
dienstetat vor allen Dingen hin zur Förderung von Frei- 
willigendiensten. 

(Ina Lenke [FDP]: Da haben Sie doch gar 
nichts gemacht! Auch nicht in Ihrer früheren 
rot-grünen Koalition!) 

Es gibt genug junge Männer und Frauen, die freiwillig 
all das machen wollen, wozu Zivildienstleistende ge- 
zwungen werden. Ich glaube, dass das aus liberalem 
Blickwinkel das richtige Konzept ist. 

(Ina Lenke [FDP]: Da haben Sie aber nichts 
getan, Frau Lührmann! Gar nichts!) 

Wir wollen in diese Richtung weitergehen. Denn wir 
sind der Meinung, dass Zwangsdienste insgesamt abge- 
schafft werden sollten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Zum Schluss möchte ich noch auf zwei sehr wichtige 
Programme, die in diesem Etat enthalten sind, eingehen: 
auf Civitas und Entimon. Mit diesen Programmen hat 
die Bundesregierung in den letzten Jahren sehr erfolg- 
reich zivilgesellschaflliche Gruppen im Kampf gegen 
Rechtsextremismus gestärkt und Opferberatungen ge- 
fördert. Deshalb haben wir Grüne, wie schon in den ver- 
gangenen Etatberatungen, Aufstockungsanträge in einer 
Größenordnung von 2 Millionen Euro gestellt. So wol- 
len wir dazu beitragen, dass vor Ort noch mehr gegen 
Rechtsextremismus unternommen wird. 

Frau von der Leyen, ich finde es wirklich sehr schön, 
dass auch Ihnen heute Morgen aufgefallen ist, dass diese 
Programme in Ihrem Etat ressortieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was soll denn das 
jetzt heißen?) 

Denn im Zusammenhang mit diesem Thema sind Sie in 
den letzten Monaten eher dadurch aufgefallen, dass Sie 
die genannten Initiativen verunsichert haben, statt sie zu 
stärken. Heute Morgen haben Sie jedoch, wie ich finde, 
sehr richtige Aussagen getroffen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sie sind heute 
aber wieder sehr freundlich! - Sehr gütig von 
Ihnen!) 

Im letzten halben Jahr haben Vertreter Ihres Hauses vor- 
getragen, dass beabsichtigt ist, diese Programme auf den 
Kampf gegen alle möglichen Formen von Extremismus 
auszuweiten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wollen Sie das 
etwa nicht?) 

Das hätte bedeutet, dass den erfolgreichen Projekten ge- 
gen Rechtsextremismus unter dem Strich weniger Geld 
zur Verfügung gesfanden häffe. Das waren die Planun- 
gen Ihres Hauses. 
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(A) Herr Frank Schmidt, Sie haben eben gesagt, die Re- 
gierung bräuchte bei diesem Thema keine Nachhilfe. 

(Dr. Frank Schmidt [SPD]: Genau! Brauchen 
wir auch nicht!) 

Wenn ich mir die Debatten des letzten halben Jahres vor 
Augen führe, muss ich aber feststellen: Nur der Druck, 
den unter anderem wir Grüne durch die Anträge, die wir 
eingebracht haben, die Zivilgesellschaft und vielleicht 
auch Leute aus Ihren Reihen aufgebaut haben, hat dazu 
geführt, dass diese Pläne endlich vom Tisch sind. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Widerspruch bei der SPD - Zurufe von der 
SPD: Haben Sie sich schon einmal selbst über- 
schätzt? - Das kriegen wir schon alleine hin!) 

Das ist auch gut so. Dabei soll es auch bleiben. Wir 
Grüne werden Sie durch Anträge und Initiativen unter- 
stützen. Wenn Sie meinen, dass Sie das alleine schaffen 
können, ist das gut. Aber wir werden Sie auf jeden Fall 
unterstützen - darüber können Sie sich freuen -, wenn es 
darum geht, die Programme gegen rechts in den nächs- 
ten Jahren fortzuführen. Denn ich glaube - darüber sind 
wir uns in diesem Hause hoffenflich einig -, es muss 
noch eine Menge getan werden, bis Deutschland wirk- 
lich das weltoffene und tolerante Land ist, das wir gerne 
sein möchten, damit es in den nächsten Jahren wirklich 
heißen kann: Jeder ist in Deutschland willkommen und 
zu Gast bei Freunden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

(B) sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Das Wort hat Thomas Dörflinger, CDU/CSU-Frak- 
tion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Thomas Dörfiinger (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zwischen 
dem Abschluss der Koalitionsvereinbarung und dem ers- 
ten Haushalt, den die große Koalition vorlegt, liegt ein 
Weg, der nicht immer ganz einfach war. Ich sage das we- 
niger mit Blick auf die Beratungen innerhalb der Koali- 
tion als vielmehr mit Blick auf die Erwartungen des ei- 
nen oder anderen, der Skepsis hatte, was er von dem, 
was sich die große Koalition an familienpolitischen Vor- 
haben auf die Agenda geschrieben hat, im Haushalt 2006 
und in den Folgehaushalten wiederfindet. 

Heute, nachdem wir den ersten Haushalt gemeinsam 
eingebracht haben und ihn in dieser Woche verabschie- 
den werden, kann ich sagen: Vieles von dem, was in der 
Koalitionsvereinbarung festgeschrieben worden ist, fin- 
det sich bereits im Haushalt 2006; es ist gelungen, den 
Haushalt auf hohem Niveau zu verstetigen und deutliche 
Schwerpunkte zu setzen. Das ist ein Erfolg dieser Bun- 
desregierung und der sie tragenden Fraktionen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 


Ich habe allerdings den Eindruck, dass mancher und (C) 
manche den Beiträgen in dieser Debatte nicht ausrei- 
chend zugehört hat. Ich will das festmachen an dem Vor- 
wurf, die Koalitionsfraktionen bzw. die Bundesregierung 
stufe den Dreiklang von Kinderbetreuung, finanzieller 
Förderung von Familien und steuerlichen Maßnahmen 
quasi zu einem Zweiklang herab. 

(Ina Lenke [FDP]: Einklang!) 

Ich stelle fest, dass die Ministerin in ihrem Beitrag da- 
rauf hingewiesen hat, dass die Vorgaben des Tagesbe- 
treuungsausbaugesetzes gegenwärtig von der Bundes- 
regierung evaluiert werden. Wenn Sie in Ihre Wahlkreise 
gehen und dort nachfragen, werden Sie auf Bürgermeis- 
terinnen und Bürgermeister treffen, die den Bedarf an 
Kinderbetreuung in ihren Städten und Gemeinden ge- 
genwärtig ermitteln. Im Herbst des Jahres 2006 und im 
Laufe des Jahres 2007 können wir uns dann in einer ge- 
meinsamen Aktion von Bund, Ländern und Kommunen 
darüber unterhalten, wie wir diesem Anspruch gerecht 
werden und ihn vernünftig in die Tat umsetzen können. 

Ich sage auch an dieser Stelle: Qualität geht vor Tempo. 

Der Bedarf an Kinderbetreuung ist von Ort zu Ort unter- 
schiedlich; das will bedacht sein. Lieber lassen wir uns 
eine Woche mehr Zeit damit, eine Lösung zu finden, als 
dass wir holterdiepolter etwas ins Gesetzblatt schreiben, 
von dem wir anschließend feststellen müssen, dass es 
den Erfordernissen nicht gerecht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Ekin Deligöz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: So nennt man 
das, wenn man etwas auf die lange Bank (D) 
schiebt!) 

Ich will einen zweiten Punkt ansprechen - auch da 
habe ich den Eindruck, dass manche nicht ausreichend 
zugehört haben -: die Integration. Frau Laurischk, ich 
erinnere mich noch genau an die Berichterstattung durch 
Herrn Staatssekretär Dr. Kues, der im Ausschuss auf 
meine Frage, ob es notwendig sei, die Haushaltsansätze 
für die Sprachfördernng im Einzelplan 17 so zu gestal- 
ten, wie das angedacht ist, oder ob es andere Möglich- 
keiten gebe, geantwortet hat, dass aufgrund der Vorga- 
ben der Bundeshaushaltsordnung Mittel, die im Vorjahr 
nicht in ausreichendem Maße abgerufen wurden, nicht 
für alle Zukunft mit dem gleichen Haushaltsansatz fort- 
geschrieben werden können. Ob die Gründe dafür, dass 
diese Mittel nicht abgerufen wurden, in der Systematik 
der SprachfÖrderung und damit im Zuständigkeitsbe- 
reich von uns als Gesetzgeber liegen, darüber kann man 
reden. Die dafür zuständige Staatsministerin bei der 
Bundeskanzlerin hat aber das im Hinblick auf den in 
Kürze stattfindenden Integrationsgipfel aus ihrer Sicht 
Notwendige aufgeschrieben. Das stellt unter Beweis, 
dass die Bundesregierung genau das tut, was wir ge- 
meinsam beraten haben. Deswegen sehe ich keinen An- 
lass, die Bundesregierung oder die Staatsministerin zu 
kritisieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD - Sibylle Laurischk [FDP]: Da haben 
Sie mir offensichtlich nicht richtig zugehört!) 
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Thomas Dörflinger 

(A) Es ist gelungen, die Ansätze in diesem Haushalt in 
vielen Punkten auf hohem Niveau zu verstetigen; das gilt 
auch für den Kinder- und Jugendplan. Insbesondere ist 
es gelungen - das ist verschiedentlich schon ange- 
klungen den Ansatz für die Freiwilligendienste auf- 
zustocken und dadurch weitere 2 000 Plätze für das 
freiwillige soziale Jahr und weitere 400 Plätze für das 
freiwillige ökologische Jahr zu schaffen. 

(Beifall der Abg. Kersfin Griese [SPD]) 

Jetzt können wir sagen: Angesichts der Mitteilung der 
Trägerorganisationen, dass man Bewerbungen für 
30 000 Pläfze oder mehr häffe, sind 2 400 efwas wenig. 
Nur, hinsichtlich der finanziellen Gegebenheiten, die 
dieser Bundeshaushalt bietet und von dem sich die Fol- 
gehaushalte nicht wesentlich unterscheiden werden, ist 
es ein Erfolg, dass es gelungen ist, 2 400 neue Plätze zu 
schaffen, auch wenn der Bedarf zugegebenermaßen we- 
sentlich höher ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Wenn die Bundesregierung bereits in der nächsten 
Woche unter dem Stichwort „Evaluation FSJ/FÖJ-Ände- 
rungsgesetz“ mit einer Veranstaltung dokumentiert, dass 
man diese Evaluation erstens vorgenommen hat und 
zweitens bereit ist, mit den Betroffenen und mit den po- 
litisch Verantwortlichen dieses Thema zu diskutieren, 
und bereit ist, darüber nachzudenken, ob es über das, 
was im FSJ/FÖJ-Änderungsgesetz bereits vorgenommen 
worden ist, hinaus Handlungsbedarf gibt - ich sage das 
.p, mit Blick auf die Freiwilligendienste im Ausland -, dann 
' ' zeigt man, dass die Bundesregierung das, was in der Ko- 
alitionsvereinbarung steht, umsetzt - und das bereits im 
ersten Jahr des Bestehens der großen Koalition - und 
nicht auf die lange Bank schiebt. Auch das ist ein Nach- 
weis dafür, dass wir das, was wir an politischen Vorga- 
ben formuliert haben, auf die politische Agenda setzen 
und konkret im Haushalt umsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Lassen Sie mich einen Gedanken aufgreifen, den der 
Kollege Singhammer vorhin in die Debatte eingeführt 
hat, nämlich das Thema Familienkasse. Es ist verschie- 
dentlich diskutiert worden. Ich unterstelle nicht jedem, 
der dieses Thema diskutiert hat, partout den Ansatz, den 
ich jedem Familienpolitiker und jeder Familienpolitike- 
rin unterstelle, dass man nämlich davon ausgeht, dass die 
Zusammenfassung von Leistungen in wenigen Förder- 
strängen dazu führt, dass sich die Gesamtsumme der 
Förderung dadurch nicht vermindert. Manch einer mag 
vielleicht mit anderen, möglicherweise finanzpolitischen 
Erwägungen an diese Dinge herangegangen sein. 

Aber das alles ändert nichts an der Tatsache, dass wir 
gefordert sind, genau diesen Punkt noch einmal genauer 
unter die Lupe zu nehmen, um insbesondere im Interesse 
von Bürgerinnen und Bürgern, von jungen Familien das, 
was der Staat in weit über 100 Förderungstatbeständen 
für Familien auf den unferschiedlichsfen Ebenen fuf, zu- 
sammenzufassen und ein Sfück weif fransparenfer, auch 
prakfikabler zu machen für diejenigen, die das anschlie- 


ßend in den öffentlichen Verwaltungen umsetzen sollen. (C) 
Das sollte über Koalitions- und Oppositionsgrenzen hin- 
weg unser gemeinsames Ziel sein. Ich denke, dieses 
Thema ist weitgehend unstrittig. 

Ich will einen letzten Punkt ansprechen. Die Vorga- 
ben, die insbesondere finanziell über diesem Haushalt 
stehen und die sich vermutlich von denen des Jahres 
2007 nicht wesentlich unterscheiden, erlegen uns selbst- 
verständlich auch Grenzen auf. Ich bin dankbar, dass es 
uns gelungen ist - ich verbinde dies mit einem Danke- 
schön an die Kolleginnen und Kollegen Berichterstatter 
im Haushaltsausschuss und in den Fachausschüssen -, 
unter Beweis zu stellen, dass wir nicht nur diejenigen 
sind, die Neuausgaben fordern. Wir sind vielmehr auch 
diejenigen, die durchaus bereit sind, uns auf den eigenen 
Zuständigkeitsbereich zu bescheiden. 

Ich will das an der Tatsache festmachen, dass wir die 
Vorgaben des Bundeshaushaltsplanentwurfs, was die 
Gestaltung der Antidiskriminierungsstelle beim BMFSFJ 
angeht, durch die Beschlüsse der Kolleginnen und Kol- 
legen des Haushaltsausschusses reduziert haben oder re- 
duzieren werden. Das geschieht ausdrücklich mit unse- 
rer Unterstützung. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
wird dem Haushaltsplan zustimmen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Das Wort hat die Kollegin Miriam Gruß, FDP-Frak- (p)) 
tion. 

Miriam Gruß (FDP): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin- 
nen und Kollegen! Ob Wickelvolontariat, Vätermonate 
oder Windelpraktikum - bisher hat das Eltemgeld nur ei- 
nes gebracht: eine, wie ich meine, zweifelhafte Berei- 
cherung unseres Wortschatzes. 

Den Schöpfungsgeist und die Kreativität einzelner 
Koalitionspolitiker in Ehren - doch, meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren, der Duden ist schon dick genug. 

Den Familien, auf die es uns hier ankommen muss, 
bringt diese mehr oder weniger ernst gemeinte Auswei- 
tung des Vokabulars rein gar nichts. Das, was Eltern in 
Deutschland heute wirklich brauchen, steht nicht in Ih- 
rem Gesetz, Frau Ministerin. 

(Beifall bei der FDP) 

Durch diverse Studien und Umfragen der vergange- 
nen Wochen wurde uns immer wieder schwarz auf weiß 
gezeigt: Eltern wollen eine verlässliche Betreuung für 
ihre Kinder. Diese isf ihnen wichtiger als weitere Geld- 
leistungen, zumal wir - auch das ist schon angesprochen 
worden - im internationalen Vergleich bei den familien- 
politischen Leistungen sowieso schon im oberen Feld 
liegen. 

Mehrere von Ihnen haben wohl gestern den Artikel in 
der „FAZ“ gelesen. Ich nenne Ihnen noch eine andere 
Zahl: Bund, Länder und Gemeinden und Sozial versiehe- 
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(A) rungen haben laut des Kieler Instituts für Weltwirtsehaft 
im vergangenen Jahr rund 240 Milliarden Euro ausgege- 
ben, die den Familien zugute kommen. Sie alle wissen, 
wie hoeh die Geburtenrate in Deutsehland ist: Sie beträgt 
1,3 Kinder pro Frau. Der Aufwand ist also enorm hoeh, 
während der Ertrag enorm niedrig ist. 

leh bin der festen Überzeugung, dass aueh das 
Elterngeld leider niehts daran ändern wird; denn natür- 
lieh denken planende Eltern darüber naeh, wie es naeh 
einem Jahr weitergehen soll. Was nützt uns denn ein 
zwölf- oder 14-monatiges Eltemgeld, wenn wir danaeh 
keinen Betreuungsplatz anbieten können? Das ist heute 
Gott sei Dank sehon mehrfaeh angesproehen worden. 

(Beifall bei der FDP) 

leh meine, dass sieh der Bund hier nieht aus seiner Ver- 
antwortung stehlen darf In Zeiten notwendiger Mobili- 
tät kann es nieht sein, dass in Bayern nur jedes hun- 
dertste Kind unter drei Jahre die Chanee auf einen 
Krippenplatz hat, während es in Brandenburg jedes 
zweite Kind ist. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Frau Kollegin, möehten Sie eine Zwisehenfrage von 
Kerstin Griese zulassen? - Bitte sehön. 

Kerstin Griese (SPD): 

Liebe Frau Kollegin Gruß, weil von der FDP immer 
wieder Behauptungen aufgestellt werden, drängt es 
mieh. Sie zu fragen: Sind Sie bereit, zur Kenntnis zu 
nehmen, dass wir mit dem Tagesbetreuungsausbauge- 
setz, das seit Januar letzten Jahres in Kraft ist, einen gro- 
ßen Sehritt gemaeht haben, damit die Betreuungsmög- 
liehkeiten für die unter Dreijährigen in den Kommunen 
ausgebaut werden? Sind Sie bereit, zur Kenntnis zu neh- 
men - wenn Sie dureh die Städte in Ihrem Wahlkreis 
reisen, werden Sie das sehen -, dass alle Städte Aus- 
baupläne erstellen und Bedarfserhebungen für die Be- 
treuung von unter Dreijährigen durehführen? Mir fehlt 
die aktive Unterstützung der FDP für den Ausbau der 
Kinderbetreuung. leh habe von Ihnen bisher keinen akti- 
ven Beitrag für dieses Gesetz oder für den Ausbau der 
Kinderbetreuung gesehen. 

(Beifall bei der SPD - Ina Lenke [FDP]: Das 
ist doeh läeherlieh!) 

Miriam Gruß (FDP): 

Frau Kollegin, Frau Lenke hat vorhin in die ähnliehe 
Riehtung geantwortet. leh kann Ihnen nur sagen: Sie 
wissen selbst, dass ieh Mutter bin. leh habe in Bayern 
ein Jahr lang auf einen Kindergartenplatz gewartet und 
ein Jahr lang versueht, Kind und Karriere zu vereinba- 
ren. Ieh kann Ihnen also aus meiner persönliehen Erfah- 
rung sagen: Das, was Sie geplant haben, mag sehön und 
gut sein, aber die derzeitige Situation ist noeh nieht aus- 
reiehend. Wir reden hier von der derzeitigen Situation in 
Deutsehland. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 


In dem Gesetzentwurf sehreiben Sie, das bisherige (C) 
Bundeserziehungsgeld habe - ieh zitiere - „nieht die be- 
absiehtigte größere Wahlfreiheit zur Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie eröffnet“. 

(Garen Marks [SPD]: Riehtig!) 

Als Lösung sehlagen Sie das Eltemgeld vor. Eine eehte 
Wahlfreiheit für Eltern kann es aber nur geben, wenn in 
Deutsehland zuerst in den qualitativen und quantitativen 
Ausbau der Kinderbetreuung investiert wird. Das muss 
im Sinne der Eltern und Kinder oberste Priorität haben. 

(Garen Marks [SPD]: Das wissen wir sehon 
lange! - Weiterer Zumf von der SPD: Müssen 
wir uns das von der FDP sagen lassen?) 

Meine Damen und Herren, neben dieser grundsätzlieh 
falsehen Sehwerpunktsetzung gibt es in dem Gesetzent- 
wurf zum Eltemgeld aueh zahlreiehe handwerkliche 
Mängel: 

Erstens. Es fehlt - das ist sehon angesproehen worden - 
eine vernünftige Übergangsregelung. 

Zweitens. Die Zeiteinteilung der Betreuung zwisehen 
den Eltern ist nur monatsweise vorgesehen. Eine flexible 
und praxisnahe Aufteilung - beispielsweise tageweise -, 
wie sie vielen bemfstätigen Eltern zugute kommen 
würde, ist also nieht möglieh. 

(Beifall bei der FDP - Zumf von der SPD: Ja, 
aueh stundenweise!) 

Ieh kenne zum Beispiel ein zertifiziert kinderfreundli- (p)) 
ches Unternehmen, in dem 300 versehiedene Arbeitszei- 
ten wahrgenommen werden. Arbeitnehmer, Väter und 
Mütter, setzen sieh mit dem Arbeitgeber zusammen und 
legen die Stundenfolge ganz individuell fest. Die Ge- 
setzgebung darf hinter dieser sehon jetzt funktionieren- 
den Realität doeh nieht hinterherhinken. 

(Beifall bei der FDP) 

Noeh ein Wort zu den Vätermonaten. Ieh halte es 
gmndsätzlieh für falseh, Väter zwangsweise zu ver- 
pfliehten, auf ihre Kinder aufzupassen und sieh um die 
Kinder zu kümmern. Dadureh werden die Väter keine 
besseren Väter. Eltern sollen bitte in vollem Umfang frei 
entseheiden dürfen, wer sieh wann und wie um die Kin- 
der kümmert. 

(Nieolette Kressl [SPD]: Das können sie doeh 
aueh!) 

Drittens. Der Beitrag für die gesamte Gesellsehaft, 
den Eltern jeden Tag aufs Neue mit der Erziehung ihrer 
Kinder leisten, wird aueh mit dem Eltemgeld nieht ho- 
noriert. 

Die Begriffe „Übergangsregelung“, „Zeiteinteilung“ 
und „Erziehung“ stehen sehon längst im Duden. Wir 
müssen die Familienpolitik nieht neu erfinden; wir müs- 
sen sie jedoeh an den tatsäehliehen Bedürfnissen von Fa- 
milien ausriehten. Deshalb lehnen wir dieses Korsett für 
Eltern ab. Es ist zu steif und zu eng und es stützt die Fa- 
milien an der falsehen Stelle. 
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(A) Kinder brauchen Fürsorge, um den richtigen Weg in 
ihr Leben zu finden. Eltern brauchen Unterstützung dort, 
wo sie diese Fürsorge nicht leisten können. Familien 
brauchen die Freiheit, diese Unterstützung nach ihren in- 
dividuellen Bedürfnissen einzusetzen. Ein bürokrati- 
sches Werk fernab der Lebenswirklichkeit ist der falsche 
Weg. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Das Wort hat die Kollegin Garen Marks, SPD-Frak- 
tion. 

Garen Marks (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Meine Damen und Herren! Die Ausführungen 
der Kollegin Gruß machen deutlich, dass die FDP und 
auch sie persönlich noch sehr viel zu lernen haben. Wie 
wir eben mitbekommen haben, steht nicht alles im Du- 
den, den Sie offenbar stets dabeihaben. 

(Beifall bei der SPD - Miriam Gruß [FDP]: 

Hahaha!) 

Mit dem Kabinettsbeschluss und der ersten Lesung 
des Gesetzentwurfs zur Einführung des Eltemgelds ist 
sichergestellt, dass dieses zentrale familienpolitische 
Konzept der SPD in der großen Koalition tatsächlich 
umgesetzt wird. Ab dem 1. Januar 2007 erhalten Fami- 
lien in Deutschland ein Elterngeld als Lohnersatzleis- 
tung für entgangenes Einkommen im ersten Jahr nach 

(B) der Geburt eines Kindes. Das Eltemgeld nach skandina- 
vischem Vorbild war eine wichtige Wahlkampfforderung 
der SPD, die wir im Rahmen der Koalitionsverhandlun- 
gen durchsetzen konnten. 

Heute wird der Gesetzentwurf zur Einführung des 
Eltemgeldes in den Bundestag eingebracht. Das Eltem- 
geld steht für die kontinuierliche Fortsetzung einer mo- 
dernen und sozial gerecht ausgestalteten Familienpolitik 
der SPD. Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokra- 
ten waren es, die die Familienpolitik in Deutschland 
1998 aus dem Dornröschenschlaf geweckt und einen 
Paradigmenwechsel hin zu einer nachhaltigen Familien- 
politik eingeleitet haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wie alle wissen, kann Deutschland nur dann wirt- 
schaftlich stark sein, wenn in Zukunft wieder mehr Kin- 
der in unserem Land geboren werden und junge Men- 
schen hier leben und arbeiten. Daher müssen wir die 
Lebens- und Arbeitsbedingungen für junge Frauen und 
Männer so gestalten, dass sie ihre Wünsche hinsichtlich 
Familiengründung und erfolgreichem Arbeitsleben 
gleichsam erfüllen können. 

Moderne Familienpolitik muss auf die veränderte Le- 
benssituation von Familien reagieren. Das unterstreicht 
auch der Siebte Familienbericht der Bundesregierang. 
Frauen sind so gut ausgebildet wie nie zuvor und verbin- 
den damit ebenso selbstverständlich den Wunsch nach 
Berufstätigkeit wie die Männer. Für viele Männer und 
Frauen sind die finanziellen Einbußen und Brüche in ih- 


rem Erwerbsleben Gründe, den Kinderwunsch aufzu- (C) 
schieben oder erst gar nicht zu verwirklichen. 

Das alte Bundeserziehungsgeld hat all diese Belange 
nicht berücksichtigt. Es ist ein überholtes Modell, das 
Familien nicht ausreichend die Wahlfreiheit gewährleis- 
tet, Familie und Beruf ihren Wünschen entsprechend 
miteinander zu vereinbaren. Es hat vielmehr eine Verlän- 
gerung der Erwerbsunterbrechung von Müttern begüns- 
tigt, aus der sich im Vergleich zu Kinderlosen häufig un- 
aufholbare Nachteile ergeben und durch die sich 
Armutsrisiken vergrößern. 

Mit der Einführung des Eltemgeldes werden die De- 
fizite des Erziehungsgeldes beseitigt. Das Eltemgeld ist 
ein weiterer wichtiger Schritt zu einer modernen Fami- 
lienpolitik. Es ist ein wichtiger Bestandteil im Dreiklang 
aus unterstützender Infrastruktur, einer familienbewuss- 
ten Arbeitswelt und der gezielten finanziellen Förderung 
von Familien. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Frau Kollegin, möchten Sie eine Zwischenfrage von 
Ina Lenke zulassen? 

Garen Marks (SPD): 

Ja, gerne. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Bitte schön. 

ina Lenke (FDP): 

Ich finde es sehr nett, dass Sie die Zwischenfrage zu- 
lassen, Frau Kollegin. Ich habe eine sehr ernste Frage. 
Meine Kollegin, Frau Miriam Graß, hat darauf hinge- 
wiesen, dass keine tageweise Aufteilung der Betreuung 
möglich ist. Sie haben gerade von einer familienbewuss- 
ten Arbeitswelt gesprochen. Wir können sie den Unter- 
nehmen nicht per Gesetz vorschreiben, aber wir können 
auf unserer Seite etwas dafür tun. 

In diesem Zusammenhang frage ich Sie, ob mit Ihrem 
Gesetz zur Einführung des Eltemgeldes möglich werden 
soll, dass sich die Eltern bei ihrer Berufstätigkeit ab- 
wechseln, zum Beispiel montags und dienstags die Mut- 
ter und mittwochs, donnerstags und freitags der Vater. 

Garen Marks (SPD): 

Frau Lenke, eine Frage dieser Art von Ihnen und von 
der FDP zu bekommen, verwundert mich außeror- 
dentlich. Sie, die mit allen Mitteln, mit aller Vehemenz 
das Gleichstellungs-/ Antidiskriminierungsgesetz be- 
kämpfen, weil es Bürokratie und Hemmnisse für die 
Wirtschaft bedeutet, wollen in der Arbeitswelt organisie- 
ren, dass Männer und Frauen in ihrem Erwerbsleben ta- 
geweise abwechselnd anwesend sind. Ich glaube, dies 
würde in der Tat größere Schwierigkeiten mit sich brin- 
gen, als Sie denken. Vielleicht sollten Sie einmal Ihre An- 
träge lesen, weil diese mit Ihren Fragen, die Sie hier zwi- 
schendurch immer wieder stellen, nichts gemein haben. 

(Ina Lenke [FDP]: Frau Marks, es tut mir Leid, 
dass Sie so antworten!) 
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(A) Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit der Einführung 
des Eltemgeldes werden die Defizite des Erziehungsgel- 
des beseitigt. Es ist ein wichtiger Bestandteil im Drei- 
klang einer modernen Familienpolitik. 

Mit dem Kemelement des Eltemgeldes, der Einkom- 
mensersatzleistung in Anknüpfung an das Erwerbsein- 
kommen, wird die finanzielle Lücke junger Familien im 
ersten Jahr nach der Geburt eines Kindes geschlossen. 
Da unabhängig vom Einkommen des Partners ein finan- 
zieller Ausgleich für den befreuenden Eltemfeil vorgese- 
hen isf, bedeufef dies gerade für Frauen, die häufig im 
ersfen Jahr nach der Geburt eines Kindes zu Hause blei- 
ben, eine wirtschaftliche Selbstständigkeit innerhalb der 
Partnerschaft. Zudem besteht durch die weitgehende 
Kompensation des Einkommens erstmalig auch eine 
wirkliche Wahlfreiheit, nämlich die Möglichkeit, auf das 
höhere der beiden elterlichen Einkommen zu verzichten. 

Auf die Frage, ob das Eltemgeld sozial ausgewogen 
ist, kann ich mit einem klaren Ja antworten. Auch wenn 
in reflexartigem Gehabe die PDS etwas anderes behaup- 
tet, ist die Ausgestaltung des Eltemgeldes sozial gerecht. 

Die Behauptung in Ihrem aktuellen Antrag, meine 
Damen und Herren von der PDS, dass mit dem Eltem- 
geld eine Umverteilung von Arm zu Reich begünstigt 
wird, ist nahezu absurd. 

(Zumfvon der LINKEN: Die Linke!) 

Staatliche Leistung kann abhelfende, unterstützende 
oder vorbeugende Hilfe sein. Das Eltemgeld ist ab- 

(B) helfende Hilfe und zugleich Hilfe zur Sicherang der 
eigenen Lebensgmndlage für die Zukunft. Es isf keine 
Sozialleistung im herkömmlichen Sinn, sondern eine Fa- 
milien unterstützende dynamische Leistung in Anknüp- 
fung an das Erwerbseinkommen. 

Bei der Beurteilung der sozialen Ausgewogenheit ist 
es angebracht, endlich auch die Situation berafstätiger 
junger Paare zu berücksichtigen. Ihre Sorge vor dauer- 
haften Einkommenseinbrüchen und bemflichen Nachtei- 
len ist berechtigt. 

Im ersten Jahr nach der Geburt des Kindes erhalten 
alle Eltern in Zukunft mindestens so viel wie bisher, 
viele mehr, da die Einkommensgrenzen des Erziehungs- 
geldes entfallen. Für Spitzenverdiener ist die Lohn- 
ersatzleistung in Höhe von 67 Prozent des letzten Netto- 
einkommens auf einen Höchstbetrag von 1 800 Euro 
monatlich begrenzt. Betreuende Eltemteile, die vor der 
Geburt eines Kindes über kein eigenes Arbeitseinkom- 
men verfügten, erhalten ein Mindesteitemgeld in Höhe 
von 300 Euro. Dies trifft auf Hausfrauen und -männer. 
Studierende und ALG-II-Empfänger zu. 

Gegenüber den im Koalitionsvertrag vorgesehenen 
Regelungen wird der Sockelbetrag nicht als Einkommen 
bei anderen Sozialleistungen berücksichtigt. Er kann 
also - das war uns Sozialdemokratinnen und Sozialde- 
mokraten wichtig - zusätzlich zum ALG II bezogen 
werden. Ich möchte aber betonen, dass das ALG II dazu 
da ist, den Bedarf einer Bedarfsgemeinschaft zu decken. 
Das ist nicht die Aufgabe des Eltemgeldes. 


(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Soziale Ausgewogenheit haben wir auch durch die so 
genannte Geringverdienerkomponente, die bereits vor- 
gestellt wurde, hergestellt. 

Wie sieht es aber in Deutschland aus, wenn junge 
Frauen und Männer nach der Bezugszeit des Eltemgel- 
des in den Bemf zurückkehren wollen? Familien brau- 
chen ein familienfreundliches Umfeld, um Familie und 
Beraf zu vereinbaren. Das Eltemgeld entfaltet seine po- 
sitive Leistung nur in Verbindung mit ausreichenden ver- 
lässlichen und flexiblen Betreuungsangeboten. Diese 
müssen bereits für Kinder im Krippenalter gegeben sein. 
Mit dem Tagesbetreuungsausbaugesetz haben wir bereits 
in der letzten Legislaturperiode beschlossen, diese Be- 
treuungsangebote deutlich auszuweiten. 

(Beifall bei der SPD) 

Zum aktuellen Antrag der Grünen möchte ich nur an- 
merken, dass die Kolleginnen und Kollegen der Grünen 
als unser vorheriger Koalitionspartner eigentlich wissen 
müssten, wie wichtig der SPD-Fraktion der Ausbau von 
guten Betreuungsangeboten ist. Wir werden weiter daran 
arbeiten. 

Ausbau der Kinderbetreuung bedeutet auch Ausbau 
der Bildung. Das beginnt mit der lange vernachlässigten 
frühkindlichen Bildung. Das entspricht den Anforderan- 
gen an eine Wissensgesellschaft. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es ist belegt, dass gerade bei kleinen Kindern jeder ein- 
gesetzte Euro gut angelegt ist. Eine frühe Fördemng al- 
ler Kinder bedeutet eine bessere Bildung und das ist die 
beste Armutsprävention, meine Damen und Herren von 
der PDS. 

(Zuraf von der LINKEN: Die Linke! - Gegen- 
raf des Abg. Jochen-Konrad Fromme [CDU/ 
CSU] : Oberbegriff „Kommunisten“ ! ) 

Der notwendige Ausbau der Kinderbetreuungsangebote, 
das Eltemgeld und eine familienfreundlichere Arbeits- 
welt werden nach den Erfahmngen in anderen Ländern 
wichtige Schritte sein, um Paaren die Entscheidung für 
Kinder zu erleichtern. Das in den letzten Jahren erfolg- 
reiche sozialdemokratische familienpolitische Konzept 
wird mit dem neuen Eltemgeld sinnvoll fortgeführt. 

Kinder sind eine vielfältige Bereichemng für Frauen 
und Männer, die sich enfscheiden, Mütter bzw. Väter zu 
werden, und für unsere Gesellschaft. Nur ein Land bzw. 
eine Gesellschaft mit Kindern hat eine Zukunft. Kinder 
und Familien brauchen aber die Unterstützung der Ge- 
sellschaft. Deshalb wollen wir Deutschland zu einem fa- 
milienfreundlicheren Land machen. Wir sind fest ent- 
schlossen, diesen Weg weiterzubeschreiten. Ich lade Sie 
alle herzlich ein, sich gemeinsam mit uns dafür sfark zu 
machen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordnefen 
der CDU/CSU) 
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Das Wort hat die Kollegin Diana Golze, Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Diana Goize (DIE LINKE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Kolleginnen und Kollegen! Der Rechtsextremismus ist 
ein aktuelles Problem, auch wenn die euphorische Stim- 
mung während der Fußballweltmeisterschaft derzeit vie- 
les überdeckt. Von Januar bis Ende April dieses Jahres 
registrierte die Polizei bundesweit 3 489 Straftaten von 
Neonazis. Das sind über 400 mehr als im Vorjahr. Doch 
in den letzten Wochen ist es um die Bundesprogramme 
gegen rechts, CIVITAS und Entimon, ruhig geworden. 
Die Großkoalitionäre haben sich Anfang Mai wirkungs- 
voll vor die Presse gestellt und verkündet, dass es keine 
Kürzungen bei den Bundesprogrammen zur Förderung 
von Maßnahmen gegen Rechtsextremismus geben soll. 
Auch die inhaltliche Aufweichung der Programme sei 
vom Tisch, hieß es. Aus den Landesparlamenten liegen 
mehrere entsprechende Anträge und Entschließungen 
vor. Ich zitiere stellvertretend Herrn Burkhard 
Jungkamp, Staatssekretär im brandenburgischen Bil- 
dungsministerium. Er meint, dass viele Projekte „allein 
mit der Unterstützung, die das Land selbst gewähren 
kann, kaum in der Lage sind, in der Auseinandersetzung 
mit dem Rechtsextremismus weiter erfolgreich zu arbei- 
ten“. 

(Johannes Singhammer [CDU/CSU]: Wie steht es 
mit dem Linksextremismus?) 

Inzwischen sind nahezu zwei weitere Monate ins 
Land gegangen. Die Sommerpause steht bevor. Dann ha- 
ben wir September. Ein neuer Haushalt für 2007 wird 
vorliegen und wir alle haben Gelegenheit, die Haltbar- 
keit der Versprechen zu überprüfen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Sechs Monate vor dem Auslaufen der Bundespro- 
gramme ist aber die wichtigste Frage noch offen: Welche 
Zukunft haben die viel gelobten Strukturprojekte im Os- 
ten der Republik, wie Opferberatungsstellen, mobile Be- 
ratungsteams und Netzwerkstellen? Sie stehen nach An- 
sicht aller Experten für Kontinuität der Arbeit gegen den 
Rechtsextremismus. Sie sind in den Bundesländern 
- dank dieser Kontinuität - hervorragend verankert und 
stoßen auf breite Akzeptanz. Sie sind ein entscheidender 
Faktor der Arbeit gegen den Rechtsextremismus. 

Was aber hören wir von der Regierung? Der Antwort 
auf eine Kleine Anfrage vom 30. Mai dieses Jahres ent- 
nehme ich, die dauerhafte Finanzierung der entspre- 
chenden Strukturen sei „ausgeschlossen“. Meine sehr 
verehrten Damen und Herren, insbesondere von der 
SPD, ich habe Frau Kressls Äußerungen dazu zur Kennt- 
nis genommen. Der Vorsitzende des Innenausschusses, 
Sebastian Edathy, wird in der heutigen Ausgabe des „Ta- 
gesspiegel“ mit dem Satz wiedergegeben: 

Die Bundesprogramme zur Förderung zivilgesell- 
schaftlicher Initiativen, zum Beispiel der Bera- 


tungsstellen für Opfer rechter Gewalt, müssten (C) 
langfristig gesichert und weiterentwickelt werden. 

Mit jedem Tag, an dem Sie die Projekte im Unklaren 
über ihre Zukunft lassen, leisten Sie aber einen Beitrag 
zur Selbstabwicklung der mühsam aufgebauten Struktu- 
ren. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter müssen sich neue 
Perspektiven suchen. Verträge laufen aus. Verabredun- 
gen zur Weiterarbeit reichen notgedrungen nur bis zum 
Jahresende. Schaffen Sie endlich und schnell Klarheit 
über den langfristigen Erhalt dieser Projekte! 

(Beifall bei der LINKEN) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
Koalition, mit unserem Antrag zur Fortführung und Ver- 
stetigung der Programme gegen Rechtsextremismus, der 
Ihnen vorliegt, geben wir Ihnen zum Ende der 
Haushaltsdebatte 2006 eine Hausaufgabe für die Som- 
merpause mit. Wir fordern Sie auf, aus einer pauschalen 
Finanzierungszusage ein haltbares Konzept zu machen. 
Warten Sie nicht auf den nächsten rechtsextremen Über- 
griff und die darauf folgende öffentliche Aufmerksam- 
keit, wenn Sie eine Chance haben, zu seiner Verhinde- 
rung beizutragen! 

(Johannes Singhammer [CDU/CSU]: Und was 
ist mit Linksexfremismus?) 


Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN - Johannes Singham- 
mer [CDU/CSU]: Was ist mit dem Linksexfre- 
mismus? - Jochen-Konrad Fromme [CDU/ (^) 
CSU]: Sprachlos! Auf einem Auge blind!) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Das Wort hat der Kollege Dr. Oie Schröder, CDU/ 
CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Oie Schröder (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Debatte hat gezeigt, dass die große Koali- 
tion im Bereich der Familienpolitik wirklich etwas be- 
wegt. Mit der Einführung des Elterngeldes und der bes- 
seren Absetzbarkeit von Kinderbetrennngskosten 
machen wir unser Land familienfreundlicher. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Das Eltemgeld führt dazu, dass die Entscheidung für 
ein Kind nicht mehr gleichzeitig die Entscheidung für 
massive finanzielle Einschnitte bedeuten muss. Das El- 
temgeld und die höhere Absetzbarkeit sind wichtige 
Bausteine, mit denen wir als große Koalition auf die He- 
rausforderungen der demografischen Entwicklung rea- 
gieren. 

Bessere Rahmenbedingungen für Kinder zu schaffen 
isf wichtig, um auf die veränderte Altersstraktur zu rea- 
gieren. Genauso wichtig ist es, die Altemng der Gesell- 
schaft positiv zu gestalten. Wir wollen nicht nur die 
daraus entstehenden Probleme diskutieren; vielmehr 


- Ich denke. Sie haben mich sehr genau verstanden. 
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Dr. Oie Schröder 

(A) begreifen wir die älter werdende Gesellsehaft aueh als 
Chance. Wir werden deshalb die Rahmenbedingungen 
für ein seniorengerechtes Lebensumfeld schaffen: bei 
der Regelung der Arbeitswelt oder beim Zusammenhalt 
der Generationen. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Wir Christdemokraten haben klare Grundwerte. 

(Johannes Singhammer [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Für uns sind Kinder und Familie ein Wert an sich, 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 

Kerstin Griese [SPD]) 

sind Kinder und Familie etwas Positives für jeden Ein- 
zelnen und daher auch etwas Positives für unsere Gesell- 
schaft. Natürlich sind Kinder der Grundpfeiler für die 
Sicherung unseres zukünftigen Lebensstandards. Eine 
höhere Geburtenrate ist für die Sicherung unseres So- 
zialsystems, das auf Solidarität und auf dem Prinzip des 
Generationenvertrags beruht, unerlässlich. Doch machen 
wir nicht den Fehler, in der politischen Diskussion Kin- 
der immer nur als Wirtschaftsfaktor zu betrachten, die 
dazu da sind, unser Sozialsystem zu retten! Kinder sind 
ein Wert an sich und deshalb machen wir eine bessere 
Familienpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Entsprechendes gilt auch für die Senioren. Viel zu 
häufig werden nur die negativen Auswirkungen der al- 
ternden Gesellschaft diskutiert. Dass wir alle älter wer- 
den, ist eine sehr freudige Entwicklung, auf die wir uns 
einstellen können, und nichts Negatives. Wichtig ist nur, 
dass der enorme Erfahrungsschatz der Seniorinnen und 
Senioren, auch ihre Lebenserfahrung, in die Gesellschaft 
einfließen kann und in die Gesellschaft eingebracht 
wird. 

Wie stellt sich die Familienpolitik heute dar? Die ent- 
scheidende Frage in einer Haushaltsdebatte ist: Gehen 
wir mit dem Geld, das die Bürgerinnen und Bürger uns 
anvertraut haben, auch vernünftig um? Wir betreiben Fa- 
milienpolitik momentan mit über 100 unterschiedlichen 
familienpolitischen Maßnahmen. Auf unterschiedli- 
chen föderalen Ebenen haben wir auf verschiedene Pro- 
bleme mit immer neuen Instrumentarien reagiert. Jeder 
spezielle Einzelfall führte zu neuen Förderungstatbestän- 
den, sei es im Steuersystem, sei es im Sozialversiche- 
rungssystem oder sei es in Form direkter finanzieller 
Hilfen im Bereich der Betreuungsinfrastruktur. Die 
Folge ist: Keiner blickt mehr durch. Wenn keiner mehr 
durchblickt, dann ist auch der Anreiz nicht mehr erkenn- 
bar und fehlt somit. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Außerdem verschwindet viel Geld in der Förderbüro- 
kratie. Das krasseste Beispiel hierfür ist der Kinderzu- 
schlag, der ja eine vernünftige Grundlage haf, nämlich 
dass Eltern, die zwar ihren eigenen Lebensunterhalt, 
aber nicht den ihrer Kinder bestreiten können, einen Zu- 
schuss vom Staat bekommen, um die Kinder aus der So- 
zialhilfe herauszuholen. Doch wie sieht die Realität aus? 


Die Umsetzung des Kinderzuschlages ist höchst mangel- (C) 
hafl. Bis November letzten Jahres wurden von 
600 000 Anträgen 550 000 Anträge abgelehnt. Neun von 
zehn Bürgern haben sich umsonst durch diesen Antrag 
hindurchgequält und Kapazitäten unserer Verwaltung 
unnötig in Anspruch genommen. 

Als Haushaltspolitiker geht es mir nicht darum, jede 
einzelne familienpolitische Maßnahme inhaltlich zu 
überprüfen. Mir geht es darum, dass das Geld entspre- 
chend der Intention der Familienpolitiker vernünftig, 
effektiv und effizient verwendet wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Von daher ist es positiv, Frau Ministerin von der 
Leyen, dass Sie sich des Themas der Entbürokratisie- 
rung der Familienpolitik angenommen haben und mit 
der Überarbeitung des Kinderzuschlags damit anfangen. 
Lassen Sie uns hierbei mutig agieren, um den deutschen 
familienpolitischen Förderungsdschungel zu lichten und 
ein deutliches Signal für Familien zu sefzen. 

Ein Wort zu dem Antrag der Grünen, den Sie hier ein- 
gebracht haben und der heute zusammen mit dem Haus- 
halt und dem Eltemgeld diskutiert wird. Sie fordern in 
Ihrem Antrag, das Ehegattensplitting massiv zu kürzen 
und das Geld für Infrasfruktur auszugeben. 

(Briffa Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Für Kinder!) 

Das heißt. Sie wollen erst einmal den Familien Geld 
wegnehmen. (D) 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der FDP - Steffen Kampeter [CDU/ 

CSU]: Das ist die Wahrheit! Das musste mal 
gesagt werden! - Undine Kurth [Quedlinburg] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie verste- 
hen überhaupt nichts!) 

- Das ist die Wahrheit. Sie wollen das Ehegattensplitting 
massiv kürzen und nehmen den Familien dadurch erst 
einmal Geld weg. - Ich verstehe überhaupt nicht, warum 
man diese beiden wichtigen Themen - Förderung der 
Familien auf der einen Seite und Infrastruktur auf der an- 
deren Seite - ständig gegeneinander ausspielen muss. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Unglaublich!) 

Familien brauchen beides. Vor allen Dingen brauchen 
sie Zuversicht, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Herr Kollege Schröder, möchten Sie eine Zwischen- 
frage der Kollegin Anna Lührmann zulassen? 

Dr. Oie Schröder (CDU/CSU): 

Bitte schön. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Bitte sehr. 
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Anna Lührmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Kollege, es gibt ja auch in der Union mittler- 
weile eine Debatte über das Ehegattensplitting. Wenn ich 
mich recht entsinne, Herr Kollege Schröder, dann gehö- 
ren auch Sie zu denjenigen, die betonen, dass von dem 
Ehegattensplitting vor allen Dingen Ehen profitieren, in 
denen es keine Kinder gibt, und dass man deswegen da- 
rüber nachdenken muss, wie man Mittel zielgerichtet für 
Familien ausgeben kann. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Von daher noch einmal an Sie die Frage: Würden Sie mir 
zustimmen, dass mit dem Ehegattensplitting in Zeiten 
knapper Kassen über 20 Milliarden Euro sehr zielunge- 
nau verteilt werden? 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN - Steffen Kampeter 
[CDU/CSU]: Die Frage ist falsch gestellt! - 
Johannes Singhammer [CDU/CSU]: Das 
stimmt doch nicht! Eine falsche Frage kann 
nicht richtig beantwortet werden!) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Herr Kollege, wenn Sie auch noch die Frage der Kol- 
legin Lenke zulassen, dann könnten Sie auf beide Fragen 
umfassend antworten. 

Dr. Oie Schröder (CDU/CSU): 

Bitte. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Frau Lenke, bitte. 

ina Lenke (FDP): 

Herr Kollege, Sie haben sehr darauf abgehoben, dass 
unsere Gesellschaft kinderfreundlich sein muss, wenn 
sie human, menschlich sein will. Jetzt aber wettern Sie 
gegen das Ehegattensplitting. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Frau 
Lührmann hat dagegen gewettert!) 

- Sie wettern gegen die Änderung des Ehegattensplit- 
tings. Ich habe nur eine Frage an Sie, Herr Kollege: Wis- 
sen Sie, dass in 40 Prozent der Ehen, die jedes Jahr Ehe- 
gattensplitting erhalten, keine Kinder leben? 

(Johannes Singhammer [CDU/CSU]: Aber 
vorher da waren!) 

Dr. Oie Schröder (CDU/CSU): 

Ich danke Ihnen für die Zwischenfragen. Aber wenn 
Sie wollen, dass Sie Ihre Frage beantwortet bekommen, 
dann müssen Sie leider stehen bleiben. 


Die CDU möchte der Familie anders als die Grünen (C) 
nichts wegnehmen. Darin unterscheiden wir uns von- 
einander. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Johannes Singhammer 
[CDU/CSU]: Die CSU auch nicht!) 

Kinder würden bei einem in unseren Reihen diskutierten 
Familiensplitting dadurch gefördert werden, dass nicht 
nur die Ehe, sondern zusätzlich die Kinder berücksich- 
tigt werden. Wir als CDU/CSU werden immer - das sage 
ich ganz deutlich - die wichtige Verantwortungsgemein- 
schaft Ehe unterstützen, die die Grundlage der Familie 
darstellt. 


(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Frage, die wir uns stellen müssen, ist, ob wir beim 
Ehegattensplitting, wie es beispielsweise in Frankreich 
der Fall ist, nicht zusätzlich die Kinder berücksichtigen, 

(Anna Lührmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Woher soll das Geld kommen?) 

damit wir noch stärker die Verantwortungsgemeinschaf- 
ten fördern, in denen Kinder leben, und nicht nur die Ehe 
an sich. Dieser Diskussion werden wir uns innerhalb der 
CDU/CSU stellen. 


(Beifall bei der CDU/CSU - Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Aber jetzt zurück zum Haushalt. 


(Ina Lenke [FDP]: Sie haben meine Frage 
nicht beantwortet!) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Ich würde gerne all diejenigen, die sich zu Zurufen 
animiert fühlen - ich weiß nicht, ob es darum geht, ob 
man bei der Beantwortung einer Zwischenfrage aufste- 
hen muss oder nicht -, darum bitten, dem Redner weiter 
zuzuhören, der wahrscheinlich auch noch die Zwischen- 
frage von Frau Lenke beantworten möchte. Danach kön- 
nen Sie, Herr Schröder, dann entscheiden, ob Sie zwei 
weitere Zwischenfragen zulassen möchten. 


(D) 


Dr. Oie Schröder (CDU/CSU): 

Ich bin auf beide Zwischenfragen gleichmäßig einge- 
gangen. Frau Lenke, Sie dürfen sich gerne wieder setzen 
und meinen weiteren Ausführungen zuhören. 


Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Wenn Sie also auf beide Zwischenfragen eingegangen 
sind, muss ich Sie jetzt fragen, ob Sie auch die Zwi- 
schenfragen von Frau Haßelmann und Frau Deligöz 
noch zulassen möchten. 

(Ute Kumpf [SPD]: Das geht eigentlich nur 
nacheinander!) 


In der CDU geht die Diskussion darum, dass wir ne- 
ben der Verantwortungsgemeinschaft Ehe auch die Ver- 
antwortungsgemeinschaft Familie stärker berücksichti- 
gen. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 


Dr. Oie Schröder (CDU/CSU): 

Bitte schön, Frau Haßelmann. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Bitte schön, Frau Haßelmann. 
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Britta Haßelmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Sehr geehrter Herr Kollege, Sie sind ja noeh relativ 
jung. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der SPD - 
Jochen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Nur 
kein Neid!) 

Deshalb meine Frage: Glauben Sie in der Tat, dass Sie 
mit Ihren Aussagen eben über das Institut der Ehe und 
die Familiengründung in der Realität angekommen sind? 

(Jochen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Der 
Mann ist sehr gefestigt! - Ina Lenke [FDP]: 
Deshalb ist er noch ledig!) 

Dr. Oie Schröder (CDU/CSU): 

Für uns als CDU/CSU stellt die Ehe einen wichtigen 
Wert dar, den wir beim Ehegattensplitting weiterhin 
steuerlich berücksichtigen wollen. In der Diskussion 
steht, ob neben der Verantwortungsgemeinschafl Ehe zu- 
sätzlich die Verantwortungsgemeinschaft Familie mit 
Kindern stärker steuerlich berücksichtigt wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - Ina 
Lenke [FDP]: Steht im Grundgesetz! - 
Nicolette Kressl [SPD]: Da klatscht selbst der 
Haushälter! Das kostet 17 Milliarden, Herr 
Kampeter!) 

Sagen Sie deutlich, dass Sie den Ehen und damit den 
Familien Geld wegnehmen wollen! Das ist offensicht- 
lich Ihre Realität, in der Sie von den Grünen angekom- 
men sind. Wir als CDU/CSU wollen den Familien nichts 
wegnehmen, sondern die Familien stärker berücksichti- 
gen, in denen Kinder leben. Das ist unser Konzept. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich denke, es ist die Realität, dass in Familien und Ehen 
Menschen füreinander Verantwortung übernehmen. Dies 
wollen wir als CDU/CSU entsprechend berücksichtigen 
und fördern. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

So, Frau Deligöz. 

Ekln Deligöz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Kollege, wenn Sie sagen. Sie wollten den Fami- 
lien nichts wegnehmen, dann würde mich Ihre Antwort 
auf eine Frage ganz dringend interessieren: Wie haben 
Sie bei der Mehrwertsteuererhöhung abgestimmt? Ge- 
nau die kostet die Familien Geld; denn sie können gar 
nicht anders als konsumieren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der FDP und bei der LINKEN) 

Mich würde Ihre Antwort auf eine zweite Frage inte- 
ressieren: Sie zitieren hier so schön das Modell Frank- 
reich. Über das dortige Familiensplitting sind Sie, so 
glaube ich, falsch informiert. Ist Ihnen bewusst, dass ge- 
rade die Franzosen weder Kindergeld wie bei uns noch 
Kinderfreibeträge kennen, sondern primär in die Infra- 


struktur investieren, was übrigens auch die Grünen in ih- (C) 
rem Modell vorschlagen? Im Familiensplittingmodell 
der Franzosen kommt erst eine vierköpfige Familie 
durch die Bewertung der einzelnen Familienmitglieder 
auf einen ähnlichen Betrag, wie er in Deutschland im 
Moment an die Familien gezahlt wird. Das heißt, wenn 
Sie das französische Modell adaptieren würden, würden 
Sie bei der finanziellen Förderung der Familien kürzen. 

Wenn Sie bei den Franzosen die guten Instrumente ab- 
schauen, dann nähern Sie sich unserem Modell, das vor- 
sieht, das Ehegattensplitting zugunsten von Familien mit 
Kindern zu kürzen. 

(Jochen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Aber 
die Franzosen können doch unser System 
übernehmen!) 

Dr. Oie Schröder (CDU/CSU): 

Ich verstehe nicht, warum die Grünen die Förderung 
der Familien, die ja hoffentlich auch den Grünen am 
Herzen liegt, gegen das Thema Infrastruktur ausspie- 
len. Die Familien brauchen beides. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD - Ekin 
Deligöz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Bis- 
lang haben sie weder das eine noch das an- 
dere!) 

Nehmen Sie den Familien nicht aus der einen Tasche et- 
was weg, um es ihnen in die andere Tasche hineinzuste- 
cken! Diese Logik verstehe ich nicht. Ich denke, dass wir 
über das Thema Familiensplitting noch diskutieren wer- 
den, wir von der CDU/CSU und vielleicht auch Sie von , . 
den Grünen. Aber denken Sie daran, dass es keine Lö- ^ ' 
sung ist, den Familien erst etwas wegzunehmen, 

(Ekin Deligöz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Ja, aber das machen Sie doch!) 

um es ihnen dann über staatliche Transferleistungen zu- 
rückzugeben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Was ich an Ihrem Antrag besonders problematisch 
finde, ist, dass Sie nur auf öffentliche Infrastruktursys- 
teme setzen - das steht in Ihrem Antrag mindestens drei- 
oder viermal - und dass Sie auf die Vielfalt der Infra- 
strukturmöglichkeiten, die eben auch von Privaten zur 
Verfügung gestellt werden können, gar nicht eingehen. 

So hätten Sie Ihren Antrag verbessern können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Mir liegt noch eine Zwischenfrage vor. Wenn Sie 
möchten? 

Dr. Oie Schröder (CDU/CSU): 

Ich würde jetzt gerne zum Haushalt zurückkommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Wir sind ja hier in einer Haushaltsdebatte. Alle anderen 
Dinge können bei den Beratungen im Ausschuss noch 
diskutiert werden. 
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(A) Bei der Haushaltsaufstellung - das ist für mieh als 
Mitglied des Haushaltsaussehusses ein wiehtiger Punkt - 
konnten wir 6 Millionen Euro für die Einriehtung der 
Mehrgenerationenhäuser zur Verfügung stellen. Der 
Start dieses Projekts noeh in diesem Jahr ist gesiehert. Es 
ist jetzt Aufgabe der Bundesregierung, zu zeigen, dass 
der Vertrauensvorsehuss, den sie vom Parlament bekom- 
men hat, gereehtfertigt ist. Wir werden das Projekt im 
Hinbliek auf die Bundesausgaben konstruktiv und kri- 
tiseh begleiten. 

Bei allen wiehtigen Weiehenstellungen für eine bes- 
sere Familienpolitik dürfen wir das für die naehkom- 
menden Generationen wiehtigste Thema nieht verges- 
sen: die Konsolidierung des Haushalts. Ohne die 
Konsolidierung des Haushalts werden wir die Hand- 
lungsspielräume der kommenden Generationen immer 
stärker einengen. Deswegen ist es für unsere Kinder 
ganz wiehtig, dass wir hier tätig werden. Das ist ein 
wiehtiges Projekt der großen Koalition. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Zur Fußballweltmeisterschaft ist noeh niehts gesagt 
worden. Das will ieh aber natürlieh tun. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Das maehen Sie jetzt sehon außerhalb Ihrer Redezeit. 

Dr. Oie Schröder (CDU/CSU): 

Frankreieh ist 1998 Fußballweltmeister geworden. 
Seit dieser Zeit ist die Geburtenrate in Frankreieh von 

(B ) 1,6 Kinder auf 1 , 9 Kinder gestiegen. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der SPD - Monika Lazar [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Nein! Peinlieh!) 

leb denke, wir sollten das den Franzosen naehmaehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD und der FDP) 

Frau Ministerin, ieh denke, dass Sie unseren Bundestrai- 
ner auf diesen wiehtigen Saehzusammenhang hinweisen 
sollten. 

Sehönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Das Wort hat die Kollegin Christel Humme, SPD- 
Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Christel Humme (SPD): 

Frau Vorsitzende! Liebe Kollegen! Liebe Kollegin- 
nen! Es ist in der Tat neu, dass wir fast zwei Stunden im 
Parlament über Familien- und Gleiehstellungspolitik re- 
den. Ieh denke, das zeigt, Frau Binder, welehen Stellen- 
wert wir diesen Themen beimessen. Ieh verstehe Ihre 
Kritik überhaupt nieht, wonaeh wir überhaupt kein Kon- 
zept haben. Das kann ieh nieht naehvollziehen. Ieh sehe 


Ihnen das aber naeh, weil Sie ja erst sieben Monate im (C) 
Bundestag sind. 

Ieh verstehe die dureh Anna Lührmann geäußerte 
Kritik der Grünen gar nieht. Sie hat ja gesagt, dass sie 
kein Konzept erkennen könne. Ja, wo waren Sie denn, 

Frau Lührmann? In der letzten Legislaturperiode haben 
Sie zusammen mit uns das Tagesbetreuungsausbauge- 
setz und das Ganztagssehulprogramm, das heute noeh 
Gültigkeit hat, auf den Weg gebraeht. Dafür, dass hier 
eine solehe Kritik geäußert wird, habe ieh überhaupt 
kein Verständnis. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Diese beiden Instrumente verhelfen unseren Kindern 
zu besseren Bildungsehaneen und sie ermögliehen aueh 
eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf leb 
gebe Ihnen von den Grünen natürlieh Reeht: Es ist gar 
keine Frage, dass das, was wir jetzt haben, noeh nieht 
ausreieht. Wir brauehen mehr. 

Wenn Sie in den Koalitionsvertrag sehauen - Frau 
Deligöz, aueh Sie sollten darin einmal naehlesen -, dann 
können Sie eindeutig erkennen, dass wir einen Sehwer- 
punkt auf den Ausbau der Infrastruktur legen. Wenn 
bis 2008 absehbar ist, dass der Ausbau nieht bedarfsge- 
reeht erfolgt ist, wollen wir - das ist für uns Sozialdemo- 
kratinnen und Sozialdemokraten ganz wiehtig; Frau 
Kressl hat es bereits erwähnt - den Reehtsansprueh auf 
einen Betreuungsplatz für unter Dreijährige durehsetzen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU - Ekin Deligöz [BÜNDNIS 90/ (D) 

DIE GRÜNEN]: Sie reden und tun niehts! Das 
ist das Problem!) 

- Frau Deligöz, Sie müssten einmal genau hinhören, 
dann wüssten Sie, welehe Jahreszahl ieh genannt habe. 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf war unser Mar- 
kenzeiehen in den letzten beiden Legislaturperioden. 

Wir knüpfen in der großen Koalition genau an diesen 
Punkt an. Der Baustein Elterngeld ist da ein weiteres In- 
strument, das nieht nur für die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf wiehtig ist. 

Für uns ist es aueh wichtig - die Ministerin hat es 
schon betont -, dass die Familien den Lebensstandard, 
den sie haben, auch halten können. Denn wir wissen aus 
der Vergangenheit: Gerade der Wegfall eines Einkom- 
mens hat vielfach zu Familien- und Kinderarmut ge- 
führt. Das Eltemgeld will genau das verhindern. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben dies 
schon heute öfter gehört; ich freue mich, dass darüber 
nicht mehr so heftig diskutiert wird: Der besondere Reiz 
der Lohnersatzleistung in Höhe von maximal bis zu 
1 800 Euro monatlich liegt in seiner Botschaft an die Vä- 
ter. Ihnen wird es künftig sicherlich schwerer fallen 

- auch das hat Frau Kressl vorhin gesagt -, der Meinung 
zu sein, dass sich Eltemzeit für sie nicht lohne. Denn 
eine Lohnersatzeinleistung in Höhe von bis zu 1 800 Euro 
im Monat ist für die Väter sehr interessant. Ich freue 
mich, dass die Debatte über die Vätermonate endlich 
verstummt ist. 
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Frau Binder, was den Gleiehstellungsaspekt betrifft, 
möehte ich sagen: Das Eltemgeld trägt dazu bei, dass die 
Väter in den Betrieben zukünftig leichter sagen können, 
dass sie Familienarbeit übernehmen wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es fördert auch die Entwicklung - das ist ein weiterer 
Gleichstellungsgesichtspunkt -, dass Frauen bei Einstel- 
lungen weniger diskriminiert werden. Denn mittlerweile 
sind die männlichen Bewerber ebenfalls in der Situation, 
Eltemzeit nehmen zu können. Das heißt, es wurde ein 
wesentliches Ziel in Bezug auf die Gleichstellung er- 
reicht. 

Kurz gesagt: Durch das Eltemgeld wird zur Umset- 
zung von neuen Rollenkonzepten ermuntert werden. Au- 
ßerdem kann die Wahlfreiheit, deren Wichtigkeit Frau 
Kressl gerade so eindringlich beschrieben hat, besser in 
Ansprach genommen werden. 

Frau Lenke, wir haben die Lohnersatzleistung ganz 
bewusst für die Dauer von 14 Monaten konzipiert. Da- 
mit fördern wir den Gedanken, dass der Berafseinstieg 
verbessert werden muss. Ich denke, da sind wir aufgrund 
der Diskussion in der Vergangenheit einer Meinung. Da- 
her wundere ich mich, dass Sie, Frau Lenke, fordern, die 
Rahmenfrist auf 32 Monate zu erhöhen. 

(Ina Lenke [FDP]: Das fordere ich doch gar 
nicht!) 

Ich empfehle allen, die eine Verlängerung der Rahmen- 
frist fordern, einen Blick in eine Studie des Deutschen 
Instituts für Wirtschaffsforschung aus dem Jahre 2004 zu 
werfen. Dort wird eindeutig festgestellt, dass bei dem 
ersten Kind der Anteil der Frauen, die bereits nach ei- 
nem Jahr wieder berufstätig sein wollen, 75 Prozent be- 
trägt. Ein weiteres interessantes Ergebnis dieses Berichts 
ist, dass nach dem zweiten Kind der Wunsch, wieder be- 
rufstätig zu sein, bereits nach einem halben Jahr vorhan- 
den ist. Daher halte ich diese Diskussion für völlig ver- 
fehl!. 

Zur Klarsfellung noch einmal: Das Eltemgeld ersetzt 
das Erziehungsgeld. Daher verbietet sich ein Vergleich. 
Es ist ein völlig neues Instrument, mit dem vor allem 
zwei Ziele in den Vordergrund gestellt werden: eine bes- 
sere Gleichstellung der Geschlechter am Arbeitsplatz 
und eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

Ich gebe all denen Recht, die heute in der Debatte ge- 
sagt haben, das Eltemgeld entfalte seine volle Wirkung, 
wenn wir nach einem Jahr die Betreuungsangebote ha- 
ben, die wir brauchen. Ich gebe auch all denen Recht, die 
heute gesagt haben, dass wir einmal genau hinschauen 
müssen, welche Leistungen es für Familien gibt. Wir 
müssen uns aber fragen, ob das alles noch so zielgenau 
ist, wie wir es eigentlich wollen. Müssten wir nicht viel- 
leicht umsteuem zugunsten von mehr Betreuungsange- 
boten, was ein modernerer Weg wäre? 

Ich denke mir, Frau Laurischk, Ihr Vorschlag ist ein 
wenig widersprüchlich. Sie fordern das Gleiche wie ich 
vorhin, nämlich mehr Betreuungsplätze. Sie nehmen uns 
aber zugleich die Möglichkeit der Gestaltung, indem Sie 
ein Familiensplitting fordern. 


(Sibylle Laurischk [FDP]: Das habe ich mit (C) 
keinem Ton gesagt! Ich habe auf unser Steuer- 
modell verwiesen!) 

Sie wissen, was das kostet: mindestens 17 Milliarden 
Euro. Ich frage alle, die diese Forderang erheben: Wie 
wollen Sie sicherstellen, dass in Zukunft noch Geld für 
den Ausbau von Betreuungsplätzen da ist? Ich halte das 
für höchst ungerecht und auch unter sozialem Gesichts- 
punkt für falsch. 

(Beifall bei der SPD - Abg. Sibylle Laurischk 
[FDP] melde! sich zu einer Zwischenffage) 

- Sie können gleich noch fragen; ich möchte das eben zu 
Ende führen. 

All denen aber, die in dieser Debatte gesagf haben, 
wir müssten uns einmal das Ehegattensplitting genauer 
anschauen und prüfen, ob da nicht vielleicht doch eine 
Umsteuerung wünschenswert wäre, weil es vielleicht 
kein modernes Instrument oder nicht mehr zeitgemäß ist, 
stimme ich insofern zu, dass ich finde, dass es die Mühe 
wert wäre, darüber eine sachliche Diskussion zu führen. 

Herr Schröder, Sie haben vorhin in Übereinstimmung 
mit all den anderen, die das Ehegattensplitting verteidi- 
gen, gesagt: Die Ehe steht im Mittelpunkt dieser Förde- 
rung. Darum frage ich jetzt Sie, Herr Schröder, und da- 
mit auch alle, die die Meinung vertreten, dass das 
Ehegattensplitting als Eheförderang beizubehalten ist: 
Welche Ehe meinen Sie? Meinen Sie eine Ehe, in denen 
nur einer zum Familieneinkommen beiträgt, oder mei- 
nen Sie eine Ehe, in der beide zum Familieneinkommen 
beitragen? Ich erkläre Ihnen gleich, warum ich so frage. (D) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Frau Kollegin, möchten Sie jetzt die Zwischenfrage 
zulassen? 

Christei Humme (SPD): 

Moment, ich will den Gedanken eben zu Ende führen, 
damit klar wird, was ich meine. - Für mich ist nicht ein- 
sehbar, dass beispielsweise ein Familieneinkommen in 
Höhe von 110 000 Euro, das von einem Ehepartner al- 
leine erwirtschaftet wird, durch einen Splittingeffekt in 
Höhe von rund 8 000 Euro subventioniert wird, 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

dass jedoch Ehepartner, die beide je 55 000 Euro - die 
Annahme, dass beide gleich verdienen, ist schon opti- 
mistisch - zum gemeinsamen Familieneinkommen von 
110 000 Euro beitragen, 0 Euro Splittingvorteil, also 
keine Subvention erhalten. 

(Ina Lenke [FDP]: Das ist ungerecht, genau!) 

In beiden Fällen handelt es sich um Ehen, in beiden Fäl- 
len handelt es sich um ein Familieneinkommen. 

Ich glaube, wir sollten uns hier nicht so echauffieren, 
wie wir es gerade gemacht haben. Wir sollten an dieser 
Stelle vielmehr eine sachliche Diskussion führen und 
uns fragen, wen wir in Zukunft fördern wollen. Wir wol- 
len zum einen Familien mit Kindern fördern. Darüber 
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sind wir uns alle einig; diesbezüglich habe ich keinen 
Dissens festgestellt. Zum anderen brauchen wir Geld für 
mehr Betreuung. Diesbezüglich habe ich auch keinen 
Dissens festgestellt. Lassen Sie uns also an diese Fragen 
herangehen und die entsprechenden Leistungen sachlich 
diskutieren und nach Lösungen suchen, die verfassungs- 
konform sind, den Unterhaltsanspruch für Familien be- 
rücksichtigen und gleichzeitig im Sinne einer Gleichstel- 
lung die Frauen, die berufstätig sind oder sein wollen, 
nicht benachteiligen. 

(Beifall bei der SPD) 

Auf ein Letztes, was mir sehr am Herzen hegt, 
möchte ich doch noch eingehen. Frau Binder, Sie haben 
unsere Gleichstellungspolitik ja stark kritisiert. Vorges- 
tern hatten wir endlich die erste Lesung zum Allgemei- 
nen Gleichbehandlungsgesetz. Das ist ein wichtiger 
Punkt. Auf dieses Gesetz haben vor allem wir Frauen, 
aber nicht nur wir, gewartet. Ich weiß, dass die Gleich- 
stellungsstelle, die in Zukunft im Familienministerium 
angesiedelt sein wird, schon im Haushalt etatisiert 
wurde. Darüber habe ich mich sehr gefreut. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Frau Kollegin, Sie müssen jetzt zum Ende kommen. 

Christei Humme (SPD): 

Deshalb hoffe ich, dass dieses Gesetz den Bundesrat 
unverändert passiert und nichts mehr verändert wird. Ich 
meine nämlich - auch da werden wir alle gleicher Mei- 
nung sein -, Gleichstellung ist nicht verhandelbar. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD - Sibylle Laurischk 
[FDP]: Ich hatte noch eine Frage!) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Es tut mir Leid, ich kann nicht außerhalb der Redezeit 
eine Zwischenfrage zulassen. 

(Christel Humme [SPD]: Sie kann eine Kurz- 
intervention machen!) 

- Ich hatte Sie zweimal gefragt, da wollten Sie die Zwi- 
schenfrage nicht zulassen. Nun kann ich, nachdem Ihre 
Redezeit vorbei ist, keine Zwischenfrage mehr zulassen. 

(Sibylle Laurischk [FDP]: Sie haben sich über- 
haupt nicht geäußert!) 

- Doch, ich habe sie zweimal gefragt und sie hat gesagt, 
sie möchte den Gedanken zu Ende führen. Darüber müs- 
sen wir jefzt nicht weiter diskutieren. 

Ich schließe jetzt die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel- 
plan 17 - Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend - in der Ausschussfassung. Wer 
sfimmf dafür? - Gegensfimmen? - Enthaltungen? - Da- 
mit ist der Einzelplan mit den Stimmen der Koalition ge- 
gen die Stimmen der gesamten Opposition angenom- 
men. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 1.13 b und c 
sowie zu den Zusatzpunkten 4 bis 6. Interfraktionell 


wird Überweisung der Vorlagen auf den Druck- (C) 
Sachen 16/1889, 16/1673, 16/1498, 16/1542 und 16/1877 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
vorgeschlagen. Sind Sie damit einverstanden? - Das ist 
der Fall. Dann sind die Überweisungen so beschlossen. 

Interfraktionell ist vereinbart, die heutige Tagesord- 
nung um die erste Beratung des von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurfs eines Ersten Gesetzes zum 
Abbau bürokratischer Hemmnisse insbesondere in der 
mittelständischen Wirtschaft - Drucksache 16/1853 - zu 
erweitern und sofort im vereinfachten Verfahren zu über- 
weisen. Sind Sie damit einverstanden? - Dann ist so be- 
schlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte III a bis f und die 
Zusatzpunkte 7 a und 7 b sowie den eben aufgesetzten 
Zusatzpunkt 9 auf: 

III a) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein- 
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Partnerschafts- und Kooperationsabkommen 
vom 11. Oktober 2004 zur Gründung einer 
Partnerschaft zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten 
einerseits und der Republik Tadschikistan 
andererseits 

- Drucksache 16/1621 - 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuss 

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein- 
gebrachten Entwurfs eines Steueränderungsge- 
setzes 2007 

- Drucksache 16/1859 - 

Überweisungsvorschlag: 

Finanzausschuss (f) 

Innenausschuss 

Rechtsausschuss 

Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 

Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz 

Ausschuss für Arbeit und Soziales 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Ausschuss für Gesundheit 

Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung 

Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 GO 

c) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein- 
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Errich- 
tung und zur Regelung der Aufgaben des Bun- 
desamts für Justiz 

- Drucksache 16/1827 - 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuss (f) 

Innenausschuss 

d) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein- 
gebrachten Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur 
Änderung des Allgemeinen Eisenbahngesetzes 

- Drucksache 16/1851 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (f) 

Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
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e) Beratung des Antrags der Abgeordneten Jörg van 
Essen, Birgit Homburger, Sabine Leutheusser- 
Schnarrenberger, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der FDP 

Zuständigkeit in der Strafverfolgung deut- 
scher Soldaten im Auslandseinsatz rechts- 
staatlich sicherstellen 

- Drucksache 16/673 - 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuss (f) 

Auswärtiger Ausschuss 

Innenausschuss 

Verteidigungsausschuss 

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten Thilo 
Hoppe, Ute Koczy, Hans-Christian Ströbele und 
der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ- 
NEN 

Diaspora - Potenziale von Migrantinnen und 
Migranten für die Entwicklung der Her- 
kunftsländer nutzen 

- Drucksache 16/1669 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (f) 

Innenausschuss 

Finanzausschuss 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

ZP 7 a)Beratung des Antrags der Abgeordneten Peter 
Götz, Dirk Fischer (Hamburg), Dr. Klaus W. 
Lippold, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Petra 
Weis, Sören Bartol, Uwe Beckmeyer, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der SPD 

Stadtentwicklung ist moderne Struktur- und 
Wirtschaftspolitik 

- Drucksache 16/1890 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (f) 

Innenausschuss 

Sportausschuss 

Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 

Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz 

Ausschuss für Arbeit und Soziales 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Ausschuss für Gesundheit 

Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ute 
Koczy, Jürgen Trittin, Undine Kurth (Quedlin- 
burg), weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

Schaden von der Repntation der Ostenropa- 
bank abwenden - Das Öl- nnd Gasprojekt Sa- 
chalin II als Lackmnstest für die Einhaltnng 
internationaler Umwelt- nnd Sozialstandards 

- Drucksache 16/1668 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (f) 

Finanzausschuss 


Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz 

Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

ZP 9 Erste Beratung des von der Bundesregierung ein- 
gebrachten Entwurfs eines Ersten Gesetzes znm 
Abban bürokratischer Hemmnisse insbeson- 
dere in der mittelständischen Wirtschaft 

- Drucksache 16/1853 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Wirtschaft und 
Technologie (f) 

Innenausschuss 

Rechtsausschuss 

Finanzausschuss 

Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Gesundheit 

Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung 

Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 

Ausschuss für Kultur und Medien 

Haushaltsausschuss 

Es handelt sich um Überweisungen im vereinfacb- 
ten Verfahren ohne Debatte. Interfraktionell wird vor- 
geschlagen, die Vorlagen an die in der Tagesordnung 
aufgefuhrten Ausschüsse zu überweisen. Die Vorlage auf 
Drucksache 16/1669 - Tagesordnungspunkt III f - soll 
zusätzlich an den Ausschuss für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend überwiesen werden. Sind Sie damit 
einverstanden? - Das ist der Fall. Dann sind die Über- 
weisungen so beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte IV a bis 1 auf. Es 
handelt sich um die Beschlussfassung zu Vorlagen, zu 
denen keine Aussprache vorgesehen ist. 

Tagesordnungspunkt IV a: 

Zweite und dritte Beratung des vom Bundesrat 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über die 
Besteuerung des Spieleinsatzes (Spieleinsatz- 
steuergesetz - SpEStG) 

- Drucksache 16/1032 - 

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzaus- 
schusses (7. Ausschuss) 

- Drucksache 16/1666 - 

B erichterstattung : 

Abgeordneter Manfred Kolbe 

Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh- 
lung, den Gesetzentwurf auf Drucksache 16/1032 für er- 
ledigt zu erklären. Wer stimmt für diese Beschlussemp- 
fehlung? - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Damit ist 
diese Beschlussempfehlung mit den Stimmen des gan- 
zen Hauses angenommen. 

Tagesordnungspunkt IV b: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be- 
richts des Ausschusses für Bildung, Forschung 
und Technikfolgenabschätzung (18. Ausschuss) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Ilse Aigner, 
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Michael Kretschmer, Katherina Reiche (Pots- 
dam), weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Rene 
Röspel, Jörg Tauss, Nicolette Kressl, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der SPD 

Informatives Berichtswesen als Grnndlage 
einer gnten Forschnngs- nnd Technologiepoli- 
tik 

- Drucksachen 16/646, 16/1705 - 

B ericht erstattung : 

Abgeordnete Ilse Aigner 
Rene Röspel 
Cornelia Pieper 
Dr. Petra Sitte 
Priska Hinz (Herborn) 

Der Ausschuss empfiehlt, den Antrag auf 
Drucksache 16/646 in der Ausschussfassung anzuneh- 
men. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? - Die 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist auch diese Be- 
schlussempfehlung mit den Stimmen des ganzen Hauses 
angenommen. 

Tagesordnungspunkt IV c: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be- 
richts des Ausschusses für Wirtschaft und Tech- 
nologie (9. Ausschuss) 

- zu der Verordnung der Bundesregierung 

Vierundsiebzigste Verordnung zur Ände- 
rung der Außenwirtschaftsverordnung 

- zu der Verordnung der Bundesregierung 

Einhundertdreiundfünfzigste Verordnung 
zur Änderung der Einfuhrliste 
- Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz - 

-Drucksachen 16/1292, 16/1294, 16/1476 
Nr. 2.1, 2.2, 16/1747- 

B ericht erstattung : 

Abgeordneter Erich G. Fritz 

Der Ausschuss empfiehlt, die Aufhebung der Verord- 
nungen auf den Drucksachen 16/1292 und 16/1294 nicht 
zu verlangen. Wer stimmt für diese Beschlussempfeh- 
lung? - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Die Be- 
schlussempfehlung ist mit den Stimmen des ganzen 
Hauses angenommen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte IV d bis 1 auf: 

d) Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 52 zu Petitionen 

- Drucksache 16/1686 - 

e) Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 53 zu Petitionen 

- Drucksache 16/1687 - 


1) Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions- (C) 
ausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 54 zu Petitionen 

- Drucksache 16/1688 - 

g) Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 55 zu Petitionen 

- Drucksache 16/1689 - 

h) Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 56 zu Petitionen 

- Drucksache 16/1690 - 

i) Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 57 zu Petitionen 

- Drucksache 16/1691 - 

j) Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 58 zu Petitionen 

- Drucksache 16/1692 - 

k) Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 59 zu Petitionen 

- Drucksache 16/1693 - 

l) Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 60 zu Petitionen 

- Drucksache 16/1694 - 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt IV d, Sammel- 
übersicht 52, auf Drucksache 16/1686. Wer stimmt da- 
für? - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Die Sammel- 
übersicht ist mit den Stimmen des ganzen Hauses 
angenommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt IV e, Sammel- 
übersicht 53, auf Drucksache 16/1687. Wer stimmt da- 
für? - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Auch diese 
Sammelübersicht ist mit den Stimmen des ganzen Hau- 
ses angenommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt IV f, Sammel- 
übersicht 54, auf Drucksache 16/1688. Wer stimmt da- 
für? - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Die Sammel- 
übersicht ist bei Gegenstimmen der Linksfraktion und 
Enthaltungen der Fraktion des Bündnisses 90/Die Grü- 
nen und Zustimmung aller anderen Fraktionen angenom- 
men. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt IV g, Sammel- 
übersicht 55, auf Drucksache 16/1689. Wer stimmt da- 
für? - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Die Sammel- 
übersicht 55 ist mit den Stimmen des ganzen Hauses 
angenommen. 
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Wir kommen zu Tagesordnungspunkt IV h, Sammel- 
übersicht 56, auf Drucksache 16/1690. Wer stimmt 
dafür? - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Die 
Sammelübersicht 56 ist mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen gegen die Stimmen der Opposition angenom- 
men. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt IV i, Sammel- 
übersicht 57, auf Drucksache 16/1691. Wer stimmt da- 
für? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Diese 
Sammelübersicht ist mit den Stimmen der CDU/CSU, 
der SPD und der FDP gegen die Stimmen der Linksfrak- 
tion und des Bündnisses 90/Die Grünen angenommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt IV j, Sammel- 
übersicht 58, auf Drucksache 16/1692. Wer stimmt 
dafür? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Die 
Sammelübersicht ist mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen, der FDP und der Linksfraktion gegen die 
Stimmen des Bündnisses 90/Die Grünen angenommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt IV k, Sammel- 
übersicht 59, auf Drucksache 16/1693. Wer stimmt da- 
für? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Die Sam- 
melübersicht ist gegen die Stimmen der Fraktion Die 
Linke mit den Stimmen der übrigen Fraktionen ange- 
nommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt IV 1, Sammel- 
übersicht 60, auf Drucksache 16/1694. Wer stimmt da- 
für? - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Die Sammel- 
übersicht ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
und des Bündnisses 90/Die Grünen gegen die Stimmen 
der FDP und der Fraktion Die Linke angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1.14 auf: 

a) Einzelplan 12 

Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung 

- Drucksachen 16/1312, 16/1324 - 

B ericht erstattung : 

Abgeordnete Roland Claus 
Bartholomäus Kalb 
Norbert Königshofen 
Klaas Hübner 
Dr. Claudia Winterstein 
Anna Lührmann 

b) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Winfried Hermann, Dr. Anton Hofreiter, Peter 
Hettlich, weiteren Abgeordneten und der 
Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur effi- 
zieutereu Fiuauzieruug des öffeutlicheu Nah- 
verkehrs (Regioualisieruugsreformgesetz) 

- Drucksache 16/1435 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (f) 
Finanzausschuss 

Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz 

Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Ausschuss für Tourismus 

Haushaltsausschuss 


Zum Einzelplan liegen ein Änderungsantrag der Frak- (C) 
tion der FDP sowie zwei Änderungsanträge der Fraktion 
Die Linke vor. 

Unter den Fraktionen ist vereinbart, hierzu zwei Stun- 
den zu debattieren. - Dazu höre ich keinen Widerspruch. 

Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und gebe das Wort der 
Kollegin Claudia Winterstein, FDP-Fraktion. 

Dr. Claudia Winterstein (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die traurige Bilanz des ersten schwarz-roten 
Haushalts ist: Die Schulden steigen, die Steuern steigen, 
aber die Ausgaben für Investitionen stagnieren und blei- 
ben auf einem viel zu niedrigen Niveau. In die Verkehrs- 
infrastruktur investieren Sie zum Beispiel keinen einzi- 
gen zusätzlichen Euro. 

(Beifall bei der FDP - Joachim Günther 
[Plauen] [FDP]: Leider wahr! - Steffen 
Kampeter [CDU/CSU]: 1 Milliarde mehr, die 
Sie unterschlagen!) 

Die Ausgaben für Investitionen liegen bei 
9 Milliarden Euro. Sie sind also nicht höher als im letz- 
ten Jahr. Damit bleiben sie etwa 1 Milliarde Euro unter 
dem Durchschnitt der letzten zehn Jahre und etwa 
3 Milliarden Euro unter dem tatsächlichen Investitions- 
bedarf, den die Sachverständigenkommission festgestellt 
hat. Diese Lücke ließe sich durchaus schließen, wenn Sie 
nämlich die Einnahmen aus der LKW-Maut in Höhe von 
2,9 Milliarden Euro - eventuell werden es sogar noch 
mehr sein - zusätzlich in den Verkehr investieren wür- 
den. Das ist übrigens auch versprochen worden. 

(Beifall bei der FDP - Horst Friedrich [Bay- 
reuth] [FDP]: Das haben die Kollegen von der 
schwarzen Seite auch zugesagt!) 

- Ja. - Dieses Versprechen wird jetzt unter Rot-Schwarz 
ebenso gebrochen wie unter Rot-Grün im letzten Jahr. 

(Horst Friedrich [Bayreuth] [FDP]: So ist es!) 

Einsparmöglichkeiten im Verkehrshaushalt nutzen Sie 
nicht. 

Der Bundesrechnungshof hat dargelegt, dass sich mit 
der Umstellung der Finanzierung des Schienenbestands- 
netzes von den bisherigen Baukostenzuschüssen auf 
zinslose Darlehen 750 Millionen Euro im Jahr einsparen 
ließen. Warum greifen Sie die Vorschläge des Bundes- 
rechnungshofes eigentlich nicht auf? 

Herr Minister, bei der Bahn haben Sie sich einen ei- 
genartigen Alleingang erlaubt. Schon vor der Anhörung 
der Experten haben Sie sich für eine Kapitalprivatisie- 
rung mit Schiene ausgesprochen. 

(Horst Friedrich [Bayreuth] [FDP]: Hört! 

Hört!) 

Diese Form der Privatisierung wäre aber mit unverant- 
wortbaren Haushaltsrisiken verbunden. 
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Dr. Claudia Winterstein 

(A) (Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Ein gewichti- 
ges Argument, das die Kollegin Winterstein da 
vorträgt!) 

Sie haben sich sowohl bei den angehörten Experten 
als auch bei den Interessenverbänden eine deutliche Ab- 
fuhr abgeholt. Es scheint so zu sein, als wollten Sie trotz 
alledem stur an der Privatisierung mit Schiene festhal- 
ten, egal was die Experten davon halten. Die FDP will 
eine sinnvolle Privatisierung der Bahn ohne Schiene mit 
weitgehender Wettbewerbsffeiheit für alle Anbieter und 
nicht Ihre Form der Verschleuderung von Staatsvermö- 
gen. 

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Das Stichwort Verschleuderung trifft auch auf den 
technischen Vorsprung beim Transrapid zu. Wir laufen 
Gefahr, unsere wichtigste wirtschaftliche Ressource, den 
technischen und wissenschaftlichen Vorsprung durch In- 
novation, zu verschleudern. Um den Transrapid wird 
nun schon so lange gezerrt, dass sich das Projekt aus 
dem Zeitablauf heraus zu erledigen droht. Wir werden 
hier inzwischen von anderen Nationen eingeholt und 
überholt. 

(Horst Friedrich [Bayreuth] [FDP]: Denen ge- 
ben wir auch noch Entwicklungshilfe! Das ist 
das Problem!) 

Nach langem Streit wurde nun endlich ein Standort 
für den Bau einer Transrapidstrecke gefunden, und zwar 
von München zum Flughafen. Die dafür ausgewiesenen 
Mittel reichen aus, um die Finanzierung mit einem grö- 
ßeren Anteil des Bundes sicherzustellen. Sie aber feil- 
schen noch immer mit dem Land Bayern und der Stadt 
München um die Aufteilung der Kosten. Die Zeit drängt 
jedoch. Wenn der Bau einer Transrapidstrecke in 
Deutschland weiter hinausgezögert wird, verlieren ir- 
gendwann alle bis dato getätigten Investitionen in dieses 
Vorhaben ihren Sinn. Das wäre in der Tat eine giganti- 
sche Steuermittelverschwendung. 

Die Bundesregierung hat sich mit den Bundesländern 
bis in die letzte Bundesratssitzung hinein über die Höhe 
der Regionalisierungsmittel gestritten. Leider streiten 
Sie nicht mit derselben Intensität über die richtige Ver- 
wendung der Mittel. Aus Haushaltssicht gilt für den Be- 
reich der Schiene wie auch für alle anderen Verkehrsträ- 
ger des öffentlichen Personennahverkehrs, dass Sie 
diesen Markt durch Ausschreibungen einer längst über- 
fälligen Liberalisierung unterziehen sollten. Denn über 
80 Prozent dieses Marktes werden in Deutschland ohne 
öffentliche Ausschreibungen vergeben. Hier liegt ein er- 
hebliches Sparpotenzial für die öffentlichen Haushalte. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Herr Minister, Sie diskutieren auf europäischer Ebene 
aktuell über eine Verordnung zur europaweiten Aus- 
schreibungspflicht im öffentlichen Nahverkehr. Sie sind 
dabei, diese Verordnung durchzuwinken, obwohl zahl- 
reiche Stimmen warnen, dass dadurch die lokalen An- 
bieter durch europäische Großkonzeme verdrängt wer- 
den. 


(Uwe Beckmeyer [SPD]: Die sind sehr zufrie- 
den mit dem Ergebnis, gnädige Frau! - Klaas 
Hübner [SPD]: Sagt der BDO!) 

Es darf aber nicht dazu kommen, dass Sie im Ergebnis 
bloß ein staatliches Monopol durch ein privates ersetzen. 

Auch in anderer Hinsicht verspricht die schwarz-rote 
Zukunft nichts Gutes. Es wird eine Diskussion über die 
Einführung einer PKW-Maut geführt und dabei wird auf 
den vermeintlichen Erfolg der LKW-Maut verwiesen. 
Ich will deutlich sagen: Schwarz-Rot nutzt wie schon 
Rot-Grün die LKW-Maut allein zum Abkassieren, ohne 
damit die Investitionen in den Verkehrshaushalt, wie 
versprochen, aufzustocken. So verspielt man das Ver- 
trauen der Bürgerinnen und Bürger. 

Nach dem Thema Schiene und Straße noch ein Wort 
zum Thema Schiff. Sie schaffen in diesem Jahr zahlrei- 
che neue Schiffe an, obwohl das Konzept des maritimen 
Sicherheitszentrums noch nicht so weit umgesetzt ist, 
dass Synergieeffekte feststellbar sind. Man müsste auf- 
grund der Empfehlung des Bundesrechnungshofes bis 
zum Haushalt 2008 warten. Diese Zeit könnten Sie nut- 
zen, um die benötigten Dienstleistungen auszuschreiben, 
anstatt immer sämtliche Schiffe selbst kaufen und betrei- 
ben zu wollen. Bisher ist eine Markterkundung in Bezug 
auf Bau, Betrieb und Unterhalt ausgeblieben. 

(Horst Friedrich [Bayreuth] [FDP]: Sie wollen 
Kapitän sein! - Uwe Beckmeyer [SPD]: Wel- 
cher Lobbyverband war denn bei Ihnen vor- 
stellig?) 

Wir haben deshalb beantragt, die Haushaltsmittel für 
die Anschaffung der Schiffe so lange zu sperren, bis ein 
Interessenbekundungsverfahren durchgeführt und die 
Wirtschaftlichkeit aller in Betracht kommenden Lösun- 
gen ausreichend geprüft wurde. Stimmen Sie unserem 
Vorschlag doch einfach zu! Hier liegt eine von Ihnen bis- 
lang völlig unbeachtete Sparmöglichkeit. 

Fassen wir noch einmal kurz zusammen: Sie sparen 
nicht, wo ohne weiteres gespart werden könnte. Sie in- 
vestieren nicht, wo Investitionen Not tun. Sie liberalisie- 
ren nicht, wo Liberalisierung und Ausschreibung sowohl 
den Haushalt entlasten als auch die Wirtschaft ankurbeln 
könnten. Sie vernachlässigen auf europäischer Ebene die 
Belange unserer mittelständischen Wirtschaft. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Ende. 

Dr. Ciaudia Winterstein (FDP): 

Die Bürger verlieren das Vertrauen in die schwarz- 
rote Regierung. Wenn man sich diesen Haushalt ansieht, 
dann weiß man auch, warum. 

Danke. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Das Wort hat der Kollege Klaas Hübner, SPD-Frak- 
tion. 
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Klaas Hübner (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Wenn man sieh die FDP ansieht, dann möehte 
man fast meinen, dass sie eine Studie, die vor kurzem 
von der Wirtsehaftsprüfungsgesellsehafl Emst & Young 
veröffentlieht worden ist, gar nieht zur Kenntnis genom- 
men hat. In der Studie ist festgestellt worden, dass 
Deutsehland für internationale Unternehmen der attrak- 
tivste Standort in Europa ist. Mehr als die Hälfte der Un- 
ternehmen haben gesagt, wiehtig bei ihrer Investitions- 
entseheidung sei vor allen Dingen die öffentliehe 
Infrastmktur in einem Land. International gesehen zeigt 
sich also ein vollkommen anderes Bild als das, was Sie 
gezeichnet haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Im internationalen Vergleich sind wir ein starker Stand- 
ort. Die große Koalition bzw. die Bundesregiemng hat 
ihre Verantwortung erkannt und die Mittel verstetigt. 

Dieser Haushalt ist ein Investitionshaushalt. Ein 
Schwerpunkt des 25-Milliarden-Euro-Programms von 
Genshagen findet sich in diesem Haushalt wieder. Darü- 
ber hinaus ist er ein Innovationshaushalt. Wir geben in 
dieser Legislaturperiode 200 Millionen Euro zusätzlich 
für Forschung und Entwicklung im Verkehrsbereich aus. 
Ferner ist er ein Integrationshaushalt. Wir haben für das 
Programm „Soziale Stadt“ einen Verfügungsrahmen von 
1 10 Millionen Euro eingestellt; auch das ist nicht zu ver- 
nachlässigen. Daran sehen Sie: Dieser Haushalt ist ein 
wichtiger Zukunftshaushalt. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Er ist der größte Investitionshaushalt im gesamten 
Bundeshaushalt. Mehr als die Hälfte der investiven Aus- 
gaben des Bundes sind Investitionen in die beiden Säu- 
len des Einzelplanes 12, in den Verkehrs- und in den 
Baubereich. Wir haben diese Mittel auf 9 Milliarden 
Euro verstetigen können. Zusammen mit den Mitteln für 
die Verbesserang der Verkehrsverhältnisse der Gemein- 
den - Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz -, für den 
Transrapid, für das Satellitennavigationssystem Galileo 
und für den Flughafen Berlin-Brandenburg werden wir 
im Verkehrsbereich im Jahre 2006 insgesamf Investifio- 
nen in Höhe von mnd 11 Milliarden Euro realisieren 
können. 

Diese Versfefigung der Invesfifionsmiftel kommt allen 
drei Verkehrsträgern, der Straße, der Schiene und der 
Wasserstraße, zugute. Der größte Teil der zusätzlichen 
Mittel wird allerdings für die Sfraße verwendef. Denn 
angesichts von Prognosen, dass im Jahre 2020 etwa 
70 Millionen PKW und 1,5 Millionen LKW mehr auf 
den Straßen der Europäischen Union fahren werden, ist 
eine angemessene Berücksichtigung der Straße erforder- 
lich. 

Darüber hinaus ist es uns gelungen, einen Schritt von 
der Staatsfinanzierung hin zu mehr Nutzerfinanzierung 
zu machen; Stichwort Maut. Wir alle wissen, dass die 
Maut nicht so angelaufen ist, wie wir es uns damals ge- 
wünscht haben; 


(Heidrun Bluhm [DIE LINKE]: Das können (C) 
Sie aber laut sagen! - Dr. Gesine Lötzsch [DIE 
LINKE]: Oh ja!) 

das ist unbestritten. Aber heute ist sie eine Erfolgsstory. 
Daran zeigt sich, dass es gut ist, die Nerven zu behalten 
und solche Maßnahmen nicht, wie es teilweise hier im 
Hause gefordert worden ist, einfach abzubrechen. 
Manchmal muss man die Nerven behalten. 

Heute ist die Maut eine Erfolgsstory. Die Einnahmen 
aus ihr steigen stetig. Seit der Inbetriebnahme der Maut 
am 1. Januar 2005 läuft der Betrieb ohne Probleme. Im 
März dieses Jahres hatten wir Rekordeinnahmen von 
270 Millionen Euro zu verzeichnen. 

(Horst Friedrich [Bayreuth] [FDP]: Naja!) 

Insofern war sie eine richtige und wichtige Maßnahme. 

In diesem Zusammenhang möchte ich an die Kolle- 
ginnen und Kollegen von der Linksfraktion sagen: Sie 
haben einen Finanzierungsantrag gestellt. Sie wollen die 
Mittel im Haushalt um 1 Milliarde Euro erhöhen. Dieses 
Geld wollen Sie aus den Einnahmen aus dem Schiedsge- 
richtsverfahren zwischen dem Bund und der Industrie 
nehmen. In diesem Jahr ist aber gar kein Urteil aus dem 
Schiedsgerichtsverfahren zu erwarten. 

(Heidrun Bluhm [DIE LINKE]: Schlimm ge- 
nug!) 

Wer so etwas macht, verlässt den Weg der Solidität in 
der Finanzführung. Erwartungen hinsichtlich eines Pro- 
zesses als echte, harte Einnahmen in den Haushalt ein- 
stellen zu wollen, das ist keine solide Finanzierung. Wer 
so argumentiert, verabschiedet sich aus dem Kreis derje- 
nigen, die reale Probleme auch mit realen Mitteln lösen 
wollen. So geht das nicht. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND- 
NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir haben die Mittel für den Schienenverkehr ver- 
stetigt. Exemplarisch sei darauf hingewiesen, dass die 
Verkehrsprojekte „Deutsche Einheit“, 8.1 und 8.2 - hier 
geht es um die Strecken Nürnberg-Erfurt und Er- 
furt-Leipzig -, vorgezogen werden. Hierfür werden 
jährlich zusätzlich 100 Millionen Euro aufgewendet. Da- 
mit schließen wir die Lücke im transeuropäischen Netz 
Stockholm-Berlin-Palermo. Das ist richtig. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich, da wir gerade 
beim Thema Schiene sind, ein Wort zur Teilprivatisie- 
rung der Deutschen Bahn AG sagen, die uns im Herbst 
dieses Jahres, wie ich glaube, sehr stark beschäftigen 
wird. Die Diskussion darüber wird von allen Seiten teil- 
weise extrem emotional geführt. 

Ich denke, es wäre für alle Seiten gut, die Emotionen 
ein wenig zurückzufahren und sich bei der Suche nach 
einer Lösung vor allen Dingen an folgenden Fragen zu 
orientieren: Wie schaffen wir es, dass mehr Verkehr auf 
die Schiene kommt? Wie können wir den Wettbewerb 
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(A) auf der Schiene sichern? Wie können wir trotzdem wei- 
terhin eine starke Bahn erhalten? Wie können wir aus 
der Teilprivatisierung einen möglichst großen Erlös für 
den Bundeshaushalt erzielen? Wie können wir vermei- 
den, dass aus einem solchen Schritt weitere Risiken für 
den Bundeshaushalt entstehen? Das ist meiner Meinung 
nach der Leitfaden, an dem man sich orientieren muss. 

Fünf Modelle stehen zur Diskussion. Wahrscheinlich 
wird keines dieser Modelle alle Fragen zu 100 Prozent 
beantworten können. Aber eine sachliche Diskussion 
und ein sachliches Ringen um die richtigen Antworten 
lohnen sich allemal. 

Gelegentlich heißt es, dass jemand, der ein bestimm- 
tes Modell nicht favorisiert, ein Bahngegner sei. Dem 
möchte ich entgegenhalten: Ich kenne niemanden in die- 
sem Hause - egal aus welcher Fraktion -, der kein 
Freund der Bahn ist. Wir alle sind Freunde der Bahn. 
Das gilt unabhängig davon, für welches Modell man sich 
letztlich entscheidet. Wir müssen darum ringen, wie wir 
die Bahn am besten an die Börse bringen, ohne den 
Haushalt zusätzlich zu belasten. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

In meinen Augen ist gerade diese Debatte, die wir hier 
über alle Parteigrenzen hinweg führen, ein gutes Bei- 
spiel für parlamentarische Demokratie: weil wir in der 
Sache um die beste Lösung für die Bahn, für den Haus- 
halt und für die Bundesrepublik Deutschland ringen. 

(B) (Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Wir haben darüber hinaus die Investitionen in die 
Bundeswasserstraßen verstetigt. Der gestiegenen Be- 
deutung der Binnenschifffahrt werden wir dadurch ge- 
recht, dass wir dort insgesamt 685 Millionen Euro inves- 
tieren; wir fördern damit Projekte, die für den Erhalt und 
die Steigerung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
des Wasserstraßennetzes von besonderer Bedeutung sind 
und einen hohen verkehrswirtschaftlichen Nutzen ver- 
sprechen. Stichwortartig seien der Ausbau des westdeut- 
schen Kanalnetzes, insbesondere des Dortmund-Ems- 
Kanals, und der Ausbau der Wasserstraßenverbindung 
Hannover-Magdeburg-Berlin sowie weitere Maßnah- 
men am Rhein erwähnt. 

Die Binnenschiffer haben Probleme bei der Rekrutie- 
rung von Nachwuchs: Es gibt bei ihnen mehr Ausbil- 
dungsplätze, als nachgefragt werden, weil sich nicht ge- 
nügend Menschen finden, die als Binnenschiffer arbeiten 
wollen. Deshalb haben wir Gelder zur Steigerung der 
Attraktivität dieses Berufs eingestellt. 

Nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
Leipzig, das grünes Licht gegeben hat für den Ausbau 
des Flughafens Berlin-Schönefeld, haben wir die ent- 
sprechenden Bundesmittel entsperrt, sodass dieser Flug- 
hafen jetzt zügig ausgebaut werden kann. Es ist übrigens 
nicht nur für die Region Berlin-Brandenburg und für die 
Haupfstadfregion, sondern für Deufschland insgesamf 
eminenf wichtig, dass wir einen leistungsfähigen, sfar- 
ken Haupfsfadfflughafen haben. 


(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Bartholomäus 
Kalb [CDU/CSU]) 

Frau Winterstein, Sie haben den Transrapid ange- 
sprochen. Sie müssen zur Kenntnis nehmen, dass wir es 
gewesen sind, die 50 Millionen Euro für die wehere Pla- 
nung des Transrapids entsperrt haben. Wir haben unse- 
ren Part damit erfüllt; es kann weitergeplant werden. Da- 
mit ist das Gegenteil richtig von dem, was Sie gesagt 
haben. Der Ball liegt nun auf der Seite des Landes, das 
die entsprechende Finanzierung bereitstellen muss. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Wir befördern dieses Projekf, nun muss das Land ein 
Angebot machen, wie die Gesamtfinanzierung sicherge- 
stellt werden kann. Ich persönlich gehöre zu denjenigen, 
die glauben, dass wir den Transrapid in Deutschland 
brauchen; ich glaube, diese Technologie ist ein wichtiges 
Zukunftsprojekt. Es steht uns gut zu Gesicht, in Deutsch- 
land selber eine Strecke zu verwirklichen. Man braucht 
einfach ein Referenzobjekt im eigenen Land; nur da- 
durch können wir die Chancen für einen Export dieser 
Technologie deutlich erhöhen. Insofern halte ich es für 
richtig, was wir getan haben. 

Im Bereich der Bau- und Stadtentwicklung haben wir 
ein Programm zur energetischen Gebändesaniernng 
aufgelegt mit einem Volumen von 1,4 Milliarden Euro 
pro Jahr. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Hier gelingt es der großen Koalition in vorbildlicher 
Weise, Ökologie und Ökonomie miteinander zu verein- 
baren. Die 1,4 Milliarden Euro, die vornehmlich über 
die KfW zinsvergünstigf, zum Teil auch als Zuschuss di- 
rekf zur Verfügung gesfellt werden, werden im Laufe 
dieser Legislafurperiode ein Invesfifionsvolumen von 
circa 25 bis 30 Milliarden Euro auslösen. Das isf ein ge- 
waltiges Programm zur Stützung der Konjunktur. Daran 
sehen Sie auch: Dieser Haushalt ist ein Wachstumshaus- 
halt. 

Entscheidend ist für mich: Die Aufträge, die in die- 
sem Bereich vergeben werden, werden in der Regel Auf- 
träge sein, deren Volumen zwischen 30 000 und 
60 000 Euro liegt, also Aufträge für die miffelsfändische 
Bauwirfschaff. Wir tun damit etwas für den Mittelstand; 
das ist wichtig und wirtschaftspolitisch notwendig. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Wir haben darüber hinaus Mittel für die „Soziale 
Stadt“ eingestellt; ich habe das eben schon erwähnt. Das 
hat etwas damit zu tun, dass dieser Haushalt auch ein In- 
tegrationshaushalt ist. Hier werden Finanzhilfen für In- 
vestitionen in innovative und nachhaltige Stadtentwick- 
lung gegeben. Die diesjährigen Unruhen in Frankreich, 
die wir mit verfolgen konnten, machen deutlich, dass ne- 
ben der baulichen Erneuerung von Quartieren auch so- 
ziale Maßnahmen von entscheidender Bedeutung sind. 

(Uwe Beckmeyer [SPD]: Richtig!) 

Darauf gehen wir mit diesem Programm ein. Darum ist 
dieses Programm ein wichtiges Programm und ein richti- 
ges Programm. Der Bundesverkehrsminister tut damit 
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(A) viel für den Integrationsstandort Deutschland. Wir halten 
das für gut. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Bei den Maßnahmen für den Stadtumbau haben wir 
es mit einer Gemengelage zu tun: In den neuen Bundes- 
ländern geht es um Abriss und Aufwertung von Flächen, 
während in den alten Bundesländern vor allen Dingen 
Konversion, sprich: die Restrukturierung, zum Beispiel 
von Militäranlagen in den Städten, notwendig ist. Das 
Programm „Stadtumbau Ost“, das wir dazu aufgelegt ha- 
ben, hat erfolgreich zum Abbau von Wohnungsleerstand 
beigetragen und die Wohnungswirtschaft in den neuen 
Bundesländern stabilisiert. Darum verstetigen wir es. 
Gerade der Wohnungs- und Städtebau macht die Fort- 
schritte des Aufbaus Ost sichtbar und erlebbar. 

Bei der Gelegenheit: Vielfach wird ja - ich kann das 
zum Teil sogar verstehen - in Westdeutschland geklagt: 
Mein Gott, im Osten ist alles so schön und so neu gewor- 
den und bei uns liegt noch einiges brach. Ich sage dann 
immer: Wenn ihr das Geld bekommen hättet, hättet ihr 
auch keine kaputten Häuser aufgebaut. Es ist gut, dass es 
so schön aussieht im Osten. Das war ja auch gewollt. 
Wir wollten ja in den neuen Bundesländern eine Auf- 
wertung haben. Darum ist das Programm insgesamt 
sinnvoll und richtig gewesen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

(B) Ich glaube, dass wir aus dem Stadtumbau Ost sogar 
lernen können für die Herausforderungen, denen wir in 
Westdeutschland städtebaulich gegenüberstehen. 

(Roland Claus [DIE LINKE]: Warum 
„sogar“?) 

Insofern geht es besonders darum, dem wirtschaftlichen 
Strukturwandel und dem Bevölkerungsrückgang auf 
eine sinnvolle Art und Weise zu begegnen. Wir haben in 
den neuen Bundesländern den Anfang gemacht. Das 
kann auch ein Modell für die Entwicklungen in den alten 
Bundesländern sein, die dort nachlaufend wahrschein- 
lich ähnlich eintreten werden. 

Wir haben darüber hinaus in diesem Etat auch einen 
gewaltigen Teil an Mitteln für Forschung und Entwick- 
lung eingestellt. Sie wissen, dass es sich die Bundes- 
regierung auf die Fahne geschrieben hat, genau diesen 
Bereich zu verstetigen, um die Attraktivität des Standor- 
tes, um unsere Wirtschaftskraft auf einem hohen Niveau 
zu halten. Aus dem 6-Milliarden-Euro-Sonderprogramm 
der Bundesregierung für Forschung und Entwicklung 
fließen dem Etat für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
in den Jahren 2006 bis 2009 insgesamt 200 Millionen 
Euro zu. 

Im Rahmen der Haushaltsberatungen sind die für die- 
ses Jahr vorgesehenen 50 Millionen Euro auf verschie- 
dene Projekte und Vorhaben verteilt worden. Wir haben 
zum Beispiel einen Schwerpunkt auf ein neues Innova- 
tionsprogramm im Bereich der Wasserstoff- und 
Brennstoffzellentechnologie gelegt. 


Bei allem Streben nach wirtschaftlicher Entwicklung (C) 
und Wohlstand müssen die Auswirkungen auf die lokale 
und globale Umwelt weiter beachtet werden. Darum ist 
es unser Ziel, dass unsere Industrie und unsere Wohnun- 
gen eine saubere und sichere - das bedeutet im Übrigen 
auch eine unabhängige - Energieversorgung erhalten. 

Dies gilt auch im Hinblick auf unsere Mobilität. 

Wir müssen langfristig die Abhängigkeit vom Öl re- 
duzieren. Die Bundesregierung hat in den zurückliegen- 
den 30 Jahren die Erforschung und Entwicklung der 
Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie aktiv ge- 
fördert. Dabei ist deutlich geworden: Wasserstoff ist eine 
wesentliche Energieoption für die Zukunft. Darum ist es 
richtig, dass wir hier investieren. Diesen Weg wollen wir 
verstetigen und konsequent fortsetzen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, insgesamt 
lässt sich sagen: Dieser Haushalt ist ein wichtiger Haus- 
halt für die wirtschaftliche Konjunktur in Deutschland. 
Dieser Haushalt ist ein wichtiger Haushalt für die Inves- 
titionsquote in Deutschland. Er ist ein wichtiger Haus- 
halt für die Stabilität, auch für die soziale Stabilität in 
Deutschland. Er ist ein guter Haushalt. Er ist ein wichti- 
ger Haushalt. Er ist bei dieser Koalition, er ist bei diesem 
Minister in den besten Händen. Darum bitte ich Sie um 
Zustimmung. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Das Wort hat die Kollegin Heidrun Bluhm, Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Heidrun Biuhm (DIE LINKE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Minister Tiefensee, mit der 
Gestaltung des Einzelplans 12 bietet sich die Chance, die 
großen Problemfelder, die uns heute beschäftigen, zu be- 
wältigen und diese auch wirklich zukunftsorientiert zu 
gestalten. Auf diese Problemfelder muss die Politik Ant- 
worten finden. Das sind aus unserer Sicht insbesondere 
der demografische Wandel, der damit zusammenhän- 
gende Niedergang ganzer Regionen, die weiter von der 
wirtschaftlichen Entwicklung abgekoppelt werden, das 
große Thema Mobilität, also die Chance einer nachhalti- 
gen und ökologischen Verkehrspolitik, der Bereich Woh- 
nen, also die Themenfelder Bauen und Stadtentwick- 
lung, und - was gerne übersehen wird - auch der Aufbau 
Ost. 

Herr Hübner, wenn es Ihnen eben auch emotionsgela- 
den gelungen ist, den Aufbau Ost ebenfalls als eine Er- 
folgsstory darzustellen, müssen meine Fraktion und ich 
als Abgeordnete aus dem Bundesland Mecklenburg- Vor- 
pommern feststellen, dass der Aufbau Ost eben nicht 
mehr die Priorität hat, die er eigentlich verdient. 

(Beifall bei der LINKEN - Uwe Beckmeyer 
[SPD]: Wieso das denn? Das müssen Sie be- 
weisen!) 
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(A) Obwohl die Bundeskanzlerin Merkel und auch der ihr 
den Aufbau Ost zuständige Minister Tiefensee alleine 
aufgrund ihrer Herkunft einen besonderen Bezug zu Ost- 
deutschland haben müssten und ihnen auch die spezifi- 
schen ostdeutschen Probleme genauestens bekannt sein 
müssten, ist es eben nicht mehr so, dass der Aufbau Ost 
im Hauptfokus der Entwicklung der gesamten Bundes- 
republik steht. Wir kritisieren das an dieser Stelle. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Herr Tiefensee, in Ihrem Interview der vergangenen 
Woche in der „Berliner Zeitung“ war zu lesen - ich 
zitiere 

Wenn es uns gelingt, das Geld richtig einzusetzen, 
dann werden wir gut 30 Jahre nach der friedlichen 
Revolution, also 2020, mindestens in einigen 
Wachstumsregionen eine stabile Wirtschaft ha- 
ben ... Es wird aber auch zukünftig regionale Un- 
terschiede geben. Diese Realität müssen wir akzep- 
tieren. 

(Christian Carstensen [SPD]: Da hat er Recht!) 

Im Umkehrschluss heißt das, dass große Teile der 
deutschen Bundesländer von der Bundesregierung abge- 
schrieben werden. 

(Uwe Beckmeyer [SPD]: Das ist absoluter 
Unsinn!) 

Dieses klare Eingeständnis, dass die Gleichheit der Le- 
bensbedingungen, die durch das Grundgesetz definiert 

(B) wird, nicht erreicht wird, 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Blödsinn!) 

passt nicht mit einem immer größeren Druck auf Ar- 
beitslose, verbunden mit noch schärferen Sanktionen, 
zusammen, wenn diese Politik die Menschen nicht 
gleichzeitig auch mit Angeboten versorgt und ihnen Per- 
spektiven aufzeigt. Es ist ein Anerkenntnis dafür, dass 
wir wachsende Regionen, aber auch sterbende Regionen 
in den neuen Bundesländern und in ganz Deutschland 
haben werden. 

(Christian Carstensen [SPD]: Quatsch! - Klaas 
Hübner [SPD]: Da klatschen noch nicht ein- 
mal die eigenen Leute!) 

Die Zielsetzung des Programms „Soziale Stadt“ ist 
dabei sehr wünschenswert. Aufgrund des Umfangs wird 
es jedoch nur zu bloßen Schönheitsreparaturen kommen. 
Es wird nicht durch weitere Maßnahmen flankiert, durch 
die vor allem die Ursachen für diese Misere bekämpft 
werden. 

Der vorgelegte Einzelplan 12 enthält auch einzelne 
Maßnahmen, durch die zusätzliche Arbeitsplätze ge- 
schaffen werden können. Das sehen auch wir und das 
erkennen wir auch an. Die Größenordnung der Investi- 
tionsprogramme steht unserer Meinung nach jedoch in 
keinem angemessenen Verhältnis zu den Problemen. 
Diese Probleme im Osten lassen sich nicht allein durch 
eine bessere Infrastruktur und eben auch nicht nur durch 
Straßenneubau lösen. 


Lassen Sie mich einen Satz zur Einnahmeseite des (C) 
Haushalts sagen, vor allem auch, um den Vorwurf zu 
entkräften, dass wir uns nicht um die Haushaltstage be- 
mühen und dass wir nicht anerkennen, dass nur das ge- 
schafft werden kann, was bezahlt werden kann; denn wir 
Linken können auch rechnen. 

(Beifall des Abg. Roland Claus [DIE LINKE] - 
Lachen bei der SPD - Steffen Kampeter 
[CDU/CSU]: Das musste jetzt auch einmal 
festgehalten werden!) 

Herr Hübner, auch hier haben Sie Ihre Erfolgsstory im 
Hinblick auf das Maut-Betreiberkonsortium letztlich 
wieder eindrucksvoll, für uns aber nicht überzeugend 
dargestellt. Sie kritisieren unseren Antrag, den wir letzt- 
lich in Verbindung damit gestellt haben. Ich sage Ihnen: 

Sie hätten von vornherein Sorge dafür tragen müssen, 
dass hier vernünftige vertragliche Verhältnisse zwischen 
den Betreibern und der Bundesrepublik hergestellt wer- 
den; denn dann hätten diese Mittel heute schon zur Ver- 
fügung stehen können. 

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [DIE 
LINKE]) 

Da das nicht der Fall ist, müssen wir eben davon ausge- 
hen, dass das Geld letztlich durch eine Schiedsklage ein- 
getrieben wird. Ob es nun in diesem Jahr oder im nächs- 
ten Jahr zur Verfügung steht: Auf jeden Fall muss es her 
und dafür ausgegeben werden, wofür es geplant war. 

(Beifall bei der LINKEN - Horst Friedrich 
[Bayreuth] [FDP]: Es ist doch noch gar nicht 
sicher, ob es überhaupt Geld gibt!) (D) 

Wir brauchen mehr öffentliche Zukunftsinvestitionen 
in die vorhandene Infrastruktur, in Verkehr und in die 
ökologische Modernisierung. Im Gegensatz zu Steuerge- 
schenken für Unternehmen wird die Konjunktur durch 
Investitionsprogramme in Schwung gebracht, wodurch 
neue Arbeitsplätze geschaffen werden können. Das sa- 
gen Sie aber auch selbst und ich denke, das erkennen Sie 
auch an. 

Damit aber nicht genug. Hinzu kommt, dass die öf- 
fentliche Hand ihr Vermögen wie bereits in den Jahren 
zuvor verschleudert und ihre Substanz verzehrt. Diese 
Tendenz beobachten wir nicht nur auf kommunaler 
Ebene, sondern auch auf Bundesebene. 

(Uwe Beckmeyer [SPD]: Nennen Sie mal ein 
Beispiel!) 

So plant die neu geschaffene Bundesanstalt für Immobi- 
lienausgaben nach Aussagen des Vorstandssprechers, je- 
des Jahr Immobilien im Wert von einer halben Milliarde 
Euro - insgesamt sollen es 8,3 Milliarden Euro sein - zu 
verkaufen. Die Erwartungshaltung der Bundesregierung, 
insbesondere die kostenträchtigen und unrentablen Ob- 
jekte veräußern zu können, teilen wir keineswegs. Priva- 
tes Geld ist bekanntlich insbesondere daran interessiert, 
sich zu vermehren. Es wird also vor allem in solche Ob- 
jekte gesteckt, deren Bewirtschaftung Geld bringt. Es 
steht zu erwarten, dass dem Bund genau deshalb nur 
etwa 3 000 Wohnungen an entlegenen Standorten ver- 
bleiben werden, das heißt, das Ihre Rechnung nicht auf- 
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(A) gehen wird und Vermögen unwiederbringlieh verloren 
geht. Dass die Bundesregierung erwägt, aueh börsenno- 
tierte Immobilienfonds, die so genannten REITs, als In- 
strument für die Abgabe ihrer Immobilien zu nutzen, 
halten wir für fatal. Das setzt dem Privatisierungswahn 
die Krone auf 

(Beifall bei der LINKEN - Winfried Hermann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Siehe Dres- 
den! - Patriek Döring [FDP]: Das ist eine 
Chanee! - Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Der 
Mietersehutz wurde dureh den Verkauf nieht 
aufgehoben!) 

Für internationale Finanzinvestoren sind Wohnungen 
reine Wirtsehaftsgüter und Renditeobjekte. Die von den 
internationalen Finanzinvestoren erwarteten Renditen 
sind hierbei nur dureh Mieterhöhungen, Entlassungen 
von Mitarbeitern, so genannte betriebswirtsehaftliehe 
Optimierungen, Umwandlungen von Mietwohnungen in 
Wohneigentum, Weiterverkäufe sowie Investitions- 
stopps zu erreiehen. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Sie sehüren 
doeh nur die Ängste! Sie wissen, dass das 
nieht zutrifft!) 

Das heißt, Wohnungsbestände, die nieht als leieht ver- 
wertbar eingestuft werden, werden nieht saniert oder 
modernisiert. 

(Patriek Döring [FDP]: Falseh!) 

Die Wohnung als soziales Gut bleibt auf der Sfreeke und 

(B) die Interessen der Bewohner und der Städte im Hinbliek 
auf die Stadtentwieklung werden in den Hintergrund tre- 
ten. 

(Uwe Beekmeyer [SPD]: Spreehen Sie über 
die Städte, in denen Sie mitbestimmen, oder 
worüber reden Sie? - Patriek Döring [FDP]: In 
Dresden hat die PDS doeh zugestimmt!) 

Die öffentliehen Hände verlieren den Zugriff auf die 
eigenen Wohnungsbestände und versehenken damit Ein- 
flussmögliehkeiten auf die regionalen Wohnungsmärkte 
für den Preis, die Versorgung mit sozialem Wohnraum 
später teuer zurüekkaufen zu müssen. Wir lehnen den 
Verkauf und die Privatisierung von bundeseigenen Im- 
mobilien ebenso ab wie den Verkauf des kommunalen 
Wohnungsvermögens. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Wie wollen 
Sie die zusätzliehen Einnahmeausfälle denn 
deeken, Frau Kollegin?) 

Vieles deutef darauf hin, dass beim Börsengang der 
Dentschen Bahn AG der gleiehe Fehler in großem 
Maßsfab wiederholt und ebenso auf bedingungslose Pri- 
vatisierung gesetzt wird, als sei dies sehon ein Wert an 
sieh. 

Die bereehtigten Zweifel am Börsengang der Bahn 
dringen mittlerweile aueh in die Regierungsparteien vor. 
Das gesamte Unternehmen für läppisehe 10 Milliarden 
bis 15 Milliarden Euro - also weif unter seinem Wert - 
zu verkaufen, wäre nieht nur dumm, sondern würde auf 


den Punkt gebraeht das Verseherbeln von Volksvermö- (C) 
gen bedeuten. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Dass die Bundesprogramme zum Stadtumbau, zur 
Städtebauförderung, zum sfädtisehen Denkmalsehufz 
und das Programm „Soziale Sfadf“ auf hohem Niveau 
fortgesefzf werden, isf folgeriehtig und wird aueh von 
uns begrüßf. Daneben gilt es, das selbstständige Wohnen 
im Alter attraktiv zu maehen und zu fordern, um aueh 
der älferen Bevölkerung ihr gewohntes Wohnumfeld 
langfristig zu erhalten und gewaehsene Wohnquartiere 
zu festigen. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt) 

Vor allem in den Städten im Osten Deutsehlands 
drüekt sieh der demografisehe Wandel sehon heute in ei- 
nem besehleunigten Sehrumpfungsprozess aus. Der not- 
wendige Anpassungsprozess verlangt naeh einem Instru- 
mentarium, das einen systematisehen und zielgeriehteten 
Umbau unserer Städte unterstützt. Wir brauehen qualita- 
tiv mehr Stadt für quantifafiv weniger Bürger. Das Pro- 
gramm „Stadtumbau Ost“, das Bund und Länder ge- 
meinsam auf den Weg gebraeht haben, hat hierbei eine 
Sehlüsselfrmktion. 

Grundvoraussetzung für einen erfolgreiehen Stadt- 
umbau ist die Erkenntnis, dass vor allem der städtisehe 
Sehrumpfungsprozess von außen naeh innen verlaufen 
soll, nieht nur, um dem Willen der Bevölkerung gereeht 
zu werden, die die Innenstädte als Ort hoher Lebensqua- 
lität zu sehätzen wissen, sondern aueh, um verödete, un- 
attraktive Innenstädte zu verhindern. Wir begrüßen in (D) 
diesem Zusammenhang, dass die Mittel für den Umbau 
West aufgestoekt worden sind, weil wir mittlerweile se- 
hen, dass es aueh hier Brandherde gibt, die entspreehend 
zu bearbeiten sind. 

Investitionen in den vorhandenen Bestand sind aueh 
unter dem Stiehwort der zunehmenden Versiegelung un- 
serer Landsehaften und des steigenden Fläehenver- 
brauehs Neubauprojekten vorzuziehen. Die Zielsetzung 
der Bundesregierung, die Inanspruehnahme neuer Sied- 
lungs- und Verkehrsfläehen auf 30 Hektar pro Tag - das 
entsprieht 7 227 Fußballfeldem im Jahr - im Jahr 2020 
zu reduzieren, reieht bei weitem nieht aus. 

Die verfehlte Verkehrspolitik der vergangenen Jahre 
zugunsten der Straße, die aueh von Rot-Grün nieht un- 
terbroehen wurde, ist eine Hauptursaehe für die stetige 
und teilweise rüeksiehtslose Versiegelung unserer Land- 
sehaften. 

(Zuruf von der CDU: Das stimmt doeh über- 
haupt nieht!) 

Dureh riehtige Prioritätensetzung - zum Beispiel für den 
Stadtumbau Ost - könnte zukünftig eine positive Flä- 
ehenbilanz erreieht werden. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Das C02-Gebäudesanierungsprogramm wird naeh 
unseren Vorstellungen ein sinnvolles Programm sein. 
Dureh die energetisehe Sanierung von Wohngebäuden 
werden untersehiedliehe Zielstellungen erreieht. Ohne 
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(A) Frage verbinden sich mit der Umsetzung dieses Pro- 
gramms klima- und umweltpolitische Ziele zur Reduzie- 
rung des COj-Ausstoßes in Deutschland und zum spar- 
samen Umgang mit Energieressourcen. Wir sehen auch 
die Chancen für die deutsche Bauwirtschaft und das 
Handwerk wie auch die Beschäftigungseffekte, die ein 
solches Programm erzielen kann. Wir haben angesichts 
zum Teil drastisch gestiegener und weiter steigender 
Energiepreise aber auch die Erwartung, dass die Heiz- 
kosten für die Bürgerinnen und Bürger gesenkf werden 
können. 

Angesichfs dessen halten wir die im Haushalt vorge- 
sehenen Mittel für Zins- und Investitionszuschüsse 
letztlich für zu gering. Wir fordern deshalb in unserem 
Änderungsantrag eine Verdoppelung der Zins- und In- 
vestitionszuschüsse zur Förderung von Maßnahmen zur 
energetischen Gebäudesanierung inklusive der Erhö- 
hung der Verpflichtungsermächtigungen um zusätzliche 
800 Millionen Euro auf 1,6 Milliarden Euro, um dem 
Nachholbedarf an dieser Stelle gerecht zu werden. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Lassen Sie mich zum Schluss noch zwei Themen an- 
sprechen, die wir Ihnen in parlamentarischen Initiativen 
in den nächsten Wochen vorlegen wollen. Das ist erstens 
die Altschuldenhilfe. Sie ist eine vereinigungsbedingte 
Sonderaufgabe des Bundes. Wir als Ostdeutsche und 
Linke fordern die Streichung der Altschulden. Wir wer- 
den Sie in den nächsten Wochen mit diesem Thema ver- 
traut machen. 

Der zweite Punkt ist die Grunderwerbsteuer bei Fu- 
' ' sionen von Wohnungsuntemehmen in Ostdeutschland. 
Hierbei kommt es uns darauf an, die zum Jahresende 
auslaufende Frist entsprechend zu verlängern, damit der 
in Gang gekommene Fusionsprozess fortgesetzt werden 
kann. 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Frau Kollegin, Sie müssen zum Schluss kommen. 

Heidrun Biuhm (DIE LINKE): 

Abschließend möchte ich die Kürzung der Regionali- 
sierungsmittel streng rügen. Darauf ist aber bereits an 
anderer Stelle eingegangen worden. Deshalb komme ich 
damit zum Schluss. 

Danke schön. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Das Wort hat nun der Kollege Bartholomäus Kalb für 
die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Barthoiomäus Kaib (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Kollege Klaas Hübner hat schon darauf hinge- 
wiesen, dass der Einzelplan 12 mit seinem Volumen von 
23,7 Milliarden Euro und einem außerordentlich hohen 
Investitionsanteil den Investitionshaushalt des Bundes 


schlechthin darstellt. Ich darf darauf hinweisen, dass es 
uns mit dem Haushalt 2006 gelungen ist, den Ab- 
wärtstrend bei den Verkehrsinvestitionen zu stoppen und 
eine Trendumkehr einzuleiten. Damit konnte eine Ver- 
stetigung erreicht werden. 

Das ist insgesamt sehr wichtig für die Zukunftssiche- 
rung unseres Landes. Diese neue Politik ist Ausdruck 
des Willens der Koalition, ernst zu nehmen, was sie in 
der Koalitionsvereinbarung geschrieben hat, nämlich zu 
sparen, zu sanieren und zu investieren, um damit unser 
Land insgesamt zukunftsfähig zu gesfalfen. 

Kollege Hübner hat ebenfalls darauf hingewiesen: 
Die gute Verkehrsinfrastruktur in Deutschland, die 
wir nach wie vor trotz aller da und dort auftretenden 
Mängel haben, ist einer unserer wichtigsten positiven 
Standortfaktoren. Sie ist wichtig für die Wirtschaft, für 
die Arbeifsplätze und damit für die Zukunftschancen und 
die Lebensqualität der Menschen in unserem Land. 

Untersuchungen bestätigen, dass das Verkehrsauf- 
kommen sowohl im Personenverkehr auf den Straßen, 
aber insbesondere im Güterstraßenverkehr, in den nächs- 
ten Jahren dramatisch zunehmen wird, in einigen Korri- 
doren der Ost- West- Verbindung sogar um mehrere 
100 Prozent - so die Prognosen Ihres Hauses, Herr 
Minister, bis zum Jahr 2015. 

Umso wichtiger ist, dass wir beim Verkehrswegeaus- 
bau gut vorankommen. Das ist von nationaler, aber auch 
von gesamteuropäischer Bedeutung, weil eben das zu- 
sammenwachsende Europa auch zu einem höheren Ver- 
kehrsaufkommen in bestimmten Bereichen führt. 

Wir müssen dafür sorgen, dass wir die Verkehrsinfra- 
struktur auch optimal nutzen können, dass jeder Ver- 
kehrsträger einen maximalen Beitrag leisten kann. Das 
heißt, wir müssen mehr vernetzen, mehr verknüpfen, 
mehr koordinieren und natürlich auch moderne Steue- 
rungsmöglichkeiten dafür nutzen. 

Um diese Ziele zu erreichen, ist es auch wichtig, dass 
wir den Mitteleinsatz so effizient wie nur irgend möglich 
gestalten. Ich bin noch immer ein Anhänger der Auffas- 
sung, dass wir unsere Verkehrsinfrastrukturfinanzie- 
rungsgesellschaft, die VIFG, bei der Mitteleinwerbung 
einerseits und bei der Mittelverwendung und Steuerung 
der Investitionsmaßnahmen andererseits optimal nutzen 
müssen. 

Die Zeit reicht nicht, um im Detail darauf einzugehen. 
Ich denke, das, was Österreich mit einer entsprechenden 
Gesellschaft, mit der ASFINAG, auf den Weg gebracht 
hat, ist zumindest wert, dass wir darüber nachdenken, ob 
wir nicht auch unsere Verkehrsinfrastrukturfinanzie- 
rungsgesellschaft, die VIFG, zur vollen Geschäftsfähig- 
keit bringen, dass wir ihr die Möglichkeit einräumen, 
ebenfalls effektiv arbeiten zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Präsi- 
dent der Deutschen Bundesbank, Herr Professor 
Dr. Weber, hat in einem Interview zu Beginn dieser Wo- 
che noch einmal sehr deutlich darauf hingewiesen, dass 
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(A) wir auch mit diesem Bundeshaushalt im Grunde genom- 
men einen Substanzverzehr beim Bund festzustellen ha- 
ben. Das ist genau der Punkt, der die große Koalition 
dazu gebracht hat, ganz entschieden daranzugehen, dass 
ab dem Jahr 2007 der Art. 115 des Grundgesetzes wieder 
eingehalten werden kann. Hinter den Bestimmungen des 
Art. 115 verbirgt sich ja nichts anderes, als dass sicher- 
gestellt werden soll, dass nicht mehr Verschuldung ein- 
tritt, als Substanzzuwachs erfolgt. Genau an dieser Stelle 
befinden wir uns auf einem guten Weg. 

Man braucht kein Prophet zu sein, um zu sagen, dass 
es nicht leicht sein wird, den Haushalt 2007 bereits im 
Herbst dieses Jahres zu beraten. Da werden noch einige 
schwierige Dinge zu bewältigen sein. 

Die Investitionen, die wir tätigen, werden dazu beitra- 
gen, dass wir sowohl Art. 115 des Grundgesetzes erfül- 
len als auch den Vertrag von Maastricht einhalten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wichtig 
sind auch - das wurde vorhin schon angesprochen - die 
neuen Technologien, die wir nutzen wollen und müssen. 
Die Forschungsvorhaben sind bereits angesprochen wor- 
den. Einige Maßnahmen laufen bereits. Ich nenne nur 
die Stichworte Galileo, die Telematiknutzung oder den 
Transrapid. Mir ist es wichtig, dass wir hier vorankom- 
men. Wir haben im Haushaltsausschuss und in der 
Koalition einvemehmlich dafür Sorge getragen, dass 
man in München gut vorankommt, dass die Strecke vom 
Hauptbahnhof zum Flughafen realisiert werden kann. 
Ich halte sie für dringend notwendig. Unabhängig davon 
hat sie den Nebeneffekt, dass die fehlende Fembahnan- 

(B) bindung des Flughafens München in gewisser Weise 
substituiert wird. Es handelt sich um ein Projekt von na- 
tionaler Bedeutung. 

(Beifall des Abg. Horst Friedrich [Bayreuth] 
[FDP]) 

- Vielen Dank, Herr Kollege Friedrich. - In den Erläute- 
rungen des Bundeshaushalts steht wörtlich: 

Die Planung und Realisierung von Anwendungs- 
strecken für die Magnetschwebebahntechnik dient 
der Sicherung der Magnetschwebebahntechnik und 
liegt im Interesse des Technologievorsprungs, des 
Erhalts der Arbeitsplätze und der Sicherung des In- 
dustriestandortes Deutschland. 

Das möchte ich meinerseits unterstreichen. 

Es kommt darauf an, dass wir, nachdem wir viel Geld 
für Forschung und Entwicklung ausgegeben haben, 
diese Technologie in unserem Land zur Anwendung 
bringen und sie marktfähig machen. Ich bin überzeugt, 
dass sie nicht nur auf dem asiatischen oder dem amerika- 
nischen Kontinent auf Interesse stößt, sondern dass sich 
Perspektiven auch im zusammenwachsenden Europa er- 
geben werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Ich will noch einen ganz anderen Aspekt unseres 
Haushalts ansprechen. Ich bedanke mich bei allen Be- 
richterstattern zum Einzelplan 12 ganz herzlich, dass es 


einvemehmlich gelungen ist - es handelt sich um ein 
wichtiges Anliegen, auch wenn es haushaltstechnisch 
gesehen gar nicht so umfänglich isf -, Gelder für die 
Sanierung der ortsbildprägenden Baudenkmale in 
den neuen Bundesländern bereitzustellen. Das scheint 
mir für die Menschen in den Dörfern und Sfädten dort 
sehr wichtig zu sein. Das ist identitätsstiflend und bietet 
die Möglichkeit, Heimat erlebbar, erfahrbar und spürbar 
zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Wir haben mit dem C02-Minderungsprogramm - da- 
mit haben wir uns im Haushaltsausschuss intensiv be- 
fasst - einen guten Weg gefünden, erstens die Ziele zu 
erreichen und zweitens bedeutende Beschäftigungs- 
effekte insbesondere beim kleineren Mittelstand im Bau- 
und Baunebengewerbe zu erzielen. 

In der verbleibenden Zeit will ich mich nicht mit den 
Einzelheiten der Diskussion über die Bahnprivatisiemng 
aufhalten. 

(Horst Friedrich [Bayreuth] [FDP]: Das ist 
aber schade!) 

Nur so viel: Bei aller Kritik sollten wir nicht vergessen, 
dass die DB AG ein Unternehmen ist, das uns, dem 
Bund, gehört - auch wenn manche Zwischentöne etwas 
anderes nahe legen - und für das wir Verantwortung tra- 
gen, genauso wie für die dort beschäftigten Menschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND- 
NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Bei allen berechtigten Diskussionen über den Wett- 
bewerb auf der Schiene dürfen die Fragen nach dem 
Wettbewerb der Verkehrsträger untereinander und dem 
Beitrag der Schiene dazu nicht vernachlässigt werden. 
Es geht dabei auch um das europäische Umfeld und 
nicht nur um den Marktzugang zum deutschen Schienen- 
netz. Wir müssen die Zukunft gestalten und die zukünfti- 
gen Markterfordernisse bei den anstehenden Beratungen 
und Beschlussfassungen berücksichtigen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Das Wort hat nun die Kollegin Anna Lührmann für 
die Fraktion des Bündnisses 90/Die Grünen. 

Anna Lührmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Über die Hälfte der Investitionen des Bundes 
steckt in dem zur Diskussion stehenden Einzelplan. 
Doch leider haben Sie von der Koalition die falschen 
Prioritäten gesetzt. Sie investieren viel zu wenig in die 
Erhaltung der Infrastruktur und den Ausbau der Schie- 
nenwege. 

Zum ersten Punkt: Investitionen für die Erhaltnng 
der Straßen. Keine Angst, jetzt kommt kein altgrüner 
Appell gegen Autos und für mehr Bäume, sondern ein 
Appell aus dem Straßenbaubericht 2005 des Verkehrs- 
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(A) ministeriums. In diesem Straßenbaubericht steht - ich zi- 
tiere: 

Es gilt, die Straßen ... in ihrer Substanz und Nut- 
zungsfahigkeit nachhaltig zu bewahren. Hierfür 
müssen jährlich steigende Finanzmittelanteile aus 
dem Straßenbauhaushalt bereitgestellt werden, die 
den Spielraum für Neu- und Erweiterungsinvesti- 
tionen zunehmend beschneiden. 

Anscheinend nehmen wir als grüne Fraktion als Ein- 
zige das ernst. 

(Horst Friedrich [Bayreuth] [FDP]: Nein?!) 

Wir haben in den Haushaltsverhandlungen ganz kon- 
krete Anträge gestellt mit dem Ziel, die Mittel umzu- 
schichten, um mehr Erhaltungsinvestitionen zu bekom- 
men. 

(Uwe Beckmeyer [SPD]: Dann haben Sie den 
Haushalt nicht gelesen!) 

Wir kommen mit unseren Anträgen auf eine Quote von 
55 Prozent der Ausgaben für Erhaltungsinvestitionen 
und von 45 Prozent für Neuinvestitionen. 

(Beifall des Abg. Winfried Hermann [BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Bei der Regierung ist das Verhältnis der Mittel für Er- 
haltung und Neubau immer noch genau umgekehrt. Sie 
investieren also viel zu wenig in die Erhaltung der Stra- 
ßen. Dabei geht auch das Deutsche Institut für Wirt- 
schaftsforschung - nicht unbedingt ein den Grünen na- 
her Laden - davon aus, dass allein für den Unterhalt der 
jetzt bestehenden Straßen bis zu 80 Prozent der bis 2020 
für den Straßenbau zur Verfügung stehenden Mittel auf- 
gewendet werden müssen. Aber die Regierung setzt trotz 
schrumpfender Bevölkerung lieber auf prestigeträchtige 
Neubauprojekte, damit irgendjemand bei der Eröffnung 
ein rotes Bändchen durchschneiden kann. 

(Lachen bei der CDU/CSU - Franz Obermeier 
[CDU/CSU]: Wo bleibt das Niveau! - Zuruf 
von der SPD: Auf welches Projekt wollen Sie 
gerade verzichten?) 

Nachhaltige Verkehrspolitik sieht anders aus. 

(Horst Friedrich [Bayreuth] [FDP]: Sie hatten 
sieben Jahre die Möglichkeit, es anders zu ma- 
chen! Wo waren Sie da?) 

Kümmern Sie sich lieber stärker darum, dass die beste- 
henden Straßen nicht verlottern und an Wert verlieren! 
Wie das konkret geht, haben wir Ihnen mit Anträgen in 
den Haushaltsberatungen vorgestellt. 

Ein weiteres grünes Anliegen ist der deutliche Aus- 
bau der Bahustreckeu. Auch hierzu haben wir in den 
Verhandlungen ganz konkrete Anträge gestellt. Wir ha- 
ben uns bemüht, die Investitionen für die Schiene und 
für die Straße zumindest einander anzugleichen. Wir 
kommen so auf 44 Prozent für die Schiene und 
50 Prozent für die Sfraße. 

(Franz Obermeier [CDU/CSU]: Bravo!) 


Im Ausschuss wurde mir bei diesen Anfrägen als Ar- (C) 
gument entgegengehalfen, dass die Bahn die Mittel so- 
wieso nicht abrufen werde, weil sie nicht bereit sei, die 
Kofinanzierung bereitzustellen. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, ich finde das ganz schön ungeheuerlich. Es 
kann doch nicht sein, dass wir uns hier im Parlament 
überlegen, mehr Geld für die Schiene zur Verfügung zu 
sf eilen, und sich ein zu 100 Prozenf sfaafseigener Betrieb 
- Sie haben es gerade erwähnt - weigert, diesen Schotter 
zu verbauen. Das ist, finde ich, ein ziemlicher Skandal. 

Das muss sich ändern. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Offensichtlich musste die Bahn schon in den letzten 
Jahren zum Jagen getragen werden. Wie der Rechnungs- 
hof den Haushaltspolitikem kürzlich offenbart hat, 
konnte das Verkehrsministerium die Bahn offenbar nur 
durch zahlreiche finanzielle Anreize dazu bewegen, das 
Geld, das für die Sfreckenerhaltung und für den Neubau 
zur Verfügung gesfellt wurde, auch wirklich zu ver- 
bauen. Deshalb haf die Bahn, so der Rechnungshof, in 
den lefzten Jahren Vergünsfigungen von über 7 Milliar- 
den Euro bekommen. So wurden zum Beispiel Darlehen 
nachfräglich in Zuschüsse umgewandelf, wurde die Pla- 
nungskosfenpauschale erhöht, wurden großzügige Pau- 
schalen und Zinsvorteile gewährt usw. 

Vor diesem Hintergrund war ich sehr verdutzt, als ich 
in der „Bild“-Zeitung - das ist auch mein Lieblingsblatt - 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

in dieser Woche ein sehr interessantes Interview mit 
Herrn Mehdom lesen konnte. Da hat sich das Lesen sehr (D) 
gelohnt. Er sagt darin - das ist Ihnen wahrscheinlich 
auch aufgefallen; ich zitiere -: 

Wir rennen den Politikern die Bude ein, damit wir 
mehr Strecken bauen können. 

(Horst Friedrich [Bayreuth] [FDP]: Ja so was!) 

Ich weiß nicht, ob er schon mal bei Ihnen war. Für 
mich stellt sich die Situation eher so dar, dass wir Politi- 
kerinnen und Politiker zumindest in den letzten Jahren 
hier gestanden und mit mehr Geld für die Deutsche Bun- 
desbahn gewinkt haben, 

(Uwe Beckmeyer [SPD]: „Deutsche Bahn 
AG“ heißt das!) 

der Bahnchef es aber nicht haben wollte. 

(Bartholomäus Kalb [CDU/CSU]: Wie verhal- 
ten sich die Grünen zu der Franken-Sachsen- 
Magistrale?) 

Für mich ist daher ein Ziel des geplanten Börsen- 
gangs der DB ganz klar: Der Bundestag muss einen 
stärkeren Einfluss auf den Ausbau der Schieneninfra- 
struktur bekommen; 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

denn eine bessere Bahn ist im Interesse des Gemein- 
wohls. Darüber sollte hier im Hause entschieden werden 
können. Deshalb darf das Netz nicht ohne Not an Private 
verschleudert werden. 



3752 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 40. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 22. Juni 2006 


Anna Lührmann 

(A) Unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten kann 
man mit einem Netz in Deutschland keine Erfolge erzie- 
len. Deshalb wird es immer staatliche Unterstützung 
brauchen. Aus diesem Grund fordert Mehdom die Zu- 
sage über 25 Milliarden Euro aus Steuergeldem; das ist 
uns allen hier bekannt. 

Ich finde, wenn der Steuerzahler schon Geld für ein 
Schienennetz ausgibt, dann hat er auch ein Recht darauf, 
dass die von ihm gewählten Vertreterinnen und Vertreter 
auf die Verwendung der Mittel Einfluss nehmen. Wie 
soll das, frage ich Sie, meine Damen und Herren, nach 
einem integrierten Börsengang funktionieren, wenn es 
schon jetzt nicht richtig funktioniert? Der Staat wird er- 
pressbar und kann nur sehr wenig Einfluss darauf neh- 
men, wo und in welchem Umfang neue Strecken gebaut 
werden oder Bestandssanierung stattfindet. Den einzigen 
Einfluss hat er, wenn er, wie schon in der Vergangenheit, 
zusätzlichen Schotter ins Gleisbett schüttet. Eine solche 
Verschlechterung des Status quo kann nicht Ziel des 
Börsengangs sein. 

Ziel muss vielmehr sein, mehr Verkehr auf die 
Schiene zu bringen - darüber sind wir uns hier alle 
einig -, und zwar durch mehr Wettbewerb und eine 
möglichst effiziente Verwendung der Mittel. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN) 

Das ist im Interesse der Fahrgäste und auch im Interesse 
der Umwelt. 

Ich bin der festen Überzeugung, dass dieses Ziel am 
besten erreicht werden kann, wenn das Netz in der öf- 
(ß) fentlichen Hand bleibt und der Betrieb verkauft wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN) 

Die Infrastruktur AG wird keine dröge Verwaltungsbe- 
hörde, sondern ein moderner Infrastrukturmanager sein, 
der die Strecken aktiv vermarktet und durch eine sehr 
geschickte Trassenpreisgestaltung für eine innovative 
deutsche Eisenbahnlandschaft sorgt. So kann mehr Wett- 
bewerb entstehen, was zu einem besseren Angebot für 
den Kunden führt. 

Auch mit Blick auf den Haushalt, meine Kolleginnen 
und Kollegen, ist das besser. Denn so können wir mit 
9 bis circa 1 3 Milliarden Euro deutlich mehr Einnahmen 
verbuchen, als es bei einem integrierten Börsengang der 
Fall wäre. Außerdem würden wir bei einer Trennung von 
Netz und Betrieb nicht einen Teil des Netzes verschen- 
ken. Das Netz hat nach Ansicht von Experten immerhin 
einen Wiederbeschaffungswert von 150 Milliarden Euro. 

Bei einer Trennung sind auch weitere Gefahren ge- 
barmt, die einen integrierten Börsengang zur Entgleisung 
bringen könnten; denn die juristischen Zusammenstöße 
mit der EU, die bei einem Börsengang mit Netz drohen, 
wären durch die Trennung von Netz und Betrieb ausge- 
räumt. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie 
mich zum Schluss kommen. Ein integrierter Börsengang 
bietet unkalkulierbare Risiken für den Bundeshaushalf 
und führt nicht zu einem besseren Service und einem 
besseren Angebot für die Kundinnen und Kunden. Des- 


halb hoffe ich sehr, dass die große Koalition im Sommer (C) 
den Zug bei diesem Thema noch auf das richtige Gleis 
setzt und gemeinsam mit uns die Weichen für ein 
Wachsfumsmodell Bahn sfellt. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Für die Bundesregierung erteile ich nun dem Bundes- 
minisfer für Verkehr, Bau und Sfadfenfwicklung, 
Wolfgang Tiefensee, das Wort. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Wolfgang Tiefensee, Bundesminister für Verkehr, 

Bau und Sfadfenfwicklung: 

Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich möchte meine Rede mit einem 
herzlichen Dank beginnen. Wir haben in einer außeror- 
dentlich kurzen Frist gemeinsam über einen Haushalt be- 
raten, der es in sich hat. Ich danke für die Arbeif in den 
Ausschüssen, die Arbeif mif den Berichfersfaffem und 
die Arbeif in den verschiedenen Arbeifsgruppen. Es galf 
nichf nur, einen der umfangreichsten Haushalte zu bera- 
ten, sondern auch, schwierige Fragen zu beantworten, 
zum Beispiel wie wir bereits während der Diskussion 
Geld in den Wirtschaftskreislauf einspeisen können, statt 
bis zur Verabschiedung des Haushaltes zu warten, um 
möglichst schnell positive Effekte für Wachstum und 
Beschäftigung zu erzielen. (D) 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Das hat in den Ausschüssen einiger Innovation, neuer 
Wege und Überlegungen bedurft. Ich bedanke mich, 
dass Sie offen dafür waren. 

Dieser Tage isf das Ergebnis einer Umfrage veröffenf- 
lichf worden, die die Zufriedenheit im Nahverkehr unter- 
sucht hat. Infratest in Bielefeld stellt fest: 80 Prozent der 
Menschen sind mit dem Nahverkehr zufrieden. Eine 
Steigerung der Zufriedenheit in den letzten Jahren wird 
ersichtlich. 

Mindestens dreierlei trägt dazu bei. Das Erste ist die 
hervorragende Arbeit derjenigen, die tagtäglich ihren 
Dienst in den Nahverkehrsuntemehmen versehen. Auch 
ich möchte an dieser Stelle festhalten - das ist schon fast 
ein Pflichtbaustein in einer Rede -: Die Gastfreund- 
schaft, die unser Land ausstrahlt, hängt nicht zuletzt von 
der Dienstleistungsqualität derjenigen ab, die für den 
Nahverkehr sorgen. Ich möchte mich in diesem Zusam- 
menhang bei denjenigen, die da tagtäglich ihren Dienst 
versehen, ganz herzlich bedanken. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND- 
NISSES 90/DlE GRÜNEN) 

Das Zweite ist: Wir müssen dafür sorgen, dass die 
finanziellen Rahmenbedingungen stimmen. Die Vor- 
redner hatten es angesprochen; ich will es explizit beto- 
nen: Mit dem Durchbruch im Bundesrat bzw. der Eini- 
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(A) gung über die Mittel für den Regionalverkehr ist es uns 
gelungen, den Nahverkehr auf eine finanzielle Basis zu 
stellen und eine Verstetigung und einen Aufwuchs ab 
dem Jahre 2008 zu schaffen, der es ermöglicht, den Re- 
gionalverkehr in Deutschland vorbildlich für Europa 
auch in der Zukunft zu gestalten. Das ist angesichts der 
Haushaltstage alles andere als selbstverständlich. Es ist 
ein deutliches Zeichen dafür, dass wir genau dort inves- 
tieren wollen, wo es dicht beim Bürger zu Erfolgen 
führt. 

Das Dritte sind die europäischen Rahmenbedingun- 
gen. Es ist nicht so, dass wir auf der europäischen Ebene 
erst darüber diskutieren, in welcher Form wir die Perso- 
nenbefordemngsverordnung verabschieden und ob wir 
die Rahmenbedingungen, die in Deutschland zu einem 
Erfolg geführt haben, verstetigen können. Wir haben 
diese Debatte, zumindest was den Verkehrsministerrat 
anbetrifft, beendet. Ich kann vermelden - das ist die 
dritte Säule -, dass es uns im Rahmen der Verord- 
nung 1191 gelungen ist, die europäischen Rahmenbedin- 
gungen dafür zu schaffen, dass die Verkehrsverbünde, 
die in Deutschland eine Erfolgsstory sind, auch über die 
nächsten Jahre und Jahrzehnte Bestand haben werden. 
Wir haben es geschafft, dass die Kommunen nach wie 
vor wählen können, ob sie ausschreiben oder ob sie Auf- 
träge direkt vergeben wollen. Vor allen Dingen ist es uns 
gelungen, die mittelständischen Betriebe in diesem Be- 
reich, Unternehmen mit 20 Bussen und weniger bzw. 
Unternehmen mit einer Verkehrsleistung von 500 000 Ki- 
lometern pro anno oder einem Umsatz von 1,7 Millionen 
Euro, vor einem Wettbewerb mit Giganten zu sichern. 

(B) Denn wir wollen, dass der Mittelstand auch im Rahmen 
der EU lebensfähig isf. Das isf bereifs vereinbart und ge- 
hört zu der Erfolgsgeschichte, die wir in Deutschland auf 
der europäischen Ebene schreiben können. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Wir arbeiten mit geliehenem Steuergeld. Der Haus- 
halt mit seinen Ausgaben in Höhe von 261 Milliarden 
Euro - mehr als 70 Prozent davon sind bereits für den 
Bereich des Sozialen festgelegt - muss so gestaltet sein, 
dass der Bürger vor Ort erlebt, dass dieses Geld zielge- 
nau eingesetzt wird. Ich möchte mit diesem Haushalt 
den Nachweis erbringen, dass wir es unter folgenden 
Prämissen zielgenau einsetzen: Was können wir erstens 
für Wachstum und Beschäftigung tun, also dafür, dass 
vor Ort mehr Arbeitsplätze entstehen und ein Auf- 
schwung möglich wird? Welchen Beitrag können wir 
zweitens dazu leisten, dass Deutschland Technologie- 
marktführer bleibt und in einer Reihe von Feldern neu 
wird? Was können wir schließlich drittens tun, um in un- 
serem Lande den sozialen und regionalen Zusammenhalt 
zu gewährleisten und für gleichwertige Lebensverhält- 
nisse in Nord und Süd sowie Ost und West zu sorgen? 
Das sind die drei Prämissen, um die es geht. 

Die Antwort ist: Wir können, wenn wir dieses Pro- 
gramm verabschieden und die Wirtschaft ihren Beitrag 
dazu leistet, es in dieser Legislaturperiode allein durch 
die vorgesehenen Investitionen, durch das COj-Gebäu- 
desanierungsprogramm und das Investitionszulagen- 
gesetz, schaffen, zusätzlich 500 000 Arbeitsplätze zu 


generieren. Dies hat direkte Auswirkung auf den Ar- (C) 
beitsmarkt und den Mittelstand. 


(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 


Diese Maßnahmen wirken antizyklisch. In einer Phase, 
in der sich der Haushalt in einer schwierigen Situation 
befindet, stellt die Bundesregierung 9 Milliarden Euro 
für Invesfifionen in die Verkehrsfräger bereif. 

An die FDP gerichfef möchfe ich sagen: Es isf ein Zu- 
wachs gegenüber 2005 und allemal gegenüber der Mif- 
telfrisfplanung. 

(Joachim Günther [Plauen] [FDP]: Gegenüber 
der Mittelfristplanung schon!) 

In den nächsten Jahren wird es einen stetigen Aufwuchs 
geben - mögen es einmal nur 100 Millionen Euro und ein 
anderes Mal wiederum nur 1 00 Millionen Euro sein -, der 
Planungssicherheit bringt. 


Ich möchte mich der Frage zuwenden, ob wir die Ver- 
kehrsträger richtig bedienen. Wenn man bedenkt, dass 
im Modal Split zwischen Straße, Schiene und Binnen- 
wasserstraße ein stetiger Zuwachs beim Schienenweg zu 
verzeichnen ist, sein Anteil zwar inzwischen bei 16 bis 
17 Prozent liegt, wir aber knapp 40 Prozent der Haus- 
haltsmittel in das Schienennetz investieren, wird deut- 
lich: Wir investieren überdurchschnittlich in die Schiene, 
um in der Zukunft zu Verschiebungen beim Modal Split 
in Richtung Schienenverkehr zu kommen. Darüber hi- 
naus gibt es ein großzügiges Programm für die Binnen- 
schifffahrf, um auch diesen Verkehrsträger voranzubrin- 
gen. Wir meinen, dass wir mit den Investitionen in den 
nächsten Jahren - in diesem Jahr investieren wir 9 Mil- 
liarden Euro - Planungssicherheit für die nächsfen Jahre 
schaffen, sodass die Infrastruktur ein Rückgrat für die 
Wirtschaft wird. 


(D) 


(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Zur Technologie- und Innovationsführerschaft 

Deutschlands. Mir kommt es darauf an, noch einmal zu 
unterstreichen, dass wir eine Verantwortung für Invesfi- 
tionen in neue Verkehrsträger, neue Antriebssysteme, 
neue Kraftstoffe, neue Arten des Bauens sowie des - al- 
ters- und generationengerechten - Zusammenlebens ha- 
ben. 


(Dr. Ilja Seifert [DIE LINKE]: Barrierefrei!) 

Der Bundeshaushalt sieht für diese Bereiche Investifio- 
nen in einem Maße, das es vorher nicht gab, vor. Es gibt 
Aufwüchse um 200 Millionen Euro. Darüber hinaus sto- 
ßen wir mit einem Programm für Wassersfoff- und 
Brennsfoffzellen die Tür auf, um in Deufschland für die 
Technologieführerschaft Europas zu sorgen. Daran hän- 
gen Arbeitsplätze und neue Produkte, die wir nicht nur 
in Deutschland, sondern auch darüber hinaus verkaufen 
können. 

Es geht uns auch um den sozialen und regionalen Zu- 
sammenhalt. Ich habe kein Verständnis dafür, dass im 
Hinblick auf den Aufbau Osf - ein problematischer Be- 
griff, wenn man schaut, wie viel dort schon aufgebaut 
worden ist - einfach unter den Teppich gekehrt wird, dass 
wir mit dem Solidarpakt II und dessen Stabilität unbe- 
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(A) strittenermaßen dafür sorgen, dass 156 Milliarden Euro 
- aueh die Tranehe für 2006 - ausgezahlt werden. Dies 
bringt genau die finanzielle Sieherheit, die wir im Osten 
unseres Landes brauehen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Hinzu kommen Investitionszulagen, der Stadtumbau 
Ost, das Programm „Soziale Stadt“, die zusätzlieh zum 
sozialen und regionalen Zusammenhalt beitragen. 

Insgesamt ist es ein innovativer Haushalt, der für 
Waehstum und Besehäftigung sorgen wird und die Re- 
gionen, die Städte und Stadtteile zusammenbringen 
wird. leb bedanke mieh für eine intensive Diskussion. 
Wir sind auf gutem Wege. Stimmen Sie diesem Haushalt 
zu! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Das Wort hat nun der Kollege Joaehim Günther von 
der FDP-Fraktion. 

Joachim Günther (Plauen) (FDP): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Eigentlieh ist es ein Ritual bei den Haushaltsdiskussio- 
nen, dass die Opposition etwas mehr Geld fordert und 
sagt: Hier und dort könnte etwas gebraueht werden. Wer 

(B) die Debatte aufmerksam verfolgt hat, merkt, dass es 
diesmal ein wenig anders war. Sie von der Koalition ha- 
ben gemäß dem Motto „Mehr Staat, mehr Sehulden, 
mehr Steuern“ gehandelt. Wir haben dagegengesetzt: 
weniger Staat, weniger Steuern, mehr Eigenverantwor- 
tung. 

(Beifall bei der FDP) 

Man erkennt das, wenn man das Bueh, das wir vorgelegt 
haben, liest. 

(Rainer Fomahl [SPD]: Das ist ein Märehen- 
bueh!) 

Damit die Summe der mögliehen Einsparungen in 
Höhe von 8,3 Milliarden Euro nieht nur pausehal im 
Raum steht, möehte ieh anhand des Einzelplans 12, über 
den wir hier beraten, darlegen, wo Einsparungen mög- 
lieh sind. Beim Lesen des Buehes werden Sie feststellen: 
Wir sehlagen keine Kürzung in den Bereiehen des 
Einzelplans 12, in denen Investitionen vorgesehen sind, 
vor. Im Gegenteil: Wir fordern - meine Kollegin hat es 
bereits dargelegt - eine Aufstoekung der Investitionen in 
Zusammenhang mit den Einnahmen dureh die Maut. 

Herr Minister, wir sind mit dem Haushaltsplan im 
Großen und Ganzen zufrieden. Denn der Ansatz liegt um 
100 Millionen Euro über dem des Vorjahres. Doeh mit- 
telfristig gesehen wird er - aueh Sie wissen das - um 
1 Milliarde Euro niedriger liegen. 

Wir haben natürlieh andere Vorstellungen als Sie. Bei 
Programmen wie dem Stadtumbau Ost/West und dem 


Gebäudesanierungsprogramm - darüber hatten wir uns (C) 
bereits unterhalten - liegen wir im Prinzip auf der glei- 
ehen Wellenlänge. Doeh es gibt Punkte, in denen wir un- 
terschiedlieher Meinung sind und die wir im Aussehuss 
und im Plenum anspreehen wollen. Ieh erinnere nur an 
den in der ersten Lesung angeforderten Statusbericht 
zum Stadtumbau Ost, der bis jetzt dem Aussehuss noeh 
nieht vorgelegt wurde. Wir sollten ihn beraten. Vielleieht 
kommen wir dann zu anderen Erkenntnissen, aufgrund 
derer das Rüekbauprogramm verändert wird. Das sind 
Punkte, die im Endeffekt einen durehsehlagenden Cha- 
rakter haben könnten. 

Ieh möehte ferner das Stiehwort Eigenheimzulage 
nennen. Dieses Thema ist naeh wie vor aktuell. Wir ha- 
ben als FDP dieser Entseheidung in Erwartung einer um- 
fassenden Steuerreform nur deshalb zugestimmt, weil 
Sie eine Kompensation bei der Altersvorsorge verspro- 
ehen haben. Aber keines Ihrer Modelle hat bisher Wir- 
kung gezeigt. Keines spiegelt sieh in irgendeiner Form 
im Haushalt wider. Eine Integration der Immobilien in 
die Riesterrente hätte eine Vorlaufzeit von aeht Jahren 
zur Folge. Ieh frage die Bundesregierung: Wollen Sie al- 
len Ernstes aeht Jahre lang niehts für die Eigentumsvor- 
sorge tun? Das wäre sehleeht für unser Land. Wir liegen 
sehon jetzt im europaweiten Vergleieh am Ende. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir fordern Sie auf, sofort etwas zu unternehmen. 

Wir können uns aueh vorstellen, dass Sie Zwisehenlö- 
sungen präsentieren, solange kein mehrheitlieh getrage- 
nes Konzept vorliegt. Sorgen Sie dafür, dass zum Bei- 
spiel die Länder die Grunderwerbsteuer und die 
Grundsteuer solange aussetzen! Das wäre ein kleines (^) 
Trostpflaster für die Bauindustrie und ein Signal in Rieh- 
tung Bauindustrie, dass es in diesem Bereieh weiter vor- 
angehen könnte. Wiehtig wäre außerdem, dass Sie von 
Ihrer Seite alles unterlassen, was neue Belastungen für 
die Eigenheimbesitzer und die Immobilienbranehe ins- 
gesamt bedeutet. 

Herr Minister, Sie haben sieherlieh die Presse in den 
letzten Tagen verfolgt. Ieh kann Sie nur auffordem, sieh 
allen Begehrliehkeiten von Umweltminister Gabriel zu 
widersetzen und nieht an der Wahlfreiheit beim Gebäu- 
deenergiepass herumzudoktem. Die Zwangseinführung 
des bedarfsorientierten Energieausweises würde laut 
Wohnungswirtsehaft einige Milliarden kosten. Die 
DENA hat sieh sehon ausgereehnet, dass sie pro Einfa- 
milienhaus mindestens 150 Euro einnehmen würde. Wir 
waren uns fraktionsübergreifend einig, dass diese Wahl- 
freiheit bestehen bleiben muss. Bitte setzen Sie alles da- 
ran, dass diese Diskussion nieht erneut aufkommt. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Herr Minister, Sie sind - Sie haben es hier anklingen 
lassen - aueh für den Aufbau Ost zuständig. Sie sind in 
der Regierung die Integrationsfigur für den Osten. Ieh 
muss al3er ehrlieh sagen, dass ieh noeh niehts von den 
für Sie eharakteristisehen durehsehlagenden Einfällen 
bemerkt habe. Es wäre gut, wenn Sie sieh an einigen bri- 
santen Punkten Gehör versehaffen würden. Das wäre an 
manehen Stellen sehon aus psyehologiseher Sieht wieh- 
tig- 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 40. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 22. Juni 2006 


3755 


Joachim Günther (Plauen) 

(A) Ich betrachte einmal das Thema Abwanderung unter 
einem besonderen Blickwinkel, der in den letzten Tagen 
eine besondere Rolle gespielt hat, obwohl ich weiß, dass 
dieses Thema nicht unbedingt in Ihren unmittelbaren 
Entscheidungsbereich fallt. Der Marburger Bund und die 
Länder haben sich bei ihrem Tarifabschluss darauf geei- 
nigt, dass die Ärzte an den Unikliniken im Osten 
400 Euro weniger erhalten als ihre Kollegen im Westen. 
Das ist meines Erachtens ein großer Rückschritt. 
1 6 Jahre nach Wiederherstellung der deutschen Einheit 
ist eine solche Lohndifferenz ein Marschbefehl für die 
Abwanderung. 

Damit kommen wir wieder zu Ihrem Bereich. An die- 
ser Stelle wird nämlich die Infrastruktur tangiert. Wenn 
die Ärzte abwandem, dann können Schulschließungen 
die Folge sein, weil Familien wegziehen. Außerdem ist 
der Nahverkehr, also unser Bereich, betroffen. Wir müs- 
sen über diesen Gesamtkomplex nachdenken und dafür 
sorgen, dass es nichf zu dieser Abwanderung in dieser 
Größenordnung kommt. Denn es nützt uns nichts, wenn 
wir im Osten zwar gute Straßen, aber keine Menschen 
haben, die hier wohnen. 

(Beifall bei der FDP) 

Es gäbe noch viele Punkte, über die man in diesem 
Zusammenhang diskutieren könnte. Ich möchte an die- 
ser Stelle ein Beispiel aus dem Bereich AEG II erwäh- 
nen, das mir vor kurzem untergekommen ist, obwohl mir 
bewusst ist, dass jetzt manche fragen, warum dieses Bei- 
spiel die FDP betrifft. Wenn 50-jährige Familienväter 
aus Mecklenburg für 5,10 Euro Stundenlohn als Emte- 

(B) helfer in Bayern arbeiten und dort in Containern unterge- 
bracht sind - von dem Lohn bleibt aufgrund der Fahrt- 
und Unterbringungskosten nichts mehr übrig -, dann 
muss man sagen, dass wir uns in einer Bürokratie ver- 
strickt haben, die nicht mehr zeitgemäß ist. Ich bin der 
festen Überzeugung, so ein Problem könnte man vor Ort, 
also auf kommunaler Ebene, besser lösen, als es die Ar- 
beitsämter mit ihrer Überlandverschickung können. 

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Ist doch 
Schwachsinn, was Sie jetzt reden! Das eine hat 
mit dem anderen nichts zu tun!) 

Diese sind im Endeffekt an diesem Problem schuld. Hier 
müssen wir handeln. Wir haben die Abschaffung der Ar- 
beitsämter gefordert. Geben Sie den Kommunen und 
Kreisen mehr Möglichkeiten, dann würde so etwas nicht 
passieren. 

(Beifall bei der FDP) 

Infrastruktur schafft Arbeitsplätze; das haben Sie, 
Herr Minister, vorhin gesagt. Das trifft auch auf die Ge- 
bäudesanierung zu; da gebe ich Ihnen Recht. Nutzen Sie 
also die Chance, neue Arbeitsplätze auch durch Infra- 
strukturmaßnahmen zu schaffen, damit wir den Wande- 
rungsbewegungen entgegenwirken können. Nutzen Sie 
diese Chance. Dann können die Menschen in ihrer Hei- 
mat wohnen bleiben. Sie sind auch als zuständiger Mi- 
nister für den Aufbau Osf dazu aufgerufen. Wir wün- 
schen Ihnen dazu viel Glück. 


Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Das Wort hat nun der Kollege Dr. Klaus Lippold, 
CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Kiaus W. Lippoid (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Verehrte Damen und Herren! Ich glaube, dass wir gerade 
am heutigen Tage im Rahmen der Haushaltsdebatte zur 
Verkehrspolitik noch einmal die Notwendigkeit betonen 
sollten, die EU-Verkehrspolitik im Auge zu behalten. 
Ich sage das deshalb, weil der zuständige Kommissar 
heute die Halbzeitbilanz des EU- Aktionsplans vorgelegt 
hat und dabei zu ganz erstaunlichen Ergebnissen gekom- 
men ist. Im Vorhinein möchte ich sagen, dass ich nicht 
unterschreibe, was da steht. Ich möchte aber, dass wir 
uns damit politisch auseinander setzen, weil ich das für 
ausgesprochen wichtig halte. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Zunächst einmal ist festzustellen, dass nach den 
Schätzungen der Kommission das Transportvolumen 
der Bahn zwar leicht zunehmen wird, doch deren Anteil 
am gesamten Verkehrsaufkommen weiter zurückgehen 
wird, beim Gütertransport von heute etwa 1 1 auf 8 Pro- 
zent und beim Personentransport von 6 auf 5 Prozent. 
Ich denke, das sollte uns angesichts der Strategie, Herr 
Minister, die wir hier in der Bundesrepublik entwickeln, 
ziemlich nachdenklich stimmen. Ich glaube, dass wir 
- das habe ich auch gestern noch einmal zum Ausdruck 
gebracht - vor der unabweisbaren Notwendigkeit stehen, 
die Bahn zu stützen und mehr Verkehr auf die Bahn zu 
bringen, weil sonst unserer Republik der Verkehrs- und 
Mobilitätsinfarkt droht. Wir müssen aber sehen, wie wir 
das optimieren. 

Die Kommission will in Zukunft eigentlich nur noch 
den Langstreckentransport auf der Bahn sowie den Ver- 
kehr in Ballungsräumen und in Innenstädten fördern. 
Wir werden - ich sage das einmal mit einem Soup9on - 
beobachten müssen, inwieweit die Union, wenn sie die 
Ballungsräume ins Visier nimmt, auch in diese hineinre- 
gieren will. In den letzten Jahren ist mir nämlich aufge- 
fallen, dass - mit Verlaub - der Substitutionsgedanke, 
den wir mit der EU verbinden und der davon ausgeht, 
dass vor Ort die Dinge besser geregelt werden können 
als zentral von der Europäischen Union, gelegentlich in 
Erinnerung gebracht werden muss. Es gibt bestimmte 
Entwicklungen im Umweltbereich, die von Brüssel zen- 
timetergenau gesteuert werden. Ich glaube, dass es nicht 
gut wäre, wenn es eine vergleichbare Entwicklung im 
Verkehrsbereich gäbe. Deshalb, Herr Minister, sollten 
wir nicht warten, bis das alles zu Ende gedacht ist, son- 
dern uns im Vorhinein informieren. Gegebenenfalls soll- 
ten Sie auch eine erste Wertung in der nächsten Ver- 
kehrsausschusssitzung vornehmen, damit wir eine Basis 
für die weiferen Berafungen haben. Ich hälfe dies für 
ganz enfscheidend, weil wir hier Efliches tun müssen. 


(Beifall bei der FDP) 


(Beifall bei der CDU/CSU) 



3756 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 40. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 22. Juni 2006 


Dr. Klaus W. Lippold 

(A) Ich glaube, dass wir uns angesichts der Tatsache, dass 
die Kommission Wert auf die Schaffung von europäi- 
schen Verkehrs- und Logistikuntemehmen legt, auch mit 
Grundsatzffagen der Industriepolitik auseinander set- 
zen müssen. Wir haben in der letzten Zeit eine ganze 
Reihe industriepolitischer Maßnahmen erlebt. Ich war, 
ehrlich gesagt, aus deutscher Sicht nicht immer ganz 
glücklich mit den Ergebnissen. Deshalb sollten wir uns 
hiermit sehr intensiv auseinander setzen, damit die zu- 
künftigen Ergebnisse europäischer Industriepolitik güns- 
tiger ausfallen als in der Vergangenheit. Ich glaube, auch 
das stellt eine ausgesprochene Notwendigkeit für unser 
Land dar. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Beifall bei der FDP) 

Des Weiteren wird auf die Engpässe im Luftverkehr 
hingewiesen. So sagt die Kommission, dass den 60 größ- 
ten europäischen Flughäfen spätestens im Jahr 2020 die 
vollständige Überlastung droht. Gerade dies ist ein 
Punkt, mit dem wir uns vor dem Hintergrund, dass es 
nicht nur um europäische Fragestellungen, sondern auch 
darum geht, wie wir uns international bzw. global be- 
haupten, sehr intensiv auseinander setzen müssen. 

Wir sind heute in verschiedenen Positionen führend. 
Wir haben zwei Hubs, große Flughäfen, in der Bundes- 
republik Deutschland. Das ist hervorragend. Die Frage 
ist, wie das in zehn Jahren sein wird, wenn wir die Ent- 
wicklung nicht sorgfältig verfolgen. Wir müssen be- 
obachten, wer heute den A380 kauft und wer damit in 
absehbarer Zeit in der Lage ist, beispielsweise von New 

(B) York oder Washington aus direkt nach Dubai zu fliegen 
und damit den südostasiatischen Luftverkehrsraum zu 
erschließen, und darauf reagieren. Wir müssen günstige 
Voraussetzungen schaffen, soweit wir sie politisch über- 
haupt schaffen können. Nicht alles liegt in unserer Hand, 
damit wir uns da nicht missverstehen. Aber soweit wir 
Standortbedingungen politisch begünstigen können, soll- 
ten wir das tun, um unseren Unternehmen die Möglich- 
keit zu geben, sich in diesem internationalen Wettbewerb 
zu behaupten und damit Arbeitsplätze nicht nur zu si- 
chern, sondern neue zu schaffen. Ich glaube, die Zukunft 
vieler Arbeitsplätze wird im Mobilitätsbereich und im 
Logistikbereich liegen. Deshalb dürfen wir unsere Stär- 
ken nicht nur bewahren, sondern wir müssen sie aus- 
bauen. Da stimme ich mit Ihnen völlig überein. Sie ha- 
ben den Akzent auf den Logistikbereich gelegt. Ich 
meine, dass wir gemeinsam daran arbeiten sollten, un- 
sere Position auszubauen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Ich will einige wenige Worte zu unseren Aktivitäten 
beim Altbaubestand sagen. Nachdem wir als Union un- 
gefähr acht Jahre versucht haben, in dieser Richtung et- 
was zu bewegen, ist ein entscheidender Punkt, dass wir 
jetzt endlich Umweltschutz und Investitionen in die Ge- 
bäudesanierung zusammenführen. Ich gehe davon aus, 
Herr Minisfer, dass das dazu führen wird, dass die Sum- 
men, die wir für Fördermittel aufwenden, durch die in 
der Bauwirtschaft generierte Beschäftigung und das da- 
raus resultierende Steueraufkommen wieder eingenom- 
men werden. Wenn wir die erste Phase beobachtet und 


die Konsequenzen aus dieser Beobachtung gezogen ha- (C) 
ben, können wir prüfen, wie wir gegebenenfalls mehr 
Dynamik in diesen Bereich hineinbringen können. Das 
soll nicht die Erfolge schmälern, die bisher erzielt wor- 
den sind. Das gilt auch für die Versuche, vorzeitig an die 
Aufgaben heranzugehen, wofür ich Ihnen, Herr Minisfer, 
danke. Wir sollten sehen, dass wir den Umweltschutz 
weiter fordern und zusäfzlich Beschäftigung schaffen. 

Denn der Altbaubestand, den wir haben, bietet die Mög- 
lichkeit, durch die erwähnten Maßnahmen die Konjunk- 
tur anzukurbeln. Es nützt auch dem Finanzminister, 
wenn wir einen Return on Investment haben und die 
Staatskasse Einnahmen erzielt. Vielleicht stellt sich der 
Finanzminister dann etwas weniger sperrig, als wir es 
diesmal alle feststellen mussten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich will ein Wort zur Opposition sagen. Frau 
Lührmann, Sie haben einiges gefordert. Das hätten Sie 
zu Ihrer Regierungszeit auch schon haben können. 

(Renate Blank [CDU/CSU]: Das ist wohl 
wahr!) 

Für die Gebäudesanierung hatten Sie, wenn ich das rich- 
tig sehe, eine steuerliche Förderung im Koalitionspro- 
gramm mit Ihrem Koalitionspartner verankert. Sie haben 
sie nur nicht umgesetzt. In anderen Bereichen - Sie spra- 
chen von Bahn und Schiene - stellten Sie die Aufsichts- 
ratmitglieder. Was haben die denn kontrolliert, als es um 
die Verwendung von Investitionsmitteln bei der Bahn 
ging? Sie sehen, dass man immer etwas vorsichtig sein 
muss. Es könnten noch einige hier sein, die die frühere 
Entwicklung mitbekommen haben und deshalb wissen, ^ ' 
wie Sie sich damals verhalten haben. 

(Renate Blank [CDU/CSU]: Die sind auch 
da!) 

Das macht die Situation für Sie natürlich nicht einfacher. 

(Bartholomäus Kalb [CDU/CSU]: Du bist ein 
parlamentarischer Oldtimer!) 

Ich verstehe Ihre Rolle als Opposition. Aber nichtsdesto- 
weniger müssen solche Anmerkungen gelegentlich er- 
laubt sein. 

(Winfried Hermann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Wir sind gespannt auf die Tätigkeiten 
der Aufsichtsräte der neuen Regierung!) 

- Herr Kollege Hermann, in Anbetracht der unwahr- 
scheinlich guten Zusammenarbeit, die wir im Verkehrs- 
ausschuss über alle Fraktionsgrenzen hinweg haben, 
nehme ich diesen Zwischenruf als wohlgemeinten Bei- 
trag. Wir werden sicherlich in Zukunft weiter kooperie- 
ren. 

Für mich ist wichtig, dass wir bei den Management- 
plänen, die auszuarbeiten wir uns vorgenommen haben, 
möglichst bald zu Ergebnissen kommen. Die Gelder sind 
eingestellt. Wir müssen möglichst schnell beraten und 

- was ich für das Entscheidende halte - möglichst 
schnell in die Umsetzungsphase kommen. Noch so gute 
Pläne und noch so gute Beratungen sind nichts, wenn sie 
nicht umgesetzt werden. Sie haben bislang gezeigt, dass 
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(A) Sie an diese Dinge herangehen. Sie werden das, so hoffe 
ich, mit unserer Unterstützung in Zukunft genauso tun. 
Ich danke den Mitarbeitern der beteiligten Häuser für die 
geleistete Arbeit im Zusammenhang mit den Haushalts- 
beratungen. 

Ich bedanke mich bei Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Das Wort hat nun der Kollege Dr. Ilja Seifert für die 
Fraktion Die Linke. 

Dr. iija Seifert (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol- 
legen! Die Diskussion, die wir jetzt geführt haben, reizt 
natürlich, zu vielen Fragen noch einiges zu sagen. Da 
meine Kollegin Bluhm die entscheidenden Eckpunkte 
unseres städtebaulichen Konzepts bereits dargelegt hat 
und unsere Kollegin Menzner in der ersten Lesung das 
Gleiche für die Verkehrsfragen getan hat, möchte ich 
mich jetzt auf drei Punkte konzentrieren, an denen 
exemplarisch gezeigt werden kann, wo gespart werden 
könnte - davon handeln zwei Punkte - und wo wirklich 
innovativ in die Zukunft gebaut werden könnte, ohne 
dass zusätzliche Kosten entstehen, wenn wir es richtig 
anpacken. 

Erster Punkt. Fast auf den Tag genau vor 15 Jahren 
beschloss der Bundestag den Umzug von Bonn nach 

(B) Berlin. Dieser Beschluss war mit vielfältigen Fehlein- 
schätzungen und etlichen Fehlleistungen verbunden. 
Schauen wir uns einmal um, was inzwischen passiert ist. 
In Berlin hat sich einiges verändert. Bonn ist inzwischen 
die Boomtown schlechthin. Nie ging es Bonn so gut wie 
jetzt, jedenfalls nicht zu den Zeiten, als es Parlamentssitz 
war. Was tun wir aber noch immer? Wir leisten uns zwei 
Sitze für alle Ministerien, was mit unnötigem Hin- und 
Herreisen verbunden ist. Das sind unnötige Ausgaben, 
die wirklich nicht mehr zu rechtfertigen sind. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne- 
ten der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, sogar 
einer Ihrer Interimsvorsitzenden hat das inzwischen er- 
kannt und laut gesagt. Dafür muss man ihm einmal 
Danke sagen. Er hat es gemerkt. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen von der CDU/CSU, vielleicht merken Sie das 
auch. Dann könnten wir bald zu einem vernünftigen Be- 
schluss kommen, durch den nicht nur Kosten gespart 
würden, sondern auch die wichtigen Entscheidungen an 
einem Ort gefällt werden könnten. 

Ich will einen zweiten Punkt erwähnen, der auch im 
Zusammenhang mit dem Umzug steht und ebenfalls hor- 
render Unsinn ist. Die Eigenheimzulage für Häuslebauer 
haben wir gestrichen. Wenn aber ein vom Regierungs- 
umzug betroffener Mensch aus Bonn in Berlin Eigentum 
erwerben will, wird das noch immer durch günstige Dar- 
lehen, Zuschüsse usw. gefördert. Mit welcher Begrün- 


dung denn eigentlich? Damals war die Begründung, dass (C) 
es in Berlin einen riesigen Wohnungsmangel gäbe. Des- 
wegen mussten die Umzugszulage und die Eigentums- 
förderung eingeführt werden. Inzwischen wissen wir, 
dass in Berlin Zehntausende von Wohnungen leer ste- 
hen. Warum können Bonner Beamte denn nicht in diese 
Wohnungen ziehen? Wieso müssen sie gefördert wer- 
den, wenn sie hier Eigentum erwerben wollen? Kein ein- 
ziger vernünftiger Grund sprichf dafür. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Dass aus ideologischen Gründen der Palasf der Repu- 
blik abgerissen werden muss, was immer feurer wird und 
immer länger dauerf, will ich nur am Rande einmal er- 
wähn! haben, auch wenn es nichf ganz und gar unwichtig 
ist. 

Der letzte Punkt, den ich anführen will, hat einen auf- 
bauenden Charakter. Herr Minister, wenn wir es endlich 
einmal schaffen würden, in allen Förderungsprogram- 
men Ihres Ministeriums als Kriterium und zwingende 
Voraussetzung für die Gewährung von Fördermitteln die 
Schaffung von Barrierefreiheit aufzunehmen, dann hät- 
ten wir eine Investition in die Zukunft, die auf Jahr- 
zehnte wirksam wäre. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Sie wäre nicht nur für Menschen mit Behinderungen und 
Mobilitätseinschränkungen günstig, sondern auch für 
ganz viele andere. Ich habe in diesem Zusammenhang 
insbesondere die demografische Entwicklung im Auge. 

Das betrifft den Verkehrsbereich, den städtebaulichen (D) 
Bereich und den Wohnungsbereich. 

(Bartholomäus Kalb [CDU/CSU]: Wird doch 
gemacht!) 

- Das ist nicht wahr. Lieber Kollege, ich habe etliche 
Anfragen an die Bundesregierung gestellt, wie es mit der 
Barrierefreiheit als Förderkriterium aussieht. Ich habe 
immer schwammige Auskünfte erhalten, nach dem 
Motto: Es ist nicht verboten, barrierefrei zu bauen, aber 
es ist keine zwingende Voraussetzung. 

(Bartholomäus Kalb [CDU/CSU]: Vielleicht 
nicht in Berlin, aber in Bayern ist das zwin- 
gend!) 

- Wenn ich das richtig sehe, sind wir hier im Bundespar- 
lament und nicht im Bayerischen Landtag. Es kann ja 
sein, dass dort anders vorgegangen wird. Ich beziehe 
mich auf die Bundesebene. Ich rede jetzt mit dem Bun- 
desminister und der Bundesregierung und nicht mit ir- 
gendeinem bayerischen Provinzfürsten. 

Ich möchte, dass wir ordentliche Kriterien haben, die 
bundesweit gelten. Darum geht es mir. Wenn es richtig 
gemacht wird, wird dafür überhaupt kein Euro mehr aus- 
gegeben, aber es werden die Lebensbedingungen für alle 
verbessert. Darum sollte es gehen. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der LINKEN) 
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(A) Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Das Wort hat nun der Kollege Dr. Anton Hofreiter, 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Dr. Anton Hofreiter (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Viele Menschen sind Tag für Tag auf den 
Nahverkehr angewiesen. Die Lebensqualität der Städte 
hängt entscheidend von der Qualität des Nahverkehrs ab. 
Welche Entwicklungen hatten wir in den letzten Jahren? 
Der ÖPNV ist dank der Regionalisiemngsmittel besser 
geworden. Gleichzeitig sind die Ölpreise gestiegen. Das 
heißt, der Individualverkehr ist teurer geworden. Zudem 
müssen wir mit einer demografischen Entwicklung rech- 
nen, die zu weitaus mehr älteren Menschen führt. 

Die Regionalisierung des Schienenpersonennah- 
verkehrs ist nahezu die einzige Erfolgsgeschichte der 
Bahnreform: besserer Takt, neuere Züge und weitaus 
mehr Passagiere. Was fällt der großen Koalition dazu 
ein? Als Belohnung werden die Mittel um circa 
2 Milliarden Euro gekürzt. Wen trifft dies am härtesten? 
Von den Schäden für die Umwelt, für die Gesundheit der 
Menschen in Ballungsräumen und das Klima wollen wir 
erst einmal gar nicht reden. Dies trifft die Menschen 
ohne Auto, die noch dazu oft über ein geringeres Ein- 
kommen verfügen, am härtesten. Es trifft die ganz Jun- 
gen, die noch keinen Führerschein haben können. Es 
trifft ältere Menschen. Es trifft insbesondere die Bewoh- 
ner von Ballungsräumen, die speziell unter der Verkehrs- 
dichte leiden. Es trifft auch die wenigen Menschen auf 
dem flachen Land, die kein Auto haben oder haben kön- 
nen, die nahezu von der Mobilität abgeschnitten werden. 

Herr Minister Tiefensee spricht davon, dass die Län- 
der die Effizienzgewinne heben sollen, um dies auszu- 
gleichen. 

(Sören Bartol [SPD]: Das wollt ihr doch 
auch!) 

Wir sind für Effizienz und Transparenz der Mittelver- 
gabe. Aber die Kürzungen treten sofort in Kraft. Wir 
wissen, dass, nachdem sowohl das Bundesministerium 
- wenn auch unter einem anderen Minister - als auch 
viele Länder dies jahrelang verschlafen haben, sich nun 
die Effizienzgewinne frühestens in drei, vier Jahren he- 
ben lassen. Das heißt, die Kürzungen treffen alle gleich- 
mäßig. Die Länder, die die Effizienzgewinne bereits ge- 
hoben haben, damit mehr Verkehr auf die Schiene 
gebracht und all die positiven Effekte bewirkt haben, 
werden bestraft. Wir haben einen Gesetzentwurf einge- 
bracht, der vorsieht, dass 50 Prozent der Mittel erfolgs- 
abhängig vergeben werden können. Ich werde einmal se- 
hen, wie Sie darauf reagieren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wer allerdings führt diese Kürzungen durch? War es 
die CDU/CSU allein? Dann könnten wir sagen: Beim 
Nahverkehr haben wir sowieso nichts anderes erwartet. 
Aber nein, die SPD war fleißig bei den Kürzungen dabei. 
Sozial Schwächere, junge Menschen, alte Menschen und 
Menschen in Ballungsräumen scheinen ja keine Gruppen 


mehr zu sein, die für die SPD relevanf sind. Verfrefen (C) 
werden sie von ihr schon lange nicht mehr. Das sieht 
man auch an der gleichzeitigen Mehrwertsteuererhöhung 
und an der Debatte, trotz Rekordgewinnen die Körper- 
schaftsteuer für die Unternehmen zu halbieren. 

Zur verkehrlichen Kompetenz der Vorredner ist noch 
etwas zu sagen. Herausgehoben werden zwei Projekte: 
der Transrapid und der Ausbau der Strecke Nürn- 
berg-Erfurt. Das zeigt eine fast verblüffende Inkompe- 
tenz in verkehrlichen Dingen. Die Strecke Nürnberg-Er- 
furt, auf der nach eigener Aussage der Bundesregierung 
im Schnitt 1,5 Züge pro Stunde im Fernverkehr fahren, 
soll ausgebaut werden, was Milliarden verschlingen 
wird, während für andere logisfisch notwendige Projekte 

- Herr Beckmeyer müsste das eigentlich wissen -, zum 
Beispiel betreffend die Rheinschiene - dort droht die 
Anlandung immer größerer Containerschiffe und die 
Container müssen dann auch abtransportiert werden -, 
kein Geld vorhanden ist. Was für eine Prioritätensetzung 
ist denn das? Milliarden Euro für eine Strecke herzuge- 
ben, auf der 1,5 Züge pro Stunde fahren, ist einfach in- 
kompetent! 

Die nächste Inkompetenz zeigt sich beim Trans- 
rapid. 2 Milliarden Euro sollen für ein Projekt versenkt 
werden, damit ein paar Leute schneller zum Flughafen 
kommen. 18 000 pro Tag werden prognostiziert. Das ist 
doch absolut inkompetent. Das Geld wird einfach sinn- 
los verschwendet. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Zuruf von der CDU/CSU: Wie früher bei Rot- 
Grün!) (D) 

Dieser Haushaltsplan zeigt vor allem eines: Die Ko- 
alition hat kein Konzept, um die Herausforderungen der 
Zukunft anzugehen. Im größten Investitionshaushalt 

- das wurde schon öfter hier gesagt - geht man mit den 
Investitionen offensichtlich besonders unökonomisch 
um. Man denkt sich: Lasst uns hier und dort 1 Milliarde 
Euro nehmen und das Geld versenken. Es ist ja egal, ob 
das, was wir tun, verkehrlich sinnvoll oder gar nötig ist 
bzw. ob es ökonomisch gefordert ist. - Für das, was 
sinnvoll wäre und was auch die Industrieverbände benö- 
tigten - ich nenne zum Beispiel den Ausbau von Kno- 
tenpunkten und Engstellen -, ist kein Geld vorhanden. 

Dieser Haushaltsplan zeigt vor allem eines: Die große 
Koalition ist für die ökologischen, sozialen und ökono- 
mischen Herausforderungen der Zukunft blind. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Das Wort hat nun der Kollege Sören Bartol, SPD- 
Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Sören Bartoi (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir debattieren heute nicht nur über den Bun- 
deshaushalt, sondern auch über einen Antrag des 
Bündnisses 90/Die Grünen zum Regionalisierungsge- 
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(A) setz. Ich bin froh, dass, was die Regionalisierungsmittel 
betrifft, seit letztem Freitag die Kuh vom Eis ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Der Bundesrat hat dem Haushaltsbegleitgesetz und 
damit der Neufestsetzung der Regionalisierungsmittel 
zugestimmt. 

(Winfried Hermann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: 2 bis 3 Milliarden Euro wurden gestri- 
chen!) 

Das ist ein notwendiger Beitrag zur Haushaltskonsoli- 
dierung. Im Gegenzug hat der Bund den Ländern für die 
Jahre 2008 bis 2010 zugesagt, die Kürzungen um 
500 Millionen Euro zu reduzieren und die Mittel ab 
2009 wieder zu dynamisieren. Ich freue mich, dass es 
gelungen ist, die ursprünglich im Koalitionsvertrag vor- 
gesehene Summe an Einsparungen von 3,1 Milliarden 
Euro auf 1,8 Milliarden Euro zu reduzieren. 

(Winfried Hermann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Jetzt rechnen Sie aber falsch, Herr Kol- 
lege!) 

Für 2006 bedeutet das: Verzicht auf den Aufwuchs und 
Festschreibung auf dem Vorjahresrekordniveau von 
7,05 Milliarden Euro. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Jahre 2007 werden es 6,7 Milliarden Euro sein. 

Der Kompromiss mit den Ländern ist ein gutes Er- 
(ß) gebnis, sowohl aus verkehrspolitischer als auch aus 
haushaltspolitischer Sicht. Er gibt den Ländern Pla- 
nungssicherheit und genügend Spielraum, um mit den 
zusätzlichen Einnahmen aus der Mehrwertsteuer bei der 
Förderung des öffentlichen Verkehrs eigene Prioritäten 
zu setzen. 

(Uwe Beckmeyer [SPD]: Da sind wir aber sehr 
gespannt!) 

Jetzt gilt es, die mündlichen Verabredungen schnellst- 
möglich in Gesetzesform zu gießen. 

(Winfried Hermann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Das ist doch völlig willkürlich!) 

Ich will nicht verhehlen, dass ich als Verkehrspoliti- 
ker Bauchschmerzen habe, wenn Mittel für den öffentli- 
chen Verkehr gekürzt werden. Ich stehe aber zu unserer 
haushaltspolitischen Verantwortung. Ich bin sicher, dass 
die Schreckensszenarien von Sfreckenstilllegungen und 
Fahrpreiserhöhungen, die die Verkehrsverbünde in den 
vergangenen Wochen gezeichnet haben, nicht Realität 
werden. Die Kürzungen sind verkraftbar. Sie erfordern 
allerdings eine zielgenaue und effiziente Mittelverwen- 
dung. 

(Uwe Beckmeyer [SPD]: Richtig!) 

Die Regionalisierung ist eine Erfolgsgeschichte, die 
wir Sozialdemokraten in den Landesregierungen, an de- 
nen wir beteiligt waren, entscheidend mitgestaltet haben. 

(Beifall bei der SPD) 


Diese Erfolgsgeschichte wollen und werden wir fortset- (C) 
zen. 

Der Schienenpersonennahverkehr ist das Rückgrat 
des öffentlichen Verkehrssystems. Ohne ihn ließen sich 
die großen Verkehrssfröme nicht bewältigen. Er entlastet 
Städte und Ballungsräume vom Autoverkehr, sichert 
gleiche Lebensverhältnisse in den Regionen und leistet 
einen wichtigen Beitrag zum Umweltschutz. Es ist ein 
Erfolg der Bahnreform, dass der SPNV heute ein quali- 
tativ hochwertiges Verkehrsangebot und eine zuverläs- 
sige Alternative zum Auto ist. Über 2 Milliarden Fahr- 
gäste nutzten 2005 die Regionalbahnen. Das sind eine 
halbe Milliarde mehr Fahrgäste als 1996, als das Regio- 
nalisierungsgesetz in Kraft trat. 

Der ÖPNV ist für uns ein Teil der Daseinsvorsorge, 
eines sozial und ökologisch verträglichen Verkehrssys- 
tems. Wir wissen, dass ein attraktives öffentliches Ver- 
kehrsangebot allein aus Fahrgeldeinnahmen nicht finan- 
zierbar ist. Deshalb steht außer Frage, dass der Bund den 
ÖPNV auch weiterhin mit einem hinreichenden Finanz- 
beitrag auf hohem Niveau fördern muss. 

Wir stehen zu dieser Aussage des Koalitionsvertrages. 

Das zeigt der Haushalt 2006. Die Regionalisierungsmit- 
tel bleiben auf dem Vorjahresniveau. Die Mittel des 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes werden mit 
1,6 Milliarden Euro auf hohem Niveau verstetigt. Gut 
die Hälfte davon verwenden Bund und Länder für Inves- 
titionen in den öffentlichen Personennahverkehr. Damit 
stellt der Bund den Ländern umfassende Finanzmittel 
aus seinem Steueraufkommen zur Verfügung. 

Doch die Bäume wachsen nicht in den Himmel, Herr 
Hofreiter. Ihre Fraktion will mit vollen Händen Geld 
ausgeben, das nicht da ist. 7,3 Milliarden Euro und er- 
höhte Regionalisierungsmittel wollen Sie den Ländern 
für die Jahre 2007 bis 2017 in die Hand versprechen, 
ohne sich die Möglichkeit der Revision vorzubehalten. 

(Winfried Hermann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Das ist falsch!) 

Im Gegenzug sollen die Länder die Verwendung der 
Mittel offen legen. Effizienter Mitteleinsatz soll belohnt, 
Zweckentfremdung soll bestraft werden. Das klingt, 
wie ich finde, zunächst einmal gut. 

(Beifall des Abg. Winfried Hermann [BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Aber selbst wenn die Länder zu einer entsprechenden 
Änderung des Regionalisierungsgesetzes bereit wären 
- das sehe ich im Moment allerdings nicht -, wäre hier- 
für auch eine Änderung der Finanzverfassung erforder- 
lich. Für finanzielle Sanktionen bei Zweckentfremdung, 
wie Sie sie fordern, müsste sogar der Aufgabenteil des 
Grundgesetzes geändert werden. Das scheint mir kein 
realistischer Weg zu sein. 

Wir haben von den Ländern gerade in den letzten Jah- 
ren Transparenz hinsichtlich der Verwendung der Regio- 
nalisierungsmittel eingefordert. Immerhin sind die Län- 
der nun, unter dem Druck der notwendigen Einsparungen, 
zu einer Offenlegung der Verwendung der Mittel in den 
Jahren 2002 bis 2005 bereit. Wir brauchen aber vollstän- 
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(A) dige Transparenz; denn nur so lässt sieh der hohe Mittel- 
einsatz politisch legitimieren. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU) 

Wir alle wissen, dass es im Regionalverkehr durchaus 
noch Effizienzpotenziale gibt, die die Länder durch 
mehr Wettbewerb mobilisieren können. Sie sind dabei 
auf einem guten Weg. Zunehmend finden auch Wettbe- 
werber ihren Weg auf die Bahnschienen. Während 1994 
der Anteil der Wettbewerber bei lediglich 4 Prozent lag, 
betrug er 2005 rund 14 Prozent, bei zunehmender Ten- 
denz. Der SPNV-Markt wird dennoch von einem Anbie- 
ter, der DB AG, mit einem Anteil von 86 Prozent domi- 
niert, während sich den Rest des Marktes 50 kleinere 
Anbieter teilen. Es gibt also noch reichlich Potenzial für 
mehr Wettbewerb. Für uns ist allerdings klar: Wettbe- 
werb darf nicht zu Sozialdumping führen. Es darf nicht 
nur um Kostensenkungen gehen. Es muss letztlich auch 
um höhere Qualität und um eine Erhöhung der Fahrgast- 
zahlen gehen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Anton 
Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Ein Mehr an Wettbewerb wollen wir aber nicht mit 
der Brechstange umsetzen wie die Grünen. Eine Aus- 
schreibungspfiicht ohne Übergangsfrist lehnen wir ab. 
Wir begrüßen deshalb, dass sich der Rat der EU-Ver- 
kehrsminister am 9. Juni auf eine Verordnung für den öf- 
fentlichen Personennahverkehr geeinigt hat, die neben 
der Ausschreibung unter bestimmten Voraussetzungen 
eine Direktvergabe an kommunale Verkehrsuntemeh- 
men und kleine Busuntemehmen ermöglicht. Das 
schützt unsere in Europa einmalige Struktur des ÖPNV- 
Markts mit kleinen und mittelständischen Betrieben. 

Wir wollen den mit dem Regionalisierungsgesetz ein- 
geschlagenen erfolgreichen Weg weitergehen. Der Bund 
ist bereit, finanziell weiterhin einen hohen Beitrag zu 
leisten. Die Länder müssen im Gegenzug für eine effizi- 
enfe und fransparenfe Mittelverwendung sorgen und in 
ihren Haushalten Prioritäten für den ÖPNV sefzen. Sie 
haben dafür ausreichend Spielraum. Sie erhalten im 
Jahr 2007 zwar 565 Millionen Euro weniger Regionali- 
sierungsmittel; in der Summe aber werden ihre Haus- 
halte im selben Jahr um mehr als das Zehnfache entlas- 
tet. 

Unser Ziel ist die Sicherstellung einer bedarfsgerech- 
ten, zielgenauen und effizienten Finanzierung des öffent- 
lichen Verkehrs. Mit dem Haushalt 2006 gewährleisten 
wir als Bund weiterhin ein attraktives Nahverkehrsange- 
bot. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Das Wort hat nun der Kollege Patrick Döring, FDP- 
Fraktion. 


Patrick Döring (FDP): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich denke, das Thema Regionalisierungsmittel lohnt we- 
der die vom Kollegen Hofreiter gezeigte Aufregung 
noch eine reine Lobeshymne, wie sie der Kollege Bartol 
gehalten hat. 

Wenn man den Verlauf dieser Debatte nachzeichnet, 
stellt man fest, dass die Koalition mit ihrer überraschen- 
den Sparankündigung in den Kommunen und in den 
Ländern zumindest für erhebliche Irritationen gesorgt 
hat. Noch im Februar 2006 haben sich Vertreter der Ko- 
alition in den „GRV-Nachrichten“ dazu geäußert. Die 
Union hat gesagt, die Höhe der Regionalisierungsmittel 
werde im Jahre 2007 gemeinsam mit den Ländern fest- 
gelegt. Die SPD hat gesagt, nach dem Regionalisie- 
rungsgesetz sei für das Jahr 2007 eine erneute Prüfung 
und Neufestsetzung vorgesehen. Sie haben das in einem 
Hauruckverfahren vorgezogen. Das war natürlich weder 
hilfreich noch gut; denn Sie wissen genau, dass die Län- 
der so kurzfristig nicht reagieren können, weil die Ver- 
träge laufen, und die nötigen Einspareffekte nicht erzielt 
werden können. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Dr. Anton 
Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Jetzt gibt es einen Kompromiss. Ich bin mit dem Kol- 
legen Bartol einig, dass dieser Kompromiss Stabilität 
und Sicherheit bis 2008 bringt und dazu führt, dass wir 
eine verlässliche Nahverkehrspolitik bekommen. 

Ich will ganz kurz etwas zu dem Antrag der Grünen 
sagen. Diese streng schienengläubige Politik wird uns si- 
cher auch nicht nach vorne bringen; das Geld wächst 
schließlich nicht aus der Erde. 

Die Geschichte der Regionalisierung ist vor allen 
Dingen die Erfolgsgeschichte der DB Regio. Aber wir 
müssen einmal genau hinschauen, in welchen Bundes- 
ländern die DB Regio einen Marktanteil von 90 Prozent 
und mehr hat und wie viele Regionalisierungsmittel pro 
Personenkilometer dort verbraten werden und in wel- 
chen Bundesländern die DB Regio einen Marktanteil 
von 80 Prozent oder weniger hat und wie viele Regiona- 
lisierungsmittel pro Personenkilometer dort zugeschos- 
sen werden. In Schleswig-Holstein beispielsweise haben 
andere Schienenpersonennahverkehrsdienstleister einen 
Anteil von über 30 Prozent. Wer das Verhältnis von ein- 
gesetzten Regionalisierungsmitteln pro Personenkilome- 
ter bildet, kommt zu spannenden Ergebnissen, die die 
Effizienzreserven, von denen hier gesprochen wurde, 
deutlich erkennbar werden lassen. Von daher bin ich mit 
der Kollegin Winterstein einig: Hier sind noch Reserven 
drin, ohne dass Qualität und Quantität des Nahverkehrs 
angetastet werden müssten. Man muss dann aber vor al- 
lem bereit sein - darüber haben wir im Ausschuss inten- 
siv gesprochen und darauf ist auch der Herr Minister ein- 
gegangen -, auch mehr Wettbewerb zuzulassen. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir bleiben dabei: Das Prinzip der Inhouse- Vergabe 
und der so genannten marktorientierten Direktvergabe 
führt sicherlich nicht dazu, dass in allen Bundesländern 
die Effizienzreserven gehoben werden. Mit der 
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(A) DB Regio werden aueh weiterhin Tauseh- und Kopp- 
lungsgeschäfte gemacht werden, wie wir alle sie aus un- 
seren Bundesländern kennen. 

(Beifall des Abg. Winfried Hermann [BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Lassen Sie mich noch zu der Frage kommen, wie qua- 
litativ wertvoll sich der Nahverkehr entwickeln wird. 
Wir haben hier die Diskussion um die Schiene geführt; 
wir werden sie weiter führen beim Thema „Privatisie- 
rung der Bahn“. Das ist bereits angesprochen worden. 

Auch wurde die Zweckentfremdung eines Teils der 
Regionalisierungsmittel angesprochen. Dazu kann ich 
nur sagen: 15 der 16 Landesverkehrsminister gehören 
der Union oder der SPD an. Sprechen Sie mit denen, 
wenn sie die Mittel angeblich zweckentfremden. Das 
Problem lässt sich in einer großen Koalition doch leicht 
lösen. 

(Beifall bei der FDP - Zuruf von der SPD: Das 
machen wir doch!) 

Wenn die Diskussion darüber jetzt langsam beginnt, 
dann sind wir beim Thema „öffentlicher Personennah- 
verkehr“ auf einem guten Weg. 

Eines muss ich abschließend noch sagen: Gehen wir 
davon ab, immer nur auf die Schiene zu schauen. Wir 
alle wissen, dass im ländlichen Raum der Bus öfter das 
preiswertere und bessere Verkehrsmittel ist. Die Schie- 
nenbezogenheit, wie sie im Antrag der Grünen zutage 
tritt, ist nicht mehr zeitgemäß. Deshalb werden wir die- 

(B) sen Antrag ablehnen. 

(Winfried Hermann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Bedauerlich!) 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Jetzt hat das Wort der Kollege Klaus Hofbauer, CDU/ 
CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Kiaus Hofbauer (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Meine verehrten Kolleginnen und 
Kollegen! Erlauben Sie mir, mit einer Vorbemerkung zu 
beginnen. Wir haben in den letzten Wochen im 
Ausschuss des Öfteren über die EG-Nachfolgeverord- 
nung 1191 diskutiert und beraten; es geht darin um die 
Rahmenbedingungen des öffentlichen Nahverkehrs. 
Sehr geehrter Herr Minister, ich möchte Ihnen danken 
und Ihnen meine Anerkennung aussprechen. Sie haben 
im Ministerrat gut verhandelt und die Interessen unseres 
Landes ausgezeichnet vertreten. Herzlichen Dank dafür! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Wir müssen jetzt die Umsetzung im Personenbeförde- 
rungsgesetz vollziehen. Dabei werden wir insbesondere 
die Interessen unseres mittelständischen Gewerbes ver- 
treten. 


Erlauben Sie mir noch eine Bemerkung dazu. Ich (C) 
habe es schon für gut empfunden, dass diese Verordnung 
rechtzeitig in der politischen Diskussion im Ausschuss 
war. Wir konnten auch einen Teil dazu beitragen, Herr 
Minister, dass dieser Prozess entsprechend gestaltet 
wurde. Das ist für mich ein positives Beispiel. Wenn eu- 
ropäische Verordnungen rechtzeitig in die politischen 
Gremien kommen, wenn wir uns mit der Regierung 
rechtzeitig im positiven Sinne auseinander setzen kön- 
nen, dann kommt auch etwas Gutes dabei heraus. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und FDP) 

Als Vertreter des ländlichen Raumes hat mich natür- 
lich die Thematik Regionalisierungsmittel in besonde- 
rem Maße beschäftigt. Ich glaube, dass wir eine gute und 
vor allem eine einvemehmliche Lösung mit den Ländern 
gefunden haben. Ich glaube auch, dass hier eine Lösung 
mit Perspektive für die Zukunft aufgebaut werden kann. 

Die Regionalisierungsmittel haben entscheidend dazu 
beigetragen, dass wir einen öffentlichen Nahverkehr ha- 
ben, der sich sehen lassen kann. Ich glaube, das darf man 
hier einmal sagen. Wir sollten stolz darauf sein, was im 
öffentlichen Nahverkehr passiert ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Die Mobilität, die Verkehrspolitik insgesamt ist einer 
der entscheidenden Träger zur Sicherung und Schaffung 
von Arbeitsplätzen in unserem Lande. Es gibt unheim- 
lich viele Initiativen in diesem Bereich. Allein die Mobi- 
litätswirtschaft stellt 7 Millionen Arbeitsplätze. Die (D) 
Logistikbranche boomt und es werden weitere Arbeits- 
plätze entstehen. Die Automobilindustrie und die Elek- 
troindustrie sichern fast jeden siebten Arbeitsplatz in un- 
serem Lande. Dies alles bietet eine gute Grundlage für 
den Wirtschaflsstandort Deutschland. 

Es ist schon angesprochen worden, dass wir unsere 
gute Infrastruktur erhalten und stärken müssen. Auf- 
grund der Ergebnisse der Umfragen in der letzten Zeit 
können wir uns nicht zurücklehnen. In Deutschland be- 
steht ein ganz gravierender Handlungsbedarf; denn wir 
sind sehr schnell weg vom Fenster, wenn wir nicht die 
Weichen in Richtung Zukunft stellen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Deswegen hat mir die Diskussion in der letzten Legisla- 
turperiode nicht gefallen, als es hieß: „Bildung statt Be- 
ton“. Ich glaube, das war nicht der richtige Weg. Wir 
müssen ganz klar feststellen, dass durch Bildung und 
Forschung, aber auch durch die Verkehrsinffastruktur 
ganz entscheidende Weichenstellungen für die Zukunft 
vorgenommen werden können. Beides gehört in meinen 
Augen unzertrennlich zusammen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Durch den Koalitionsvertrag hat die Verkehrspolitik 
in unserem Lande insgesamt wieder an Bedeutung ge- 
wonnen. Die Verkehrspolitik ist wieder zentral vertreten. 

Ich glaube, das sollten wir erkennen. 
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(A) Es ist schon angesprochen worden, dass die Europäi- 
sche Kommission 2001 ein Weißbuch zur europäischen 
Verkehrspolitik bis 2010 herausgebracht hat. Ich unter- 
streiche, was mein Kollege Lippold gesagt hat: Wir müs- 
sen die Ergebnisse der Halbzeitbilanz bei uns in 
Deutschland auch im Hinblick auf die europäische Poli- 
tik diskutieren. Deutschland spielt in diesem erweiterten 
Europa eine zentrale Rolle; denn der Verkehr Europas 
spielt sich in Deutschland ab. Deswegen müssen wir die 
europäische Verkehrspolitik ganz entscheidend mitge- 
stalten. 

Es ist nicht zu leugnen, dass die Marktanteile beim 
Schienenverkehr zurückgegangen sind. Gestern Abend 
hatten wir ja eine Diskussion mit Herrn Mehdom, bei 
der einige Probleme in Europa aufgezeigt wurden. Herr 
Minister, ich darf Sie herzlich bitten, die europäische 
Bahnpolitik in den Mittelpunkt Ihrer Arbeit zu stellen, 
wenn Deutschland im nächsten Jahr die Ratspräsident- 
schaft innehat, weil von Deutschland aus eine Weichen- 
stellung für eine gute Bahnpolitik in ganz Europa vorge- 
nommen werden kann. Machen Sie das bitte zu einem 
inhaltlichen Schwerpunkt während der Ratspräsident- 
schaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Erlauben Sie mir noch, die europäische Verkehrspoli- 
tik im Hinblick auf die EU-Osterweiterung anzuspre- 
chen. Wir müssen feststellen, dass die EU-Osterweite- 
mng, die Öffnung der Grenze im Jahre 1989 und vor 
(ß) allen Dingen der Beitritt von zehn neuen Ländern - das 
haben wir begrüßt; dieser Einigungsprozess ist eine Er- 
folgsgeschichte -, auch ganz verheerende Auswirkungen 
auf die Verkehrspolitik in Deutschland gehabt hat. 

Erlauben Sie mir einfach einmal, eine Zahl von einem 
Grenzübergang in meinem Wahlkreis zu nennen, der 
sich zwischen Bayern und Böhmen befindet. Zwischen 
den neuen Bundesländern und Polen wird dies mit Si- 
cherheit nicht anders sein. Am Grenzübergang in Waid- 
haus hat der Güterverkehr um mehrere 100 Prozent zu- 
genommen. Ich kann Ihnen das anhand einer Grafik 
zeigen: Im Jahre 1995 gab es dort 323 000 Verkehrsbe- 
wegungen von LKW; jetzt sind es 1,9 Millionen, ohne 
dass es zu einer wesentlichen Verbesserung der Straßen 
kam. Allein an diesem Grenzübergang hat sich der 
Güterverkehr nach dem Beitritt am 1 . Mai 2004 von 
62 000 auf 113 000 fast verdoppelt. Diese Zunahme ist 
gravierend. 

Im Bundesverkehrswegeplan stehen zwar Verkehrs- 
projekte im Hinblick auf die EU-Osterweiterung; aber 
sie reichen nicht. Wir müssen die EU-Osterweiterung bei 
der Aufstellung des kommenden Finanzierungsplans 
ganz stark in den Mittelpunkt rücken; denn die Einigung 
Europas wird unter anderem nur dann gelingen, wenn 
die Verkehrsprobleme bewältigt werden. Darin liegt 
auch die Chance, in der Wirtschaft Prosperität zu errei- 
chen und voranzukommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 


Heute ist wiederholt das C02-Gebäudesanierungs- (C) 
Programm angesprochen worden. Ich unterstreiche, 
was Sie dazu ausgeführt haben, Herr Kollege Hübner. 

Die KfW hat festgestellt, dass bei einem Fördervolumen 
in Höhe von 5 Milliarden Euro Investitionen in Höhe 
von 25 Milliarden bis 28 Milliarden Euro angestoßen 
werden. Damit erreichen wir die zwei großen Ziele der 
Energieeinsparung und der Minimierung der Abhängig- 
keit von Energieimporten. Bei dieser Gelegenheit 
möchte ich mich herzlich bei der KfW bedanken, die das 
Programm sehr unbürokratisch und schnell abwickelt. 

Ich glaube, auch das sollte man einmal anerkennend 
feststellen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir haben aber feststellen müssen, dass wir das Pro- 
gramm langsam ausgeschöpft haben. Gott sei dank läuft 
es hervorragend. Deswegen möchte ich die Aussage ei- 
nes Kollegen unterstreichen: Wir sollten in der Tat über- 
legen, ob nicht trotz der finanziellen Schwierigkeiten an 
dieser Stelle die Mittel erhöht werden sollten. Wenn wir 
mit einer Fördersumme von 5 Milliarden Euro so hohe 
Investitionen anstoßen können, dann finanziert sich das 
Programm fast von selbst. 

Mit dem Haushalt 2006 werden die Weichen in die 
richtige Richtung gestellt. Ich glaube, dass wir in der 
Verkehrspolitik auf dem richtigen Weg sind. Wir müssen 
diesen Weg in der Koalition gemeinsam verfolgen; denn 
die Verkehrspolitik ist der Bereich, der die Menschen am 
meisten berührt. Das sollten wir berücksichtigen. 

Herzlichen Dank. (D) 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Das Wort hat der Kollege Uwe Beckmeyer, SPD- 
Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Uwe Beckmeyer (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Bei einigen Reden der Opposition zur Verkehrs- 
politik im Laufe dieses Nachmittags hat man den Ein- 
druck bekommen, dass ein Zerrbild gezeichnet wird. Es 
wurde etwas behauptet, das nicht zutrifft. 

Ich möchte einige Fakten nennen: Wir haben in den 
Haushalt 2006 1 Milliarde Euro mehr für Verkehrsinfra- 
strukturausgaben eingestellt. Wer dies leugnet, der hat 
den Haushalt nicht gelesen. 

Wir leisten in wesentlichen Feldern Unterstützung für 
eine gute Konjunktur. Die Infrastrukturpolitik ist der 
Transmissionsriemen für die Konjunktur in Deutschland. 

Wir brauchen gute Infrastrukturen in Deutschland. Wir 
müssen das Bestehende erhalten und Neues schaffen. 

Dafür stellt der Haushalt die erforderlichen Finanzmittel 
zur Verfügung: für die Schiene, die Straßen und die Was- 
serstraßen. Ich denke, das sind die Bereiche, um die wir 
uns kümmern müssen. 
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Wir haben damit eine Politik manifestiert, die aueh 
hinsiehtlieh des Ordnungsrahmens intakt ist. Insofern 
hat die große Koalition in dieser Frage ihre Hausaufga- 
ben für das Jahr 2006 erfüllt. leh denke, das wird aueh 
beim Haushalt 2007 der Fall sein. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Es geht um Mobilität von Mensehen und Gütern. Mo- 
bilität ist bekanntlieh ein Freiheitsbegriff. Mobilität 
muss ermöglieht und gesiehert werden. So sehwer uns 
aueh die Einsparungen bei den Regionalisierungsmitteln 
gefallen sind: Es ist ein Konsens mit den Ländern gefun- 
den worden - der Kollege Bartol hat bereits darauf hin- 
gewiesen -, der garantieren wird, dass die Erfolgsstory 
der Regionalisierungsmittel in Deutsehland fortgesetzt 
werden kann. Dafür stehen wir ausdrüeklieh. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

leh möehte an dieser Stelle eines hervorheben: Was 
Herr Minister Wolfgang Tiefensee hinsiehtlieh der EU- 
Verordnung 1191 zum öffentliehen Personenverkehr in 
Europa, wo unser System im Grunde einzigartig ist 
- kein anderes Land hat ein so differenziertes System -, 
für Deutsehland erreieht hat, ist ein hervorragendes und 
nieht genug zu lobendes Ergebnis. Hut ab vor dem, was 
damit auf europäiseher Ebene erreieht worden ist! 

(Beifall bei der SPD) 

leh glaube, es ist notwendig, dass dies einmal festgestellt 
wird. Vielleieht nimmt das endlieh aueh die bremisehe, 
hamburgisehe, bayerisehe bzw. die gesamte deutsehe 
Öffentliehkeit wahr. 

leh möehte zu einigen Punkten kommen, die über- 
haupt noeh nieht angesproehen worden sind. Verkehrs- 
politik geht natürlieh immer aueh einher mit der Akzep- 
tanz der Bevölkerung. Wir haben großen Wert darauf 
gelegt, hinsiehtlieh des Themas Lärmschutz die Mit- 
telansätze in diesem Haushaltsplan zu verdoppeln. Statt 
wie in der Vergangenheit 50 Millionen Euro geben wir 
in diesem Jahr, für Sehiene und Straße zusammenge- 
nommen, 100 Millionen Euro für den Lärmsehutz aus. 
Das sind 100 Prozent mehr als im Vorjahr. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Damit maehen wir naeh außen hin deutlieh, dass wir in 
dieser Frage aktiv sind. Die Mensehen haben einen An- 
sprueh darauf, dass man sieh, wenn Verkehrsinffastruk- 
tur in ihrer Nähe ist, aueh um die Vermeidung von Lärm 
kümmert. 

(Zuruf von der SPD: Ein wiehtiges Thema!) 

Zum Thema Logistik; das ist hier kurz angeklungen. 
In diesem Haushalt ist der Grundstein für die „Logisfik- 
initiative Deufsehland“ gelegt worden, wie wir es in der 
Koalition verabredet haben. Wir stellen für die näehsten 
zwei Jahre über 1,8 Millionen Euro ein, um einen Mas- 
terplan Logistik für Deutsehland zu erarbeiten. Wir ha- 
ben Logistikinitiativen; aber wir wollen mehr. Wir wol- 
len die Länderinitiativen mit einer nationalen Initiative 


verbinden. Wir müssen neue Kreativpotenziale ersehlie- (C) 
ßen, um auf diesem Feld noeh besser zu werden. 

Klaas Hübner ist vorhin auf die Studie von Emst & 
Young eingegangen, die belegt, dass die Logistik als 
Standortfaktor bei der Beurteilung Deutsehlands inner- 
halb Europas ganz entseheidend ist. leh denke, dass die 
Anerkennung, die wir dureh diese Befragung von Unter- 
nehmen weltweit erfahren, deutlieh maeht, dass wir hier 
auf dem riehtigen Weg sind. 

Das COj-Gebäudesanierungsprogramm ist hier be- 
reits angesproehen worden. leh glaube, dass wir dadureh 
aueh den Mittelstand ganz hervorragend unterstützen. 

Wir sanieren und investieren. Gleiehzeitig stützen wir 
die Konjunktur. Hier sind wir auf einem guten Weg. 

Zur Forsehung. Die Wasserstoffteehnologie, die 
Brennstoffzellen, all das ist sehon angesproehen worden. 
Neben der Entwieklung neuer Ideen und neuer Förde- 
mngen müssen wir aber aueh Wert auf eine Effizienz- 
steigerung legen. Das gehört zusammen. Wir müssen 
Neues sehaffen und gleiehzeitig Vorhandenes verbes- 
sern. Die Effizienz kann in den Feldern, in denen wir in 
Deutsehland notoriseh Energie verbrauehen, im Zusam- 
menwirken mit der Industrie erhöht werden. 

leh möehte noeh etwas zum Thema „Sehiene und 
Straße“ sagen. Hier gibt es ein Sparmungsverhältnis. leh 
glaube, dass sieh in diesem Hause eine breite Mehrheit 
dafür aussprieht, im integrierfen Verkehrssysfem 
Deufsehland, mif Sfraße, Wassersfraße und Sehiene, 
mehr Verkehr auf die Sehiene zu bekommen. Damm ist 
es wiehtig, gemeinsam mit der Deutsehen Bahn AG ein 
solehes Projekt zu kreieren und sie bei der Umsetzung zu 
unterstützen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Noeh einige Kleinigkeiten, die etwas mit Sicherheit 
zu tun haben: Es geht um die Sieherheit im Straßenver- 
kehr und - im Falle der Notfallsehlepper - in der See. 

Das sind Haushaltsposten, die vielleieht gar nieht so auf- 
fallen. Sie müssen sieh aber vor Augen führen, dass 
demnäehsf große Confainersehiffe - 400 Mefer lang, mif 
über 10 000 Confainem mit Gefahrgut - oder große 
Tanksehiffe in der Nordsee bei Sturm plötzlieh einen 
Masehinenausfall haben können. Dann muss man in der 
Lage sein, einen solehen „Jumbo“ auf den Haken zu 
nehmen, und dazu braueht man die entspreehenden Ge- 
räte. 

Insofern ist es klug, dass sieh das Verkehrsministe- 
rium hierzu eindeutig positioniert hat. Wir werden in Zu- 
kunft ein Sieherheitskonzept für Nord- und Osfsee Vor- 
halten, das sieh sehen lassen kann. 

Dies ist ein mnder Haushalt. Er setzt Impulse. Er gibt 
der Konjunktur Fahrt. Er unterstützt das, was wir in der 
Bundesrepublik momentan brauehen. leh glaube, wir 
können mit einer gewissen Zufriedenheit sagen: Es ist 
den Verkehrspolitikem mit Unterstützung der Haushalts- 
politiker gelungen, dieses Segment des Gesamthaushalts 
so zu gestalten, dass man damit ordentlieh arbeiten kann. 

Herzliehen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 
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(A) Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Nächster Redner ist der Kollege Volkmar Vogel, 
CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Voikmar Uwe Vogei (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Unsicher- 
heiten durch die vorgezogenen Neuwahlen im vergange- 
nen Jahr waren Gift für die Investitionen der öffentlichen 
Hand, insbesondere für die des Bundes. Es ist höchste 
Eisenbahn - darüber sind wir uns alle sicherlich einig -, 
dass wir hier wieder für Sicherheif sorgen. Aber die Situa- 
tion war schwierig; denn wir wollten keinen geschönten 
Haushalt vorlegen. Es war daher notwendig, sicherzu- 
stellen, dass das, was wir machen wollen, zu finanzieren 
und planungssicher zu realisieren ist. Das betrifft ganz 
besonders den Einzelplan 12, der mit knapp 23,7 Mil- 
liarden Euro den Großteil der Bundesinvestitionen, aber 
auch der Förderung im privaten Baubereich trägt. 

Gerade die östlichen Bundesländer sind dringend 
auf die Investitionen des Bundes angewiesen. Die Ver- 
kehrsprojekte „Deutsche Einheit“ müssen wir planmäßig 
und termingerecht zu Ende führen, nichf mehr, aber auch 
nicht weniger. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die A 20 entlang der Ostsee und die A 72, die Thüringen 
mit Franken verbindet, sind beispielhafte Projekte, die 
dafür sorgen, dass Wachstum und Beschäftigung entste- 
hen. Sehr geehrte Frau Bluhm, Sie haben gesagt, der Os- 
ten sei vergessen. Ich mache Sie darauf aufmerksam, 
dass dies nur zwei Beispiele aus dem Bereich der Ver- 
kehrspolitik sind, die belegen, dass der Osten nicht ver- 
gessen ist und dass wir schon viel erreicht haben. Wir 
müssen uns nur daran erinnern. Angesichts der zugesag- 
ten 156 Milliarden Euro Solidarpaktmittel kann man erst 
recht nicht davon sprechen, dass der Osten vergessen ist. 
Im Gegenteil: Der Aufbau geht weiter. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Die Beispiele zeigen deutlich: Die Modernisierung 
der Infrastruktur - auch in den neuen Bundesländern - 
dient dem ganzen Land und eröffnet neue Chancen. An- 
gesichts der aktuellen Diskussion möchte ich in aller 
Deutlichkeit sagen: Die VDEs und die anderen Projekte, 
die zu verwirklichen sind, sind noch nicht abschließend 
realisiert. Ich erinnere nur an einige wichtige Straßen- 
bauprojekte wie die A 73, die fertig zu stellen ist, die 
A 38, die Hessen mit Sachsen über Thüringen verbindet, 
sowie eine ganze Reihe von Ortsumgehungen und Zu- 
bringern, die Mensch und Umwelt entlasten. Auch das 
ist Ziel unserer Verkehrspolitik. Zudem gibt es noch Lü- 
cken bei den Schienenverbindungen. 

Neben all den wichtigen Straßenbauprojekten brau- 
chen wir - davon bin ich, der ich als Thüringer in der 
Mitte unseres Landes wohne, überzeugt - eine weitere 
schnelle Nord-Süd-Schienenverbindung. Mit Mün- 
chen-Nürnberg und Leipzig-Berlin haben wir dafür 


wichtige Teilstücke fertig gestellt. Aber der Ausbau der (C) 
innerdeutschen Infrastruktur als Teil des transeuropäi- 
schen Verkehrsnetzes ist ein Standortfaktor für unser 
Land und hat gleichzeitig eine große Bedeutung für die 
Wetfbewerbsfähigkeit der gesamten Europäischen Union. 

Dabei darf Deutschland, die wirtschaftlich sfärkste Na- 
tion innerhalb der EU, nicht zum Bremsklotz werden. 

Die Verkehrsprojekte „Deutsche Einheit“ 8.1 - Nürn- 
berg-Erfurt - und 8.2 - Erfürt-Halle/Leipzig - sind 
wichtige Abschnitte der europäischen Verbindung von 
Palermo bis nach Stockholm; das hat Kollege Hübner 
schon angesprochen. Der verbleibende Teil dieser Hoch- 
geschwindigkeitsstrecke in unserem Land muss nun zü- 
gig in Angriff genommen werden. Der Verkehrsminister 
hat dazu eine klare Vorgabe gemacht. Die Fertigstellung 
soll bis 2016 erfolgen. Wir Verkehrspolitiker begrüßen 
diese Zielstellung außerordentlich, gerade mit Blick auf 
die neuen Bundesländer. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Die für den Einzelplan 12 vorgesehenen Mittel sind 
sicherlich ein Schritt in die richtige Richtung. Aber, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, es kommt jetzt darauf 
an, die Finanzierung über das Jahr 2009 hinaus zu ver- 
stetigen. Dafür sfellen wir jährlich circa 350 Millionen 
Euro zur Verfügung. Ich gebe in diesem Zusammenhang 
eines zu bedenken: Die EFRE- und die TEN-Miftel der 
EU laufen 2013 aus. An diese Fakfen muss die Gesamf- 
finanzierung gekoppelt werden, gerade mit Blick auf die 
kostenintensiven Bauwerke. 

(D) 

Neben dem Personenverkehr bringt vor allem der 
schnelle Güterverkehr, der dann auf dieser Nord-Süd- 
Schiene möglich ist, Wettbewerbsvorteile für die Wirt- 
schaft; er entlastet die Femstraßen und ist aus unserer 
Sicht auch ökologisch sinnvoll. 

Dabei - auch daran muss man denken - wird die 
Strecke Berlin-Rostock im Güterverkehr an Bedeutung 
gewinnen. Der zunehmende Warenaustausch, auch mit 
den baltischen Ländern, über die Seehäfen an der Ostsee 
zwingt uns auf dieser Strecke zum Handeln. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, parallel zu den not- 
wendigen Investitionen hat uns der Straßenbaubericht 
2005 auf den Nachholbedarf im Bereich Reparaturen 
und Modernisierung hingewiesen. Sehr geehrte Frau 
Kollegin Lührmann, wenn Sie den Straßenbaubericht 
2005 zitieren, müssen Sie auch zur Kenntnis nehmen, 
dass der Zustand der Straßen sich nicht erst in den letz- 
ten sieben Monaten verschlechtert hat, sondern mindes- 
tens in den letzten sieben Jahren nicht besser geworden 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Darüber besteht hier sicherlich Übereinstimmung. Da 
müssen wir eine Lösung finden. 

Aber nichtsdestotrotz: Wenn wir sowohl alle wichti- 
gen Investitionen als auch die Reparaturen schultern 
wollen, werden die konventionellen Finanzierungs- 
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(A) methoden nicht mehr reichen. Mit privat finanzierten 
Straßenabschnitten oder Bauwerken im Rahmen von 
ÖPP-Projekten kann man Zeit kaufen. Außerdem gehört 
nicht jeder Teil des Bahndammes unbedingt zur Fahr- 
strecke. 

Die Zweckbindung der Straßenmaut als Finanzierungs- 
instrument muss weiter Bestandteil unserer Überlegungen 
bleiben. Ebenso brauchen wir Rahmenbedingungen zur 
Verbesserung der Kosteneffizienz. Diese Verbesserung 
darf aber - das möchte ich an dieser Stelle betonen - 
nicht immer nur zulasten der Betriebe und Bauarbeiter 
gehen. Zum Beispiel das Infrastrukturplanungsbeschleu- 
nigungsgesetz, das wir in den nächsten Wochen auf den 
Weg bringen werden, wird dafür sorgen, dass der Pla- 
nungsaufwand konsolidiert wird. Schnelleres Genehmi- 
gen und Bauen spart Kosten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, gerade in den Regio- 
nen und Bundesländern mit hoher Arbeitslosigkeit brau- 
chen wir die Baubranche weiterhin als Jobmaschine. 
1 Milliarde Euro Investitionen mehr im Jahr bedeutet 
25 000 Arbeitsplätze, 25 000 Existenzen, die gesichert 
sind, 25 000 Familien, die ein Auskommen haben. 

Auch nach dem Wegfall der Eigenheimzulage, den 
ich persönlich nach wie vor bedaure, gibt der Einzel- 
plan 12 wichtige Impulse für die Bauwirtschaft. So tra- 
gen 150 Millionen Euro für den Stadtumbau Ost maß- 
geblich dazu bei, den Strukturwandel unserer Städte zu 
meistern. Das sind knapp 10 Prozent mehr als im ver- 
gangenen Jahr. 

.p. Die Erfolge in den östlichen Bundesländern haben 
^ ' den Stadtumbau zu einem gefragten Instrument für die 
westlichen Länder werden lassen. Seit 2004 unterstützt 
der Bund auch den Stadtumbau im Westen. Die Mittel in 
diesem Bereich sollen von derzeit 40 Millionen Euro bis 
2009 auf 86 Millionen Euro steigen. 

Gleichzeitig unterstützen eine ganze Reihe von Pro- 
grammen - das Beispiel „Soziale Stadt“ wurde heute 
schon genannt -, dass die verbleibenden Strukturen mit 
attraktiven Wohnungen in einem guten sozialen Umfeld 
den entsprechenden Zulauf an Mietern und Eigentümern 
haben. Als gewollter Nebeneffekt helfen wir mit diesen 
Programmen ganz besonders den ortsansässigen Hand- 
werkern und der mittelständischen Bauwirtschaft, unter- 
stützen also Strukturen, die gerade im Osten für die Er- 
haltung und Schaffung von Arbeitsplätzen eine sehr 
wichtige Rolle spielen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Das C02-Gebäudesanierungsprogramm mit einem 
Volumen von 1 ,4 Milliarden Euro pro Jahr wurde hier 
schon von mehreren Kollegen erwähnt. Ich denke, das 
ist ein wichtiges und sehr gutes Programm vor allen Din- 
gen mit Blick auf die Arbeitsplätze, aber auch in Bezug 
auf die Umwelt. Herr Minister, vielen Dank an Sie und 
Ihre Mitarbeiter für die Zusammenarbeit im Rahmen der 
Modifizierung des C02-Gebäudesanierungsprogammes. 
Gerade die Regelungen, die wir jetzt gefunden haben, 
was die Baujahre betrifft, ab denen eine Förderung mög- 
lich ist, kommen vor allem Eigenheimbesitzem im Osten 


zugute, vor allem denen, bei denen Anfang der 90er- (C) 
Jahre ungeklärte Eigentumsverhältnisse herrschten oder 
nicht die notwendigen finanziellen Mittel vorhanden wa- 
ren. Von meiner Seite vielen Dank für die Unterstützung 
dafür. 

Ich wünsche mir - lassen Sie mich das abschließend 
sagen -, dass wir diese gute Zusammenarbeit fortsetzen. 

Ich habe einige Dinge genannt, die in den nächsten Mo- 
naten anstehen: die Finanzierung VDE 8. 1/8.2, das Auf- 
den-Weg-Bringen des Infrastrukturplanungsbeschleuni- 
gungsgesetzes, ganz aktuell die Privatisierung der Bahn, 
aber auch der notwendige Masterplan für den Luftver- 
kehr, der in der nächsfen Zeif eine große Rolle spielen 
soll. 

Also, liebe Kollegen, es gibf viel zu tun. 

(Horst Friedrich [Bayreuth] [FDP]: Warten wir 
es ab!) 

Gehen wir gemeinsam ans Werk! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel- 
plan 12 - Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung - in der Ausschussfassung. Hierzu lie- 
gen drei Änderungsanträge vor, über die wir zuerst ab- 
stimmen. 

Zunächst geht es um den Änderungsantrag der Frak- 
tion der FDP auf Drucksache 16/1868. Wer stimmt für 
den Änderungsantrag der FDP? - Wer ist dagegen? - 
Enthaltungen? - Darm ist dieser Änderungsantrag mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen bei Gegenstim- 
men der FDP-Fraktion, der Fraktion des Bündnisses 90/ 

Die Grünen und der Fraktion Die Linke abgelehnt. 

Nun kommen wir zum Änderungsantrag der Fraktion 
Die Linke auf Drucksache 16/1869. Wer stimmt für den 
Änderungsanfrag der Frakfion Die Linke? - Wer isf da- 
gegen? - Wer enthält sich? - Dann ist der Änderungs- 
antrag mit den Stimmen der Koalitionsffaktionen und 
der FDP bei Enthaltungen der Grünen und Gegenstim- 
men der Fraktion Die Linke abgelehnt. 

Nun kommen wir zum Änderungsantrag der Fraktion 
Die Linke auf Drucksache 16/1870. Wer stimmt für den 
Änderungsanfrag der Frakfion Die Linke? - Wer isf da- 
gegen? - Wer enthält sich? - Dann ist der Änderungsan- 
trag bei Gegenstimmen der Fraktion Die Linke mit den 
Stimmen aller übrigen Fraktionen ab gelehnt. 

Wer stimmt für den Einzelplan 12 in der Ausschuss- 
fassung? - Wer isf dagegen? - Enthaltungen? - Dann ist 
der Einzelplan 12 mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und der SPD bei Gegenstimmen der Fraktio- 
nen von FDP, Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke an- 
genommen. 

Tagesordnungspunkt 1.14 b: Interfraktionell wird Über- 
weisung des Gesetzentwurfs auf Drucksache 16/1435 an 
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(A) die in der Tagesordnung aufgefiihrten Ausschüsse vorge- 
schlagen. Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? Ich 
sehe: Das ist nicht der Fall. Dann ist die Überweisung so 
beschlossen. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 1.15 auf: 

a) Einzelplan 30 

Bundesministerium für Bildung und For- 
schung 

- Drucksachen 16/1320, 16/1324 - 

B ericht erstattung : 

Abgeordnete Klaus Hagemann 
Klaus-Peter Willsch 
Ulrike Flach 
Michael Leutert 
Anna Lührmann 

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein- 
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Übereinkommen vom 11. April 1997 über die 
Anerkennung von Qualifikationen im Hoch- 
schulbereich in der europäischen Region 

- Drucksache 16/1291 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung (f) 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 

Zu dem Einzelplan liegen ein Änderungsantrag der 
Fraktion der FDP sowie zwei Änderungsanträge der 

(B) Fraktion Die Linke vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache eineinhalb Stunden vorgesehen. - Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist das so be- 
schlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort der 
Kollegin Ulrike Flach, FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Ulrike Flach (FDP): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Jede Gesellschaft, die im Strukturwandel und im Wettbe- 
werb Erfolg haben möchte, muss auf die drei Elemente 
Bildung, Forschung und Innovation setzen. Ich vermute, 
dass wir alle uns darüber sehr einig sind. Wir brauchen 
ein strategisch gut aufgestelltes Bildungs- und For- 
schungsministerium, das im Zentrum einer ressortüber- 
greifenden, wettbewerbsorientierten Innovationsstrate- 
gie steht. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP - Jörg 
Tauss [SPD]: Das ist wahr!) 

Da fängt die Realität an. 

(Jörg Tauss [SPD]: Ach so! Jetzt kein Aber!) 

Nach einem halben Jahr haben wir ein etwas gerupftes 
Ministerium, das große Teile der Technologieförderung 
an Herrn Glos verloren haf, der mif der bayerischen 
Gießkanne die Mittel verteilt, und ein Bündel von An- 


kündigungen einer Hightechstrategie, die erst Ende des (C) 
Jahres 2006 haushälterisch greifen wird. 

(Beifall bei der FDP - Jörg Tauss [SPD]: Aber 
Gießen ist in der Gärtnerei eine wichtige Betä- 
tigung!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der großen Ko- 
alition, das Jahr 2006 ist verschenkt. Es kann und wird 
keinen Innovationsimpuls geben. Sie, die Haushälter der 
Koalition, haben das zu Recht erkannt und entsprechend 
die Mittel für das Kemsfück Ihrer Innovationsstrategie, 
die Exzellenzinitiative, in Höhe von 42,5 Millio- 
nen Euro gestrichen. Sie könnten ohnehin nicht mehr in 
diesem Jahr an die Hochschulen verteilt werden. 

(Beifall bei der FDP) 

Das erste Jahr hat vor allem gezeigt, dass die große 
Koalition enorme Probleme hat, eine gemeinsame Inno- 
vationsstrategie auf die Beine zu stellen. Was haben wir 
bisher von Frau Schavan gehört? Ein bisschen über kern- 
technische Sicherheitsforschung, ein bisschen über be- 
rufliche Bildung und natürlich ein bisschen über das 
konsequente Festhalten an der Stichtagsregelung für die 
Sfammzellenforschung, obwohl Sie gerade wieder ein- 
mal von europäischer Ebene erfahren mussfen, dass sich 
Deufschland hier offenkundig in einer Sackgasse befin- 
def. 

(Beifall bei der FDP) 

VIzepräsIdentln Gerda Hasselfeldt: 

Frau Kollegin, gesfaffen Sie eine Zwischenfrage des , . 
Kollegen Hagemann? ^ ' 

Ulrike Flach (FDP): 

Aber sicher. 

Klaus Hagemann (SPD): 

Liebe Frau Kollegin Flach, ich habe eine Frage zu der 
eben von Ihnen aufgesfellten Behauptung, die Mittel für 
die Exzellenzinitiative seien gestrichen worden. Ist Ih- 
nen bekannt, dass Sie selbst zugestimmt haben, als nicht 
die Streichung dieser Mittel - sie fallen unter die GMA 
im Haushalt 2006 -, sondern ihre Verwendung im Haus- 
halt 2007 beschlossen wurde? Wenn ich es richtig in Er- 
innerung habe, ist dieser Beschluss sogar einstimmig er- 
folgt. 

(Zurufe von der SPD: Hört! Hört!) 

Ulrike Flach (FDP): 

Lieber Herr Hagemann, wir hatten schon bei der letz- 
ten Debatte diesen kleinen Disput. Wenn Sie meinen 
Worten richtig gelauscht haben - das empfiehlt sich bei 
Liberalen immer -, 

(Beifall bei der FDP) 

werden Sie mitbekommen haben, dass ich darauf ver- 
wiesen habe, dass Sie diese Mittel zu Recht gestrichen 
haben, weil Sie in diesem Jahr nicht mehr zu Potte kom- 
men. Sie brauchen die Mittel in diesem Jahr nicht! Das 
heißt, die Innovationsstrategie im Jahr 2006 ist eine in 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 40. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 22. Juni 2006 


3767 


Ulrike Flach 

(A) den Medien immer wieder positiv dargestellte Angele- 
genheit, bei der sieh in der Realität - wir Haushälter er- 
kennen das zuallererst - 2006 niehts bewegen wird. 
Über 2007 reden wir demnäehst, Herr Hagemann. 

(Beifall bei der FDP - Dr. Emst Dieter 
Rossmann [SPD]: Das war aber nieht der 
stärkste Einstieg!) 

- Wenn Herr Hagemann wieder aufsteht, können wir 
gerne weitermaehen. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD) 

leh war gerade dabei, anzuführen, was wir eigentlieh 
bisher von der Ministerin gehört haben. Zum Sehluss 
habe ieh die Stiehtagsregelung für die Stammzellenfor- 
sehung angesproehen. Das war’s, Frau Sehavan! An- 
sonsten überrasehen Sie uns immer wieder mit Bemer- 
kungen zu einem Thema, welehes Ihrer eigenen 
Meinung naeh ein Unthema für eine Bundesministerin 
sein sollte: die Bildungspolitik. Ieh habe von Ihnen Äu- 
ßerungen zum Sehulsehwänzen und zu Sehuluniformen 
gelesen. Ieh habe mit Ihnen gemeinsam in den Medien 
über das Sitzenbleiben diskutiert. Wenn ieh aber zurüek- 
denke, was Sie früher an dieser Stelle Frau Bulmahn an- 
gekreidet haben, denke ieh mir: Die ehemalige KMK- 
Präsidentin Annette Sehavan wäre ersehaudert, wenn sie 
in der Vergangenheit diese Worte gehört hätte. 

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Priska 
Hinz [Herbom] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]) 

(B) 

Das spiegelt sieh natürlich im Haushalt wider: keine 
Bündelung von Zielen, kein durchgängiges Motiv der 
Förderang und vor allem kein Echo Ihrer eigenen Über- 
zeugungen, Frau Schavan. Sie haben weder die alten rot- 
grünen Spielwiesen, zum Beispiel die Deutsche Stiftung 
Friedensforschung, beerdigen können, 

(Klaus Hagemann [SPD]: 1 Million Euro!) 

obwohl Sie allesamt immer erbittert dagegen gekämpft 
haben, noch die hochgemuten Forderungen von Herrn 
Willsch und Frau Reiche zum Thema Viadrina umsetzen 
können, obwohl wir von diesen Forderungen immer wie- 
der in der Zeitung gelesen haben. Schon gar nicht hatten 
Sie den Mut, dort zu streichen, wo Sie nach Ihrer eige- 
nen Meinung eigentlich sofort mit Streichungen hätten 
herangehen müssen, nämlich dort, wo der Bund in Zu- 
kunft - ungeachtet aller Verhandlungen im Rahmen der 
Föderalismusreform - wahrscheinlich nichts mehr zu sa- 
gen hat. Das betrifft zum Beispiel die Juniorprofessur 
oder das Programm „Zukunft Bildung“, wo die Mittel in 
der Vergangenheit nicht abgerufen worden sind. 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Schirmbeck? 

Uirike Fiach (FDP): 

Gera. 


Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Bitte, Herr Kollege. 

Georg Schirmbeck (CDU/CSU): 

Verehrte Frau Kollegin Flach, Sie werden sicherlich 
wissen, dass 1648 in Osnabrück der Westfälische Friede 
geschlossen worden ist. 

Uirike Fiach (FDP): 

Ist das jetzt ein Koalitionsangebot? 

Georg Schirmbeck (CDU/CSU): 

Die Bundesrepublik Deutschland hat deshalb die 
Stadt Osnabrück als Standort für die Deutsche Stiftung 
Friedensforschung auserkoren. 

(Jörg Tauss [SPD]: Das ist ein guter Hinweis!) 

Glauben Sie, dass die Mittel, die wir zur Verfügung 
zu stellen beabsichtigen, dort nicht optimal eingesetzt 
werden? Ist die FDP gegen die Bereitstellung dieser Mit- 
tel? 

Uirike Fiach (FDP): 

Lieber Kollege Schirmbeck, ich kann verstehen, dass 
Sie als Vertreter Ihres Wahlkreises diese Frage stellen. 
So muss man einfach reden, wenn man aus der Region 
Osnabrück kommt. Aber ich erinnere mich an völlig an- 
ders lautende Äußerungen Ihrer Kollegen zu diesem 
Thema. Deswegen habe ich einfach einmal in Erinne- 
rung gerufen, dass die Union genauso wie wir der Mei- 
nung war, dass wir in Deutschland beim Thema Frie- 
densforschung bereits exzellent aufgestellt sind. Wir 
brauchen keine neue Stiftung in diesem Bereich. 

(Beifall bei der FDP) 

Hier wurde schlicht Geld in die Hand genommen, nur 
um ein rot-grünes Hobby zu bedienen. 

(Beifall des Abg. Jürgen Koppelin [FDP] - 
Anna Lührmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Friedensforschung ist doch kein 
Hobby! - Zurufe von der SPD: Oh!) 

Die Osnabrücker werden sicherlich jetzt sehr zufrieden 
mit Ihnen sein. 

Frau Schavan, in den Bereichen, die ich eben genannt 
habe, haben Sie nicht gehandelt. Wir haben dies getan. 
Allerdings haben wir die Gelder nicht gestrichen, son- 
dern wir haben sie ganz bewusst in Bereiche umge- 
schichtet, die wir für wichtig halten. Wir setzen einen 
Schwerpunkt bei Gesundheit und Medizin. Für diesen 
Bereich wollen wir fast 40 Millionen Euro mehr ausge- 
ben als Sie. Ich glaube. Besseres kann man in einer al- 
ternden Gesellschaft, in der wir nun leider leben, nicht 
tun. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir haben dort Kürzungen vorgeschlagen, wo Sie uns 
seit Monaten mit einer Vorankündigung hinhalten, näm- 
lich bei der so genannten Hightechstrategie. Sie wollen 
1 5 Millionen Euro ausgeben, um „Brücken zwischen 
Forschung und Zukunftsmärkten“ zu schlagen und 
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(A) Leuchttürme zu entwickeln. Das ist eine Wortblase, Frau 
Schavan. Warum schauen Sie eigentlich nicht, wie es in 
anderen Ländern läuft? 

Sie kennen doch wahrscheinlich den Lambert-Report 
und wissen, wie die Engländer mit diesem Thema umge- 
gangen sind. Dort haben eben nicht monatelang Politiker 
vor sich hingebrütet und überlegt, was man einem Land 
Gutes tun kann. Dort ist mithilfe externer Expertise ein 
Report erstellt worden, der uns vom Stifterverband für 
die Deutsche Wissenschaft zu Recht als großes Beispiel 
vorgehalten wird. Sie hätten schon längst dem engli- 
schen Beispiel folgen können. Dann müssten wir nicht 
bis zum Juli warten, um endlich weiterzukommen. 

(Beifall des Abg. Jürgen Koppelin [FDP]) 

Da ich mich dem Ende meiner Redezeit nähere, 
möchte ich eine weitere Sache erwähnen, die in England 
gut gelaufen ist. Es geht um die Forschungsprämie. 

(Jörg Tauss [SPD]: Sagen Sie noch etwas Net- 
tes zum Abschluss!) 

Zum Schluss möchte ich mich dafür bedanken, dass es 
die Kollegen von der CDU/CSU, nachdem sie monate- 
lang, ja fast jahrelang gegen die Forschungsprämie, die 
von der FDP vorgeschlagen wurde, gezetert haben 
- Frau Pieper weiß das so gut wie ich -, nun mit einer 
Art Raubkopie geschafft haben, genau dieses Modell 
dem deutschen Volke als ein besonderes Wunder zu prä- 
sentieren. 

(Beifall bei der FDP - Widerspruch bei der 

(B) CDU/CSU) 

Das reicht bis hin zu den Zahlen, die wir zusammen mit 
dem BDI ausgerechnet haben. Das ist eine tolle Leistung 
von Ihnen. Ich bin erfreul, dass Sie dahin gekommen 
sind. Dem werden wir sicherlich zustimmen. Aber es 
wäre viel schöner, wenn ein entsprechender Vorschlag 
bei uns auf dem Tisch liegen würde, Frau Schavan. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir werden Ihnen da enigegenkommen. Sie bekom- 
men unseren Anirag in der nächslen Woche. Dann kön- 
nen wir über diesen wichtigen Teil der deutschen For- 
schungspolitik gerne diskutieren. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Nächster Redner ist der Kollege Klaus-Peter Willsch, 
CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Jörg Tauss [SPD]: 

Herr Willsch, begrüßen Sie einmal die Frie- 
densforschung!) 

Kiaus-PeterWiiisch (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Lieber Herr Tauss! Frau Flach, es könnte nicht 
schaden, wenn wir in dieser Debatte einmal zum Aus- 
druck bringen würden, dass wir bei diesem Thema fach- 
lich sehr nah beieinander liegen und dass wir alle um 
seine große Bedeutung wissen. Das wäre eleganter ge- 


wesen als Ihre krampfhaften Versuche, doch noch etwas (C) 
zu finden, was Ihrer Rolle als Opposition gerecht werden 
könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD - Ulrike Flach [FDP]: Aber, 

Herr Willsch, ich habe Sie doch zum Schluss 
gelobt!) 

Hätten Sie einfach gesagt: Wir hätten das genauso ge- 
macht, wenn wir mit der CDU/CSU die Koalition gebil- 
det hätten - was uns ganz lieb gewesen wäre -, dann 
hätte das eine gute Signalwirkung in der Öffentlichkeit 
erzielt. Aber ich verstehe, dass man, wenn man die Op- 
positionsrolle spielen muss, dann, wenn die Regierung 
etwas vorgelegt hat, in den Krümeln sucht, um irgend- 
etwas zu finden. 

Ich will auf einige Argumente, die während der ersten 
Lesung zum Einzelplan 30 im März gebracht wurden, 
noch einmal eingehen. Es gab da den durchaus verständ- 
lichen Wunsch, noch mehr in diesem Bereich zu tun. 

Uns eint im Hause die Erkenntnis, dass Forschung und 
Entwicklung in den Mittelpunkt unserer Bemühungen 
gestellt werden müssen; denn hier können wir auf Fel- 
dern säen, auf denen wir später einmal die Ernte in Form 
von Beschäftigungsmöglichkeiten und Arbeitsplätzen 
einfahren wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Zur Haushaltsdebatte gehört aber natürlich, alles in den 
großen Rahmen zu stellen und aufzuzeigen, in welch 
schwieriger Situation wir uns befinden, gerade auch mit 
Blick auf die Öffentlichkeit, die dieser Debatte folgt. 

Wir haben bei einem Bruttoinlandsprodukt von etwa 
2,25 Billionen Euro inzwischen eine aufgelaufene Ge- 
samtverschuldung über alle Ebenen dieses Landes von 
über 1,5 Billionen Euro. Das sind rund 67 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts. Im Mittelpunkt der Diskussion 
über den europäischen Stabilitätspakt steht immer das 
3 -Prozent-Kriterium, bezogen auf die Nettoneuverschul- 
dung eines Jahres. Dieses konnten wir seit lünf Jahren 
nicht einhalten. Das zweite Kriterium des Stabilitätspak- 
tes fordert, die Gesamtverschuldung unter 60 Prozent 
des BIP zu halten. Das haben wir nicht geschafft. Dahin 
müssen wir erst wieder kommen. Insofern arbeiten wir 
unter äußerst restriktiven Bedingungen. Gleichwohl 
können wir alle miteinander, die wir in irgendeiner 
Weise für den Forschungsbereich Verantwortung tragen, 
froh sein, dass diese Regierung unter der Führung von 
Bundeskanzlerin Angela Merkel für den von Frau 
Dr. Schavan verantworteten Bereich die Zeichen der Zeit 
erkannt hat und im richtigen Bereich Gas gibt, um es 
einmal so zu formulieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Nettoneu Verschuldung liegt bei mehr als 
38 Milliarden Euro. In etwa so viel müssen wir bei güns- 
tiger Zinssituation für Zinszahlungen aufwenden. Auch 
damit will ich die haushaltswirtschaftliche und finanzpo- 
litische Krise unseres Landes noch einmal deutlich ma- 
chen. Wir müssen aus dieser Schuldenfalle heraus. 
Heute entfallen auf jeden Kopf der Bevölkerung, ob 
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Klaus-Peter Willseh 

(A) Säugling oder Greis, 17 600 Euro Sehulden. Das müssen 
wir ändern. Aber gerade in dem Bereich, über den wir 
jetzt reden, dürfen wir uns nicht kaputtsparen, sondern 
müssen dafür sorgen, dass durch Investitionen und ent- 
sprechendes Engagement heute Zukunflschancen eröff- 
net werden. Das sage ich, weil wir natürlich in diesem 
Bereich gerne noch mehr machen würden. 

Man muss aber auch die Umsetzungsmöglichkeiten 
sehen. Diese haben wir beim Erwirtschaften der Globa- 
len Minderausgabe berücksichtigt; es macht ja keinen 
Sinn, etwas zu veranschlagen, das in diesem Jahr nicht 
abfließt. Nur sollten wir der Redlichkeit halber - der 
Kollege Hagemann hat in einer Zwischenfrage darauf 
aufmerksam gemacht - mitteilen, dass wir bei den ver- 
einbarten Größenordnungen bleiben und lediglich das, 
was dieses Jahr im Rahmen der Exzellenzinitiative nicht 
an die Hochschulen abfließen kann, auf die Folgejahre 
verschieben werden. 

Wir haben also nach meinem Dafürhalten die Schwer- 
punkte richtig gesetzt. Wir haben mit dem Einzelplan 30 
ein stimmiges Gesamtkonzept vorgelegt. Der Aufwuchs 
beträgt hier über 5 Prozent; damit liegt der Ansatz über 
8 Milliarden Euro. Wir investieren damit so viel in For- 
schung, Entwicklung und Bildung wie noch nie zuvor in 
diesem Land. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Wir wollen das nicht alleine machen, wir können es auch 
nicht alleine machen. Das Ziel ist, dass die Ausgaben für 
Forschung und Entwicklung einen Anteil von 3 Prozent 

(B) am Bruttoinlandsprodukt erreichen. Um die Steigerung 
von 2,5 auf 3 Prozent zu bewältigen, liegt noch ein Stück 
Weg vor uns. Das schaffen wir nur, wenn die Länder 
mitziehen - ich bin sicher, sie werden das tun; in einigen 
Bereichen ist das vereinbart - und wenn die Wirtschaft 
ebenfalls ihren Teil dazu beiträgt. Das ist Voraussetzung 
dafür, um auf diese Maßzahl von 3 Prozenf, die wir defi- 
niert haben und in überschaubarer Zeit erreichen wollen, 
zu kommen. Wenn wir über Forschungsprämien nach- 
denken - ich verstehe wiederum nicht, warum Sie, Frau 
Flach, da einen kritischen Unterton anbringen; ich habe 
mich gefreut, davon zu lesen -, um den Anreiz für kleine 
und mittlere Unternehmen, sich der marktbezogenen 
Forschungsmöglichkeiten der Universitäten zu bedie- 
nen, und den Anreiz für Forschungseinrichtungen und 
Universitäten zur Kooperation zu erhöhen, dann ist das 
ein weiterer Schritt auf dem Weg, die 3 -Prozent-Marke 
zu erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich erwähne das alles, weil es schwierige Bedingun- 
gen sind, unter denen sich unsere Politik bewegt. Wir 
müssen die Weichen in Richtung Zukunft stellen. Wir 
müssen aber auch einen Zug auf das Gleis setzen und se- 
hen, dass sich dieser Zug in Bewegung setzt. 
4 Milliarden Euro aus dem 25-Milliarden-Investitions- 
programm entfallen auf den Bereich des BMBF, weitere 
2 Milliarden Euro auf Bildung und Forschung in anderen 
Ressorts. Die Gesamtkoordination und Federführung lie- 
gen beim BMBF. Insofern isf auch diese Teilkrifik von 
Ihnen, Frau Flach, ziemlich konsfruierf. 


(Ulrike Flach [FDP]: Dafür haben Sie lange 
gebraucht!) 

Wir setzen mit dem, was wir vorgelegt haben, einen 
Meilenstein, um in Sachen Wissenschaft und Forschung 
an die Spitze zurückzukommen. Wir sollten bei dieser 
Gelegenheit all denen, die daran mitwirken, angefangen 
von der Bundeskanzlerin über Frau Ministerin Schavan 
bis hin zu den Mitarbeitern des ganzen Hauses, ein ganz 
herzliches Dankeschön sagen. Ihre Arbeit zeigt, dass die 
Aufgaben der Zeit erkannt worden sind und die Weichen 
richtig gestellt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD - Jörg 
Tauss [SPD]: Vergessen Sie uns nicht!) 

- Wir haben heute unsere Stunde, Herr Tauss, und wir 
werden heute die Mittel dafür zur Verfügung sfellen. Das 
isf notwendig und wichtig und dafür isf das Parlament 
da. 

(Jörg Tauss [SPD]: So ist es! Selbstbewusst- 
sein, Kollege Willseh!) 

Auch die Geistes- und Sozialwissenschaften erfah- 
ren mit einer 13-prozentigen Steigerung eine nachhaltige 
Förderung. Wir müssen in Zeiten, in denen Menschen 
nach Orientierung suchen, auch im Wissenschaftssystem 
einen Beitrag zu Sinnstiflung und Orientierung leisten. 
Das hat in Deutschland eine große Tradition. 

Wir haben ein Problem in Deutschland - die „FAZ“ 
hat heute darüber berichtet -: Existenzgründer aus dem 
Hightechbereich haben Probleme, Erkenntnisse der For- 
schung schnell genug in marktfähige Produkte umzuset- 
zen. An diesem Punkt setzt die Hightechinitiative der 
Bundesregierung an, die im Juli verabschiedet werden 
wird. Viele Details sind schon erkennbar und es wird 
deutlich, was auf uns zukommen wird. Wir sollten noch 
die wenigen Wochen, bis das Kabinett die Initiative be- 
schlossen und vorgestellt hat, die nötige Geduld aufbrin- 
gen, 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Meldungen, dass Gründer von Hightechuntemehmen in 
Deutschland Schwierigkeiten haben, schnell mit Produk- 
ten auf den Markt zu kommen, weil die Übermittlung 
der Forschungsergebnisse aus den Hochschulen nicht 
schnell genug gelingt, sollten der Vergangenheit angehö- 
ren. Wir brauchen dieses Tempo beim Übergang von der 
wissenschaftlichen Erkenntnis zur Herstellung von 
marktfähigen Produkfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD - Jörg 
Tauss [SPD]: Aber das isf nicht nur eine staat- 
liche Veranstaltung! Das muss man auch der 
Wirtschaft einmal sagen! - Steffen Kampeter 
[CDU/CSU]: Das hat selbst Herrn Tauss über- 
zeugt!) 

Wir reden über die Zukunftsfähigkeit unseres Landes. 
Schauen Sie sich die Begeisterungsfähigkeit unserer Be- 
völkerung an! Wir leiden vielleicht im Moment etwas 
darunter, weil auch das Spiel Italien gegen Tschechien 
seine Reize hat. Schauen Sie sich an, was sich in unse- 
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Klaus-Peter Willsch 

(A) rem Land angesichts der Fußballweltmeisterschaft ge- 
genwärtig abspielt! 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Hermann Otto 
Solms) 

Schauen Sie sich die Begeistemngsfähigkeit gerade der 
jungen Menschen und ihre unverkrampft positive Ein- 
stellung zu unserem Vaterland an, die sich hier um den 
Reichstag manifestiert! 

Wir haben tolle junge Leute in unserem Land, denen 
wir Gelegenheit geben müssen, an Universitäten und 
Forschungseinrichtungen ihre herausragenden Fähigkei- 
ten zur Entfaltung zu bringen. Wir müssen dafür sorgen, 
dass die entsprechenden Voraussetzungen vorhanden 
sind. Damit garantieren wir für die Zukunft Arbeits- 
plätze auch in der Industrie. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD - Kai 

Boris Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Wie schaffen wir neue Studienplätze?) 

Nur so werden wir den jungen Spitzenkräften die Mög- 
lichkeif eröffnen, unser Land an die Welfspifze zurück- 
zuführen. Nur so werden sie in der Lage sein - damif 
komme ich auf meine Eingangsbemerkung zurück -, den 
Deckel zu bezahlen, den wir an der Theke für sie hinfer- 
legf haben, die Folge von 35 Jahren zunehmend verant- 
wortungsloser Verschuldungspolitik. 

Ein besonderer Schwerpunkt ist der Hochschulpakt; 
dies wurde schon angesprochen. Ich denke, dass wir mit 
dem Beschluss der Föderalismusreform in der nächsten 
' ' Woche auch in diesem Bereich abschließend Klarheit 
bekommen. 

Die Exzellenzinitiative Spitzenförderung von 
Hochschulen wird mit einer Verzögerung starten. Das 
wollten wir alle so. Wir wollten nicht, dass quasi vom 
Feldherrenhügel festgelegt wird, was Exzellenz ist, son- 
dern dass sich das im Wettbewerb herausbildet und die 
Mittel entsprechend vergeben werden. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Darum haben wir gesagt: Wir geben etwas mehr Zeit 
und führen in Ruhe die Weffbewerbsrunden an den 
Hochschulen durch. Die Mittel dafür werden aber in vol- 
ler Höhe zur Verfügung gesfellt, so wie wir es zugesagt 
haben. Es macht doch keinen Sinn, so zu tun, als wenn 
wir dieses Jahr schon schießen könnten. Das ist ein 
wichtiger Bereich, den wir mit Hochdruck angehen und 
als Kernstück unserer Arbeit ansehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Lassen Sie mich zum Schluss kommen. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Schade!) 

Die Leistung, die wir im Rahmen dieser Haushaltsplan- 
beratungen und der Vorbereitung durch das Haus insge- 
samt zustande gebracht haben, macht zuversichtlich. Zu- 
versicht ist die treibende Kraft für Fortschritt in der 
Gesellschaft und der Wissenschaft. 


Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: (C) 

Herr Kollege Willsch, kommen Sie bitte zum Schluss. 

Kiaus-PeterWiiisch (CDU/CSU): 

Ich komme zum Schluss. - Wir neigen in Deutsch- 
land gelegentlich zur Tiefstapelei und zum Nörgeln. Das 
sind keine Eigenschaften, mit denen man vorwärts kom- 
men könnte. 

(Ilse Aigner [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wir brauchen Optimismus und Zuversicht. Ich glaube, 
dass wir dadurch, dass wir den Schwerpunkt genau auf 
diesen Bereich legen, genau das Richtige für unser Land 
tun. Wir geben damit gerade an die junge Generation ein 
Zeichen der Zuversicht und des Optimismus. Das ist 
wichtig. Nur so können wir vorwärts kommen. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeif. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Das Wort hat jetzt die Kollegin Cornelia Hirsch von 
der Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Corneiia Hirsch (DIE LINKE): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bei 
all den genannten Zahlen darf aus unserer Sicht eine Sa- 
che nicht aus dem Blick geraten: In bildungspolitischen 
Studien und Untersuchungen wird regelmäßig nachge- 
wiesen, dass Armut in diesem Land erblich ist und dass (D) 
sie durch unser Bildungssystem zementiert und immer 
weiter verschärft wird. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Der Haushaltsentwurf 2006 bietet für diese Heraus- 
forderungen wieder einmal keine Lösungen. Erstens 
bleiben die öffentlichen Ausgaben für die Bildung wei- 
ferhin viel zu niedrig und zweifens können wir, wie wir 
schon bei der Einbringung des Haushalfs angemerkf ha- 
ben, immer noch keine klare Schwerpunktsefzung bei 
der Unterstützung struktureller Reformen, die die Auf- 
hebung der sozialen Ungleichheit zum Ziel haben, er- 
kennen. Eben das ist der Grund für unseren Änderungs- 
antrag „Zukunft Bildung“. 

Ich will Ihnen einige Beispiele nennen, was getan 
werden müsste und mit den von der Bundesregierung 
veranschlagten Bundesmitteln auch getan werden 
könnte, um die Chancengleichheit im Bildungssystem zu 
verbessern: 

Erster Punkt. Die frühkindliche Erziehung. In allen 
Fraktionen wird davon geredet, wie wichtig sie ist. Ein 
erster Ansatz, um sie auch qualitativ aufzuwerten, wäre 
eine grundlegende Reform der Ausbildung von Erziehe- 
rinnen und Erziehern. Hier könnte an erfolgreiche Mo- 
dellprojekte an Fachhochschulen angeknüpft werden. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Zweiter Punkt. Die Schule. Auch wenn die Union es 
immer noch nicht wahrhaben will, ist es mittlerweile 
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Cornelia Hirsch 

(A) mehr als offensichtlich, dass das gegliederte Schulsys- 
tem ausgrenzt und selektiert, anstatt zu fördern. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Kai 
Boris Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]) 

Wir brauchen Geld für eine strukturelle Fortentwick- 
lung. Ein erster Ansatzpunkt könnte das von Rot-Grün 
gestartete Ganztagsschulprogramm sein. 

Dritter Punkt. Geschlechtergerechtigkeit. Erste ge- 
schlechtsspezifische Auswertungen zur Studienreform 
zeigen, dass Frauen deutlich häufiger als Männer die 
Hochschulen schon nach dem Bachelor verlassen. Hier 
müsste man gegensteuem, doch stattdessen werden die 
Mittel für das erfolgreiche Programm „Chancengleich- 
heit für Frauen in Forschung und Lehre“ in diesem Jahr 
um rund ein Sechsfel gekürzf. 

Vierter Punkt. Die Internationalisierung. Auf der 
Tagesordnung steht heute - darauf ist schon hingewiesen 
worden - gemeinsam mit dem Haushaltsentwurf das 
Übereinkommen über die Anerkennung von Qualifika- 
tionen im Hochschulbereich in der europäischen Region. 
Die Ratifizierung dieses Übereinkommens ist auch aus 
unserer Sicht ausdrücklich zu begrüßen und längst über- 
fällig. Wichtig ist aber, dass den Worten auch Taten und 
vor allem auch Euros folgen. Ansonsten ist zu befürch- 
ten, dass der Bundestag das Übereinkommen zwar rati- 
fiziert, danach an den Hochschulen aber, weil die finan- 
ziellen Mittel fehlen, nur eine Umsetzung ä la carte 
erfolgt. Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD 
(ß) und der Union, auf Grundlage unserer jetzigen Verfas- 
sung hätten Sie die Möglichkeit, solche Programme zu 
entwickeln, zu finanzieren und durchzuführen. Wir hal- 
fen es für unveranfwortlich, dass diese Möglichkeif auch 
in diesem Jahr wieder nicht genutzt wird. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Noch fafaler wäre es - darauf müssen wir aufgrund 
der Akfualifäf hinweisen -, wenn diese Möglichkeifen 
zukünftig sogar grundgesetzlich verboten wären. Denn 
genau das ist im jetzigen Entwurf zur Föderalismusre- 
form vorgesehen. Wir möchten die Gelegenheit hier nut- 
zen, um an die Vernunft aller Beteiligten zu appellieren, 
uns allen noch etwas mehr Zeit zur Beratung zu geben 
und die Weichen nicht vorschnell in eine falsche Rich- 
tung zu stellen. 

Für uns ist klar: Ein Mehr an Chancengleichheit im 
Bildungssystem setzt strukturelle Reformen voraus. 
Diese zu entwickeln und umzusetzen ist eine gemein- 
same Aufgabe von Bund und Ländern und muss es auch 
bleiben. Wir alle dürfen deshalb nicht zulassen, dass die 
bisherige Gemeinschaflsaufgabe „Bildungsplanung“ in 
eine reine Berichterstattungs- und Informationskompe- 
tenz umgewandelt wird und von Bund und Ländern 
keine gemeinsamen Schlussfolgerungen mehr gezogen 
werden dürfen. 

Wir dürfen auch nicht zulassen, dass der Bund den 
Ländern keine finanziellen Mittel mehr für die vorschu- 
lische und die schulische Bildung zur Verfügung sfellen 
kann. Im Bereich der Hochschulen scheint es in dieser 


Frage erfreulicherweise - an dieser Stelle ein ausdrückli- (C) 
eher Dank an die SPD - Bewegung zu geben. Aber klar 
ist auch, dass das natürlich bei weitem nicht ausreicht. 

(Beifall bei der LINKEN - Priska Hinz [Her- 
bom] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Nicht 
zu früh freuen!) 

Schon jetzt führen die Länder ihre leeren Kassen als 
Argument an, um die Verantwortung für die Bildungs- 
finanzierung mehr und mehr auf die Einzelnen zu über- 
tragen. Die Folgen sind Einführung von Kindergarfenge- 
bühren, Einschränkung der Lemmittelfreiheif, Anstieg 
des Bedarfs an privafer Nachhilfe und vor allem auch die 
Einführung von Sfudiengebühren. Durch solche Maß- 
nahmen wird sich die soziale Ungleichheif im Bildungs- 
sysfem nur noch weifer verschärfen. 

Wir sagen stattdessen: Die Ausgaben für Bildung 
müssen sfeigen. Bund und Länder müssen in allen Bil- 
dungsphasen weiterhin gemeinsam die Möglichkeit zur 
Finanzierung haben. Wir sagen, dass die gemeinsame 
Bildungsplanung von Bund und Ländern nicht abge- 
schafft werden darf, sondern erhalten und deutlich aus- 
gebaut werden muss. Ziel sind strukturelle Reformen: 
weg von einem Bildungssystem, das ausgrenzt und se- 
lektiert, hin zu einem integrativen Bildungssystem, das 
jedes einzelne Kind und jeden einzelnen Jugendlichen 
individuell fördert. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Schließlich muss die öffentliche Verantwortung für 
das Bildungswesen gesichert werden. Ein Schritt in 
diese Richtung wäre, die Gebührenfreiheit im Bereich (D) 
der Bildung im Grundgesetz zu verankern. Wir finden es 
erschreckend, dass Diskussionen über solche Forderun- 
gen nicht einmal mehr stattfinden. Die aktuellen Proteste 
der Studierenden in immer mehr Bundesländern gegen 
die Pläne, Studiengebühren einzuführen, weisen in eine 
andere Richtung. Aus diesem Grund haben diese Pro- 
teste unsere volle Unterstützung und Solidarität. 

(Jörg Tauss [SPD]: Auch unsere! Das ist 
wahr!) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord- 
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Das Wort hat jetzt der Kollege Klaus Hagemann von 
der SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Kiaus Hagemann (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wenn wir einen roten Faden 
in der Debatte dieser Woche suchen, dann ist es sicher 
die Diskussion über das Staatsverständnis und die Kritik 
der Staatsaufgaben. Dies hat in den letzten Tagen bei al- 
len Beratungspunkten eine Rolle gespielt. Auf der einen 
Seite steht der schwachbrüstige Nachtwächterstaat und 
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(A) auf der anderen Seite der starke Staat, der genügend Ein- 
nahmen hat, um insbesondere bei Bildung und For- 
sehung - darüber diskutieren wir hier - seine Aufgaben 
erfüllen zu können. 

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten ver- 
treten den letzten Standpunkt. Wir wollen einen starken 
Staat, um zum einen ein Maximum an Chaneengereeh- 
tigkeit zu erreiehen und für Bildungsehaneen für alle 
Sehiehten zu sorgen. Um alle Sehiehten zu erreiehen, ha- 
ben wir, Frau Hirseh, gerade beim BAföG Erhebliehes 
geleistet und diesen Bereieh verbessert. Das wollte ieh 
noeh einmal herausstellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir brauehen zum anderen einen starken Staat, der 
genügend Einnahmen hat, um die Zukunflsfahigkeit un- 
seres Landes zu siehem, damit Forsehung und Entwiek- 
lung vorangebraeht werden können. Deswegen hat die 
SPD seit 1998, seitdem wir wieder die Regierungsver- 
antwortung tragen, darauf geaehtet, dass gerade die Mit- 
tel im Einzelplan 30 - Bildung und Forsehung - konti- 
nuierlieh stark aufgestoekt wurden. Es wurden also 
regelmäßig mehr Mittel für den Bildungs- und For- 
sehungsbereieh zur Verfügung gestellt. 

(Beifall bei der SPD - Jörg Tauss [SPD]: Das 
ist unsere Tradition seit 1843!) 

In dieser guten Kontinuität stehen wir aueh jetzt, da es 
um den Einzelplan 30 des Haushalts 2006 geht. Gemein- 
sam mit unserem Koalitionspartner haben wir mehr Geld 
zur Verfügung gestellt. Wir haben also nieht nur den Sta- 

(B) tus quo erhalten, sondern die Mittel sogar erheblieh er- 
höht. 

(Ulrike Flaeh [FDP]: Es nützt eueh nur 
niehts!) 

Viele Besehlüsse, die in der letzten, der 15. Legisla- 
turperiode gefasst worden sind, finden nun in diesem 
Einzelplan für das Jahr 2006 ihre Ansätze. Hier finden 
sie ihren Niederschlag und verdeutlichen die politische 
Dividende. Sicherlich erinnern Sie sich, dass manche 
dieser Beschlüsse insbesondere im Bundesrat sehr hart 
umkämpft waren. 

Ich darf Beispiele nennen: Hart umkämpft war auf- 
grund steigender Studierendenzahlen die verstärkte För- 
derung der Studierenden durch das Bundesausbildungs- 
förderungsgesetz; 

(Beifall des Abg. Dr. Emst Dieter Rossmann 
[SPD]) 

das habe ich gerade erwähnt. Ähnliches gilt für das 
Meister-BAföG, das in diesem Zusammenhang auch er- 
wähnt werden muss. Ebenfalls muss das sehr erfolgrei- 
che Ganztagsschulprogramm in Erinnerang gemfen wer- 
den. Ich bin froh, dass wir es fortführen. Das ist im 
Koalitionsvertrag vereinbart worden. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Exzellenzinitiative - wir haben eben schon über 
sie diskutiert, Frau Flach -, die in der letzten Legislatur- 
periode beschlossen worden ist, findet nun ihren Nieder- 


schlag und wird eingeleitet. Auch der Pakt für For- (C) 
schung und Innovation sei erwähnt. Die dafür 
bereitgestellten Mittel wurden um 3 Prozentpunkte er- 
höht. 

Die Krone des Ganzen ist das 6-Milliarden-Euro-Pro- 
gramm für Forschung und Entwicklung, das für den 
Zeitraum von 2006 bis 2010 angelegt ist; vor zwei, drei 
Wochen haben wir darüber diskutiert. Daher brauche ich 
jetzt nicht sehr ausführlich darauf einzugehen; das haben 
wir bereits getan. 

Wir haben Wert darauf gelegt, dass diese Arbeit in 
diesem Jahr nicht verloren geht. Denn es ist schon Ende 
Juni. Die Verpflichtungsermächtigungen haben wir be- 
reits freigegeben, damif die Mittel schnellstmöglich ver- 
geben, die Bescheide verschickt und die Forschungs- 
arbeiten an den Instituten eingeleitet werden können. 

Das wollen wir und das haben wir unterstützt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich bin dankbar, dass unsere Politik auch in der Wis- 
senschaftscommunity Anklang findet. Lassen Sie mich 
den Präsidenten der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft, Professor Winnacker, zitieren. Der „Süddeut- 
schen Zeitung“ sagte er: 

Die Regiemng sagt nicht nur, dass sie sechs Milliar- 
den Euro mehr für die Forschung ausgeben will, sie 
tut es auch. 

Herr Professor Winnacker hat Recht. 

(Beifall bei der SPD) 

(D) 

Insgesamt stehen in diesem Jahr 7,2 Milliarden Euro 

- ich wiederhole: 7,2 Milliarden Euro - für Forschungs- 
ausgaben zur Verfügung. Allerdings ist nicht der ge- 
samte Betrag im Einzelplan 30 enthalten. Hier sind es 
4,2 Milliarden Euro. Die restlichen 3 Milliarden Euro 

- Kollege Willsch hat schon darauf hingewiesen - sind 
in anderen Einzelplänen etatisiert. 

(Ulrike Flach [FDP]: Aber Sie wissen schon, 
dass die meisten Programme erst im Herbst 
oder Winter eines Jahres beginnen, oder?) 

- Ja. Wir können mit dem Vollzug des Haushalts 2006 
erst verspätet beginnen. Es ist klar, dass die entsprechen- 
den Programme erst später starten. 

(Ulrike Flach [FDP]: Ja, aber das Jahr 2006 ist 
dann gelaufen!) 

- Damit es schneller geht, haben wir die VEs schon frei- 
gegeben, auch für den Einzelplan 09. Ich bin überzeugf, 
dass dies auch im Hinblick auf den Einzelplan 30 zügig 
geschehen kann. 

(Beifall bei Abgeordnefen der SPD) 

Lassen Sie mich noch einen Gedanken zur Ressort- 
forschung äußern. Auf Initiative der SPD-Fraktion ha- 
ben wir schon in der letzten Legislaturperiode im Haus- 
haltsausschuss beschlossen, dass die Ressortforschung, 
also die Forschung, die von den einzelnen Ministerien 
ausgeht, evaluiert werden soll, um festzustellen, wo es 
Schwachstellen gibt und wo gute Ergebnisse erzielt wer- 
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(A) den. Die ersten Ergebnisse liegen nun vor. Es gibt Ein- 
riehtungen, die top sind, und es gibt Einriehtungen, die 
nieht gerade top sind. 

Wir legen Wert darauf, dass die Ressortforsehung 
nieht nur auf 13 Einriehtungen, sondern aueh auf die 
restliehen Einriehtungen in diesem Bereieh ausgedehnt 
wird, und dass wir dann, wenn die Detailberiehte des 
Wissensehaftsrates vorliegen, darüber diskutieren und 
die notwendigen Konsequenzen ziehen, damit wir die 
Mittel gezielt für die Forsehung einsetzen können. 

Meine Damen und Herren, unsere Beratungen und 
Diskussionen im Haushaltsaussehuss hinsiehtlieh des 
Einzelplans 30 haben sehr viel Spaß gemaeht. Deswegen 
möehte ieh als Hauptberiehterstatter allen Kolleginnen 
und Kollegen, Ihnen, Frau Ministerin, und Ihrem Haus 
für die gute Zusammenarbeit danken. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Herr Kollege Hagemann, erlauben Sie eine Zwisehen- 
frage der Kollegin Flaeh? 

Kiaus Hagemann (SPD): 

Der Kollegin Flaeh immer. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Bitte sehön. 

Uirike Fiach (FDP): 

Danke sehön, Herr Kollege. - Wie Sie sieherlieh wis- 
(ß) sen, haben wir, als es in der Vergangenheit um die Evalu- 
ierung der Ressortforsehung ging, über alle Fraktions- 
grenzen hinweg immer die gleiehe Meinung vertreten: 
Sie muss evaluiert werden. Es gab allerdings zwisehen 
uns und dem Rest des Hauses immer einen deutliehen 
Untersehied. Wir haben immer gesagt: Diese Evaluie- 
rung muss ergebnisoffen sein. Das heißt, wenn ein Insti- 
tut wirklieh als sehleeht bewertet wird, darf es nieht 
mehr zur Ressortforsehung gehören, es muss in die Frei- 
heit entlassen werden und auf eigenen Beinen stehen - 
und vielleieht sogar gesehlossen werden. Sie haben ge- 
rade wieder betont, dass Sie weiter evaluieren werden, 
was wir im Prinzip begrüßen. Deswegen meine Frage an 
Sie: Sind Sie bereit, ein Institut, für das so sehleehte Er- 
gebnisse vorgelegt wurden, wie das beim Bundesamt für 
Strahlensehutz der Fall war, zu sehließen bzw. es aus der 
Ressortforsehung zu entlassen, sodass es sieh in der 
freien Forsehungswelt bewähren muss? 

Klaus Hagemann (SPD): 

Zunäehst einmal: Wir haben den Wissensehaftsrat be- 
auftragt, 13 Einriehtungen zu evaluieren. Das ist gesehe- 
hen und die Ergebnisse liegen vor. Wie ieh eben ausge- 
führt habe, gibt es Ergebnisse, die top sind, und 
Ergebnisse, die, um es diplomatiseh auszudrüeken, nieht 
ganz so top sind. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Ein Flop 
würde ieh sagen!) 

Der Haushaltsaussehuss ist sieh, wenn ieh mieh riehtig 
erinnere, einig gewesen, dass über Konsequenzen naeh- 


gedaeht werden muss. Das können wir aber erst tun, (C) 
wenn die Beriehte im Detail vorliegen; denn wir können 
nieht nur anhand von Presseberiehten oder Kurzberich- 
ten eine Entscheidung treffen. Wenn die Detailberichte 
des Wissenschaftsrates vorliegen, müssen wir über sie 
breit diskutieren und können dann über Konsequenzen 
nachdenken. Das war die Grundlage dessen, was der 
Haushaltsaussehuss festgelegt hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Ich sprach eben über die gemeinsamen Beratungen, 
die recht fair und zum Teil auch freundschaftlich verlau- 
fen sind. Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang ei- 
nige Anträge der FDP ansprechen. Frau Flach, Sie haben 
vorhin vergessen, die Monstranz, die Sie immer vor sich 
her tragen, Ihre Streichliste, hoch zu halten. 

(Abg. Ulrike Flach [FDP] hält ein Schriftstück 
hoch) 

Lassen Sie mich unterstreichen: Sie wollten - Sie haben 
es vorhin kurz angesprochen - die Mittel für den Ak- 
tionsplan „Hightechstrategie“ einfach um 12 Millionen 
Euro kürzen. Sie haben - das gibt mir zu denken - die 
Mittel für das Sonderprogramm Ost zur Schaffung von 
Ausbildungsplätzen in Ostdeutschland um 6 Millionen 
Euro kürzen wollen - und das bei der derzeit bestehen- 
den schwierigen Ausbildungsplatzsituation. 

Oder nehmen wir den Eingliederungstitel, der nicht 
im Einzelplan 30 enthalten ist: Diesen Eingliederungs- 
titel wollten Sie um 3 Milliarden Euro zurückfahren. 

Dabei wissen wir, dass gerade die unter 25-Jährigen (D) 
hiervon, was ihre Qualifizierung und Ausbildung angeht, 
sehr stark profitieren. Eine Kürzung wäre zu ihrem 
Schaden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Deswegen frage ich mich, ob es sinnvoll ist, Ihr „Libera- 
les Sparbuch“ immer wieder als Monstranz vor sich her 
zu tragen. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Herr Kollege Hagemann, erlauben Sie eine weitere 
Zwischenfrage der Kollegin Flach? 

Klaus Hagemann (SPD): 

Ja, da gewinne ich noch ein bisschen Zeit. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Bitte schön. 

Ulrike Flach (FDP): 

Herr Kollege Hagemann, der letzte Teil, zu dem Sie 
etwas gesagt haben, betrifft zwar nicht diesen Haushalt. 

Aber Sie haben ihn angeführt; deswegen möchte ich für 
meine Fraktion an dieser Stelle klarstellen: Wir wollen 
bei den Eingliederungshilfen keine Mittel streichen, 
nicht, weil wir der Meinung wären, dass das alles sinn- 
voll sei, sondern weil diese nicht abgerufen wurden und 
wir davon ausgehen, dass das auch für den Resf des Jah- 
res so bleiben wird. Sind Sie bereif, das anzuerkennen? 
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(A) Wir haben von Ihrem Fraktionsvorsitzenden - haben Sie 
das nieht mitbekommen? - auf unsere Frage, was Sie mit 
diesen Geldern Vorhaben, keine Antwort bekommen. 
Das heißt. Sie haben sieh hier niehts anderes als eine 
Sparbüehse gesehaffen. Genau das prangern wir an. 

(Irmingard Sehewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Welehe Fragen stellen Sie 
jetzt?) 


(Klaus-Peter Willseh [CDU/CSU]: Das ist 
aber eine lange Frage! So lange kann ieh gar 
nieht folgen!) 

- Aber sie ist bereehtigt. 

Klaus Hagemann (SPD): 

Das ist ja fast eine Korede, die Sie da gehalten haben, 
verehrte Frau Kollegin. 

Ieh möehte mit dem zweiten Punkt anfangen: Aueh 
wir haben in diesem Bereieh Kürzungen vorgenommen. 

(Ulrike Flaeh [FDP]: So ist es!) 


Aber nun zur Eingliederungshilfe. Wir wissen, warum 
die Mittel nieht abgeflossen sind: weil es Anfangs- 
sehwierigkeiten gab. Minister Müntefering hat dies 
heute früh in der Sozialdebatte deutlieh herausgestellt. 
Unser Ziel ist es, dass die Mittel, die zur Verfügung ste- 
hen, aueh verausgabt werden. Gerade für die jungen 
Mensehen, die unter 25 Jahre alt sind, ist es dringend 
notwendig - da gibt es Qualifikations- und Fördermän- 
gel -, dass diese Gelder zur Verfügung gestellt werden 
und dass in den ersten Arbeitsmarkt investiert wird. Das 
ist der riehtige Weg. Der falsehe Weg wäre, in diesem 
Bereieh zu streiehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen Sie 
mieh in der restliehen Redezeit das Thema fortführen, 
das ieh eben begonnen habe: die berufliche Bildung. 
Ieh hoffe, dass in diesem Bereieh Ende dieses Jahres 
kein Drama festzustellen ist, wie es in der Presse kürz- 
lieh formuliert worden ist. 

Morgen werden in Rheinland-Pfalz die Sehüler ent- 
lassen, die ihren Sehulabsehluss erreieht haben. An einer 
Hauptsehule in meinem Wahlkreis - das habe ieh gestern 
in der Presse gelesen - haben 10 Prozent der Sehüler der 
9. Klasse einen Ausbildungsplatz. Ieh komme aus einer 
Region, die wirtsehaftlieh gesund ist. 10 Prozent haben 
einen Ausbildungsplatz, 90 Prozent keinen. Ieh kenne 
diese Jugendliehen. Ieh habe mit ihnen vor ein paar Wo- 
ehen gesproehen. Sie haben mir beriehtet, dass sie 50 bis 
60 Bewerbungen gesehrieben haben und keinen Erfolg 
hatten. Wir brauehen hier dringend Hilfe. Hier muss ge- 
handelt werden. 

Diese Forderung riehtet sieh natürlieh in erster Linie, 
Willi Brase, an die Wirtsehaft, die handeln muss. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie muss ihre Aufgabe erfüllen. Denn wir wissen, wie 
wiehtig gut ausgebildete Faehkräfte sind. Sie sind die 
Arbeitskräfte und aueh die Steuer- und Abgabenzahler 
von morgen. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Herr Kollege Hagemann, ieh habe noeh eine Bitte um 
eine Zwisehenffage. Das ist aber die letzte, die ieh zu- 
lasse. Frau Kollegin Hirseh möchte eine Zwischenfrage 
stellen. 

Klaus Hagemann (SPD): 

Ja, bitte. 

(Jörg Tauss [SPD]: Vom Hagemann kann man 
viel lernen! Das ist hier ganz sinnvoll!) 

Cornelia Hirsch (DIE LINKE): 

Das ist sehr schön. 

Ich freue mich sehr, dass Sie bezüglich der Ausbil- 
dungssituation so stark an die Wirtschaft appellieren. Es 
besteht dann aber doch die Frage, ob die SPD, wenn sie 
jetzt wieder die Forderung nach einer Ausbildungsplatz- 
abgabe stellt, 

(Jörg Tauss [SPD]: Umlage!) 


Aber wir haben diesen Titel nicht gestrichen, wie Sie 
dies, um einzusparen, Vorschlägen, sondern absichtlich 
eine Umschichtung vorgenommen. Denn wir wissen, 
wie schwierig die Ausbildungsplatzsituation in unserem 
Lande ist: Man liest ja zurzeit von 50 000 fehlenden 
Ausbildungsplätzen. Wir können vielen Jugendlichen 
keine Zukunft geben; deswegen darf in diesem Bereich 
keine Kürzung vorgenommen werden. Eine Umschich- 
tung erfolgte im Bereich der Lehrlingsausbildung. Wir 
haben mehr Mittel für die überbetrieblichen Ausbil- 
dungsstätten zur Verfügung gestellt, damit diese gestärkt 
werden; während Sie diese ganz streichen wollten. 

(Zuruf von der FDP: Das ist nicht wahr!) 

- Sie haben Kürzungen von 6 Milliarden Euro vorge- 
schlagen. Das steht in Ihrem „Liberalen Sparbuch“. So 
lauteten die Anträge im Haushaltsausschuss; 

(Jörg Tauss [SPD]: Das hat er sich genau 
gemerkt! Wir alle!) 

ich habe sie jetzt leider nicht vorliegen. In Ihrem Mons- 
tranzbuch - ich hätte fast gesagt: in Ihrer Bibel; das ist 
aber falsch -, das hier immer hoch gehalten wird, waren 
Streichungen in Höhe von 6 Milliarden Euro vorgese- 
hen. Man sieht, dass es in Ihrem Buch um viel heiße Luft 
geht. 


Zur Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze in den 
neuen Ländern. Ist Ihnen denn nicht bekannt - ich kenne 
Sie gut genug, um zu wissen, dass Ihnen das bekannt ist -, 

(Irmingard Sehewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aha! Jetzt kommt die Frage!) 

dass die Istzahlen des letzten Jahres bei 77 Millionen 
Euro lagen? Diese Gelder wurden nicht ausgeschöpft. 
Warum wollen Sie diese Mittel jetzt noch um 30 Millio- 
nen Euro erhöhen, wenn sie doch in diesem Jahr nicht 
einmal in der Lage waren, das auszugeben, was im Etat 
vorgesehen war? 
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(A) weiterhin nur auf diesem Appelleharakter beharrt, der ja 
offensiehtlieh nieht funktioniert, wie Sie selber anhand 
Ihrer Zahlen eben bestätigt haben. 

(Jörg Tauss [SPD]: Das war jetzt fies!) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Bitte sehön, Herr Hagemann. 

Kiaus Hagemann (SPD): 

leh persönlieh - ich äußere meine ganz persönliche 
Meinung - stehe dem nicht abweisend gegenüber. Ich 
habe das auch während der Diskussion, die wir im ver- 
gangenen Jahr in unserer Fraktion geführt haben, sehr 
deutlich gemacht. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Wir haben einen 
guten Koalitionsvertrag dazu gemacht!) 

Im Koalitionsvertrag - hier fällt das Stichwort - ist dies 
für diese Legislaturperiode entsprechend ausgeschlos- 
sen. Aber man kann ja beispielsweise - darauf lege ich 
Wert - zusammen mit den Kammern einen Beginn ma- 
chen. Wir dürfen sie nicht aus der Verantwortung entlas- 
sen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Steffen 
Kampeter [CDU/CSU]: Wer regiert in Rhein- 
land-Pfalz?) 

Man könnte einem Unternehmen beispielsweise die Ge- 
bühren, die es für seine Angesfellten, die ausgebildet 
werden, zu zahlen hat, erlassen. Eine solche Gebühren- 

(B) erhebung ist nicht in Ordnung. Gebühren für die Einfra- 
gungen in die Handwerksrolle oder Prüfungsgebühren 
zu erlassen, wäre ein erster Schritt. Diese könnten von 
allen Kammermitgliedem mitbezahlt werden. Das 
möchte ich unterstützen und in diese Richtung argumen- 
tieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Im Einzelplan 30 haben wir, weil die Verantwortung 
bei der Wirtschaft liegt, entsprechende Mittel für die be- 
rufliche Bildung in Höhe von insgesamf 368 Millionen 
Euro vorgesehen. Hier stehen sehr starke Fördermittel 
zur Verfügung. Wir wünschen, Frau Minisferin, dass 
diese auch schnellsfens verausgabf werden. 

Hierzu gehört auch ein Beschluss aus dem 
Jahre 2005, also aus der 15. Legislaturperiode. Das För- 
derprogramm Jobstarter für mehr Ausbildungspläfze soll 
massiv gesfärkt werden. Sie haben das selbsf in der 
Presse schon angekündigf. Frau Minisferin, ich kann da- 
rüber hinaus jedes Worf, das Sie in Ihrem Gasfkommen- 
far in der „Bild“-Zeitung geschrieben haben, unfersfrei- 
chen. Wir müssen gemeinsam darangehen, für genügend 
Ausbildungspläfze zu sorgen. Man darf nicht nur Briefe 
schreiben - es ist gut und wichtig, dass die Kanzlerin 
und der Wirtschaftsminister Briefe schreiben -, 

(Beifall des Abg. Uwe Barth [FDP]) 

sondern jetzt muss auch gehandelt werden. Hierfür gibf 
es das gufe Beispiel des früheren Wirtschaffsminisfers 
Clemenf, der den Unfemehmen vor die Hütte gerückt ist 


und für die Jugendlichen gekämpft haf, die en masse (C) 
noch keine Lehrstelle hatten. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Ich bitte Sie, jetzt zum Schluss zu kommen. 

Kiaus Hagemann (SPD): 

Jawohl, Herr Präsident. - Durch den Einzelplan 30 
werden gute Voraussetzungen für die Zukunftsfähigkeif 
unseres Sfaates und die Chancengerechtigkeif gebofen. 

Wir sind auf dem richtigen Weg und wir müssen die He- 
rausforderungen annehmen. Deswegen wird die SPD- 
Fraktion diesem Einzelplan zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Das Wort hat jetzt der Kollege Kai Gehring vom 
Bündnis 90/Die Grünen. 

Kai Boris Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Je- 
des Jahr wollen in Zukunft circa 80 000 Abiturienten zu- 
sätzlich an den deutschen Hochschulen starten. Das sind 
fast so viele, wie derzeit an den drei großen Berliner 
Universitäten zusammen studieren. 

Was erwartet diese motivierten jungen Menschen an 
einer deutschen Hochschule? Ohnehin schon überfüllte 
Seminare? Gar verschlossene Hörsaaltüren? Ein Aussie- (D) 
ben je nach Einkommenssituation der Eltern oder nach 
dem strengsten Numerus clausus an einer Hochschule? 

Oder sogar das Verdrängen auf dem bereits schon jetzt 
hart umkämpften Ausbildungsmarkt? Frau Schavan, 
sieht so die schwarz-rote Hochschulpolitik auf dem Weg 
in die Wissensgesellschaft aus? 

Es ist doch offenkundig: Wir brauchen mehr qualita- 
tiv hochwertige Studienplätze. Dafür hat die Bundesre- 
gierung in den letzten Monaten keinen Handschlag un- 
ternommen. Die große Koalition ist nicht nur eine 
Schnecke, sie verpennt fahrlässig zentrale Zukunfts- 
chancen für mehr Sfudierende und mehr Absolventen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Jörg Tauss [SPD]: Na, na, na!) 

Weder in Ihrem Haushalt noch in Ihrem Entwurf zur Fö- 
deralismusreform finden sich irgendwelche Ansätze, 
durch die dazu beigetragen werden könnte, die Studien- 
platzkapazitäten an den Hochschulen bundesweit zu er- 
höhen. 

Sie halten mir nun sicherlich Ihren Hochschulpakt 
entgegen. Doch das ist nichts anderes als ein zahnloser 
Tiger; denn für Studienpläfze soll dort kein einziger Cent 
fließen. 

(Beifall der Abg. Cornelia Hirsch [DIE 
LINKE]) 

Stattdessen wollen Sie den Ländern zusätzliches Geld 
für die Forschungsförderung in die Hand geben, in der 
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Kai Boris Gehring 

(A) Hoffnung, dass die Länder ihrerseits mehr Geld für die 
Studienplätze locker machen. Das ist nichts anderes als 
eine reine Luftbuchung. Deswegen landet eine solche 
Umwegfinanziemng zwangsläufig in der Sackgasse. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Nicht umsonst fordern die SPD-Bildungspolitiker einen 
ehrlichen Hochschulpakt. 

Frau Schavan, Ihr Hochschulpakt soll erst Ende die- 
ses Jahres kommen. So lange können die Hochschulen, 
die Dozentinnen und Dozenten, die Studierenden und 
auch die Studienberechtigten allerdings nicht warten. 
Ein Hochschulpakt, der den Hochschulen und den künf- 
tigen Studierenden wirklich etwas bringen soll, braucht 
im Übrigen eine tragfähige jurisfische Grundlage. Das 
bedeufef: Beerdigen Sie endgültig das Kooperations- 
verbot im Zuge der Föderalismusreform und ermögli- 
chen Sie so Bund und Ländern gemeinsame Initiativen 
für zusätzliche Studienplätze. 

(Beifall des Abg. Uwe Barth [FDP] - Jörg 

Tauss [SPD]: Sagen Sie das mal den Grünen in 

Baden- Württemberg! Das wäre sehr hilfreich!) 

Ich fürchte, wir werden gerade Zeuge eines riesigen 
Täuschungsmanövers. Anfang dieser Woche bekamen 
die besorgten Bildungs- und Wissenschaftsorganisatio- 
nen sowie die Öffentlichkeit noch ein wenig Baldrian 
verabreicht. Es hieß, das Kooperationsverbot sei bereits 
gekippt. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Es gibt ja gar 

kein Kooperationsverbot! Das wissen Sie 
' ' auch! - Gegemuf des Abg. Jörg Tauss [SPD]: 

Das stimmt nun wieder nicht!) 

Wer das Kooperationsverbot allerdings kippen will, der 
muss Art. 91b Grundgesetz ändern. Alles andere wäre 
eine Mogelpackung. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der FDP und der Abg. 

Cornelia Hirsch [DIE LINKE]) 

Glauben Sie aber nicht, allein die Streichung des ab- 
surden Kooperationsverbots aus der Staatsreform würde 
ausreichen. Dann hätten Sie aus der Anhörung nichts ge- 
lernt. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Herr Kollege 
Tauss rutscht einen Platz nach links!) 

Über neun Stunden lang haben fast alle Expertinnen und 
Experten an dem Gesetzentwurf Kritik geübt, die ver- 
nichtender nicht hätte ausfallen können. Darüber kann 
selbst die große Koalition nicht hinweggehen. Deshalb 
fordere ich Sie auf: Streichen Sie die Abweichungs- 
rechte der Länder beim Hochschulzugang und bei den 
Abschlüssen! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Heben Sie die unsinnige Trennung von Forschung und 
Lehre bei der Gemeinschaftsaufgabe auf! Denn das ist 
absolut künstlich. Entwickeln Sie endlich einen Vertei- 
lungsmechanismus für die Hochschulbaumittel, der dem 
Bedarf auch bundesweit gerecht wird! 


(Jörg Tauss [SPD]: Sagen Sie das den Grünen 
in Baden- Württemberg! Die sind unser Haupt- 
problem!) 

- Lesen Sie die aktuellen guten und neuen Konzepte der 
Grünen in Baden-Württemberg! Davon können Sie si- 
cherlich einiges lernen, Herr Tauss. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Nun zum Haushalt. Dem Haushalt fehlen ein klarer 
Ansatz und erst recht eine Gesamtsfrategie für die größ- 
fen hochschulpolitischen Herausforderungen. Es wird 
hier ein bisschen gekürzf und dorf ein wenig erhöhf. Das 
haf mif einer Gesamfsfrafegie nichfs zu tun. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Diesen großkoalitionären Beliebigkeiten setzen wir 
Grüne eine Hochschulpolitik entgegen, die die Studien- 
platz- und Personalkapazitäten schnell und bedarfsge- 
recht ausbaut, einen einkommensunabhängigen und ge- 
rechten Zugang zu akademischer Bildung eröffnet und 
qualitativ hochwertige Lehre und Forschung fördert. 
Notwendig sind vor allem drei Faktoren. 

Erstens - in diesem Zusammenhang möchte ich an 
die CDU/CSU und die SPD appellieren - brauchen wir 
eine Föderalismusreform, die gesamtstaatliche bildungs- 
politische Kooperationen ermöglicht, statt sie zu verbie- 
ten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der FDP und der LINKEN) 

Zweitens brauchen wir einen echten Qualitätspakt für 
die Hochschulen, in dem sich Bund und Länder gemein- 
sam für den dringend nofwendigen Ausbau der Sfudien- 
plafzkapazifäfen einsefzen. Der Pakf muss Anreize sef- 
zen, um die notwendigen Sfudienpläfze zu schaffen und 
auch in Regionen, in denen es weniger Studienberech- 
tigte gibt, Studienplätze zu erhalten. 

Drittens brauchen wir einen Bundeshaushalt, der ab 
sofort ausreichende Mittel für einen solchen Qualifäfs- 
pakt für die Hochschulen bereifsfellt, um all den jungen 
Menschen eine Perspektive zu bieten, die in den kom- 
menden Jahren an den deutschen Hochschulen studieren 
wollen. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Das Wort hat jetzt die Kollegin Katherina Reiche von 
der CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Katherina Reiche (Potsdam) (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! „Was wir 
heute nicht in Forschung investieren, können wir mor- 
gen nicht in Form von Innovationen ernten“, sagte 
Jürgen Hambrecht, Vizepräsident des Stifterverbandes 
für die Deufsche Wissenschaft. Der Bericht zur techno- 
logischen Leistungsfähigkeit, der übrigens die Vergan- 
genheit beleuchtet - nicht etwa die Zukunft -, mahnt 
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Katherina Reiche (Potsdam) 

(A) denn auch: Deutschland ist zwar noch ein Hightech- 
land, aber unsere technologische Leistungsfähigkeit ist 
bedroht. 

Wir sind zwar stark bei höherwertigen Technologien, 
haben aber Schwächen in Feldern der Spitzentechnolo- 
gien, die unsere Zukunft bestimmen. Es gibt erkennbare 
Mängel in der Struktur und Dynamik der Forschungs- 
und Entwicklungslandschafl in Deutschland. Das gilt so- 
wohl für den öffentlich als auch für den privat finanzier- 
ten Bereich. 

Die internationale Konkurrenz schläft nichf. Nord- 
europa, die USA und selbsf Japan invesfieren kräftig in 
Forschung und Entwicklung. China beweist einen schier 
unstillbaren Technologiehunger und hat sich auf Platz 3 
der forschungsreichsten Länder vorgeschoben. Deutsch- 
land ist von Platz 3 auf Platz 9 abgerutscht. Wer hier zu 
spät kommt, den bestraft in der Tat das Leben, und zwar 
mit Wohlstandsverlust. 

Der Forschungsstandort Deutschland hat ohne 
Zweifel eine Reihe von Stärken: Wir verfügen über ein 
dichtes Netz von guten bis sehr guten Hochschulen, über 
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen und gut aus- 
gebildete Wissenschaftler. Sie sind offenbar so gut, dass 
sie meist mit verlockenden Angeboten aus unserem Hei- 
matland weggelockt werden und uns den Rücken keh- 
ren. Wir haben innovative und starke Branchen wie die 
Automobilindustrie, die Medizintechnik und den Ma- 
schinenbau. 

Aber all das wird nicht reichen, um den Standort 
Deutschland auf Dauer zu sichern. Viele Kennzahlen 
sind schlechter als Anfang der 90er-Jahre. Damals be- 
trug der Anteil des Bruttoinlandsprodukts an Forschung 
und Entwicklung rund 3 Prozent. Inzwischen liegt er bei 
2,5 Prozent. Allen Unkenrufen zum Trotz, Frau Flach, 
sind wir jetzt dabei - und zwar mit klaren Aussagen 
auch in diesem Haushalt - diesen Anteil zu erhöhen. Wir 
haben uns dem Lissabonziel verschrieben. 6 Milliarden 
Euro in den nächsten Jahren sind eine klare Aussage, die 
auch von Ihnen nicht kleingeredet werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Der Innovationsanteil des Mittelstandes hat aller- 
dings in den vergangenen Jahren nachgelassen. Laut 
Stifterverband sind zuletzt noch ungefähr 11 Prozent 
F-und-E-Ausgaben getätigt worden. Mitte der 90er- Jahre 
waren es knapp 20 Prozent. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Da scheint ja 
ein Kurswechsel dringend geboten!) 

Vor diesem Hintergrund gibt es keine Alternative. Wir 
brauchen eine Politik, die auf Forschung und Innovation 
setzt. Diese Bundesregierung handelt. Schlagzeilen wie 
„Der Innovationsmotor in Deutschland stottert“ aus dem 
Jahr 2005 darf es nicht mehr geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir entwickeln eine Innovationspolitik, in der alle 
Elemente - von beruflicher Bildung über Hochschule, 
Forschung bis hin zum Unternehmertum, die rechtlichen 


Rahmenbedingungen, aber auch ein innovationsfreundli- (C) 
ches gesellschaftliches Klima - wie die Zähne eines 
Reißverschlusses ineinander greifen. Denn Innovationen 
entstehen im Zusammenspiel von Bildung, Grundlagen- 
und angewandter Forschung, Wirtschaft und Gesell- 
schaft. Das ist eine Herausforderung, aber mit einer kon- 
sequenten Strategie ist das machbar. 

In konkreten Zahlen steigt der Bundeshaushalt 2006 
im Einzelplan 30 um 5,6 Prozent. Der Kollege Willsch 
hat das intensiv ausgeführt. 

Der schon im letzten Jahr vereinbarte, aber nunmehr 
auch solide finanzierte Pakt für Forschung schafft Pla- 
nungssicherheit für die außeruniversifären Forschungs- 
einrichtungen. Der Pakt hieße aber nicht Pakt, wenn wir 
nicht auch etwas erwarten dürften. Die Wissenschafts- 
landschaft ist in Bewegung. Die Forschungseinrichtun- 
gen begreifen die Nachwuchsförderung, bessere Kar- 
rierechancen für Frauen und auch eine stärkere 
Vernetzung mit den Hochschulen als ihre eigenen Anlie- 
gen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Mit der Exzellenzinitiative, die Bund und Länder üb- 
rigens nach einem langen, äußerst streitigen Diskus- 
sionsprozess gemeinsam gefünden haben - ein Weg, der 
im Wettbewerb entschieden wurde -, hat unsere Hoch- 
schullandschaft jetzt die Chance, ihre Stärken tatsächlich 
zu zeigen. In meinen Augen bringt der Exzellenzwettbe- 
werb eine neue Dynamik in die Hochschulentwicklung. 

Auch die, die nicht zu den Gewinnern zählen, sind sich 
ihrer Stärken und Schwächen bewusst geworden. Die (p)) 
einmal entwickelten Kooperationen werden umgesetzt. 

Der Hochschulpakt ist ein wichtiger Baustein, um 
die Studien- und Forschungsbedingungen an den Hoch- 
schulen zu verbessern. Er ist vor allem der beste Beweis 
gegen die Legendenbildung, dass sich der Bund nach der 
Föderalismusreform aus seiner Verantwortung für die 
Hochschulen stehlen würde. 

Doch gilt für die Hochschulen, wie übrigens für alle 
Zähne des Innovationsreißverschlusses vor allem eines: 

Geld ist das eine, freiheitliche Bedingungen sind das an- 
dere. Wir müssen darangehen, die Karrierewege unserer 
Wissenschaftler in Deutschland verlässlicher zu gestal- 
ten. Dies gilt zuerst im Hinblick auf eine Veränderung 
bei der Befristungsregel für Dritfmiffelsfellen. Außer- 
dem müssen wir eine Sfrafegie enfwickeln, wie wir die 
klugen Köpfe, die im Ausland sind, durch attraktive An- 
gebote entweder zur Rückkehr oder zum Kommen nach 
Deutschland überzeugen können. Initiativen wie die 
GSO haben hierzu Vorschläge gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Auch die Fachhochschulen sind die idealen For- 
schungspartner für den regionalen Mittelstand. Deshalb 
haben wir auch hier eine Umkehr vorgenommen, indem 
wir nämlich den Ansatz bei dem Titel „Angewandte For- 
schung an Fachhochschulen im Verbund mit der Wirt- 
schaft“ um 42 Prozent deutlich erhöht haben. Weitere 
Steigerungen sind geplant. 
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(A) In den letzten Jahren war viel von Innovationsinitiati- 
ven die Rede, aber die Projektfordemng hat der Bund 
real gekürzt. 

(Beifall der Abg. Ulrike Flaeh [FDP]) 

Aueh das haben wir umgedreht, zum Beispiel dureh 
mehr Geld für Lebenswissensehaften, für Umwelt- und 
Geoteehnologien. 

An dieser Stelle möehte ieh einen weiteren Bereieh 
anspreehen. Wir werden in Deutsehland aueh die 
Sicherheitsforschung stärker angehen müssen als bis- 
her. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es kann nieht sein, dass Europa in Seeurity und Safety 
investiert und wir als größtes Land danebenstehen und 
zusehauen. Aueh in diesem Fall finde ieh das, was be- 
sehlossen worden ist, riehtig. 

Ein wiehtiger Eekpfeiler wird im Juli präsentiert: die 
Highteehstrategie. Frau Flaeh, an Sie gewandt: Es wird 
erstmals eine Innovationspolitik aufgestellt und aufge- 
baut, die ressortübergreifend ist und tatsäehlieh eine in 
sieh stimmige Strategie ist. Nieht Sie haben das Copy- 
right, Frau Flaeh, sondern wir, und zwar dureh einen An- 
trag, den wir als CDU/CSU-Fraktion seit 1998 verfol- 
gen. Wir sind froh, dass wir jetzt bei der Umsetzung 
sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dass die Bundesforsehungsministerin hierbei den Hut 

(B) auf hat, ist nur folgeriehtig. 

Meine Damen und Herren, das ambitionierte Ziel von 
3 Prozent bedeutet in naekten Zahlen, dass wir von der- 
zeit 54 Milliarden Euro für F-und-E-Ausgaben auf 
knapp 70 Milliarden Euro bis 2010 kommen müssen. 
Das kann der Bund nieht allein sehultem. Dazu brauehen 
wir die Länder und die Wirtsehaft. Der Bund ist hierbei 
eindeutig in Vorleistung gegangen. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Das stimmt!) 

Wir erwarten aber, dass die Länder und die Wirtsehaft 
mitziehen. Natürlieh müssen dureh die Bundespolitik 
Voraussetzungen dafür gesehaffen werden, dass insbe- 
sondere der forsehende Mittelstand an Forsehungs- und 
Entwieklungsleistungen wieder teilhaben kann. Sie wer- 
den sehen, dass wir demnäehst aueh hier eine Antwort 
geben werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Es muss uns vor allem gelingen, ein positives Bild 
von der Innovationskrafl und der Forsehung in Deutseh- 
land zu zeiehnen. Vielleieht ist es zu viel verlangt, wenn 
man meint, dass den Nobelpreisträgern Günter Blobel, 
Theodor Hänseh und Christiane Nüsslein-Volhard ge- 
nauso zugejubelt werden sollte wie unserer Fußball- 
nationalmannsehaft. Aber vielleieht überträgt sieh ein 
Teil der gegenwärtigen Begeisterung und des Optimis- 
mus auf unsere Forsehungslandsehaft. Zu wünsehen 
wäre es jedenfalls. 


Gänzlieh falseh ist es aber, mit Forsehungs- und Teeh- (C) 
nologiebloekaden sowie mit dem Sehüren von Ängsten 
ein Klima in diesem Land zu sehaffen, das weder auf die 
Forseherelite hierzulande noeh auf die im Ausland einla- 
dend wirkt. Wir dürfen uns nieht von der Grünen Bio- 
technologie verabschieden. Wir brauchen Forschung 
und Anwendung in diesem Bereich. Beides wird durch 
das geltende Gentechnikrecht behindert. Eine Novelle 
des Gentechnikrechts ist daher ohne Alternative. Aber 
Lippenbekenntnisse und das Singen des Hoheliedes auf 
die Forschung helfen dieser innovativen Branche nicht. 

Auch hier werden wir handeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

„Der Beste zu sein und voranzustreben den anderen“, 
diese Worte sind über 2 000 Jahre alt und stammen aus 
der Ilias-Sage. Sie taugen aber nach wie vor sehr gut als 
Motto für das, was die Bundesregierung und wir, die 
Parlamentarier, in der Innovationspolitik für Deutsch- 
land leisten müssen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Das Wort hat jetzt die Kollegin Cornelia Pieper von 
der FDP-Fraktion. 

Corneiia Pieper (FDP): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
will daran erinnern, dass wir uns mit dem Sanierungsfall (D) 
Deutschland nicht beschäftigen müssten, wenn es die 
sieben Jahre rot-grüne Regierung nicht gegeben hätte. Es 
waren verlorene Jahre. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Fakt ist: Der Bericht der Bundesregierung zur technolo- 
gischen Leistnngsfähigkeit macht deutlich, dass die 
Innovationsfähigkeit dieses Landes, insbesondere der 
deutschen Wirtschaft, nachlässt. Der Anteil der Unter- 
nehmen - das betrifft insbesondere den Mittelstand -, 
die neue Produkte auf den Markt bringen, ist seit 1999 
von 65 Prozent auf 59 Prozent gesunken. Das ist ein 
ernst zu nehmendes Alarmsignal, auf das die Politik re- 
agieren muss. Frau Ministerin, die Forschungsprämie 
- ich habe das schon zum Ausdruck gebracht - ist si- 
cherlich richtig. Wir haben dafür in der lefzfen Legisla- 
turperiode die ersten Initiativen im Ausschuss gestartet. 

Wir werden Sie dabei unterstützen. Aber ich hätte mir 
gewünscht, dass die Forschungsprämie bereits im Haus- 
halt 2006 etatisiert und auf den Weg gebracht worden 
wäre. Das wäre das für Deufschland angemessene 
Tempo gewesen. 

(Beifall bei der FDP) 

Greifen Sie die Initiative der Max-Planck-Gesell- 
schaft für einen Innovationsfonds auf! Wir brauchen ei- 
nen Gründerboom in Deutschland. Wir brauchen mehr 
innovative Unternehmen. Die Ausgründungen aus 
Hochschulen sind ein wichtiges Element einer modernen 
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Cornelia Pieper 

(A) Innovationspolitik. Auch hier müssen wir vorankom- 
men. 

(Jörg Tauss [SPD]: In den USA haben wir gelernt: 
Der Staat macht das nicht allein!) 

- Sehr verehrter Herr Tauss, ich weiß, dass Sie trotz Ih- 
rer hochwertigen Qualitäten als Dispatcher in der Ver- 
gangenheit so einiges nicht auf den Weg bringen konn- 
ten. 


(Heiterkeit und Beifall bei der FDP sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU - Jörg Tauss 
[SPD]: Diese Attacke weise ich scharf von 
mir!) 

Sie sollten kreativ an der von der FDP angestoßenen De- 
batte teilnehmen. 

Der bisherige Verlauf der Haushaltsberatungen hat 
mir gezeigt, welche Taktik die Bundesregierung eigent- 
lich verfolgt. Auf der einen Seite werden die Ausgaben 
für Bildung und Forschung um rund 420 Millionen 
Euro erhöht nach dem Motto „Jetzt geht’s los“. Das ist 
aber nur anscheinend ein Motivationsschub; denn auf 
der anderen Seite wurde im ersten Entwurf, Frau Minis- 
terin, eine viel zu hohe globale Minderausgabe in Höhe 
von 187,5 Millionen Euro angesetzt, die erst auf Antrag 
der FDP im Ausschuss - später hat auch die Regierungs- 
koalition einen entsprechenden Antrag eingebracht - ge- 
kürzt worden ist. Es ist Augenwischerei, wenn man ei- 
nerseits von Zuwächsen für Bildung und Forschung im 
Bundeshaushalt spricht und andererseits die Gestal- 
tungsmöglichkeiten in Bezug auf neue Vorhaben durch 
(B) eine viel zu hohe globale Minderausgabe einschränkt. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, das Bekenntnis der Bun- 
desregierung zu dem EU-Ziel, den Anteil für Investitio- 
nen in Forschung und Entwicklung bis zum Jahr 2010 
auf 3 Prozent des Bruttoinlandsprodukts zu steigern, ist 
ein wichtiges Signal, das wir unterstützen wollen. Aber 
bei einem angenommenen jährlichen Wachstum von 
1,5 Prozent würde das bedeuten, dass die Ausgaben für 
Forschung und Entwicklung um 13,5 Milliarden Euro 
anwachsen müssten. Die öffentliche Hand müsste bei ei- 
nem Finanzierungsanteil von einem Drittel demnach im 
Jahr 2010 mit Mehrausgaben von 4,5 Milliarden Euro 
rechnen. Bei einer angenommenen Verteilung der 
Ausgaben zwischen Bund und Ländern von zwei Drit- 
teln zu einem Drittel müsste der Bund im Jahr 2010 
seine F-und-E-Ausgaben auf 15,8 Milliarden Euro er- 
höht haben. Auch das entzaubert ein wenig das Investi- 
tionsprogramm der Bundesregierung von 6 Milliarden 
Euro. Da hätte ich mir etwas mehr Mut seitens der Bun- 
desregierung vorstellen können. 

(Beifall bei der FDP) 

Der Aufbruch in der Forschungs- und Innovationspo- 
litik der Bundesregierung ist dadurch eingeschränkt, 
dass die Signale bei der Grünen Biotechnologie auf Rot 
stehen, zu erkennen an der ablehnenden Haltung gegen- 
über Freisetzungsversuchen und der zögerlichen Haltung 
gegenüber der Novellierung des Gentechnikgesetzes. 
Frau Reiche, da teile ich Ihren Optimismus nicht. Wenn 


Sie nur die Forschung im Labor vorantreiben wollen, (C) 
aber Freisetzungsversuche ablehnen, ist das innovations- 
hemmend. Deswegen fordern wir die Bundesregierung 
auf, hier wirklich schnell zu handeln und nicht auf Herrn 
Seehofer von der CSU zu hören, der da wohl als Brem- 
ser auflritt. 


(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren von der Regierungskoali- 
tion, ich muss, weil es aktuell ist, auch das Thema der 
embryonalen Stammzellforschnng aufgreifen. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Das hatten 
wir schon befürchtet!) 

Nachdem die Bundesregierung mit ihrem Vorhaben ge- 
scheitert ist, im Rahmen des 7. EU -Forschungsrahmen- 
programms die Fördervorhaben für die embryonale 
Stammzellforschung zu streichen, kann ich nur an Sie 
appellieren: Legitimieren Sie nicht auf der einen Seite 
das 7. EU -Forschungsrahmenprogramm - die Ministerin 
hat das im Ausschuss gesagt und Sie werden dem zu- 
stimmen -, wenn Sie auf der anderen Seite die Stamm- 
zellforscher im eigenen Land kriminalisieren. Das ist aus 
meiner Sicht Zynismus; das ist scheinheilig. 

(Beifall bei der FDP) 


Frau Ministerin, ich mahne auch noch einmal an, dass 
Sie sich endlich für die nationale Strategie für Bildnng 
nnd Forschnng einsetzen, für die Sie schon öffentlich 
geworben haben, wie zuletzt am 5. August 2005 in der 
„FAZ“ nachzulesen war. Da sagten Sie: Natürlich müs- 
sen sich Bund und Länder in der Bildungspolitik über 
strategische Ziele verständigen. - Ich vermisse Ihre 
Stimme bei der Föderalismusreform. Da habe ich Sie 
kaum gehört. 


(D) 


(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Cornelia 
Hirsch [DIE LINKE]) 

Sie waren ohne weiteres bereit, auf entscheidende Kom- 
petenzen zu verzichten. Sie waren bereit, die deutschen 
Hochschulen durch die nach Ihren Planungen erzwun- 
gene Trennung von Forschung und Lehre in größte 
Schwierigkeiten zu bringen. Die Expertenmeinungen 
gingen bei Ihnen bestenfalls zum einen Ohr hinein und 
zum anderen wieder hinaus. Erst der massive Wider- 
stand der Opposition und großer Teile der SPD-Fraktion 
hat, wie es derzeit aussieht, noch etwas bewirkt. 


Trotzdem appelliere ich an Sie: Stoppen Sie das Vor- 
haben des Rechtsausschusses bzw. der Mehrheit in die- 
sem Parlament. Sie können eventuell Art. 104 b in das 
Grundgesetz einfügen, aber nicht Art. 91b ändern. Ich 
halte es für ausgesprochen notwendig, dass wir das hum- 
boldtsche Prinzip der Einheit von Forschung und Lehre 
in Deutschland nicht verletzen und auch in Zukunft wah- 
ren, indem wir uns als Bund weiterhin finanziell beteili- 
gen, wenn es um Lehre und das Anwachsen der Studie- 
rendenzahlen geht. 

(Beifall bei der FDP - Jörg Tauss [SPD]: 

Humboldt lebt!) 

Ich kann, um mit Bertrand Russell, einem walisischen 
Mathematiker und Philosophen, zu sprechen, nur sagen: 
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(A) Gesellschaftlicher Fortschritt ist nur über Minderheiten 
möglich, Mehrheiten zementieren das Bestehende. - Ich 
glaube, das ist eine weise Aussage. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Das Wort hat jetzt der Kollege Emst Dieter Rossmann 
von der SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Ernst Dieter Rossmann (SPD): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bei 
den Ungleichzeitigkeiten, die man in dieser Bildungs- 
und Forschungsdebatte hat, möchte ich eines in Erinne- 
mng mfen: Wir streiten für das Lissabonziel - 3 Prozent 
mehr für Forschung und Entwicklung - und der Wim- 
Kok-Bericht hat uns dazu gesagt: Nachhaltig ist Innova- 
tion, wenn sie über Bildung abgesichert ist. - Deshalb 
haben wir die Bildungs- und Forschungspolitik in einem 
Zusammenhang zu sehen, 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Priska 
Hinz [Herbom] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]) 

selbst wenn ich jetzt gern den Aspekt der Bildungspoli- 
tik stärker forcieren möchte. 

Angesichts der Brüchigkeit der Bildungszuständig- 
keit des Bundes vor dem Hintergmnd der aktuellen Ver- 
1 ' handlungen - daraus will ich gar kein Geheimnis 
machen - kann man sich aus vollstem Herzen den ver- 
schiedensten Beiträgen in manchem anschließen. Ich 
will mich ausdrücklich über Frau Aigner freuen. Wenn 
sich denn die Vernunft in einer Einzelperson Bahn 
bricht, dann soll man das anerkennen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie des Abg. Volker 
Schneider [Saarbrücken] [DIE LINKE]) 

Tatsache ist, dass wir insgesamt in dieser großen Ko- 
alition und im gesamten Parlament eine Gmndlage für 
die Bildungsentwicklung haben. Frau Pieper, Sie haben 
das Setzen von langfristigen gemeinsamen Zielen einge- 
fordert, nämlich den ersten gemeinsamen Bildungsbe- 
richt von Bund und Ländern. Das sollte nicht untergeben 
und nicht vergessen werden. Daran möchte ich einmal 
mit einer formalen Bitte anknüpfen. Der Bericht ist so 
gehaltvoll, dass wir ihn auch hier im Parlament diskutie- 
ren sollten, 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

gerade wenn wir ihn ernst nehmen, gerade wenn das ein 
gemeinsames Anliegen von Bund und Ländern ist. 

Ministerin Schavan hat betreffend die Anfangsphasen 
der Bildung bemerkenswerte Begriffe verwendet. Frau 
Pieper, man muss das, was da an Perspektive aufgezeigt 
worden ist, auch aufnehmen. Die Ministerin hat von Bil- 
dungshäusem gesprochen. Sie hat die Bildungsphasen 


nicht klassisch eingeteilt - von sechs bis zehn, von zehn (C) 
bis 15 und darüber hinaus -, sondern sie hat sie, wenn 
ich sie richtig verstanden habe, wie folgt eingeteilt: drei 
bis zehn, zehn bis 17, also vorschulische und schulische 
Bildung, schulische Bildung und Überleitung in die be- 
rufliche Bildung, als zwei entscheidende Bildungspha- 
sen mit einem strategischen Ziel. 

Was gerade in diesem Bildungsbericht herausgearbei- 
tet wird, ist, dass wir bei der Integrationsaufgabe - ich 
denke an den Beitrag von Frau Böhmer in der Debatte 
und auch an den Integrationsgipfel - wirklich alle, näm- 
lich Bund, Länder, Kommunen und Verbände, zusam- 
menführen müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gehört dazu, finde ich, dass dies als strategisches Bil- 
dungsziel anerkannt wird. Wenn wir das nur bezogen auf 
diesen Haushalt sehen, stellen wir fest, dass da noch 
nicht so viel enthalten ist, aber versteckt sind natürlich 
Handlungsmöglichkeiten da. 

Es geht darum, die Bildungsforschung ordentlich aus- 
zubauen und das als Zukunftsaufgabe Integration anzu- 
sehen. Dazu müssen wir aber feststellen: Wir haben hier 
ein Institut. Wir haben da einen Forschungsbereich. Als 
positive Beispiele sind Mannheim, Berlin und andere zu 
nennen. Aber wir haben es nicht auf gesellschaftsbezo- 
gene durchgängige Forschung zugespitzt. Unser Wunsch 
ist, die gemeinsame Initiative zur Forschungsförderung 
im Bildungsbereich speziell auf den gesamten Integra- 
tionsweg auszudehnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Aus der Debatte nehmen wir mit - das ist durch die- 
sen Bildungsbericht herausgearbeitet worden -, dass 
25 Prozent der jungen Menschen einen Migrationshin- 
tergrund haben und dass die erste und zweite Generation 
besser integriert waren, als es die dritte und die folgen- 
den sein werden. Das hat vielleicht auch damit zu tun, 
dass diejenigen, die im Bildungsbereich tätig sind und 
selbst einen Migrationshintergrund haben, also prakti- 
sche Integration Vorleben könnten, äußerst rar gesät sind. 

Um es an einem Beispiel zu sagen: Die verdienstvolle 
Otto-Benecke-Stiftung hat jetzt einen Korridor einge- 
richtet, in dem sie 20 Menschen ein Stipendium geben 
kann, damit sie mit ihrer Qualifikation und ihrem jewei- 
ligen Migrationshintergrund hier als Pädagogen, Psycho- 
logen, Lehrer und anderes Anschluss finden können. 

Wenn wir diese Übereinstimmung in der Bildungsfor- 
schung haben, dann sollten wir sie auch im Stipendien- 
wesen erreichen. Eine Anregung oder ein Wunsch ist, 
dass wir gemeinschaftlich so etwas für die Zukunft ent- 
wickeln, um mehr daraus zu machen. Was gegenwärtig 
aus den 640 000 Euro im Etat resultiert, kann zu einem 
Stipendienwesen ausgebaut werden. 

Ich könnte das auf einen weiteren Bereich beziehen. 

Wir stehen positiv da, was manche Anstrengungen im 
Ausbildungspakt angeht. Frau Ministerin hat nicht um- 
sonst darauf hingewiesen, dass wir zusätzlich 
10 000 Plätze speziell für Jugendliche mit Migrations- 
hintergrund mobilisieren müssen. Wenn man den Bil- 
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(A) dungsbericht liest, erkennt man: Dort wird nachgewie- 
sen - das ist erschreckend dass Jugendliche gleicher 
Qualifikation - das ist fast ein Fall für das Gleichbe- 
handlungsgesetz - nicht die gleiche Chance haben, einen 
Ausbildungsplatz zu bekommen, sondern dass diejeni- 
gen mit Migrationshintergrund und höherer Qualifika- 
tion schlechtere Chancen haben, in ein Ausbildungsver- 
hältnis zu kommen. Das kann uns nicht mhen lassen. 

In der Überleitung zur beruflichen Bildung will ich 
konstruktiv Folgendes ansprechen: 

Nicht umsonst - es folgt einer Strategie - haben wir 
gemeinschaftlich die Mittel für die außerbetrieblichen 
Bildungsstätten erhöht, und zwar um 4 Millionen Euro 
auf 29 Millionen Euro. Es besteht die Chance, dass wir 
damit jungen Menschen mit all den Qualifikationen, die 
sie als voll Ausbildungsfahige haben, einen Trittstein für 
das erste Ausbildungsjahr gesetzt haben, damit sie im 
zweiten und dritten Jahr einer beruflichen Ausbildung in 
außerbetrieblichen Einrichtungen in das reguläre Berufs- 
bildungswesen hineinfinden können. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit diesen konkreten Punkten möchte ich aufzeigen, 
dass es bei aller Brüchigkeit - ich gestehe es gern noch 
einmal zu - und bei aller unterschiedlicher Leidenschaft 
beim Ringen um die zukünftige Verteilung der Kompe- 
tenzen zwischen Bund und Ländern auch in Zukunft ge- 
nügend gemeinsame Handlungsfelder geben muss, wenn 
wir - das sollte unser Anspruch sein - in der großen 
Koalition tatsächlich etwas bewegen wollen. Im Hin- 
blick auf die berufliche Bildung müssen wir weniger den 
Grünen - sie haben es schon mit angeschoben -, mehr 
jedoch der Linkspartei sagen: Das Programm Jobstarter 
ist wichtig; es darf aber nicht dabei bleiben. 

(Beifall der Abg. Ilse Aigner [CDU/CSU]) 

Müssen wir nicht mehr für die qualifizierte berufliche 
Ausbildung auch außerhalb des dualen Systems tun? 
Man darf nicht ignorieren, dass weniger als 50 Prozent 
über das duale System in die berufliche Bildung einstei- 
gen. Es darf nicht dazu kommen, dass wir die Qualität 
im nicht dualen System schleifen lassen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Volker Schneider [Saarbrücken] [DIE 
LINKE]: Das kommt noch! Gleich anschlie- 
ßend!) 

Es muss doch eine Möglichkeit geben, bei der Zuteilung 
der Verantwortlichkeiten zwischen Bund und Ländern 
einen Einstieg zu finden, damit man beim dritten Feld, 
das ich ansprechen möchte, daran anknüpfen kann: die 
berufliche Weiterbildung. Ich spreche dieses Feld an, 
weil es bisher noch gar nicht angesprochen worden ist. 
Auch hier handelt es sich um eine gemeinsame Hand- 
lungsebene. Bei der Weiterbildung steht Deutschland im 
internationalen Vergleich dramatisch schlecht da. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Wenn es ein Innovationshemmnis gibt, dann besteht 
es darin, dass wir bei der Weiterbildung - insbesondere 


der nicht so gut Qualifizierten - nicht vorankommen. (C) 
50 Prozent der gut Qualifizierten nehmen Weiterbildun- 
gen in Anspruch, bei den weniger gut Qualifizierten sind 
es nur 20 Prozent. Es sollte uns nicht wundem, dass uns 
die Umsetzung von Reformen bei der Weiterbildung so 
schwer fällt, wenn wir so viel in Forschung und Ent- 
wicklung investieren. Im Bereich der Fort- und Weiter- 
bildung muss in der ganzen Breite stärker mobilisiert 
werden. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
des Abg. Volker Schneider [Saarbrücken] 

[DIE LINKE] und der Abg. Priska Hinz [Her- 
bom] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Das ist eine gemeinschaftliche Aufgabe, die noch nicht 
genügend angegangen wurde. Immerhin hat sich Frau 
Ministerin Schavan für dieses Jahr vorgenommen, ein 
Programm aufzustellen, das Menschen eine zweite 
Chance bietet. Dabei unterstützen wir sie nachdrücklich, 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

auch weil es dämm geht, ein Bewusstsein für die ent- 
sprechenden Probleme zu schaffen. Wir haben gemein- 
schaftlich gelernt: Es ist wichtig, dass wir mit SprachfÖr- 
derprogrammen Schulfähigkeit hersteilen. Es ist wichtig, 
dass wir Ausbildungsfähigkeit dadurch hersteilen, dass 
wir die Bemfsvorbereitung und den Erwerb von Ein- 
stiegsqualifikationen unterstützen. Es ist uns wichtig, 
dass außerdem Hochschulfähigkeit und Weiterbildungs- 
fähigkeit hergestellt werden. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 

der Abg. Ulrike Flach [FDP] und der Abg. (D) 

Dr. Petra Sitte [DIE LINKE]) 

Weiterbildungsfähigkeit wird nicht dadurch erreicht, 
dass man gemeinschaftlich Zukunftsprogramme für über 
50-Jährige ins Leben raft. Weiterbildungsfähigkeit ent- 
steht im Alter von 30 oder 35 Jahren; so früh muss man 
anfangen, sie aufzubauen. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Ilse 
Aigner [CDU/CSU]) 

In diesem Bereich müssen wir gemeinschaftlich Initia- 
tive ergreifen. 

Ich möchte nun eine finanzpolitische Bemerkung ma- 
chen. Nachdem Kohl und Rüttgers früher Kürzungen in 
Höhe von - wie ich glaube - 800 Millionen DM im Be- 
reich Bildung und Forschung durchgesetzt haben, gab es 
unter der rot-grünen Regiemng - man kann über sie 
schimpfen, wie man will; ihre Ergebnisse sind das Fun- 
dament, auf dem wir gemeinsam aufbauen - unter 
Schröder und Bulmahn im Bildungs- und Forschungsbe- 
reich einen Zuwachs, der sich sehen lassen kann. Er war 
auch deshalb möglich, weil es glücklicherweise die Ver- 
steigerung der UMTS-Lizenzen gab und die entspre- 
chenden Zinserspamisse genutzt werden konnten. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP) 

Frau Ministerin Schavan kann jetzt auf dem Glücks- 
fall aufbauen, dass die gemeinsame Vernunft der großen 
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(A) Koalition dazu fuhrt, dass die Eigenheimzulage und an- 
deres abgebaut werden. Das hat - auch wenn wir es gern 
drei Jahre früher gehabt hätten - im Hinblick auf die Fi- 
nanzierung für einen ordentlichen Schub gesorgt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Ob das ausreichen wird, um das, was man sich gemein- 
schaftlich vomimmt, zu erreichen, will ich infrage stel- 
len. 

Es gibt in Deutschland einen Schatz: unrentierlich ge- 
lagertes Gold, über das nicht geredet werden soll. 

(Cornelia Pieper [FDP]: Das haben wir schon 
vor vier Jahren vorgeschlagen!) 

Ich glaube nur, dass die Goldreserven allmählich rentier- 
lich gelagert werden sollten. In Tresoren versteckt, wie 
es jetzt der Fall ist, ist es unrentierlich. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Wir wollen in der großen Koalition gemeinsam für 
Rentierlichkeit zugunsten von Forschung und Bildung 
sorgen. 

Danke schön fürs Zuhören. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Das Wort hat jetzt der Kollege Volker Schneider von 

(B) der Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Voiker Schneider (Saarbrücken) (DIE LINKE): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Sehr geehrte Frau Bundesminister Schavan, ich habe in- 
teressehalber Ihren Lebenslauf gelesen und habe gese- 
hen, dass Sie in 13 Jahren Ihr Abitur erworben haben. 

(Dr. Annette Schavan, Bundesministerin: In 
zwölf Jahren!) 

- Es ist immer schwierig, so etwas auszurechnen, wenn 
das exakte Datum nicht dabeisteht. 

Sie haben die Schule wahrscheinlich kostenlos be- 
sucht und haben im selben Jahr mit dem Studium der 
Theologie, Philosophie und Erziehungswissenschaften 
begonnen. 

(Sfeffen Kampeter [CDU/CSU]: Kluge Frau!) 
Wahrscheinlich war dieses Studium auch kostenlos. 

An dieser Stelle, Frau Schavan, habe ich mich ge- 
fragt: Würden Sie heute dieselbe Entscheidung fällen, 
wenn Sie in den USA sfudieren würden? Ich war gerade 
an einer der viel gepriesenen Eliteuniversifäfen und habe 
dort hören müssen, dass sich die Fächer, die Sie sich da- 
mals ausgesucht haben, einer drastisch gesunkenen Be- 
liebtheit erfreuen. Das ist gut zu verstehen. Denn wer am 
Ende seines Studiums auf einem Schuldenberg von 
100 000 Dollar aufwärts sitzt, der sucht sich sein Stu- 


dium in der Regel - wie heißt es neudeutsch so schön? - 
nach dem Return of Invest aus. 

(Beifall bei der LINKEN - Dr. Michael Luther 
[CDU/CSU]: Das muss nicht das Schlechteste 
sein! Im Übrigen heißt es „Return on Invest“!) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Herr Kollege Schneider, erlauben Sie ein Zwischen- 
frage der Kollegin Aigner? 

Voiker Schneider (Saarbrücken) (DIE LINKE): 

Aber selbstverständlich. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Bitte schön, Frau Aigner. 

iise Aigner (CDU/CSU): 

Sehr geehrter Herr Kollege Schneider, geben Sie mir 
Recht, dass die Situation, was die Höhe der Studien- 
gebühren anbelangt, nicht unbedingt vergleichbar ist? 
Wir haben ein staatliches College besucht, das mehr oder 
weniger zur Erlangung der Abiturreife führt. Dort wer- 
den 25 000 Dollar pro Jahr an Gebühren verlangt. Geben 
Sie mir also Recht, dass diese Gebühr nicht unbedingt 
mit der vergleichbar ist, über die im Moment in Deutsch- 
land diskutiert wird? Ich glaube, auch der Dispatcher 
könnte darauf antworten. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Volker Schneider (Saarbrücken) (DIE LINKE): 

Frau Kollegin Aigner, da wir beide die gleichen Uni- 
versitäten besucht haben, weiß ich natürlich um die un- 
terschiedlichen Höhen der Studiengebühren. Ich habe 
ausdrücklich die Eliteuniversitäten angesprochen. An 
der Stanford University haben wir gehört, dass sich bei- 
spielsweise Fächer wie Deutsch oder Philosophie einer 
drastisch gesunkenen Beliebtheit erfreuen. An anderen 
Universitäten, zum Beispiel an der University of Califor- 
nia, haben Sie gehört, dass man die Studiengebühren zu- 
nächst langsam, dann aber stark erhöht hat, was dort 
dazu geführt hat, dass die Studierendenzahlen drastisch 
zurückgegangen sind. Ist das korrekt, Frau Kollegin 
Aigner? 

(Beifall bei der LINKEN - Steffen Kampeter 
[CDU/CSU]: Antwort lautet: Es ist nicht ver- 
gleichbar!) 

In einem Land, wo man viel Geld hauptsächlich als 
Manager, Arzt, Jurist oder Informatiker verdienen kann, 
werden selbst - auch das haben wir in den USA sehen 
können - Ingenieure knapp und müssen sozusagen aus 
dem Ausland importiert werden. Sie werden teilweise 
aus Deutschland abgeworben. 

Zurück zu Ihrem Lebenslauf, Frau Dr. Schavan. In 
nur sechs Jahren haben Sie Ihr Studium mit Promotion 
abgeschlossen. Kompliment! Ich denke aber, das kann 
man nur schaffen, wenn man neben dem Studium nicht 
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(A) noch für seinen Lebensunterhalt sorgen muss. Ich 
denke, Sie waren diesbezüglich abgesichert. 

Genau so wie ich Ihnen, Frau Bundesminister, diesen 
Erfolg gönne, würden wir uns als Linke wünschen, dass 
mögliehst viele junge Menschen die Chance haben, ei- 
nen ähnlichen Weg gehen zu können. Was wir wollen, 
ist, dass den jungen Menschen nach ihren jeweiligen In- 
teressen ein freier Zugang, insbesondere ein Zugang frei 
von finanziellen Zwängen, zu Bildungseinriehtungen zur 
Verfügung steht. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Bildung ist die wichtigste Ressource in unserem tech- 
nologieorientierten Land. Über das Ziel, diese optimal 
zu entwickeln - unabhängig von sozialer Herkunft -, 
darüber sollte eigentlieh Übereinstimmung in diesem 
Hohen Hause herrschen. 

Wer dann noch die Chance hat, erworbene Qualifika- 
tionen erfolgreich auf dem Arbeitsmarkt zu verwerten, 
der wird bei angemessenen Spitzensteuersätzen über die 
Steuern der Gesellschaft vielfach das zurückgeben, was 
sie oder er von der Gemeinschaft erhalten hat. Keine 
Krankenschwester braucht das Studium eiues Arztes zu 
finanzieren. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Zurück zu Ihnen, Frau Sehavan. Die Anforderungen, 
die in Ihrer berufiiehen Laufbahn als Referentin, Abtei- 
lungsleiterin, Bundesgeschäftsführerin, Leiterin und 
Kultusministerin an Sie gestellt worden sind, werden Sie 
.p, schwerlieh nur mit den an der Universität erworbenen 
' ' Kenntnissen und Fähigkeiten bewältigt haben können. 
Sicher haben Sie sich in Ihrem Berufsleben in vielfälti- 
ger Weise weitergebildet und, wie man sieht, diese Wei- 
terbildung hat sich für Sie gelohnt. Damit befinden Sie 
sich im statistischen Mittel. Wer bereits überdurch- 
schnittlich qualifiziert ist, bildet sich überdurchschnitt- 
lich fort und profitiert auch überdurchschnittlich von der 
Weiterbildung. Herr Rossmann hat das ja schon ange- 
sprochen. Leider - aueh das hat Herr Rossmann ange- 
sprochen - gilt das umgekehrt aueh am unteren Ende der 
Skala: Die Bereitsehaft zur Weiterbildung sinkt mit dem 
Bildungsniveau und -abschluss, aueh und leider weil 
sieh Weiterbildung zunehmend weniger lohnt. 

Der Präsident des Deutschen Städtetages, Münchens 
Oberbürgermeister Christian Ude, kommt bei Betrach- 
tung dieser Problematik zu dem Ergebnis: 

Unzweifelhaft wird die klassische Aufgabe der 
Weiterbildung, jungen Erwachsenen eine zweite 
Chance zu eröffnen und Mögliehkeiten der schuli- 
schen und berufiiehen Nachqualifizierung bereitzu- 
stellen, an Bedeutung gewinnen und zusätzliehe fi- 
nanzielle Anstrengungen erfordern. 

Recht hat er. 

(Beifall bei der LINKEN - Ulrike Flach 
[FDP]: Wo haben Sie das denn in den Haushalt 
eingestellt?) 

- Das wollen wir; wir haben einen dementsprechenden 
Antrag gestellt. 


Was tut die Bundesregierung? Sie produziert bislang (C) 
nur heiße Luft. Der wohlklingenden Ankündigung, die 
Weiterbildung zur vierten Säule des Bildungssystems 
ausbauen zu wollen, sind noch keine greifbaren Konse- 
quenzen gefolgt. Da wird dann mit Frau Süssmuth selbst 
eine Christdemokratin ungeduldig. Diese hat kürzlich 
beim Volkshochschultag erklärt: 

Wohlfeile Lippenbekenntnisse zum wachsenden 
Stellenwert der Weiterbildung für die Zukunft der 
Menschen in Deutschland und gleichzeitige mas- 
sive Kürzungen der finanziellen Förderung passen 
nicht zusammen. Das ist nicht nur unglaubwürdig, 
sondern auch gesellschaftspolitisch und ökono- 
misch kurzsichtig und konfraproduktiv. 

Recht hat sie. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Sie, Frau Bundesminister, haben auf derselben Veran- 
staltung den Vorwurf finanzieller Kürzungen von sich 
gewiesen. Fakt ist aber, dass die Istzahlen im entspre- 
chenden Unterkapitel des Titels 685 03 2004 

52,071 Millionen Euro sowie 2005 43,676 Millionen 
Euro betrugen und für 2006 38,419 Millionen Euro ein- 
geplant sind. Das entsprieht seit 2004 einer Kürzung um 
13 Millionen bzw. einem Minus von 25 Prozent. Das 
können Sie auch unter Einbeziehung von EU-Mitteln 
nicht schönreden. 

Wir kommen — 

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: Zum 
Schluss!) 

- Ja, ich komme zum Schluss. 

Wer eine vierte Säule bauen will, braueht die notwen- 
digen finanziellen Mittel, muss die Ärmel hoehkrempeln 
und anfangen. Vielleicht, Herr Tauss, braueht er aueh 
noeh einen Dispateher. Also bitte ieh Sie, unserem An- 
trag zu folgen und eine vergleiehsweise bescheidene 
Umschichtung im Haushalt zugunsten der Weiterbildung 
vorzunehmen. Das wäre ein erster Schritt weg von Lip- 
penbekenntnissen hin zu einer notwendigen und wichti- 
gen Veränderung unseres Bildungssystems. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Ilse 
Aigner [CDU/CSU], des Abg. Jörg Tauss 
[SPD] und der Abg. Cornelia Pieper [FDP] - 
Jörg Tauss [SPD]: Das mit dem Dispatcher 
war gut!) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Das Wort hat jetzt die Kollegin Priska Hinz von 
Bündnis 90/Die Grünen. 

Priska Hinz (Herbom) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das einzig 
Sinnvolle an der laufenden Haushaltsberatung war, dass 
die große Koalition die Kürzungen bei den überbetriebli- 
chen Ausbildungsstätten zurüekgenommen hat. Wir hat- 
ten das im Bildungsaussehuss ja bereits gefordert. Im 
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Priska Hinz (Herborn) 

(A) Haushaltsausschuss hat sich die große Koalition ein 
Herz gefasst. Das finden wir in Ordnung, denn vom heu- 
tigen Standpunkt aus fehlen im September voraussicht- 
lich 3 1 000 Ausbildungsplätze. Dazu kommen noch die 
vielen jungen Menschen aus den Warteschleifen, die Alt- 
bewerber. Wir werden wahrscheinlich eine größere Aus- 
bildungsplatzlücke als im Vorjahr haben. 

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: Glaube ich 
nicht!) 

Von daher ist es ein begrüßenswerter, aber leider auch 
nur winziger Schritt auf dem Weg zur Beendigung der 
Ausbildungsplatzmisere. 

Bei diesem Thema herrscht ja ein Missstand nicht nur 
auf dem Ausbildungsmarkt, sondern auch in der Regie- 
rung. Sie hatten fast acht Monate Zeit, Maßnahmen ein- 
zuleiten. Was ist passiert, Frau Schavan? Nichts ist pas- 
siert. Zu allem Überfluss wurden die von Ihnen vor einer 
Kabinettssitzung angekündigten Sofortmaßnahmen auf 
dieser vom Tisch gewischt. Auch woanders passierte 
nichts. Die geplante Sitzung des Lenkungsausschusses 
im Juni wurde verschoben. Das Einzige, was Sie, Frau 
Schavan, geschafft haben, ist, einen Ihrer Stuhlkreise, 
also einen Innovationskreis, auf den Weg zu bringen. 
Herr Glos wiederum befindet sich nach eigenen Worten 
auf einem Trip, um herauszufinden, wo es bei der Aus- 
bildung klemmt. Ich kann dazu sagen: Es klemmt bei der 
Regierung, nirgendwo sonst. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir haben kein Erkenntnisproblem, sondern wir haben 
' ' das Problem, dass die Bundesregierung nichts tut und 
sich die große Koalition nicht auf den Weg macht. 

(Jörg Tauss [SPD]: Es klemmt bei der Wirt- 
schaft, Frau Hinz!) 

- Herr Tauss, vielleicht könnten Sie als Dispatcher die 
Bundesregierung an die Hand nehmen und sie auf den 
richtigen Weg führen. Dann könnten Sie zeigen, was Sie 
in dieser Funktion können. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP) 

Wir haben festgestellt, dass die meisten DAX-Unter- 
nehmen unterirdische Ausbildungszahlen haben. Hier 
könnte sich die Bundesregierung beweisen. Wir haben 
vorgeschlagen, dass die Betriebe vorrangig öffentliche 
Aufträge bekommen sollen, die ausbilden. Herr 
Schummer hat diesen Vorschlag für die Kommunen 
übernommen. Wir sind der Meinung, hier sollte auch der 
Bund zeigen, was er kann. 

Wir meinen, es müssten unterschiedliche Lernorte 
geschaffen werden, in die betriebliche Elemente einge- 
führt werden. Die Ausbildung könnte vielleicht nur an 
Schulen, an außerbetrieblichen Einrichtungen oder an 
Produktionsschulen stattfinden. Auf jeden Fall müssten 
Qualitätsstandards gewahrt werden. All dies hat die 
Bundesregierung nicht angepackt. Sie wartet vielmehr 
ab, was im September passieren wird. Das ist zu wenig. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 


In Sachen Weiterbildung als Innovationsfaktor hat die (C) 
Bundesregierung bislang außer einem weiteren Stuhl- 
kreis nichts auf den Weg gebracht. Es ist wirklich bedau- 
erlich, dass Sie bei den wichtigen Punkten, für die Sie 
noch zusfändig sind und zuständig sein wollen, nichts 
machen. 

Frau Schavan hat uns jetzt wieder mit einer Ankündi- 
gungsoffensive überrascht. Jetzt soll es die Forschungs- 
prämie geben. Sie hat aber nicht mitgeteilt, wie diese 
Forschungsprämie aussehen soll, 

(Ulrike Flach [FDP]: Das erzählt sie nur den 
Medien!) 

welche inhaltlichen Kriterien es geben soll, in welchem 
thematischen Zusammenhang sie mit der Hightechstrate- 
gie stehen soll, wie viele Mittel dafür bereifgesfellf wer- 
den sollen und vor allen Dingen welche Hebelwirkung 
diese Forschungsprämie haben soll, damit auch die Un- 
ternehmen zu dem 3 -Prozent-Ziel beitragen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP) 

Die Unternehmen haben eingeräumt, dass sie ihren An- 
teil nicht leisten können. Wir erwarten, dass Sie nicht 
nur endlich Ihre Hightechstrategie und Ihre gebündelte 
Innovationsstrategie vortragen, sondern dass Sie außer 
Ihren Ankündigungen auch Konzepte vorlegen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP) 

Ein letzter Punkt, bei dem Sie unsere Unterstützung (p)) 
haben, wenn Sie hart bleiben, ist das Thema embryonale 
Stammzellenforschung auf EU-Ebene. Wir sind der 
Meinung, dass hier eine falsche Entscheidung getroffen 
wurde. Es kann nicht sein, dass mit Forschungsgeldem, 
die auch aus Deutschland kommen, auf EU-Ebene An- 
träge beschieden und Projekte finanziert werden, die 
nach deutschem Recht verboten sind. Das gilt entspre- 
chend für wehere neun EU-Länder. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordnefen der CDU/CSU und 
der SPD) 

Sie haben unsere Unterstützung, wenn Sie hart bleiben 
und ein Veto einlegen. Ich hätte gerne einmal gehört, wie 
Sie da Vorgehen wollen. In diesem Punkte sind wir mit 
Ihnen einig. 

Ansonsten ist leider nur zu sagen: Der Aufwuchs im 
Haushalt ist positiv, die Ausführung der Politik ist 
schlecht. Deswegen können wir dem Haushalt nicht zu- 
stimmen. 

Danke schön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Das Wort hat jetzt die Bundesministerin Dr. Annette 
Schavan. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 
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Dr. Annette Schavan, Bundesministerin für Bil- 
dung und Forschung: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Meine Damen und Herren! Nachdem sich der Kollege 
Schneider so freundlich mit meinem Lebenslauf be- 
schäftigt hat, möchte ich ihm doch sagen, dass ich zwar 
tatsächlich nur sechs Jahre bis zur Promotion studiert 
habe, dieses Studium aber weitgehend selbst finanziert 
habe, also in der vorlesungsfreien Zeit gejobbt habe. Nur 
so viel zur Ergänzung dieses Lebenslaufs. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bin auch davon überzeugt, dass es ein bisschen mehr 
Job bedeutet hätte, wenn es Studiengebühren in Höhe 
von 500 Euro gegeben hätte. Das lässt sich alles wunder- 
bar verbinden. 

(Zuruf von der SPD: Wie hoch war die Arbeits- 
losigkeit in Ihrer Studienzeit?) 

Studiengebühren und Stipendiensysteme sind ein Bei- 
trag dazu, dass in dieser Gesellschaft klar wird: Investi- 
tion in die Bildung ist nicht allein aufseiten der öffentli- 
chen Hand wichtig, Investition in die Bildung ist in der 
gesamten Gesellschaft wichtig. Jeder muss sehen, dass 
das eine lohnende Investition ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Kai Boris 

Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ein 

Beitrag zur Verschuldung!) 

Dieser Haushalt zeigt in jeder Hinsicht Aufwuchs 
und setzt Prioritäten: bei den Spitzentechnologien, im 
Bereich von Wissenschafts- und Forschungsstandort, im 
Bereich der Bildung und der Weiterbildung. Selbst wenn 
man in der Opposition ist, kann man das nicht leugnen. 
Dann kann man sich höchstens darauf zurückziehen, zu 
sagen, dass die Umsetzung schlecht ist. 

Wir haben den Trend - Stichwort Zuwachs - zum Teil 
deutlich umgekehrt: Dort, wo Ausgaben zurückgestellt 
werden sollten, wo die Ausgaben heruntergegangen 
sind, haben wir umgeswitcht. Das ist das richtige Signal, 
übrigens auch an junge Leute in dieser Gesellschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Von den Grünen bin ich immer wieder überrascht: Ich 
verstehe Ihre Rolle ja, menschlich habe ich dafür wirk- 
lich großes Verständnis. Wenn man aber sieben Jahre in 
der Bundesregierung war, sollte man sich gut überlegen, 
was man nach 200 Tagen Amtszeit einer neuen Bundes- 
regierung sagt. Sieben Jahre lang waren Sie unter ande- 
rem für den Ausbildungsmarkt in Deutschland mitver- 
antwortlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Cornelia Hirsch [DIE LINKE]) 

In diesen ersten 200 Tagen unserer Regierungszeit 
waren wir in struktureller Hinsicht sehr erfolgreich. In 
der beruflichen Bildung geht es um eine strukturelle 
Modernisierung. Wir werden mit den jetzigen Struktu- 
ren nicht noch weitere 20 Jahre leben können. Wir wer- 
den im Hinblick auf die genaue Konstruktion der dualen 
Ausbildung Veränderungen haben. Wir sind längst da- 


bei, an der Nahtstelle zwischen Bildung und Beschäfti- (C) 
gung zu Veränderungen zu kommen: Die ersten Bundes- 
länder entwickeln gemeinsam mit uns neue Formen 
eines Werkstattjahres und neue Formen der Berufsvorbe- 
reitung. Ich verstehe, dass Sie nicht alles mitbekommen. 

Sie sollten aber einmal überlegen, warum Sie eigentlich 
in keinem der Länder ein Mandat zur Bildungs- und 
Hochschulpolitik bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Politik ist nicht eine Frage besonders progressiver 
Rhetorik. Die Wirksamkeit von Politik entscheidet sich 
an Taten. Diese Regierung wird in unspektakulärer 
Weise Taten auf den Weg bringen und sich nicht in pro- 
gressiver Rhetorik ergehen. Das gilt für beide Koali- 
tionspartner. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In dieser Debatte ist der rote Faden unserer Politik deut- 
lich geworden. 

An die Adresse der FDP sage ich: Mit Ihren FDP- 
Kollegen auf Länderebene komme ich wunderbar zu- 
recht. Wir kooperieren glänzend. Liebe Frau Pieper, des- 
halb sollten Sie nicht zum fünften Mal wiederholen, die 
420 Millionen gäbe es gar nicht, weil es globale Min- 
derausgaben seien. Es ist erschütternd. Immer wieder 
der gleiche Satz, obwohl Sie genau wissen, dass die 
420 Millionen tatsächlicher Aufwuchs sind und nicht 
mit globalen Minderausgaben verrechnet werden. Das 
weiß jeder. Wir haben alles besprochen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Sie wissen auch, dass der Hochschulpakt, die Exzel- 
lenzinitiative und der Pakt für Forschung und Innovation 
wirklich neue Instrumente der Kooperation zwischen 
Bund und Ländern sind. Das sind moderne Instrumente 
der Steuerung und Entwicklung des Wissenschaflssys- 
tems. Sie sind moderner und besser als das, was in den 
letzten 20, 30 Jahren an einseitigen Aktivitäten, ohne 
Verpflichtungen für die Länder, ohne gemeinsame strate- 
gische Ziele, getätigt worden ist. Jetzt beginnen wir ein 
neues Kapitel in den Beziehungen zwischen Bund und 
Ländern. 

(Kai Boris Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Wer es glaubt, wird selig!) 

Die Föderalismusreform wird das möglich machen. 
Niemand wird bestreiten, dass wir gemeinsame strategi- 
sche Ziele haben. Wenn Programme aufgelegt werden, 
werden beide Seiten in diese Programme zu investieren 
haben. Der Bund ist nicht die Sparkasse der Länder. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Herr Hagemann hat die Frage der Ressortforschung 
angesprochen. Ich darf Ihnen sagen, dass wir das sofort 
aufgegriffen haben. Das Kabinett hat den Beschluss ge- 
fasst, dass sämtliche Ressortforschungseinrichtungen 
evaluiert werden. Der Bericht, der im November vorge- 
stellt wird, bezieht sich lediglich auf 13 Institutionen. 

Alle 54 Institutionen werden evaluiert und dann - auch 
das ist unter den Ministerkollegen völlig klar - wird in 
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Bundesministerin Dr. Annette Schavan 

(A) den Ministerien die Optimierung der Ressortforsehung 
vorangetrieben. Denn da steekt viel Geld drin und wir 
müssen jeden Euro in der Forsehung wirklieh wirksam 
einsetzen. 

(Ulrike Flaeh [FDP]: Da seid ihr aber spät 
drauf gekommen!) 

Wir müssen überall Wettbewerbsverfahren einleiten. Die 
Orientierung an internationalen Maßstäben gilt aueh für 
die Ressortforsehung. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Frau Kollegin Sehavan, erlauben Sie eine Zwisehen- 
frage der Kollegin Pieper? 

Dr. Annette Schavan, Bundesministerin für Bil- 
dung und Forsehung: 

Bitte sehön. 

Corneiia Pieper (FDP): 

Frau Ministerin, Sie haben gerade die Föderalismus- 
reform angesproehen und im Zusammenhang mit 
Art. 91b des Grundgesetzes das humboldtsehe Prinzip 
der Einheit von Forschnng nnd Lehre. Sie haben be- 
tont, dass der Bund nieht die Sparkasse der Länder sei 
und die Länder ihre Aufgaben in der Hoehsehul- und 
Bildungspolitik wahrnehmen müssen. leh stimme Ihnen 
einerseits zu, frage Sie aber trotzdem, ob Sie es bil- 
' ' dungs- und wissensehaftspolitiseh für gereehtfertigt hal- 
ten, das Prinzip der Einheit von Forsehung und Lehre in 
Zukunft in Deutsehland aufs Spiel zu setzen, und ob Ihr 
Koalitionspartner, die SPD, mit Ihnen in Ihrer Aussage 
übereinstimmt. 

Dr. Annette Schavan, Bundesministerin für Bil- 
dung und Forsehung: 

leh sefze die Einheit von Forsehung und Lehre über- 
haupt nieht aufs Spiel. leh habe bekanntlieh in den letz- 
ten Woehen, zuletzt heute in einem Interview, gesagt: In 
Zukunft reden wir über die Entwieklung des Wissen- 
sehaftssystems. Wir reden nieht über Forsehung oder 
Lehre. Sie sind eine Einheit und sie bleiben eine Einheit. 
Solange es Forsehung in Hoehsehulen gibt, ist der Bund 
mit an den Hoehsehulen beteiligt. So einfaeh ist das. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Priska Hinz [Her- 
bom] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wie 
soll das finanziert werden?) 

Das ist das Konzept. Da sind wir uns völlig einig und da- 
naeh werden wir handeln. 

Wir werden übrigens in den näehsten zehn Jahren er- 
leben, Frau Pieper, dass sieh dieses Wissensehaftssystem 
nieht exakt so weiterentwiekeln wird wie in den letzten 
20 Jahren. 

(Kai Boris Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Warum maehen wir eigentlieh Anhö- 
rungen?) 


Wir werden erleben, wie die Beziehung zwisehen uni- 
versitär und außeruniversitär und aueh die Versäulung 
im Bereieh der Forsehung, Wirtsehaft und Wissensehaft 
sehr viel stärker umgewandelt werden in sfrategisehe 
Kooperationen, in Cluster und in Netzwerke. Das ist die 
riehtige Entwieklung. 

(Ulrike Flaeh [FDP] : Die Herrsehaften von der 
SPD sehen nieht so aus, als ob sie das aueh 
wollen!) 

Mit unseren jetzigen Beratungen zum Hochschulpakt 
gehen wir einen ersten Sehritt zur Weiterentwieklung. 
Davon bin ieh überzeugt. Es gibt keinen Ministerpräsi- 
denten, der diese Modernisierung des Wissensehaftssys- 
tems nieht will. 

Aber klar ist doeh aueh - ieh bleibe von der Kraft fö- 
deraler und subsidiärer Strukturen überzeugt -, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

dass es Eindeutigkeit in der Verantwortung braueht. 
Glauben Sie denn im Emst, dass es, wenn unentwegt nur 
eine Ebene verantwortlieh ist, wenn der Bund für Sehu- 
len und Hoehsehulen veranfwortlieh gemaeht wird und 
die Kulturhoheit der Länder ausgehöhlt wird, zu besse- 
ren Verhältnissen kommt? Wir brauehen Strukturen, wie 
sie uns jetzt zum Beispiel in der Schweiz vorgemacht 
werden: klare Verantwortung vor Ort und zugleich die 
Möglichkeit zu nationalen Strategien. Die werden wir 
bekommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Die Antwort soll nicht eine Rede in der Rede sein. 
Aber erlauben Sie Frau Pieper, noch eine Nachfrage zu 
stellen? 

Dr. Annette Schavan, Bundesministerin für Bil- 
dung und Forschung: 

Bitte schön. 

Corneiia Pieper (FDP): 

Frau Ministerin, einmal davon abgesehen, dass ge- 
rade die Schweiz durch eine Volksabstimmung eine Ver- 
fassungsänderung herbeigeführt hat und dafür gesorgt 
hat, dass die Kantone gegenseitig ihre Schulabschlüsse 
und nationalen Bildungsstandards anerkennen, will ich 
Sie noch einmal fragen: Heißt das mit anderen Worten 
- Sie haben jetzt über Art. 104 b des Entwurfs gespro- 
chen; mir geht es um Art. 91b des Grundgesetzes -, dass 
Sie die Befürchtung, die die große Mehrheit der Exper- 
ten in der Anhörung hatte, nicht teilen und ignorieren 
werden? Werden Sie sich nicht von Bundesseite für die 
Einheif von Forschung und Lehre sfark machen? Man 
kann das eine vom anderen nicht trennen, weil Hoch- 
schulen nun einmal wissenschaftliche Zentren sind, wo 
beides stattfindet. Ich bitte auch, meine andere Frage zu 
beantworten: Sieht Ihr Koalitionspartner das genauso? 
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(A) Dr. Annette Schavan, Bundesministerin für Bil- 
dung und Forschung: 

Wir sind mitten in der Schlussberatung. Das wissen 
Sie. Sie wissen auch, dass es durchaus Nuancen gibt, 

(Priska Hinz [Herbom] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nuancen?) 

nicht einfach nur zwischen SPD und CDU. Ute Vogt in 
Baden- Württemberg sieht das anders als ihr General- 
sekretär Tauss. 

(Jörg Tauss [SPD]: Zwischen Ute Vogt und 
mir passt kein Blatt Papier! Das ist völlig 
klar!) 

Diese Nuancen gehen also quer durch die Parteien. So ist 
das Leben halt manchmal. Herr Kretschmann sieht das 
auch anders als die Grünen hier im Bundestag. Das Le- 
ben ist halt bunter, als wir uns das hier manchmal vor- 
stellen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Er ist ehemaliger Frak- 
tionsvorsitzender ! ) 

Aber ich sage Ihnen: Seit über fünf Jahrzehnten gibt 
es im Grundgesetz Art. 91a und b, in denen von wissen- 
schaftlicher Forschung die Rede ist, wie jetzt auch im 
Entwurf zur Änderung des Grundgesetzes. Sie tun alle 
so, als hätte es in den alten Art. 91a oder b des Grundge- 
setzes eine andere Formulierung gegeben und als wür- 
den wir jetzt Forschung und Lehre auseinander dividie- 
ren. Diese Formulierung ist exakt die gleiche. Im alten 

(B) Art. 91b des Grundgesetzes ist von „wissenschaftlicher 
Forschung“ die Rede. An dieser Stelle gibt es also über- 
haupt keine neue Formulierung. Es bestünde die Mög- 
lichkeit, die Formulierung „wissenschaftliche For- 
schung“ durch das Wort „Wissenschaft“ zu ersefzen. Das 
wäre ein möglicher Weg. Das habe auch ich immer ge- 
sagt. Man könnte auch den Weg über Art. 104 a des 
Grundgesetzes gehen. Dazu müssten dann entspre- 
chende Begründungen verfasst werden. Es gibt also zwei 
Wege. Die einen befürworten diesen Weg, die anderen 
jenen. Entscheidend ist das Ergebnis. Wir müssen zu 
strategischen Kooperationen kommen. 

(Kai Boris Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Was wollen Sie denn?) 

Liebe Frau Pieper, das, was Sie zur Situation in der 
Schweiz gesagt haben, ist in Deutschland längst gesche- 
hen. 

(Michael Kretschmer [CDU/CSU]: Richtig!) 

In Deutschland werden Schulabschlüsse längst in 
1 6 Bundesländern anerkannt. In Deutschland sind längst 
Bildungsstandards eingeführt und beschlossen worden. 

(Cornelia Pieper [FDP]: Ach, das stimmt doch 
nicht! Das ist doch falsch! Das wissen Sie 
doch!) 

Wie Sie wissen, haben alle 16 Bundesländer beschlos- 
sen, künftig auf der Grundlage dieser Bildungsstandards 
Evaluationen durchzuführen. 


Da ich die Diskussionen, die in der Schweiz geführt (C) 
werden, ein bisschen kenne und auch weiß, woran man 
sich dort orientiert hat, 

(Cornelia Pieper [FDP]: Die sind weiter als 
wir! Dort gibt es in der Verfassung einen Arti- 
kel zur Bildung!) 

weiß ich - das wissen auch Sie -: Die Kantone spielen in 
der Schweiz eine viel größere Rolle als in Deutschland 
die Bundesländer. Sie holen jetzt zu Recht manches 
nach, was bei uns in den letzten Jahren im Kontext der 
Kultusministerkonferenz längst passiert ist. 

Frau Flach, eines möchte ich Ihnen noch sagen: In der 
Entscheidung, zu welchen Themen ich rede, bin ich 
ziemlich frei. Ich bin nämlich stellvertretende Vorsit- 
zende der CDU Deutschlands. Ich kann zu jedem Thema 
reden, gefragt und sogar ungefragt. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Ulrike Flach 
[FDP]: Ja, eben! Das konnte Frau Bulmahn 
auch! - Jörg Tauss [SPD]: Das gilt übrigens 
auch für den SPD-Generalsekretär von Baden- 
Württemberg!) 

- Ist das so? Das ist wunderbar. 

Ich sage Ihnen noch etwas - darauf haben bereits ei- 
nige meiner Vorredner hingewiesen, vor allen Dingen 
Herr Rossmann -: Sie unterschätzen die Instrumente der 
gemeinsamen Bildungsberichterstattung und die damit 
verbundenen Empfehlungen. Sie unterschätzen, dass wir 
in Deutschland erstmals gemeinsam einen Bildungspa- 
nel durchführen. Sie unferschäfzen, dass die Bildungs- 
forschung die Quelle von empirisch begründbarer und 
wissensbasierfer Bildungspolitik ist. 

(Ulrike Flach [FDP]: Genau das war unser An- 
trag! Toll!) 

Das, was wir in Skandinavien immer wieder beobach- 
tet haben und wovon wir sagen, dass das der Schlüssel 
für die dortigen Erfolgsgeschichten war, wird jetzt in ge- 
meinsamer Verantwortung von Bund und Ländern mög- 
lich. Wir gehen weg von der Phase der Modellversuche, 
die nie die Fläche erreicht haben, und kommen hin zu ei- 
ner Entwicklung, die mehr bewirken kann, als so man- 
cher heute noch glaubt. Das sind neue Steuerungsinstru- 
mente. Damit werden wir ein an internationalen 
Maßstäben orientiertes Bildungssystem fortentwickeln. 
Davon bin ich überzeugt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist in diesem Haus Konsens, dass der Wissen- 
schafts- und Forschungsstandort Deutschland ein 
hohes Ansehen genießt. Er ist in vielen Bereichen hoch 
anerkannt. 87 Prozent aller Unternehmen sagen, ihre 
Standortentscheidungen haben mit dem Stellenwert der 
Forschung am jeweiligen Standort zu tun. Sie haben zu 
tun mit guten Strukturen an den Universitäten 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Dr. Emst 
Dieter Rossmann [SPD]: Das haben wir schon 
immer gesagt!) 
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(A) und damit, dass das durchschnittliche Niveau an den 
Universitäten hoch ist. Das müssen wir überhaupt nicht 
unter den Scheffel stellen. 

Bildung und Forschung sind entscheidende Standort- 
faktoren geworden. Gerade in den letzten Wochen ha- 
ben wir Standortentscheidungen erlebt, zum Beispiel 
von AMD in Dresden, von Intel in Braunschweig, von 
Roche in Bensberg und von Bosch in Reutlingen, die zei- 
gen - wenn man die Unternehmen fragt, sagen sie das 
auch Ein Grund ist, dass sich in Deutschland - das 
werden wir am Beispiel der Fachhochschulen noch ver- 
stärkt wahmehmen - die Kooperationen zwischen Wirt- 
schaft und Hochschulen immer mehr als regionale und 
strukturpolitisch relevante Faktoren erweisen. Auch das 
ist Strukturpolitik und hat mit der regionalen Entwick- 
lung zu tun. 

(Dr. Emst Dieter Rossmann [SPD]: Auch das 
haben wir schon immer gesagt!) 

Deshalb war es richtig, zu sagen: Jetzt legen wir zu. 
Die Forschungsprämie wird Teil der Hightechstrategie 
sein, ln diesem Rahmen wird sie genau erläutert. Sie 
wird auf kleine und mittelständische Unternehmen kon- 
zentriert. Aus den Gesprächen mit der Wirtschaft sind 
die entscheidenden Daten dafür entwickelt worden. 


(B) 


Ich finde, wir sollten unterschiedliche Instramente 
nutzen. Wir werden auch andere Anreizsysteme entwi- 
ckeln. Denn die Hightechsfrategie ist nicht einfach eine 
Anhäufung von wissenschaftlichen Programmen bzw. 
von Forschungsprogrammen, sondern ein Zusammen- 
spiel von Programm, Strategie und Anreizsystemen. 
Das, was zusammengehört, wird erstmals auch zusam- 
mengebracht. Diese Bündelung der Kräfte wird helfen. 


(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 


Meine letzte Bemerkung: Ich werde bei der embryo- 
nalen Stammzellforschung hart bleiben. Der nächste 
Schritt muss sein, dass wir im Europäischen Parlament 
signalisieren, dass es so nicht geht. Übrigens ist in 
Deutschland in diesem Zusammenhang niemand ge- 
scheitert. Wir wurden überhaupt nicht gefragt. Es gab le- 
diglich eine Abstimmung im Europäischen Parlament. 

Ich halte es für falsch, die Frage der embryonalen 
Stammzellforschung - überhaupt so schwierige Themen - 
in das 7. Forschungsrahmenprogramm, also ins Haupt- 
programm, aufzunehmen. Bisher gab es dafür ein spezi- 
fisches Programm. Jeder wusste, dass jedes Mitglieds- 
land an die Entscheidungen seiner Parlamente gebunden 
ist. Diese Frage ist übrigens keine Frage von Fraktionen. 
Dieses Parlament hat mit überwältigender Mehrheit, 
quer durch die allermeisten Fraktionen, eine klare Ent- 
scheidung getroffen. Dieser Entscheidung ist diese Re- 
gierung verpflichtet und dieser Entscheidung fühle ich 
mich auch persönlich verpflichtet, wie man weiß. Das 
Europäische Parlament und die Europäische Kommis- 
sion müssen wissen, dass sie durch eine solche Kopp- 
lung nicht eine Situation herbeiführen dürfen, in der das 
gesamte Forschungsrahmenprogramm auf dem Spiel 
steht. Hier wieder die alte Konstellation herzustellen, 
muss unser nächster Schritt sein, um dann auch separat 
beraten und entscheiden zu können. 


(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

An dieser Stelle wird deutlich, dass wir es in der Wis- 
senschafts- und Forschungspolitik immer mit einem Zu- 
sammenspiel von klaren Perspektiven zu tun haben mit 
Blick auf Investitionen, mit Blick auf die Zukunftschan- 
cen der jungen Generation - das muss unser Leitsatz 
sein: für die, die eine Lehrstelle suchen, und für die, die 
einen Studienplatz brauchen -, mit Blick auf die Teil- 
habe an Bildung, aber auch mit Blick auf Wertorientie- 
rang durch Bildung. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Das Wort hat jetzt der Kollege Jörg Tauss von der 
SPD-Fraktion. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich bitte Sie, sich an die Zeit zu halten, weil die Frau Mi- 
nisterin ihre Zeit deutlich überzogen hat. 

(Dr. Emst Dieter Rossmann [SPD]: Aber nicht 
unsere!) 


Jörg Tauss (SPD): 

Lieber Herr Präsident, ich bin, wie Sie wissen, immer 
sehr bemüht, meine Redezeit einzuhalten. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Entschuldigung, Herr Tauss, nur um das aufzuklären: 
Wenn die vereinbarte Redezeit eingehalten werden soll, 
dann ist das nicht anders möglich, als dass die Redezeit 
auch dem Koalitionspartner abgezogen wird. 

(Ulrike Flach [FDP]: Vor allen Dingen die Zeit 
für die Föderalismusreform!) 

Wie Sie wissen, haben die Mitglieder der Bundesregie- 
rung aufgrund der Verfassung unbegrenzte Redezeit. 

Jörg Tauss (SPD): 

Herr Präsident, noch habe ich 9 Minuten und 55 Se- 
kunden. Ich gehe davon aus, dass mir die ersten fünf Se- 
kunden wieder gutge schrieben werden. Die Redezeit 
wird aber auch ausreichen, weil die Ministerin in der Tat 
viele wichtige Punkte für die Koalition angesprochen 
hat. 

Frau Pieper, Sie wissen - Historiker wissen das erst 
recht -, dass es immer Versuche der jeweils Herrschen- 
den gegeben hat, Geschichtsschreiber in ihrem Auftrag 
die Geschichte so formulieren zu lassen, wie es ihnen 
gepasst hat. 

(Heiterkeit der Abg. Cornelia Pieper [FDP]) 

Kollege Mark ist Historiker; er kann das bestätigen. 
Manches kam dann fälschlicherweise in die Geschichts- 
bücher und wurde verbreitet. Also, Frau Pieper: Wenn 
Sie uns Kürzungen vorwerfen, dann lassen Sie uns fest- 
halten - Frau Flach hat das ja, als wir einmal miteinan- 
der diskutiert haben, bereits als Fehler bezeichnet -, dass 
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(A) unter Schwarz-Gelb, damals unter Herrn Rüttgers, bei 
Bildung, Wissenschaft und Forschung massive Kürzun- 
gen vorgenommen worden sind. Das ist ein mathemati- 
scher Fakt; da hilft auch kein Geschichtsschreiber. 
Selbstverständlich bin ich stolz darauf, dass es unter 
Rot-Grün in den letzten Jahren gelungen ist, die entspre- 
chenden Mittel um 30 Prozent aufzustocken. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Genauso stolz bin ich jetzt, dass Rot-Schwarz in Kon- 
tinuität dieser Politik das 3 -Prozent-Ziel angeht. Ich 
hoffe, dass die Geschichtsschreiber einmal feststellen 
werden, dass es mit Bildung, Wissenschaft und For- 
schung immer dann, wenn Rot beteiligt war - egal ob 
Rot-Grün oder Schwarz-Rot - aufwärts gegangen ist. 
Damit könnte ich hervorragend leben. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Ausbildungsplätze sind auch so ein Thema. Ihre 
Anzahl ist schon bei Kohl unter Schwarz-Gelb zurück- 
gegangen. Auch unter Rot-Grün ist die Zahl der Ausbil- 
dungsplätze zurückgegangen; auch diesen Fakt müssen 
wir anerkennen. Das ist unverrückbar. Allerdings gab es 
eine Ausnahme unter Rot-Grün: Das war in dem Jahr, als 
wir die Diskussion über eine Ausbildungsplatzumlage 
geführt haben. Die Diskussion hat zum Ausbildungspakt 
geführt, ln diesem Jahr mussfe die Wirtschaft befürch- 
ten, dass es gefährlich wird für sie, dass man sie an ihre 
Verpflichtungen erinnert. Und ganz plötzlich war es 
möglich, die Zahl der Ausbildungsplätze zu steigern. 
Seit die Herren aber das Gefühl haben, dass so etwas 
' ' nichf mehr droht, geht es wieder abwärts mit der Zahl 
der Ausbildungsplätze. Auch das muss man sich merken. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DlE GRÜNEN) 

Aus diesem Grunde bin ich außerordentlich dankbar, 
dass sowohl Sie, Frau Bundesministerin Schavan, als 
auch die Bundeskanzlerin die Wirtschaft daran erinnert 
haben, dass wir noch zusätzlich 50 000 Ausbildungs- 
plätze brauchen. 

Das ist eine Hausnummer, die genannt worden ist, 
und die ist von der Wirtschaft zu erbringen. Es geht hier 
nicht nur um eine Sozialleistung. Es geht um die Zu- 
kunftssicherung, darum, den Fachkräftemangel zu besei- 
tigen im Interesse der deutschen Wirtschaft. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Das müssen wir von den Herrschaften nicht einbet- 
teln, das müssen wir einfordem von den Herrschaften, 
egal ob sie Hundt oder wie auch immer heißen, um die- 
ses noch einmal ganz klar zu machen. 

(Ulrike Flach [FDP]: Wollen Sie denn noch 
immer die Abgabe?) 

Wir haben als Koalition Wort gehalten. Wir haben ei- 
nen Rekordhaushalt für Bildung und Forschung vorge- 
legf. Die Kollegen Hagemann und Willsch haben das 
entsprechend dargelegt. Das brauche ich an dieser Stelle 
nicht zu vertiefen. Wir machen sehr vieles zusätzlich für 


die ProjekffÖrderung. Ich bin den Haushälfem dankbar, (C) 
dass sie uns hier insgesamt unterstützt haben. Es ist Tat- 
sache, dass wir für den Bereich Bildung, Wissenschaft 
und Forschung den höchsten Haushalt haben trotz Verla- 
gerungen zum Teil in andere Ressorts. 

Wir werden die Schwerpunkte bei den neuen Tech- 
nologien belassen: plus 7,8 Prozent. Lebenswissenschaf- 
ten plus 9,5 Prozent, umweltgerechte Entwicklung plus 
6,6 Prozent. Wir fanden bei Frau Ministerin Schavan 
eine ausdrückliche Unterstützung für den Aufwuchs der 
Mittel für Geisfes-, Sozial- und Kulturwissenschaften. 

Ich glaube, wir hatten eine tolle Anhörung, in der wir auf 
die Probleme im Bereich der Geisteswissenschaften hin- 
gewiesen haben. Die Ergebnisse können wir jetzt am 
Haushalt ablesen. Wir hatten bei der Bundesregierung 
und beim Finanzminister die entsprechende Unterstüt- 
zung. Dafür sind wir dankbar. 

Frau Flach, ich muss wirklich sagen, ich finde es 
nicht in Ordnung, wie Sie hier zur Stiftung Friedensfor- 
schung geredet haben. Das fand ich nicht gut. 

(Ulrike Flach [FDP]: Das kann ich mir vorstel- 
len!) 

Wenn wir einmal sehen, was weltweit für Rüsfung 
ausgegeben wird, wenn wir sehen, was wir an Milifär- 
efafs haben, wenn wir sehen, was es in den vielen Teilen 
der Welf für Fehlentwicklungen gibt - Verminung gan- 
zer Landstriche, katastrophale Entwicklungen durch 
Krieg und Zerstörung, die wir dann mühsam und mit 
sehr viel Geld rückgängig machen müssen, indem wir 
Friedenstruppen hinschicken; letztes Beispiel Kongo zur (D) 
Absicherung einer Wahl -, dann halte ich es für richtig, 
wenn man einen minimalen Betrag - um den geht es - 
von 2 Millionen Euro zusätzlich dafür aufwendet, zu 
überlegen, wie von vornherein vermieden werden kann, 
dass solch teure Investitionen in militärische Maßnah- 
men vorgenommen werden müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir müssen hier prophylaktisch arbeiten. Ich bin mir 
darin mit dem Kollegen Willsch und der CDU einig. 

(Ulrike Flach [FDP]: Die haben ja gar nichts 
gesagt! - Widerspruch des Abg. Klaus-Peter 
Willsch [CDU/CSU]) 

- Wir haben das toll miteinander hinbekommen, Herr 
Willsch. Ich erinnere mich mit Freude an diesen Morgen. 
Freuen Sie sich doch einmal, wenn ich Sie lobe. Es wa- 
ren tolle Projekte. Beispielsweise wird jetzt nachge- 
schaut, ob die Polizeimaßnahmen im Kosovo und an- 
derswo den richtigen strategischen Ansatz haben und 
wie wir sie verbessern können. Das sind Dinge, die er- 
forscht werden und die uns letztlich weiterhelfen, übri- 
gens auch hinsichtlich der Kosten entsprechender Ein- 
sätze. 

Ich bin stolz auf das, was durch die Deutsche Stiftung 
Friedensforschung - sie hat ihren Sitz in Osnabrück; das 
erinnert uns an den Westfälischen Frieden - gefan wird. 

Das werden wir auch in diesem und im nächsfen Jahre 
weifer fordern. Dann wollen wir aber auch einmal die 
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(A) Möglichkeit haben, zu sagen: Jetzt ist es gut für den Rest 
der Legislaturperiode. Aber sie leistet gute Arbeit. 

Mittel für Großgeräte oder Ähnliches sollten wir 
auch nicht vergessen. Wichtig sind PETRA III, X-FEL 
und FAIR, Großgeräte für die deutsche Wissenschaft. 
Sie werden die internationale Wissenschaft wieder nach 
Deutschland bringen. Das ist ein toller Akzent und eine 
geradlinige Fortsetzung einer vernünftigen Politik. Auch 
hier sind wir dankbar, dass das Bundesministerium für 
Bildung und Wissenschaft dies entsprechend fördert und 
in diesem Zusammenhang neue Impulse setzt. 

Die Forschungsprämie ist ein interessanter Punkt. 
Wenn hier übrigens über Urheberrecht geredet wird, 
muss man ganz klar sagen: Das Urheberrecht hat eigent- 
lich der Bundesverband der Deutschen Industrie. Noch 
hoffe ich, dass wir mit denen nicht in einem Sack ho- 
cken, auch der Koalitionspartner nicht. Damit das klar 
ist. Was die allerdings von uns wollten, waren zum Teil 
Subventionstatbestände, auch für die Großindusfrie. Wir 
werden hier einen interessanfen und auch infellekfuell 
richtigen Ansatz finden, zu sagen: Wir subventionieren 
nicht die Industrie, sondern wir wollen einen Beitrag im 
Zusammenhang mit den Hochschulen leisten. Die Hoch- 
schulen müssen von dieser Forschungsprämie und der 
Kooperation mit der Wirtschaft profitieren. Das halte ich 
für einen wichtigen Punkt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Wir haben ja mit Herrn Staatssekretär Storm diese 

(B) Woche schon die entsprechenden Gespräche geführt. Ich 
glaube, das wird eine interessante Geschichte sein. Ich 
weiß, dass die Opposition neugierig ist; das ist völlig 
klar. Wir werden die Höhe der Finanzierung nennen, 
nachdem wir das in Ruhe diskutiert und eine vernünftige 
Lösung gefunden haben. 

Ich will noch einen Punkt erwähnen, der auch von der 
FDP angesprochen worden ist und bei dem es um die Pa- 
tentierbarkeit, das Risiko, die Umwandlung in Produkte 
und all diese Dinge geht. Wir sind uns hier völlig einig. 
Als Dispatcher auf der USA-Reise will ich an dieser 
Stelle aber noch einen Punkt sagen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU sowie der Abg. Cornelia Pieper 
[FDP]) 

Das, was uns die Amerikaner gesagt haben, war hochin- 
teressant. Wir haben uns dort mit jungen Leuten zusam- 
mengesetzt, die Risikokapital verteilen. Niemand von 
denen hat gesagt, dass sie auf den amerikanischen Staat 
hoffen. Das unterscheidet sie erheblich von der deut- 
schen Wirtschaft, die sagt: Bevor wir als Business An- 
gels tätig werden, müsst ihr erst einmal steuerliche Rah- 
menbedingungen schaffen. 

Die Jungs haben geschaut wie sonst etwas, weil man 
auch nur auf diese Idee gekommen ist. Sie haben gesagt: 
Unser Prinzip in Kalifornien ist: Having fun, making 
money und - das wird in Deutschland selten von Unter- 
nehmen gesagt; ich habe es bisher zumindest nur sehr 
selten gehört - doing good. Sie sind dankbar, dass sie Er- 


folg hatten, und sie nehmen das Geld, das sie verdient (C) 
haben, und helfen damit jungen Unternehmern, dasselbe 
zu erreichen, was sie erreicht haben. Eine solche Philo- 
sophie in der deutschen Wirtschaft würde uns an vielen 
Stellen voranbringen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Dazu müssen 
sie aber erst einmal Gewinne machen!) 

Frau Ministerin, jetzt komme ich zu einem Punkt, bei 
dem wir einen kleinen Dissens haben, nämlich zur Be- 
wertung der jetzt diskutierten Föderalismusreform. Ich 
habe übrigens keinen Dissens mit meiner Landesvorsit- 
zenden. Zwischen uns passt kein Blatt Papier. Ich bin in 
der Tat der Auffassung, dass das, was wir im Moment 
angelegt haben und was in Texten auf dem Tisch vorliegt 
- ich hoffe, bis Sonntag erreichen wir Verbesserungen -, 
etwas Ähnliches wie ein Kooperationsverbot ist. 

Wenn man sagt, dass man kein Kooperationsverbot 
will, dann könnte man in das deutsche Grundgesetz doch 
klar und deutlich schreiben: Bund und Länder wirken bei 
der Entwicklung und Gestaltung des Bildungswesen und 
der Wissenschaft und Forschung mit Zustimmung des 
Bundesrates zusammen. Somit kann man ihm auch nicht 
irgendetwas aufdrücken. Dann müssten wir ein Gesetz 
erlassen, in dem das klar geregelt ist. 

(Beifall der Abg. Cornelia Pieper [FDP]) 

Wer sagt, dass wir kein Kooperationsverbot haben und 
auch nicht wollen, der könnte das ganz klar im Grundge- 
setz formulieren. An diesen Punkt möchte ich nur erin- (D) 
nem. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie der Abg. Cornelia 
Pieper [FDP]) 

Ich will den Mitgliedern meiner Arbeitsgruppe nicht 
vorgreifen, aber ich kann nur sagen: Das, was mir im 
Moment vorliegt, ist für mich noch nicht zustimmungs- 
fähig. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der FDP, 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Ich würde mir sehr wünschen, dass in der nächsten Wo- 
che auch einzelnen Ministerpräsidenten klar wird, dass 
sie den Erfolg der Föderalismusreform nicht durch Un- 
einsichtigkeit gefährden dürfen. Das hoffen wir. Wie ge- 
sagf, ich baue auf die Vernunft und eine klare Lösung. 

Herr Präsident, ich hoffe. Sie stimmen mit mir über- 
ein, dass ich meine Redezeit hervorragend dispatched 
habe. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
SPD, der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Wir haben es also trotz der langen Rede der Ministerin 
miteinander hinbekommen. Es war aber wichtig, in die- 
ser heutigen Debatte all das zu sagen, was wir zur Bil- 
dung, Wissenschaft und Forschung gesagt haben. 
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(A) Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Abg. Cornelia Pieper 
[FDP]) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den 
Einzelplan 30 - Bundesministerium für Bildung und 
Forschung - in der Ausschussfassung. Hierzu liegen Än- 
derungsanträge vor, über die wir zuerst abstimmen. 

Wer stimmt für den Änderungsantrag der Fraktion der 
FDP auf Drucksache 16/1871? - Wer stimmt dagegen? - 
Wer enthält sich? - Der Änderungsantrag ist damit mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen und des Bündnis- 
ses 90/Die Grünen bei Zustimmung der FDP-Fraktion 
und der Fraktion Die Linke abgelehnt. 

Jetzt kommen wir zum Änderungsantrag der Fraktion 
Die Linke auf Drucksache 16/1872. Wer stimmt dafür? - 
Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der Ände- 
rungsantrag ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktio- 
nen und der FDP-Fraktion bei Zustimmung der Fraktion 
Die Linke und Enthaltung des Bündnisses 90/Die Grü- 
nen abgelehnt. 

Wer stimmt für den Änderungsantrag der Fraktion 
Die Linke auf Drucksache 16/1873? - Wer stimmt dage- 

(B) gen? - Enthaltungen? - Der Änderungsantrag ist mit den 
Stimmen aller Fraktionen bei Zustimmung der Fraktion 
Die Linke abgelehnt. 

Wer stimmt für den Einzelplan 30 in der Ausschuss- 
fassung - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Der 
Einzelplan 30 ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktio- 
nen gegen die Stimmen der Oppositionsfraktionen ange- 
nommen. 

Tagesordnungspunkt 1.15 b: Interfraktionell wird Über- 
weisung des Gesetzentwurfs auf Dracksache 16/1291 an die 
in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorge- 
schlagen. Gibt es weitere Vorschläge? - Das ist nicht der 
Fall. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt aufrufe, 
komme ich zurück zu Tagesordnungspunkt 1.5 c. Es 
handelt sich um den bereits am Dienstag an die Aus- 
schüsse überwiesenen Gesetzentwurf der Bundesregie- 
rung zur Umsetzung europäischer Richtlinien zur Ver- 
wirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung, 
Drucksachen 16/1780 und 16/1852. Interfraktionell ist 
vereinbart worden, dass dieser Gesetzentwurf nachträg- 
lich an den Finanzausschuss, den Ausschuss für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, den 
Ausschuss für Gesundheit, den Ausschuss für Men- 
schenrechte und Humanitäre Hilfe und an den Ausschuss 
für die Angelegenheiten der Europäischen Union über- 
wiesen werden soll. Sind Sie damit einverstanden? - Das 
ist offensichtlich der Fall. Dann sind die Überweisungen 
so beschlossen. 


Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1.16 auf: 

Einzelplan 16 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit 

- Drucksache 16/1324 - 

B erichterstattung : 

Abgeordnete Michael Leutert 
Bernhard Schulte-Drüggelte 
Petra Hinz (Essen) 

Ulrike Flach 
Anna Lührmann 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache eineinhalb Stunden vorgesehen. Gibt es 
Widerspruch? - Das ist nicht der Fall. Dann ist das so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red- 
nerin der Kollegin Ulrike Flach von der FDP-Fraktion 
das Wort. 

(Beifall bei der FDP) 

Ulrike Flach (FDP): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Umweltschutz muss heute mehr denn je sowohl auf ei- 
nen effizienten Einsatz von Haushaltsmitteln als auch 
auf eine vorsorgende und nachhaltige Gesamtstrategie 
achten. Deshalb kann auch der Umwelthaushalt nicht 
von Einsparungen verschont bleiben. Die Ausgaben 
müssen sich daran orientieren, wo mit geringstem Mit- 
teleinsatz die größtmögliche positive Wirkung für die 
Umwelt zu erzielen ist. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich möchte einige Aspekte herausgreifen, die deutlich 
machen, dass der Umweltminister dieser komplexen 
Aufgabe der Vorsorge und Nachhaltigkeit bei sparsa- 
mem Mitteleinsatz nicht durchgehend nachkommt. Vor- 
sorge zu betreiben hieße, im Haushalt 2006 erheblich 
mehr Mittel für das fertig gestellte Endlager Schacht 
Konrad und die weitere Erkundung des Salzstockes 
Gerieben einzustellen. Sie haben für Gorleben 
26 Millionen Euro eingestellt, womit lediglich die Of- 
fenhaltungskosten gedeckt werden. Wir wollen die Er- 
kundung fortsetzen. 

(Beifall bei der FDP) 

Sie sollten auch das Endlager Schacht Konrad, das 
nach rechtskräftigem Abschluss des Gerichtsverfahrens 
in Betrieb gehen müsste, finanziell absichem. Man kann 
nicht auf der einen Seite bei der der Atomkraft ständig 
die ungelöste Endlagerfrage kritisieren, Herr Gabriel, 
aber auf der anderen Seite die Mittel für ein planungs- 
rechtlich erschlossenes Endlager zurückhalten. 

(Beifall bei der FDP) 

Ein verantwortlicher Umgang mit Steuergeldem be- 
deutet auch - das wurde im Zusammenhang mit dem 
Verkehrsetat bereits angesprochen -, dass die Ressort- 
forschungseinrichtungen regelmäßig evaluiert und aus 
dem Ergebnis auch Konsequenzen gezogen werden. Der 
Umgang mit dem Ergebnis der Begutachtung des 
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(A) Bundesamtes für Strahlenschutz - ehemals eines der 
renommiertesten Institute in Deutschland - durch den 
Wissenschaftsrat ist symptomatisch. Der Wissenschafls- 
rat urteilt, das Amt werde seinem selbst gesetzten An- 
spruch als Informationsvermittler nicht gerecht. Die 
Aufgabenwahmehmung entspreche nicht dem Errich- 
tungsgesetz. Der wissenschaftliche Auftrag spiele kaum 
eine Rolle und die Forschung sei nicht auf dem neuesten 
Stand. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vernichtender kann ein Urteil über eine Ressortfor- 
schungseinrichtung nicht ausfallen. 

Sie - vertreten durch Ihren Staatssekretär Müller - 
sind aber nicht bereit, Herr Gabriel, diese wissenschaftli- 
che Expertise auch nur ansatzweise aufzugreifen und das 
Amt, das den Steuerzahler allein bei den Personal- und 
Sachkosten 168 Millionen Euro kostet - das muss man 
als Haushälter berücksichtigen -, seinem gesetzlichen 
Auftrag entsprechend zu gestalten. Sie glauben doch 
wohl nicht im Emst, dass Sie damit bei den Haushältern 
aller Fraktionen durchkommen. 

Ich appelliere an die Kollegen aller Fraktionen, hier- 
bei auf die saubere Verwendung der Steuergelder zu ach- 
ten. Wir können es uns nicht leisten, dass eine For- 
schungseinrichtung, die die Öffentlichkeit sachlich 
neutral - das ist nämlich das Entscheidende - über Fra- 
gen des Strahlenschutzes informieren soll, von dem im- 
merhin höchsten Rat, den wir für diesen Zweck haben 
und der evaluiert, so beschrieben wird, dass man zu dem 
' Schluss kommen muss, dass es sich um eine Propa- 
gandaeinrichtung des Umweltministers handelt. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Umweltpolitik darf keine Sache der Ideologie sein. 
Das haben wir lange genug unter Rot-Grün erlebt. 

(Ulrich Kelber [SPD]: Dann müssen Sie aber 
aufhören zu reden!) 

Dies gilt natürlich vor allem auch im Bereich der Ener- 
giepolitik, aufgeteilt auf drei Ministerien mit jeweils an- 
deren Schwerpunkten. 

(Ulrich Kelber [SPD]: Vier!) 

Hier ist die große Koalition eindeutig auf verschiedenen 
Dampfern unterwegs. Gerade heute gibt es dazu wieder 
einen schönen Artikel in der „Süddeutschen Zeitung“. 

Man versucht hier offensichtlich nicht, das Problem 
gemeinsam zu lösen und uns endlich aus der Abhängig- 
keit zu lösen und selbstständig zu machen. Wir müssen 
wissen, wie wir als Energiestandort Deutschland ohne 
Abhängigkeiten, wie wir sie in den letzten Monaten er- 
lebt haben, reagieren können. Man zerrt vielmehr in ver- 
schiedene Richtungen, die sich dann im Haushalt schon 
sehr merkwürdig darstellen, Herr Gabriel. 

So wird bei Herrn Glos die kerntechnische Sicher- 
heitsforschnng hochgefahren und die Exportunterstüt- 
zung für erneuerbare Energien von 15 Millionen Euro 
auf 12 Millionen Euro heruntergefahren. Sie fahren ge- 


nau die umgekehrte Strategie und verdoppeln die Inves- (C) 
titionszuschüsse für emeuerbare Energien und die Mittel 
für Forschungsvorhaben in diesem Bereich. 

(Zuruf vom Bündnis 90/Die Grünen: Wenn es 
so wäre, wäre es schön!) 

Die ganzen letzten Wochen haben wir uns daran ver- 
gnügt, wie Sie sich beide über die Medien, manchmal 
auch brieflich, manchmal auch mit uns im Ausschuss 
darüber unterhalten haben. Aber diese Hü-Hott-Politik, 
lieber Herr Minister, wird mit Sicherheit nicht dazu bei- 
tragen, dass der Hightechstandort Deutschland mehr auf- 
blühen wird, als wir es zurzeit sehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP - Ulrich 

Kelber [SPD]: Mehr als die Nummer eins kann 

man auf dem Weltmarkt nicht werden!) 

Für die FDP gehören beide, die emeuerbaren Ener- 
gien und die Kemkraft, zu einer modernen Energiever- 
sorgung. Sie haben diese inneren Widersprüche - das 
muss ich vor allem in Richtung der Kollegen von der 
CDU/CSU sagen - bisher weder im Koalitionsvertrag 
noch in der täglichen Arbeit der Ministerien auflösen 
können. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Wir stehen zu 
Glos!) 

Worüber Sie sich geeinigt haben - dazu will ich, liebe 
Kollegen, zumindest zum Schluss noch ein paar Worte 
verlieren -, ist ein Umstand, der in diesem Etat nicht 
verankert ist, aber für den Sie, Herr Gabriel, politisch 
verantwortlich sind. Das ist die kostenlose Abgabe von (p)) 
Flächen des Bundes an die Länder im Rahmen der Stif- 
tung Naturerbe. 

Ich bin dem Kollegen Fromme von der CDU/CSU äu- 
ßerst dankbar - er ist nämlich der gleichen Meinung wie 
die FDP -, dass er einmal das Ausmaß dieser Schenkung 
anhand einer wunderschönen Karte dargestellt hat. Ich 
empfehle jedem, sich das einmal anzusehen. Deutsch- 
land hat Masern, wenn wir es so machen, wie Sie es sich 
offenbar vorgenommen haben. Das Land ist gesprenkelt 
von Flächen, die in Zukunft den Ländern bzw. der Stif- 
tung gehören werden. Das ist verschenktes Geld im Wert 
von bis zu 220 Millionen Euro, die Sie dem Naturschutz 
in einer Haushaltssituation, wie wir sie zurzeit haben, 
übereignen. 

(Ulrich Kelber [SPD]: Ist das mit den Umwelt- 
politikem abgesprochen?) 

Herr Gabriel, es ist geradezu aberwitzig, dass Sie das 
mitmachen. Wir können Sie davor nur warnen. 

Kollege Kauch wird Ihnen sicherlich gleich sagen, 
was wir zu dem Thema Grünes Band denken. Wir sind 
natürlich für das Grüne Band gewesen, aber wir sind 
nicht für die Verschleuderung von Steuergeldem. Auch 
dafür sind Sie zuständig und verantwortlich. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Dazu haben 
wir einen Haushaltsvermerk gemacht!) 

Ich denke. Sie sollten sich das noch einmal sehr gut 
überlegen. 
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(A) Zum Schluss appelliere ich an die Haushälter der bei- 
den großen Fraktionen. Wir haben im Prinzip einen wei- 
sen Beschluss in Form eines Vermerks im Haushalt ge- 
troffen. Wir haben hineingeschrieben, die Länder sollten 
das Personal, das damit zusammenhängt, unbedingt 
übernehmen. Lieber Herr Kampeter, ich kann Ihnen nur 
raten, das auch tatsächlich umzusetzen. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Das ist ein 
Haushaltsbeschluss! Der muss umgesetzt wer- 
den!) 

Dann wird uns vielleicht allen erspart bleiben, dass an 
dieser Stelle im Haushalt ein Verlust von über 
200 Millionen Euro zu verzeichnen ist. Ich setze dabei 
auf Sie und hoffe, dass das so läuft. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: 

Das Wort hat jetzt die Kollegin Petra Hinz von der 
SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Petra Hinz (Essen) (SPD): 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wer der Debatte in 
den letzten Tagen gefolgt ist und sehr aufmerksam zuge- 
hört hat 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: So wie wir!) 

- so wie wir, Herr Kampeter, und, wie ich denke, auch 

(B) Frau Flach -, 

(Ulrike Flach [FDP]: Ja!) 

wird festgestellt haben, dass nur wenige - ich habe in 
meinem Manuskript stehen: keine - konstruktive Vor- 
schläge eingebracht wurden. Ich habe nur Kritik gehört. 
Es gab nicht einen konstruktiven Vorschlag. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch das, was Sie heute vorgetragen haben, war alles 
andere als konstruktiv und im Prinzip nichts anderes als 
die Fortsetzung Ihrer Ausschussarbeit. 

(Ulrike Flach [FDP]: Ich habe doch eben Ihren 
Haushaltsvermerk gelobt!) 

Die Reden der Vertreter der Opposition waren teilweise 
inhalts- und konzeptionslos. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Das ist wohl 
wahr!) 

Beeindruckend, finde ich, ist die Tatsache, dass Sie, 
liebe Kolleginnen und Kollegen von der Opposition, 
Umgangsformen pflegen - ohne auf die Konsequenzen 
und die Wirkung auf die Bürger zu achten -, die nicht zu 
einer besseren Darstellung der Politik und der Politiker 
beitragen. Sie sollten sehr genau aufpassen; denn den 
Geist, den Sie nun aus medialen und populistischen 
Gründen herbeirufen, werden wir eventuell nicht mehr 
los. Um es noch deutlicher zu sagen: Populismus kann 
und darf kein Instrument der Politik sein. Schöne Grüße 
an Herrn Westerwelle und Frau Künast! 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten (C) 

der CDU/CSU) 

Ich möchte dafür Beispiele nennen. Sie von der FDP 
arbeiten noch immer Ihren Wahlkampf und das für Sie 
unbefriedigende Wahlergebnis ab. Das kann ich sowohl 
in menschlicher Hinsicht als auch als Wahlkämpferin 
sehr gut nachvollziehen. Aber Sie sollten nicht ständig 
gegen alles sein, sondern sich gemeinsam mit uns - ge- 
rade weil der Einzelplan 30 ein Zukunftsplan ist - den 
wichtigen Herausforderungen der Zukunft stellen. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Petra Pau) 

Sie von der Linken bauen Traum- und Luftschlösser 
auf, die nichts mit der Wirklichkeit zu tun haben und 
kein Fundament haben. Sie erwecken bei den Menschen 
Hoffnungen und Erwartungen, die Sie nicht annähernd 
erfüllen können. Auch das trägt nicht zur Glaubwürdig- 
keit der Politik und der Politiker bei. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

In den Ausschussberatungen haben Sie - Herr Leutert ist 
leider nicht anwesend - 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Das ist symp- 
tomatisch für Herrn Leutert!) 

nur draufgesattelt, ohne zu fragen, ob die Mittel im lau- 
fenden Haushaltsjahr noch verausgabt werden können, 
ohne die Sinnhaftigkeit der Etatisierung zu hinterfragen. 

Das war konzeptionslos. 

(D) 

(Michael Kauch [FDP]: Sagen Sie auch noch 
etwas zu Ihrem Haushalt?) 

Zu den Grünen: Auch wenn Frau Künast nicht anwe- 
send ist, beziehe ich mich auf ihre gestrige Rede. Ich 
habe den Eindruck, dass sie über eine gläserne Kugel 
verfügt; denn Frau Künast kann in die Zukunft schauen. 

Zur Erinnerung: Sie hat gestern den Niedergang der 
deutschen Umweltpolitik prophezeit. Ich kann dazu nur 
sagen: Fern aller Realität! Ich bitte Sie, meine Damen 
und Herren von den Grünen, ganz höflich, Ihrer Kollegin 
einmal zu sagen, dass sie mit der Märchenstunde aufhö- 
ren soll. Im Ausschuss haben Sie als Fachpolitiker noch 
bekräftigt - das ist im Protokoll nachzulesen -, dass der 
Anstieg des Etats des BMU die wachsende Bedeutung 
der Umweltpolitik in Deutschland deutlich macht und 
nicht den Niedergang beschreibt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Zum Vergleich: 1998 hatte der Umwelthaushalt ein 
Volumen von 620 Millionen Euro und 2005 ein Volumen 
von 769 Millionen Euro. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Da gibt es 
also noch Einsparpotenzial!) 

- Herr Kampeter! - Im Haushalt 2006 beträgt das Volu- 
men 774 Millionen Euro. Um es Ihnen leicht zu machen: 

Nach Adam Riese beträgt der Zuwachs im Vergleich 
zum Vorjahr 0,7 Prozent. 
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(A) (Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 

NEN]: Wir können rechnen, danke!) 

Ich rede nur vom Umwelthaushalt. Im Gesamthaushalt 
stehen für Umweltschutzausgaben insgesamt 4,052 Mil- 
liarden Euro zur Verfügung. 

Verwunderf bin ich allerdings über die Berichterstat- 
tergespräche. Gerade die kleinen Fraktionen haben im 
Rahmen dieser Gespräche - genau, Herr Kauch, halten 
Sie ruhig das dicke Kompendium von 500 Anträgen 
hoch - einen so großen zeitlichen Druck erzeugt, dass 
wir ständig fragen mussten, ob wir überhaupt noch eine 
Frage stellen dürfen oder ob ein Nachfolgetermin not- 
wendig ist. Auf einmal kommen Sie im Rahmen der 
Ausschussberatung, ohne vorher in den Berichterstatter- 
gesprächen die Chance genutzt zu haben, das eine oder 
andere zu hinterfragen, mit Ihren Anträgen an. Wie ge- 
sagt, besonders spannend finde ich das Antragspaket der 
FDP. 

(Ulrike Flach [FDP]: Ich möchte daraufhin- 
weisen, dass der Hauptberichterstatter für den 
Druck sorgt!) 

Ich komme jetzt zu einzelnen Anträgen in dem Wun- 
derwerk der FDP „Wer bietet mehr - ohne Konzept?“, 
um deutlich zu machen, wo Ihre Schwerpunkte liegen: 
Ein Kürzungsantrag bezieht sich auf die Kosten des 
Messprogramms zur Überwachung der Gewässergüte. 
Hier sollen 227 000 Euro eingespart werden. Ein anderer 
Titel lautet: „Forschung, Untersuchungen und Ähnli- 
ches“. Hier wollen Sie 655 000 Euro einsparen. 

(B) Jetzt nehmen wir uns doch einmal die Zeit, uns anzu- 
schauen, was „Ähnliches“ heißt: Die FDP wollte die 
Mittel in den Bereichen Umweltpolitik, Gewässerschutz, 
Klimaschutz, Luftreinhaltung, Anlagensicherheit, Lärm- 
schutz, Lärmbekämpfung und Umweltwirkungen auf die 
menschliche Gesundheit um 655 000 Euro kürzen, ob- 
wohl wir Investitionen in diesen Bereichen besonders 
brauchen; denn gerade hier schaffen wir Arbeitsplätze. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Ulrike Flach 
[FDP]: Sie wissen doch gar nicht, was da ge- 
forscht wird!) 

Die Ausgaben für Umweltschutzprojekte und Natur- 
schutzprojekte von Verbänden wollen Sie sogar um rund 
1 , 1 Millionen Euro kürzen. Haben wir eigentlich beste- 
hende Verträge? Diese Frage ist gar nicht gestellt wor- 
den. Welche Programme sollen denn da aufgekündigt 
werden? Auch diese Frage ist nicht gestellt worden. 

(Ulrike Flach [FDP]: Zu beidem gibt es einen 
schriftlichen Bericht!) 

- Sie können so viel hineinmfen, wie Sie wollen; deswe- 
gen werden Ihre Aussagen nicht wahrer. 

Weiter: Die Investitionen zur Verminderung von Um- 
weltschutzbelastungen wollen Sie um 1,25 Millionen 
Euro kürzen. In dieser Art gibt es weitere Anträge, die 
ich hier vorstellen könnte. 

(Ulrike Flach [FDP] : Wir stellen Ihnen unsere 
Berichte gern zur Verfügung!) 


Das ist das große Einsparungspotenzial der FDP, ohne (C) 
Rücksicht auf Investitionsprogramme, Forschung und 
Entwicklung oder Wachstum und Beschäftigung. 

Der nächste Punkt. Fast gebetsmühlenartig sprechen 
Sie im Ausschuss immer wieder das Thema Endlager- 
bereich an - Sie haben es auch gerade wieder angespro- 
chen -, 

(Ulrike Flach [FDP]: Ja! Ich glaube, ich darf 
das!) 

obwohl Minister Gabriel sehr deutlich auf die rechtli- 
chen Rahmenbedingungen hingewiesen und angekün- 
digt hat, noch im Laufe dieses Jahres die Frage zu klä- 
ren. 

(Birgit Homburger [FDP]: Wie denn?) 

- Er hat gesagt, die Konzeption werde erarbeitet; das 
wissen Sie. Die Frage „Wie denn?“ war wohl eine rein 
rhetorische. 

(Birgit Homburger [FDP]: Nein, ich würde es 
gern von Ihnen hören!) 

Wir sanieren und setzen gleichzeitig Impulse für 
Wachstum und Beschäftigung. Ein Herzstück dabei ist 
die Förderung emeuerbarer Energien. Sie wurde von 
40 Millionen Euro um 43 Millionen Euro auf über 
83 Millionen Euro im Haushalt 2006 verdoppelt und ent- 
sprechend etatisiert. Das ist ein großer politischer Erfolg. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb verstehe ich die Vorwürfe der Fraktion des 
Bündnisses 90/Die Grünen nicht so ganz. Sie haben uns 
im Ausschuss während der Haushaltsberatungen vorge- 
worfen, dass die Forschungsmittel für emeuerbare Ener- 
gien und für das Marktanreizprogramm gegenseitig de- 
ckungsfähig gewesen seien, was dazu geführt habe, dass 
hohe Summen aus dem Marktanreizprogramm für For- 
schungsvorhaben im Bereich der emeuerbaren Energien 
eingesetzt worden seien und daher für eine Verwendung 
im Rahmen des Marktanreizprogramms nicht mehr zur 
Verfügung gestanden hätten. Das war übrigens Spiel- 
masse für den damaligen Minister Trittin. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Jetzt kommt 
es raus!) 

Da haben wir jetzt ein P vorgesetzt, 

(Beifall des Abg. Steffen Kampeter [CDU/ 

CSU]) 

indem wir die Deckungsfähigkeit aufgehoben und damit 
de facto die Mittel erhöht haben. Das ist im Haushalt 
nachzulesen und das ist zukunftsweisend. 

(Ulrike Flach [FDP]: Sie haben letztes Jahr 
noch nicht einmal abgerufen!) 

Unsere Haushaltspolitik ist konsequent und schlüssig. 

Alle Ausgaben stehen auf dem Prüfstand und werden da- 
raufhin untersucht, ob sie zielgenau und richtig verwandt 
werden. Wir bleiben ein verlässlicher Partner im Rah- 
men der Abkommen und Vereinbarungen. Wir kürzen 
nicht willkürlich im Rahmen von internationalen Ab- 
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(A) kommen Mittel um 300 000 oder 600 000 Euro, wie es 
die FDP vorhatte. 

Zur Wahrheit und Klarheit des Haushaltes gehört, 
dass wir intensiv über Haushaltsausgabereste uud 
gegeuseitige Deckuugsfähigkeit reden. Das, Herr 
Gabriel, ist tatsäehlieh ein Ansatz für den Haushalt 2007. 

(Ulrike Flaeh [FDP]: Das ist wohl wahr!) 

Wir haben in diesem Bereieh enorme Ausgabereste. Das 
Ministerium könnte sieh intensiv darum bemühen, dass 
die Mittel abfließen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU - Ulrike Flaeh [FDP]: Das sagen 
wir doeh!) 

Was wir von der großen Koalition Ihnen vorgestellt 
haben, ist naehhaltige Umwelt-, Finanz- bzw. Haushalts- 
politik. 

(Miehael Kaueh [FDP]: Hört! Hört!) 

Damit ermögliehen wir Planung für die Zukunft oder, 
anders gesagt, naehhaltige Generationengereehtigkeit. 

Es gehört sieh, dass man sieh zum Sehluss bedankt, 
leh möehte mieh ganz herzlieh beim Bundesministerium 
für Umwelf, Nafursehufz und Reakforsieherheif - hier 
sfellverfrefend nafürlieh beim Minisfer und sfellverfre- 
fend für die Mifarbeiferinnen und Mifarbeifer bei Herrn 
Püsehel - bedanken. Außerdem möehfe ieh einen Dauk 
sagen an das Bundesminisferium der Finanzen sowie an 
die Mifarbeiterinnen und Mifarbeifer im Aussehuss für 
die angenehme und konstrukfive Afmosphäre. Bedanken 
' ' möehfe ieh mieh aueh für die Zusammenarbeif, und zwar 
natürlieh beim Koalitionspartner, bei Frau Flaeh 

(Ulrike Flaeh [FDP]: Trotz des Drueks!) 

und bei allen anderen Mitberiehterstattem und Hauptbe- 
riehterstattem. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeif. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat der Kollege Hans-Kurt Hill für die Frak- 
tion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Hans-Kurt Hiii (DIE LINKE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen 
und Kollegen! Minimalismus, Stillstand, Ermüdung - 
das ist das, was der Umwelthaushalt 2006 und die Situa- 
tion der großen Koalition widerspiegeln. 

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzseh [DIE 
LINKE]) 

Frau Kollegin Hinz, ieh empfehle mal eine Trainings- 
einheit bei Herrn Klinsmann. Vielleieht hilft Ihnen das. 
Den drängenden Umweltaufgaben werden die Haus- 
haltszahlen nämlieh nieht gereeht. 

Herr Minister Gabriel, wenn man Ihre Reden so ver- 
folgt, stellt man fest, dass Sie für manehes zuständig 


sind: für Wirfsehaft, für Arbeit und für Entwieklungs- (C) 
hilfe. Sogar zu Verfeidigungsaufgaben fühlen Sie sieh 
berufen. 

(Ulrike Flaeh [FDP]: Und Ausbildungspläfze!) 

Als Industrieminister nimmt man Sie wahr, aber bei Um- 
welt und Natursehutz ist naeh meiner Meinung Fehl- 
anzeige. 

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzseh [DIE 

LINKE] - Georg Sehirmbeek [CDU/CSU]: 

Aber Industrie ist wiehtig!) 

Sie maehen Umweltsehutz im Krieehgang. Das geht auf 
Kosten der Ökosysteme und damit auf Kosten der Men- 
sehen in Deutsehland. 

Stiehwort: erneuerbare Energien. Täglieh lesen wir 
Meldungen über die Folgen des Klimawandels: 

(Zuruf von der CDU/CSU: 40 Jahre DDR!) 

Wetterextreme, massenhafter Artensehwund, Verlust 
wertvoller Kulturlandsehaft. 

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Harter Winter!) 

Ergebnis: Kosten für die Volkswirtsehaft in Milliarden- 
höhe. Hauptgrund: die massenhafte Verbrennung von 
Kohle, Öl und Gas zur Energieerzeugung. 

(Georg Sehirmbeek [CDU/CSU]: Waren Sie 
mal in Bitterfeld?) 

Nebenwirkungen dieser Politik: fatale Abhängigkeit von 
Importen knapper Energien zu astronomisehen Preisen, 
Deutsehland lässt sieh von einzelnen Energiekonzemen 
am Nasenring dureh die Arena führen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ieh sage Ihnen: Wir können diese Probleme nur lösen, 
wenn wir in der Energiepolitik endlieh einen anderen 
Weg gehen. Energie intelligenter nutzen und konsequent 
und zügig auf emeuerbare Energien setzen! 

Herr Minister Gabriel, Sie verkünden, natürlieh aueh 
mehr für Energie aus Sonne, Wind und Co. zu tun. Im- 
merhin - das ist eben angeklungen - sind 43 Millionen 
Euro mehr im Umweltetat für die Forsehung zu erneuer- 
baren Energien eingesfellf. Doeh wenn man genauer hin- 
sehaut, erkennt man: Das ist ein Ringtauseh zulasten der 
Zukunftsenergiebetriebe. Ausgereehnet bei der Förde- 
mng von Geothermie und Biomasse werden 13 Millio- 
nen Euro gestriehen. Bei der Atomenergie ist man da 
nieht so kleinlieh. 

(Ulrieh Kelber [SPD]: Wollen Sie die Sieher- 
heitsforsehung reduzieren?) 

Eines ist klar, Herr Gabriel: Wenn Sie die Endlager- 
probleme der Atomlobby überlassen, Gorleben zur Ver- 
handlungsmasse erklären und aueh nur ein Atommeiler 
länger läuft als vorgesehen, dann sollten Sie besser den 
Hut nehmen. 

Beim Vergleieh der Haushaltszahlen für emeuerbare 
Energien mif der Sfeuerpolitik dieser Regiemng wird ei- 
nes deutlieh: Die Zukunftsenergien bleiben auf der 
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(A) Strecke und die Zeche zahlen wieder einmal die privaten 
Haushalte. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ausgerechnet bei den Biokraftstoffen wird Kasse ge- 
macht, die Energie verschwendende Industrie von der 
Umlage für die Windenergie und den Solarstrom - bei- 
des umweltfreundlich - befreit. 

Das Energiesteuergesetz liest sich wie ein Abgesang 
an die Zukunft: klimaschädliche Kohleverstromung: 
76 Millionen Euro weniger Einnahmen; Klimakiller 
Flugverkehr: 32 Millionen Euro weniger Steuern; Ener- 
gie verschwendende Industrie: 60 Millionen Euro ge- 
schenkt plus 400 Millionen Euro weniger Abgaben, da- 
mit die Konzerne nichts für den Ökostrom bezahlen. 

Die Steuergeschenke an die Klimasünder - da sind 
Sie sich einig - können nicht groß genug sein. Mit höhe- 
ren Abgaben auf emeuerbare Energien und für private 
Haushalte wird die Steuerkasse aufgefüllt. Dabei wissen 
Sie vor lauter Aufregung nicht, wo Sie die Milliarden 
kassieren sollen. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Kollege Hill, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Hans-Kurt Hiii (DIE LINKE): 

Gern. 

Uirich Keiber (SPD): 

(B) Vielen Dank, dass Sie mir eine Zwischenfrage ermög- 
lichen. - Herr Kollege Hill, ist Ihnen bekannt, dass die 
Härtefallregelung, die Sie angesprochen haben, von ei- 
nem Finanzminister eingeführt worden ist, der jetzt Ihr 
Fraktionsvorsitzender ist? 

Hans-Kurt Hiii (DIE LINKE): 

Es tut mir Leid: Damals war er Vorsitzender Ihrer 
Fraktion, nicht der Vorsitzende der Fraktion der Linken. 

(Lachen bei der SPD) 

Somit habe ich das nicht zu verantworten. Das müssen 
Sie verantworten, oder? 

(Beifall bei der LINKEN) 

Damit die Bürgerinnen und Bürger wissen, was 
kommt: Aufgrund der gestiegenen Spritpreise kassiert 
der Finanzminister noch auf Grundlage des alten Mehr- 
wertsteuersatzes von 16 Prozent allein in diesem Jahr 
über 1 Milliarde Euro mehr. Mit Steuern in Höhe von ins- 
gesamt 1,7 Milliarden Euro macht Minister Steinbrück 
umweltfreundlichen Biokraftstoff völlig uninteressant. 
Das Geld kommt von den Privathaushalten, die mit stei- 
genden Energiepreisen kämpfen, und von den Landwir- 
ten, die bisher erfolgreich in Bioenergie investiert haben. 
Rücken Sie diese 2 Milliarden Euro wieder heraus! 

(Beifall bei der LINKEN) 

Statt mit emeuerbaren Energien die Strompreise zu 
senken und den Klimaschutz zu stärken, setzt die große 


Koalition auf alte Kamellen: Die heimische Kohle soll es 
richten. 

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Ist das hier 
nicht eine Haushaltsberatung?) 

Die Stromkonzeme versprechen Ihnen klimagasfreie 
Kohlekraftwerke; Sie glauben das Märchen auch noch. 
Ohne eine Verdoppelung der Strompreise ist der Unsinn 
- ganz zu schweigen von der Endlagerung über Jahrtau- 
sende - überhaupt nicht finanzierbar. 

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Man muss 
nicht alles sagen! Man kann sich auf das We- 
sentliche beschränken!) 

Hier tauchen übrigens noch einmal die 2 Milliarden 
Euro auf: Die Klimagasverklappung soll gefördert und 
das Geld den Monopolisten in den Rachen geworfen 
werden. 

Wofür sfehen Sie eigentlich? Glauben Sie im Emst, 
dass wir noch einmal über 1 000 Quadratkilometer 
Landschaft aufreißen können, um mehr Braunkohle zu 
verfeuern? Das ist den Menschen doch überhaupt nicht 
mehr zu vermitteln. Glauben Sie wirklich, dass die Ener- 
giekonzeme mehr deutsche Steinkohle verfeuern und zu- 
sätzliche Kraftwerke bauen? 

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Sie waren 
der Wahrheit schon sehr nahe! Sie müssen sich 
nur kürzer halten!) 

Die SPD hat doch längst den Ausstieg aus dem Berg- 
bau beschlossen. Die Energiewirtschaft baut nur neu, 
um alte und marode Kohlekraftwerksblöcke zu ersetzen. 
Die Folge: 25 000 Arbeitsplätze werden überflüssig, 
weil neue Kraftwerke mit minimaler Belegschaft betrie- 
ben werden und weil RAG-SPD-Müller den Steinkohle- 
bergbau abschaffen möchte. 

(Ulrich Keiber [SPD]: Wollen Sie die Kern- 
energie weiter betreiben?) 

Wenn aufgmnd Ihrer Stillstandspolitik der Anteil der 
emeuerbaren Energien nicht um 1 Prozentpunkt gestei- 
gert wird, hat das zur Folge, dass 20 000 Arbeitsplätze 
nicht geschaffen werden. Dafür werden wir Sie in die 
Veranfwortung nehmen. Was Sie hier machen, ist 
Hartz IV aus der Steckdose. Fazit: Gabriels Fördertopf 
wird durch Steinbrücks Steuerabzocke wieder kassiert. 
Die Dummen sind die Bürgerinnen und Bürger. 

Ich komme jetzt zu den Anträgen. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Kollege Hill, das wird jetzt nichts mehr. Sie müssen 
bitte zum Ende kommen und den letzten Satz bilden. 

Hans-Kurt Hiii (DIE LINKE): 

Ich komme zum Ende. - Wir fordern 100 Millionen 
Euro mehr für Zukunftsenergien und die Rücknahme ei- 
ner Steuerpolitik, die Arbeitsplätze vernichtet. Die Men- 
schen haben einen Anspmch auf bezahlbare Energie und 
auf eine intakte Umwelt. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der LINKEN) 
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Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat der Kollege Bernhard Schulte- 
Drüggelte für die Unionsfraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bernhard Schuite-Drüggeite (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Die Aufstellung des Einzelplans 16 folgte wie in allen 
anderen Bereiehen dem Konzept: sanieren, reformieren 
und investieren. 

(Miehael Kauch [FDP]: Saniemngsfall!) 

Darüber hinaus werden wir dafür sorgen, dass im 
Jahr 2007 die Maasfriehtkriterien und Art. 115 Grundge- 
setz eingehalten werden. Wir sind angetreten, um diese 
Ziele zu erreichen. Das primäre Bemühen bestand darin, 
dass jeder Bereich einen Beitrag zur Haushaltskonsoli- 
dierung leistet. Frau Hinz hat gerade die Zahlen des 
Haushaltes genannt; ich möchte sie nicht wiederholen. 
Ich sage aber deutlich: Mit einer Steigerung der Ausga- 
ben um nur 0,7 Prozent ist ein Beitrag zur Konsolidie- 
rung geleistet worden. 

Der gesamte Haushalt umfasst nicht nur das Bundes- 
ministerium, sondern auch die Bundesbehörden: das 
Umweltbundesamt, das Bundesamt für Strahlenschufz 
und das Bundesamf für Naturschufz. 

Wir haben in den Beratungen zuvor diesen Haushalt 
als Übergangshaushalt bezeichnet. Das ist zwar recht- 
lich nicht korrekt, aber man kann schon sagen, dass es 
sich um einen Haushalt des Übergangs von Rot-Grün zur 
großen Koalition handelt. 

(Ulrike Flach [FDP]: Da waren wir uns einig!) 

Ein Schlüsselwort, das diesen Haushalt betrifft, isf re- 
formieren. In diesem Zusammenhang möchte ich auf ei- 
nen Punkt zurückkommen, der vorhin schon angespro- 
chen worden ist: Wie geht es mit dem Bundesamt für 
Strahlenschufz weifer? Der Wissenschaftsraf - das 
wurde vorhin sehr deuflich - haf diesem Amf ein, um es 
vorsichtig auszudrücken, sehr schlechtes Zeugnis ausge- 
stellt. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Oh ja!) 

Nach den Beratungen gab es schon erste Konsequenzen 
im Personalbereich. Ich nehme an, dass es noch weitere 
Konsequenzen geben muss. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP -Ulrich Kelber [SPD]: Das sollte man 
anhand der Kriterien machen!) 

- Ich weiß, wie Sie dazu stehen. 

Ein weiteres Schlüsselwort, das ich ansprechen will, 
ist investieren. Hier setzt der Haushalt besondere Ak- 
zente im umweit- und energiepolitischen Bereich. Es 
wurde vorhin schon das C02-Gebäudesanierungspro- 
gramm mit einem Volumen von 1,4 Milliarden Euro an- 
gesprochen. Daneben ist noch das Marktanreizpro- 
gramm mit einem Volumen in Höhe von 180 Millionen 
Euro zu erwähnen. Die wichtigste Veränderung aber ist, 
dass die Ansätze für Forschungsmittel - Herr Fell hat es 


schon angesprochen - deutlich erhöht wurden, wenn- 
gleich um einen geringeren Betrag als vorher genannt. 

Wir wissen alle, dass der Strom nicht einfach so aus 
der Steckdose kommt und dass wir in diesem Bereich 
weiter investieren müssen. Deshalb ist die Erhöhung des 
Ansatzes der Forschungsmittel für emeuerbare Energien 
eine Investifion in die Zukunft. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 

Petra Hinz [Essen] [SPD]) 

Auch die Sicherung der Energieversorgung ist eine 
Zukunftsfrage. Wir sollten daher nicht außer Acht las- 
sen, dass bei weltweit steigendem Bedarf eine wach- 
sende Abhängigkeit von Energieimporten bei Öl und 
Gas festzustellen ist. Bei der Sicherung unserer Energie- 
versorgung werden die emeuerbaren Energien in Zu- 
kunft eine wichtige Rolle spielen. Die Ziele sind auch da 
klar definiert: Der Anteil der emeuerbaren Energien soll 
auf 20 Prozent gesteigert werden und die immer wieder 
angesprochene Energieeffizienz soll sich bis zum Jahr 
2020 verdoppeln. Dieses Ziel verfolgen wir gemeinsam. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Die Förderung emeuerbarer Energien muss in eine 
nationale Energiestrategie, vielleicht auch in eine Roh- 
stoffstrategie, eingebettet sein. Denn es werden in die- 
sem Bereich nur dann wettbewerbsfähige Arbeitspläfze 
in Deutschland entstehen, wenn die Verlässlichkeit der 
Versorgung mit Energie, also mit preiswertem Strom, 
mit preiswerter Wärme und mit preiswerten Kraftstoffen 
sichergestellt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD und der FDP) 

Moderne Energieversorgung ist auf eine ökologisch 
wie ökonomisch angemessene Grundlage zu stellen. Der 
Energiegipfel bei der Bundeskanzlerin hat in dieser Be- 
ziehung Zeichen gesetzt. Umweltverträglichkeit, Versor- 
gungssicherheit und Wirtschaftlichkeit sind der Drei- 
klang in der Energiepolitik. 

Energieeffizienz nnd Energietechnologie sind in 
diesem Zusammenspiel die Schlüsselworte für die Zu- 
kunft. Wir brauchen anspruchsvolle energieeffiziente 
Technologien sowohl bei der Erschließung neuer Res- 
sourcen als auch bei der Weiterentwicklung emeuerbarer 
Energien. Deshalb ist die Energieforschung eine strategi- 
sche Säule der Energiepolitik. Sie kann einen Beitrag 
leisten, um Innovationsprozesse zu beschleunigen, neue 
klima- und umweltschonende Technologien schneller in 
den Markt zu bringen und auch für andere Länder ver- 
fügbar zu machen. Damit kann der deutsche Export ge- 
steigert werden. 

Staatliche Fördemng - auch das wurde schon ange- 
sprochen - und die Mehrausgaben im Bereich emeuer- 
barer Energien rechtfertigen sich natürlich nur, wenn sie, 
wie es im Koalitionsvertrag steht, ökonomisch sinnvoll 
bleiben. Wir müssen uns pragmatisch und frei von Ideo- 
logie fragen: Welche Energiearten sollen künftig in ihrer 
technischen Entwicklung gefördert werden und in wel- 
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(A) eben Bereichen sollte man lieber etwas zurückhaltender 
sein? 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Ulrike Flach [FDP] - Ulrich Kelber [SPD]: 
Genau!) 

Daneben müssen wir - ich wiederhole diese Forde- 
rung - ein tragfahiges Konzept haben, dem ein ausgewo- 
gener Energiemix zugrunde liegen soll. 

Damit komme ich jetzt auf eine Energieform zu spre- 
chen, die etwas umstrittener ist, nämlich die Kern- 
energie. Dieses Thema möchte ich gerne noch einmal 
ansprechen. 

(Ulrich Kelber [SPD]: Es ist alles geklärt im 
Koalitions vertrag I ) 

Ich meine, wir können auf die Kernenergie als wettbe- 
werbsfähigen und C02-freien Energieträger in absehba- 
rer Zukunft nicht verzichten. Kernenergie schafft den 
zeitlichen Spielraum, der für die technische Entwicklung 
emeuerbarer Energien und damit für ihre Marktreife nö- 
tig ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Koalitionspartner sind sich in dieser Frage nicht 
ganz einig; ich will das nicht verhehlen. Wir kommen 
aus verschiedenen Richtungen, aber trotz verschiedener 
Ansichten tragen wir doch eine gemeinsame Verantwor- 
tung. Dazu sollte man auch stehen. Wir müssen uns be- 
mühen, einen gemeinsamen Weg in dieser Frage zu fin- 

(B) den. 

(Ulrich Kelber [SPD]: Haben wir ja schon!) 

- Wenn Sie einen Zwischenruf machen, mache ich noch 
eine Zwischenbemerkung und gehe auf ein vom BMU 
herausgegebenes Heftchen ein. Ich halte es nicht für 
zweckdienlich, wenn dort Broschüren mit dem Titel 
„Atomkraft: Ein teurer Irrweg“ auflauchen. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich will es einmal so sagen: Auf der Rückseite des Heft- 
chens hätte nicht stehen dürfen: „Diese Broschüre ist 
Teil der Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung“. Da 
hätte stehen müssen: „Diese Broschüre ist Teil der Öf- 
fentlichkeitsarbeit der SPD“. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/ 

CSU - Beifall bei der FDP - Ulrich Kelber 
[SPD]: Alles auf Grundlage des Koalitionsver- 
trages!) 

Dann könnte man noch hinzufügen: Wer die Musik be- 
stellt, soll sie auch bezahlen. 

(Ulrich Kelber [SPD]: Das steht doch auch im 
Koalitions vertrag ! ) 

- Aber nicht in dieser Form. Hier haben wir unterschied- 
liche Meinungen; das wissen auch Sie. Wir können da 
unterschiedlicher Meinung bleiben. Das ist ja nichts 
Schlimmes. 

Es sind noch einige Fragen offen. 


Vizepräsidentin Petra Pau: (C) 

Entschuldigung, darf ich Sie da einmal unterbrechen. 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Bulling- 
Schröter? 

Bernhard Schulte-Drüggelte (CDU/CSU): 

Ich weiß gar nicht, wer das ist. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Sie gehört zur Fraktion Die Linke. 

Bernhard Schuite-Drüggeite (CDU/CSU): 

So. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Gut, Sie gestatten sie zum Kennenlemen der Kolle- 
gin. 

Eva Buiiing-Schröter (DIE LINKE): 

Lieber Herr Kollege Schulte-Drüggelte, vielen Dank, 
dass Sie mir die Möglichkeit geben. Sie zu befragen, ob- 
wohl Sie mich nicht kennen. 

Ich würde gerne von Ihnen wissen: Werden Sie sich 
dafiir einselzen, dass in dieser Legislalurperiode die 
Laufzeiten der Atomkraftwerke verlängert werden? 
Wenn ja, gehen Sie dann davon aus, dass die Laufzeiten 
verlängert werden? Wenn ich Ihr Plädoyer richtig ver- 
standen habe - ich habe genau zugehört -, sind Sie ja ein 
Befürworter der Atomenergie. Sie haben ja auch gesagt, 
dass das im Grunde genommen eine günstige, zukunfts- (D) 
weisende Technologie sei. 

Bernhard Schulte-Drüggelte (CDU/CSU): 

Schön, dass wir uns kennen gelernt haben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP) 

Auch Ihren Fraktionskollegen, der in unserem Aus- 
schuss Hauptberichterstatter ist, sieht man nicht so oft. 

Ich will Ihnen aber eine klare Antwort geben: Es gibt 
einen Koalitionsvertrag. Da steht drin, dass der Ausstieg 
so respektiert wird, wie er beschlossen wurde. Ich habe 
bezüglich des Zeitraums des Einsatzes von Kernenergie 
von absehbarer Zeit gesprochen. Damit halte ich mich 
selbstverständlich an die bestehenden Verträge. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
der Abg. Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

Ich möchte auch etwas zum Endlager sagen, weil das 
ja in die Zuständigkeit des Ministeriums fällt, und den 
Umweltminister ermuntern, die entsprechende Proble- 
matik zu lösen. Frau Künast hat, als sie die öualität der 
Minister bewertete, den Umweltminister als - ich zitiere - 
„möglichen Ausfall“ bezeichnet. Das kommt gerade von 
Frau Künast! 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Dazu möchte ich sagen — 
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(A) (Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Die sollten wir 
einmal zitieren! Oder geht das nicht?) 

- Ich habe sie zitiert. „Möglicher Ausfall“ war ein Zitat. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU - Georg 
Schirmbeck [CDU/CSU]: Ich meinte: herbei- 
zitieren!) 

Frau Künast scheint wohl Vorurteile zu haben. Sie 
scheint sich nicht vorstellen zu können 

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Urteile!) 

- sie hat in ihrem eigenen Namen gesprochen dass ein 
roter Umweltminister besser sein könnte als ein grüner. 

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ist er auch nicht!) 

- Das ist aber wahrscheinlich möglich. 

(Lachen des Abg. Steffen Kampeter [CDU/ 

CSU]) 

Ich möchte sie nur auffordem, die Vorurteile wegzulas- 
sen und einen Menschen nicht nur nach seinen Worten, 
sondern auch nach seinen Taten zu beurteilen. Wenn 
man Menschen so beurteilt, sollte man auch einen Mi- 
nister so beurteilen. Das hat er auf jeden Fall verdient. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Der Bundesminister hat die Einrichtung des Schach- 
tes Konrad als Endlager für schwach radioaktive Stoffe 
wie zum Beispiel Ab falle aus Krankenhäusern immerhin 
' ' schon als sehr wahrscheinlich bezeichnet. Das ist ein 
ganz gewaltiger Fortschritt, wenn man das mit der rot- 
grünen Politik vergleicht. Wenn dann aus der Wahr- 
scheinlichkeit noch Sicherheit wird, dann würde ich das 
sehr begrüßen. 

(Michael Kauch [FDP]: Da müssen wir erst Sicher- 
heitsforschung machen!) 

Es ist natürlich richtig, dass ein klares Konzept für die 
Endlager gefunden werden muss. Es geht zum einen um 
ein Endlager für die schwach radioaktiven Stoffe, 
Schacht Konrad, und zum anderen um ein Endlager für 
die hoch radioaktiven Stoffe. Als Haushälter möchte ich 
daraufhinweisen, dass das Geld nicht zum Fenster hi- 
naus geworfen werden darf 

(Beifall der Abg. Petra Hinz [Essen] [SPD] so- 
wie der Abg. Ulrike Flach [FDP]) 

Eine weitere Standortsuche hätte Belastungen des Haus- 
haltes oder der Stromverbraucher zur Folge. Das hat der 
Bundesrechnungshof bestätigt. Daran sollte man denken, 
wenn man weiter vorgeht. Man sollte klar sagen, dass 
die Suche nach den Endlagem im Haushalt 2007 und in 
den folgenden Haushalten veranschlagt und dokumen- 
tiert werden sollte. 

Zum Schluss möchte ich noch auf einige offene Fra- 
gen hinweisen. Es geht einmal um die Frage nach der 
Verwendung von Mitteln für die Öffentlichkeifsarbeit, 
aber auch um die Frage der Hilfskräfte im BMU, die 
langfristig gelöst werden sollte, die Frage nach der Ver- 


bände- und Projektförderung, die schon angesprochen (C) 
worden isf, und die Frage, wie es eigentlich mit dem 
VN-Campus in Bonn weitergeht. Ist das eine Aufgabe 
des Bundesumweltministers? Das sollte man sich einmal 
überlegen. 

Mit diesem Haushalt haben wir wichtige Schritte ein- 
geleitet. Wir müssen uns klar machen, dass derjenige, 
der die Zukunft für mindesfens so wichtig hält wie die 
Gegenwart, sich entsprechend vorbereiten muss. Zu- 
kunft hat, wer sie schneller erreicht als andere. Ich habe 
jetzt noch 0,5 Sekunden Redezeit. Ich möchte mit den 
Vorbereitungen für die Zukunft und für den 
Haushalt 2007 beginnen und, um bei der sportlichen 
Wortwahl zu bleiben, sagen: Bleiben wir am Ball! 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Die Kollegin Sylvia Kotting-Uhl hat für die Fraktion 
des Bündnisses 90/Die Grünen das Wort. 

Syivia Kotting-Uhi (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle- 
gen! Lassen Sie mich noch einmal die Eckdaten des Ge- 
samthaushaltes nennen: Rekordneuverschuldung von 

38.2 Milliarden Euro trotz steigender Steuereinnahmen 
von 3,7 Milliarden Euro, Mehrausgaben von 1,8 Milliar- 
den Euro 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Die Steuer- 
zahlen stimmen doch gar nicht!) (D) 

- doch, die stimmen durchaus - bei verfassungswidrig 
unter der Neuverschuldung liegenden Investitionen. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Oh Gott! Wenn 
Fachkollegen zum Haushalt reden!) 

Nun ist der Haushalt die reale, nicht die rhetorische Leit- 
linie der Politik. Würde der grüne Haushalt verabschie- 
det, der sich in 400 Änderungsanträgen manifestiert, 

Frau Hinz, dann hätte man die Neu Verschuldung auf 

32.3 Milliarden Euro senken und trotzdem mehr in die 
Zukunftsbereiche investieren können. Das hätte mit 
5 Milliarden Euro vor allem die Kinder- und Familien- 
politik betroffen, aber auch mit 100 Millionen Euro die 
Entwicklungszusammenarbeit und mit 155 Millionen Euro 
ökologische Innovationen. 

Sie, meine Damen und Herren von der Regierung, 
und Sie, meine Damen und Herren Abgeordneten der zu- 
gehörigen Fraktionen, die hier keinen Anlass zur Ände- 
rung sahen, frage ich, wie Ihre Vorstellung von ökologi- 
scher Innovation und Zukunftsfähigkeit aussieht. 
Schwarz, möchte ich sagen; denn über allem strahlt die 
Kohle; nicht die, die Sie angeblich einsparen wollten 

- das tun Sie ja gar nicht -, sondern die, deren Abbau Sie 
fördern, deren Versfromung Sie anheizen 

(Ulrike Flach [FDP]: Das haben Sie aber auch 
nicht verhindert!) 

und deren Emissionen Sie weiterhin in die Atmosphäre 
schicken. Sie wollen die Kohlesubventionen nicht ab- 
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Sylvia Kotting-Uhl 

(A) bauen, Sie lehnen sogar die Rüekfordemng von offen- 
siehtlieh zu viel gezahlten Subventionen ab und Sie ma- 
chen aus dem Emissionshandel im NAP II ein 
Geschenkgutscheinabonnement für die Kohlewirtschaft. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das ist unverantwortlich, nicht nur aus ökonomischen, 
sondern vor allem aus Klimaschutzgründen - in der Rhe- 
torik ja das Lieblingsthema des Umweltministers. 

Der Haushalt einer Regierung spiegelt auch deren Ge- 
rechtigkeitsvorstellungen wider. Klimaschutz steht auf 
der globalen Gerechtigkeitsskala ganz oben. Hier rheto- 
risch die Vorreiterrolle Deutschlands zu betonen und 
faktisch eine Politik zu betreiben, die die selbst gesetzten 
Ziele in den Wind schreibt, ist ein übles Spiel. 

Das Gerechtigkeitsspielchen lässt sich aber auch auf 
der nationalen Ebene beobachten. Was ist das für eine 
Politik, die Biokraftstoffe besteuert, weil der Finanz- 
minister Geld braucht, die damit ein junges, aber viel 
versprechendes innovatives Mittelstandspflänzchen dem 
freien Spiel der Marktkräfte aussetzt, die es vermutlich 
zertreten werden, und gleichzeitig Milliardengeschenke 
an die Konzerne macht? 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 


(B) 


Was die Macht des Oligopols der Energiekonzerne 
und deren Stärkung durch eine solche Politik mit den 
ständig steigenden Strompreisen zu tun hat, das ist die 
Frage, die sich hier direkt anschließt. Die Antwort ist 
faktisch das Gegenteil der Argumentation der Regie- 
rung. Der Verbraucher bekommt das Ganze demnächst 
garniert mit einer Erhöhung der Mehrwertsteuer um 
3 Prozentpunkte. Damit ist das Gerechtigkeitsspiel mit 
3 : 0 gegen die Verbraucher ausgegangen. 


Ich will aber noch eine weitere deutliche Kritik an das 
Umweltministerium richten. Im Umweltausschuss beka- 
men wir auf die Frage, um welche Summen es sich bei 
den Windfall-Profits tatsächlich handelt - die öffentli- 
chen Vermutungen bewegen sich in einer breiten Spanne 
zwischen 3,8 und 8 Milliarden Euro -, die Antwort, das 
wisse man nicht, das sei ein schwieriges Geschäft. Das 
ist es zweifellos. Es ist aber das Geschäft der Regierung, 
hier zumindest eine belastbare Einschätzung vorzuneh- 
men, bevor im NAP II die Basis für Windfall-Profits 
noch vergrößert wird. Das haben Sie versäumt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 


Die Politik, die Sie im NAP II skizzieren, ist Leitlinie 
Ihrer gesamten Umweltpolitik, Herr Minister Gabriel: 
Sie wollen Innovationsminister, Klimaschützer und 
Ökologe sein. Bisher haben Sie sich aber bei jeder weit- 
reichenden Entscheidung für kurzfristige Profitinteres- 
sen der Wirtschaft entschieden oder sich von Minister- 
präsidenten, die ihre Einzelinteressen verfolgt haben, ins 
Boxhom jagen lassen. Ob bei REACH oder Biosprit, 
Emissionshandel oder Föderalismusreform, Sie ent- 
scheiden zulasten von Innovation und Mittelstand und 


nicht im Sinne Ihres obersten Auftrages, im Sinne des (C) 
Schutzes der Natur und der Gesundheit der Menschen. 

Wenn Sie als der zuständige Minister zulassen, dass 
mit der Föderalismusreform im Umweltrecht das Abwei- 
chungsrecht eingeführt wird, dann können Ihre Nachfol- 
ger bei der Frage nach der Verantwortung vermutlich 
recht häufig mit dem Finger auf die Länder zeigen. 
Selbst wenn das nicht berechtigt ist, wird es keiner mer- 
ken; denn der normale Bürger und Zeitungsleser wird 
sich über die Zuständigkeiten im Umweltrecht nicht 
mehr im Klaren sein. 

Die Akzeptanz der Umweltpolitik wird vermutlich 
noch weiter sinken, da schon heute von interessierten 
Kräften an ihr gesägt wird, indem sie mit lästiger, über- 
triebener Bürokratie gleichgesetzt wird. Eine Bundesre- 
gierung, die sich nicht in der Lage sieht, analog dem 
„Recht der Wirtschaft“ ein „Recht der Umwelt“ in die 
Verfassung zu schreiben, hat das Recht auf den Titel 
„Vorreiter im Umweltschutz“ formal verwirkt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es bleibt die Leitbildftmktion beim Atomausstieg. 
Bleibt sie? Herr Minister Gabriel, Ihr Part ist hier nicht 
leicht. Die ständigen Angriffe des Koalitionspartners 
und die Abwehr der Begehrlichkeiten der Energiekon- 
zeme kosten vermutlich eine Menge Energie, die für Sie 
logischerweise eine emeuerbare sein muss. Es geht hier 
nicht um das Prestigeobjekt der letzten rot-grünen Bun- 
desregierung. Es geht um den entscheidenden Innova- 
tionsdruck für neue Technologien und bei der Rolle des 
globalen Vorreiters um den glaubwürdigen Einstieg ins (D) 
solare Zeitalter. 

(Ulrich Kelber [SPD]: Genau! Deswegen ma- 
chen wir das auch so!) 

Dass Sie hierbei nicht auch nachgeben, müssen Sie, Herr 
Minister, noch beweisen, indem Sie die Begehrlichkei- 
ten nach Laufzeitenverlängerungen und -Übertragungen 
abweisen. 


(Ulrich Kelber [SPD]: Tut er ja!) 

und zwar nicht nur bei der lächerlichen Frage bezüglich 
Mülheim-Kärlich, sondern auch bei Biblis, Neckar- 
westheim und Brunsbüttel. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Ulrich Kelber [SPD]: Macht er ja!) 

- Gut so. - Sie müssen außerdem die Endlagersuche 
ernsthafter angehen. Mit den angekündigten 1 80 Millio- 
nen Euro ist eine ernsthafte, vergleichende Suche nicht 
zu finanzieren. Beim Atomausstieg bauen wir - noch - 
auf Ihre Standfestigkeit. Sie haben unsere Unterstützung. 

Die von Ihnen bisher praktizierte Umweltpolitik kriti- 
sieren wir, die zu geringe Ausrichtung auf ökologische 
Innovation im Haushalt kritisieren wir ebenfalls. Des- 
halb lehnen wir den Haushalt ab. 

Danke schön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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Vizepräsidentin Petra Pau: 

Für die Bundesregierung hat das Wort der Minister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Sigmar 
Gabriel. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Sigmar Gabriei, Bundesminister für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich will zu Beginn gerne auf 
ein paar der Argumente eingehen, die vorhin vorgetra- 
gen worden sind. 

Zuerst möchte ich mich allerdings bei den Mitglie- 
dern des Umweltausschusses für die infensive Beratung 
dieses Haushaltes - es ist der erste, den ich mit zu ver- 
antworten habe - bedanken. 

Wir sind möglicherweise nicht in allen Dingen einer 
Meinung. Aber ich finde, es war eine gute Diskussion. 
Ich möchte mich vor allen Dingen bedanken bei den Ob- 
leuten, bei den Berichterstatterinnen und Berichterstat- 
tern aus dem Bereich des Haushaltsausschusses, aber 
auch bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in mei- 
nem Hause und in der Bundestagsverwaltung sowie im 
Finanzministerium. Denn ich finde - das mag ein Unter- 
schied zu den Rednern der Opposition sein -, dass dieser 
Haushalt insgesamt ein guter Einstieg in die Umweltpo- 
litik der großen Koalition ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich lasse einmal mein Redemanuskript beiseite und 
widme mich einigen der vorgebrachten Argumente. Ich 
fange einmal mit denen der Kollegin Flach von der FDP- 
Fraktion an. Sie haben mehrfach kritisiert, da fehle die 
Vorsorge. Ich sage Ihnen: Wenn im Jahre 2006 - über 
diesen Haushalt reden wir - weder im Schacht Konrad 
noch in Gorleben noch an einer anderen Stelle in 
Deutschland Arbeiten zur Einrichtung eines Endlagers 
begonnen werden können, dann macht es nicht viel Sinn, 
dafür Geld einzusefzen. Das hat dann wenig mit Haus- 
haltswahrheit und Haushaltsklarheit zu tun, aber eine 
Menge mit Luflbuchungen. 

(Ulrike Flach [FDP]: Sie müssen Verpfiich- 
tungsermächtigungen machen!) 

Sie haben gesagt. Sie wollen Umweltschutz ohne Ideo- 
logie. Dann dürfen Sie für ideologische Positionen kein 
Geld einsetzen, das man eigentlich gar nicht ausgeben 
kann. Das macht wenig Sinn. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Dann haben Sie hier ein Projekt kritisiert, für das Sie 
selber früher einmal eingetreten sind, für das alle Natur- 
schufzverbände in Deufschland eintreten und für das der 
Bundespräsident massiv geworben hat, nämlich die Un- 
terschutzstellung von Naturfiächen, die besonders wert- 
voll sind oder besonders gut entwickelt werden können 
und früher militärische Liegenschaften waren. Wir brin- 
gen 125 000 Hektar in die Stiftung „Deutsches Natur- 


erbe“ ein. Sie nennen das: Masern kriegen. Ich weiß (C) 
nicht, Frau Kollegin Flach, in welchen Kategorien Sie 
denken, wenn Sie über den Naturhaushalt unseres Lan- 
des reden. Aber wenn Sie sagen, dass man das im Zwei- 
fel alles verkaufen könnte, dann bedeutet das, wenn man 
Ihre Position zu Ende denkt, dass es auch sinnvoll wäre, 
die 14 Nationalparks in Deutschland zu verkaufen. Wa- 
rum sollten wir die dann behalten? Warum brauchen wir 
eigentlich überhaupt Nationalparks? Warum soll man 
sich um Artenvielfalt kümmern, um Biodiversität und 
um den Naturhaushalt? Ich sage Ihnen einmal: Wenn Sie 
das alles nur unter ökonomischen Gesichtspunkten se- 
hen, 

(Ulrike Flach [FDP]: Unter haushälterischen!) 

dann werden Sie bald eine Bauchlandung machen, weil 
der Bottleneck, der Flaschenhals, der zukünftigen wirt- 
schaftlichen Entwicklung auch ein guter Naturhaushalt 
ist. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN sowie bei Ab- 
geordneten der LINKEN) 

Durch die Begrenztheit der Ressourcen, die wir ver- 
brauchen, werden wir immer mehr auf das Wissen der 
Natur angewiesen sein. Sie bezeichnen dies nun ausge- 
rechnet als Masern. Ich weiß nicht, in welchen Bildern 
Sie Politik transportieren wollen. Wir sind stolz darauf, 
dass wir in der großen Koalition - übrigens als eines der 
ersten Projekte, das wir in der Arbeitsgruppe im Rahmen 
der Koalitionsverhandlungen zwischen CDU/CSU und 
SPD vereinbart hatten - beschlossen haben: Wir wollen 
Realität werden lassen, was viele in Deutschland gefor- 
dert haben, was in der Vergangenheit noch nicht erreicht 
wurde. Wir stellen 125 000 Hektar unter Schutz. Wir 
verscherbeln das nicht, so, wie Sie das wollen, sondern 
wir bewahren das für unsere Kinder, Enkel und Urenkel. 
Darauf sind wir jedenfalls stolz. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DlE GRÜNEN - Ulrike 
Flach [FDP]: Die Fachmänner scheinen das 
anders zu sehen!) 

- Ich habe kein Problem damit, wenn Sie mir eine Zwi- 
schenfrage stellen wollen. 

(Ulrike Flach [FDP]: Gern!) 

Ich beantworte die alle. Aber wenn Sie nur dazwischen- 
rufen, kann ich Sie nicht immer richtig hören. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Gestatten Sie eine Zwischenffage der Kollegin Flach? 

Sigmar Gabriei, Bundesminister für Umwelf, Nafur- 
schufz und Reakforsich erheb: 

Selbstversfändlich, mif großer Freude. 

Ulrike Flach (FDP): 

Ich würde jefzf zwar lieber zum Sommerfesf gehen, 
aber auf diese Sache müssen wir uns schon einlassen. 
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Ulrike Flach 

(A) Herr Gabriel, unser Vorwurf geht in eine andere Rieh- 
tung. Wir sagen: Es gibt Interessenten für den Kauf Uns 
liegen aueh Briefe dazu vor. Trotzdem werden diese 
Grundstücke dann offensichtlich doch einfach weiterge- 
geben. Das ist unser Vorwurf Wir sagen: Hinsichtlich 
derer, die nicht verkauft werden können, sind wir völlig 
Ihrer Meinung. Da haben wir kein Problem mit der Wei- 
tergabe. Daher stelle ich Ihnen meine Frage: Wie kom- 
men Sie auf die Idee, uns vorzuwerfen, wir wollten die- 
ses Projekt generell blockieren? Darum geht es nicht. Es 
geht vielmehr darum, dass wir einen Not leidenden 
Haushalt haben und deshalb gewisse Flächen besser 
nicht einfach verschenkt werden sollten. 

Sigmar Gabriel, Bundesminister für Umwelf, Natur- 
schufz und Reakforsicherheif: 

Frau Kollegin Flach, was meinen Sie, wie viele Infe- 
ressenten wir finden würden, wenn wir die Filefsfücke 
unserer Nationalparke anbieten würden? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Ulrike Flach [FDP]: Darum geht es gar nicht!) 

- Natürlich. Sie sagen: Überall da, wo einer etwas kau- 
fen will, sollten wir es ihm geben, und den Rest dürfen 
wir behalten. Dann hätten wir am Ende nichts mehr. Das 
ist der Grund, warum wir Ihre Politik nicht mitmachen. 
Was Sie da treiben, ist nicht sinnvoll. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der LINKEN und des BÜND- 

(B) NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Nächster Punkt. In mehreren Reden ist auf das Bun- 
desamt für Strahlenschutz hingewiesen worden. Dazu 
möchte ich etwas sagen. Natürlich kann man das ge- 
nannte Gutachten nicht ignorieren. Das machen wir auch 
gar nicht; wir werden es analysieren und auswerten. 
Aber es ist ein wenig frivol, kurze Zeit später zu verlan- 
gen - wie die Kollegin Flach es getan hat -, dass wir 
gleich haushaltsrechtliche Konsequenzen ziehen. So 
geht es nicht. Aber selbstverständlich werden wir das 
Gutachten beachten. 

(Ulrike Flach [FDP]: Wir werden das beobach- 
ten!) 

Ich werde das übrigens auch auf einer Personalversamm- 
lung erläutern. 

Nun sage ich Ihnen, was wir nicht machen werden. 
Ich folge nicht jedem Vorschlag, den man sich im Elfen- 
beinturm einer Universität ausdenken kann, der aber mit 
der politischen Praxis nichts zu tun hat. Der Vorschlag, 
den Präsidenten einer Bundesoberbehörde in Zukunft 
von Hochschulrektoren auswählen zu lassen, hat meiner 
Meinung nach etwas Kabarettistisches. Sie können si- 
cher sein, dass ich das nicht mache. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Ich habe an zu vielen Berufungen von Hochschulprofes- 
soren mitgewirkt, um nicht zu wissen, welche F ehler da- 


bei passieren. Deswegen werden wir das bei einer Bun- (C) 
desoberbehörde nicht so machen. 

(Zuruf von der FDP: Herr Gabriel, wer hat so 
etwas denn gefordert?) 

- Solche Vorschläge kamen aus dem Wissenschaflsrat. 

(Zuruf von der FDP: Der ist aber nicht im Par- 
lament!) 

- Nun müssen Sie mich aber einmal ausreden lassen. 

Sie sagen, das Bundesamt sei nicht mehr renommiert. 

Ich sage Ihnen: Die Weltgesundheitsorganisation hat 
fünf Standorfe für Partner für Forschungen zu nicht ioni- 
sierenden Strahlungen, also zum Beispiel Strahlungen 
von Handys, ausgesucht. Eines der renommiertesten In- 
stitute dieser Welt ist das Bundesamt für Sfrahlenschufz 
in Salzgitter. Wie kommen Sie eigentlich auf die Idee, 
die Arbeit dort in Bausch und Bogen schlechtzureden? 

(Ulrike Flach [FDP]: Es geht dabei doch um 
Exzellenz!) 

Ich sage Ihnen auch: Am Ende werden wir uns bei der 
Beantwortung der Frage, welche Konsequenzen wir zie- 
hen, daran orientieren müssen, dass es natürlich Wissen- 
schaftseinrichtungen gibt, die glauben, das Bundesamt 
für Sfrahlenschufz sei, wie eine Universität, eine reine 
Wissenschaftseinrichtung. Das ist eine falsche Mess- 
latte, denn es handelt sich um eine Bundesoberbehörde. 

Für das, was dort getan wird, ist übrigens im Zweifel der 
jeweilige Bundesminister zuständig. Eine Bundesober- 
behörde ist weisungsgebunden. (D) 

(Ulrike Flach [FDP]: Das ist ja das Schlimme 
daran, Herr Gabriel!) 

Deswegen müssen wir sie anders behandeln. Wenn auch 
die Messlatte also nicht immer richtig war, müssen wir 
die inhaltliche Kritik natürlich aufnehmen. 

Ich mache es überhaupt nicht mit, dass Personen, die 
in unserem Auftrag arbeiten, anders behandelt werden 
als jeder Mitarbeiter, den wir einstellen oder der in der 
Privatwirtschaft arbeitet. Wenn wir den Eindruck hätten, 
eine Person habe nicht die richtige Qualifikation und sei 
fehl am Platze, dann würden wir Wert darauf legen, dass 
so etwas als Personalsache behandelt wird und dass die 
Kritik nicht zuerst in der Zeitung steht. 

(Beifall der Abg. Petra Hinz [Essen] [SPD]) 

Wer das - auch aus dem Kreis des Wissenschaftsrates - 
anders macht, setzt sich dem Verdacht aus, an einem un- 
geliebten Nachfolger sein Mütchen kühlen zu wollen. 

Dazu sage ich Ihnen: Das mache ich nicht mit. Ich stehe 
hinter dem Präsidenten des Bundesamtes für Strahlen- 
schufz, hinter Wolfram König, und seinen Mitarbeiterin- 
nen und Mitarbeitern. Eine öffentliche Diskreditierung 
von Mitarbeitern meiner Behörde werde ich nicht zulas- 
sen; darauf können Sie sich verlassen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN) 
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Bundesminister Sigmar Gabriel 

Nun zu den Kritikpunkten der Kollegin Kotting-Uhl 
insbesondere bezüglieh des Emissionshandels. Ich sage 
das auch, weil in dieser Woche zwei Artikel erschienen 
sind, in denen der Bundesregierung und auch mir vorge- 
worfen wird, dass wir - das haben Sie ja eben wiederholt - 
den Stromkonzemen bei der Festlegung der C02-Minde- 
mngspflichten im Nationalen Allokationsplan 2008 bis 
2012 zu stark entgegen gekommen sein. Auch im Bun- 
destag wird so etwas immer wieder gesagt. Ich habe den 
Eindmck, dass man dazu einmal ein paar Dinge sagen 
muss, insbesondere zu den Grünen. Sie sind ja erst seit 
sieben Monaten nicht mehr in Regiemngsverantwor- 
tung. Da müssten Sie sich doch ein bisschen an das erin- 
nern, was Sie selber im Nationalen Allokationsplan I ge- 
macht und damals - das haben Sie vielleicht vergessen - 
im Zuteilungsgesetz für den Nationalen Allokations- 
plan II, den wir jetzt machen sollen, vorgeschlagen ha- 
ben. Daran möchte ich gerne erinnern. Ihre Messlatte 
überspringt die jetzige Koalition mit ihrem NAP II. 
Ganz locker machen wir das besser als Sie mit Ihrem ei- 
genen NAP und Ihren eigenen Vorschlägen zum NAP II. 

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nein! Aber nicht in Bezug auf die 
Kohle!) 

- Warten Sie ab! Literaturstudium hilft an dieser Stelle. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Der im NAP II festgelegte Klimaschutzbeitrag der 
deutschen Wirtschaft beträgt, Frau Kotting-Uhl, 15 Mil- 
lionen Tonnen CO 2 pro Jahr. Die in Zeitungen zu lesen- 
den Behauptungen, es seien nur 3 Millionen Tonnen CO 2 
pro Jahr, sind einfach Blödsinn. Aber es gibt ja Men- 
schen, die sich Ihre schon verfassten Artikel durch Sach- 
kenntnis nicht kaputtmachen wollen. Demgegenüber 
beträgt der Klimaschutzbeitrag in der ersten Handels- 
periode - 2005 bis 2007 - 2 Millionen Tonnen CO 2 pro 
Jahr. Sie haben einen NAP zu verantworten, in dem der 
Klimaschutzbeitrag der deutschen Wirtschaft 2 Millio- 
nen Tonnen CO 2 pro Jahr beträgt - wir verantworten ei- 
nen mit 1 5 Millionen Tonnen. 

(Michael Kauch [FDP]: Sie waren nicht da- 
bei!) 

Ich würde den Ball an Ihrer Stelle flach halten, ich 
würde nicht zu laut schreien und etwas einfordem, wo- 
von Sie gerade einmal 10 Prozent haben realisieren kön- 
nen. Die große Koalition ist da deutlich besser. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU - Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

- Dafür reichen die Grundrechenarten: Wenn Sie es bei 
2 Millionen Tonnen belassen haben und wir 15 Millio- 
nen Tonnen erreichen, dann sind wir doch ganz gut! 

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, ja!) 

Wir gehen in dieser Entscheidung übrigens deutlich 
über das hinaus, was im letzten Zuteilungsgesetz für die 
zweife Handelsperiode vorgesehen war - das hatten Sie 
ja mit zu verantworten -: Da hatten Sie eine Minderung 


von 10 Millionen Tonnen CO 2 vorgeschlagen - wir er- 
reichen, wie gesagt, 15 Millionen Tonnen. Über was be- 
schweren Sie sich eigentlich, Frau Kotting-Uhl? Wir ge- 
hen um die Hälfte weiter, als Sie es jemals vorhatten. Ich 
finde, dafür könnten Sie uns einmal loben! Ich sehe ja 
ein, dass so eine Minderung schwierig durchzusetzen ist. 
Aber es ist schon ein Kunststück, zu kritisieren, dass wir 
es besser machen, als Sie es jemals vorhatten! 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Wenn Sie sagen - jetzt zitiere ich Sie -, was wir hier 
betreiben, das sei ein übles Spiel, dann muss man Ihnen 
einfach entgegenhalten: Ein übles Spiel ist es, selber 
nichts hinzukriegen, aber anderen, die es besser machen, 
öffentlich Vorhaltungen zu machen. Das ist kein fairer 
Umgang; so etwas bin ich von Ihnen eigentlich nicht ge- 
wohnt. 

Das Gleiche gilt für die Reserve, deren Höhe Sie be- 
klagen: Sie wissen, dass für einige Kraftwerke keine Re- 
serve gebraucht wird, weil diese die Übertragungsregel 
nutzen. Sie hatten als Reserve 3 Millionen Tonnen vor- 
gesehen, wir sehen 12 Millionen Tonnen vor, also vier- 
mal so viel. Ihre Kritik ist also überzogen. 

Sie haben die Auktionierung angesprochen. Sie müs- 
sen einmal erklären, was die Auktionierung eigentlich 
für den C02-Handel bringf. Weniger C02-Emissionen 
wird es dadurch nicht geben. 

(Michael Kauch [FDP]: Aber mehr Geld für 
die großen Energieversorger!) 

- Moment! Sie glauben, dass man, ohne dass Wettbe- 
werb im europäischen Strommarkt hergestellt wäre, mit 
einer Auktionierung 10 Prozent der Windfall-Profits ab- 
schöpfen könnte. Aber das ist ein Irrglaube. Ihre Rech- 
nung geht nicht auf, weil die Konzerne die steigenden 
Kosten für Sfrom durch eine weifere Preisrunde auf die 
Verbraucher abwälzen werden; das isf es, was sie ma- 
chen werden. 

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Die werden doch eh geschröpft! - Hans-Kurt 
Hill [DIE LINKE]: Aber das machen sie doch 
frofzdem!) 

Und Sie wissen ganz genau, dass das die Folge isf! Sie 
machen Politik auf dem Rücken der Verbraucherinnen 
und Verbraucher - das machen wir nicht. 

(Beifall der Abg. Marie-Luise Dött [CDU/ 

CSU]) 

Wir wollen, dass den Energiekonzemen 15 Prozent we- 
niger zugeteilt werden, aber nur 1,25 Prozent bei der 
Strom verbrauchenden Industrie. Auch wir wollen die 
Auktioniemng - auch ich will mehr als 10 Prozent: min- 
destens 50 Prozent -, aber bitte erst, wenn es einen Wett- 
bewerb auf dem europäischen Strommarkt gibt, und die- 
sen müssen wir erst erstreiten. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Herr Minister Gabriel, ich muss Sie darauf aufmerk- 
sam machen, dass, wenn Sie weiterreden - was Sie nach 
der Geschäftsordnung natürlich können, solange Sie 
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Vizepräsidentin Petra Pau 

(A) wollen dies auf Kosten Ihrer Kollegen bei den naeh- 
folgenden Tagesordnungspunkten geht. 

Sigmar Gabriel, Bundesminister für Umwelt, Natur- 
sehutz und Reaktorsieh erheb: 

Vielen Dank. leh werde Zusehen, dass ieh zum 
Sehluss komme; ieh lasse ein paar Punkte einfaeh weg. 

Sie versuehen, ein kompliziertes Problem zu simplifi- 
zieren. Das kann ieh Ihnen nieht durehgehen lassen; des- 
wegen wollte ieh Ihnen Rede und Antwort stehen. 

Natürlieh halten wir fest an dem Ziel, die C02-Emis- 
sionen im Zeitraum 2008 bis 2012 um 21 Prozent zu ver- 
mindern. 

leh will noeh eine Bemerkung zur Kohle maehen. 
Wir erhöhen den Haushalt für die Forsehung an emeuer- 
baren Energien um mehr als 40 Millionen Euro und Sie 
sagen, es gebe weniger Geld! Wie Sie zu Ihren Zahlen 
gekommen sind, ist mir sehleierhafl. Wir wollen, dass 
die emeuerbaren Energien bis 2020 einen Anteil an der 
Stromerzeugung von 20 Prozent erreiehen. Die 80 Pro- 
zent, die übrig bleiben, will ich nieht dureh Atomstrom 
deeken; das ist der Untersehied zur CDU/CSU - wobei 
aueh die nieht 80 Prozent dureh Atomstrom deeken wol- 
len. 

(Heiterkeit der Abg. Birgit Homburger [FDP]) 

Also bleiben Kohle und Gas. So viel Gas, dass wir den 
weltweiten Bedarf damit deeken könnten, gibt es gar 
nieht auf der Welt. Also werden wir aueh Kohle nutzen 

(B) müssen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Aueh ieh will einen mögliehst hohen Gasanteil; deswe- 
gen werden wir 7 500 Stunden bei den Standardauslas- 
tungsfaktoren geben. 

Wir werden jedoeh - wie gesagt - weiterhin aueh die 
Kohle nutzen müssen und brauehen dafür neue Teehno- 
logien: Wir brauehen höhere Wirkungsgrade und natür- 
lieh müssen wir an der C02-Abseheidung forsehen. Es 
wäre abenteuerlieh, zu glauben, es ginge ohne sie! Sie 
maehen den Mensehen etwas vor, nur um Ihre ideologi- 
sehe Energiepolitik durehhalten zu können. Das wird mit 
uns nieht funktionieren. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Meine Damen und Herren, ieh hoffe, dass wir hier 
noeh einmal die Gelegenheit haben, uns über das Thema 
ausführlieher zu streiten. Sie können sieh jedenfalls da- 
rauf verlassen, dass mir das viel Spaß maeht. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Der Kollege Miehael Kaueh hat für die FDP-Frakfion 
das Wort. 

(Beifall bei der FDP) 


Michael Kauch (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr 
Kollege Gabriel, ieh sehätze Sie ja ansonsten außeror- 
dentlieh, aber es muss wahrseheinlieh am heißen Wetter 
liegen, dass Sie hier so in Wallung geraten und Dinge er- 
zählen, die so einfaeh nieht hinzunehmen sind. Wenn Sie 
sieh hier vor den Präsidenten des Bundesamtes für 
Strahlenschutz stellen, dann ist das aus Ihrer Sieht viel- 
leieht okay; aber zu sagen, man dürfe Personalpolitik 
hier nieht über die Presse maehen, ist nieht okay. Hier 
geht es nieht um den Hausmeister vom BfS. Hier geht es 
um den Präsidenten, um einen politisehen Beamten. Und 
der muss sieh dem öffentliehen Streit stellen. Das müs- 
sen Sie in dieser Frage aueh, Herr Gabriel. 

(Beifall bei der FDP) 

Es ist sehon erstaunlieh, dass die Kolleginnen und 
Kollegen von der SPD hauptsäehlieh die Kritik seitens 
der Opposition abarbeiten, anstatt sieh mit den Zukunfls- 
aussiehten für die Umwelfpolifik dieses Landes zu befas- 
sen. 

(Mareo Bülow [SPD]: Maehe ieh gleieh!) 

Deshalb werde ieh, bevor ieh zu Ihrem Haushalt komme, 
noeh ein paar Dinge zu dem sagen, was Sie hier zum 
Naturerbe gesagt haben. 

Wenn die Kollegin Flaeh sagt, das sehe aus wie Ma- 
sern, dann meint sie damit, dass es uns darum geht, dass 
man Natursehutz am besten auf großen Fläehen betreibt, 
in unzersehnittenen Landsehaften, und eben nieht mal 
hier bei einem kleinen Stüek und mal dort bei einem 
kleinen Stüek. Vielmehr geht es um große Einheiten. 
Das muss die Leitlinie für den Nafursehufz sein. 

(Beifall bei der FDP) 

Deshalb kann man sehr wohl kritisieren, welehe Flä- 
ehen verschenkt werden. Man kann sehr wohl kritisie- 
ren, dass bestimmte dieser Flächen heute und in Zukunft 
weiter bewirtschaftet werden und deshalb einen Preis ha- 
ben könnten, Herr Gabriel. Ich denke, das gehört zur 
Wahrheit dazu. Man darf nicht so tun, als wolle man 
dann, wenn man verkaufen will, den Naturschutz platt 
machen. 

(Beifall bei der FDP) 

In der nächsten Woche wird das Kabinett über den 
Nationalen Allokationsplan für die Jahre 2008 bis 2012 
enfscheiden. Einfach, kosfengünstig und gerechf - das 
sfellen sich die Liberalen unfer Emissionshandel vor. 

Die Realitäf bei Schwarz-Rot sieht leider anders aus: 
Bestehende Sonderregelungen werden nur begrenzt ab- 
gebaut. Die Verteilungskämpfe zwischen den Unterneh- 
men und den Branchen gehen genau so weiter, wie das 
bei NAP I der Fall war. Der Grund dafür isf, dass Sie 
sich davor drücken, endlich einen Teil der Zertifikafe zu 
versfeigem. 

(Beifall bei der FDP) 

Denn nur das - das sagen alle Umweltökonomen - wird 
Gelegenheit geben, zum einen die Verteilungskämpfe zu 
verringern und zum anderen auch die Mitnahmeeffekte, 
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Michael Kauch 

(A) die Windfall-Profits der großen Energieversorger zu be- 
grenzen. 

Das, was hier von der Regiemngsseite abgezogen 
wird, ist nichts anderes als ein Ablenkungsmanöver. Sie 
verwechseln die Wettbewerbstahigkeit der deutschen 
Wirtschaft mit den Konzeminteressen von vier großen 
Unternehmen. Das wird Ihnen die FDP nicht durchgehen 
lassen, Herr Gabriel. 

(Beifall bei der FDP) 

Sie verschenken Geld an diese Energieversorger. Sie 
könnten, wenn Sie versteigern, das Geld, das Sie damit 
erzielen, den Verbraucherinnen und Verbrauchern zu- 
rückgeben, indem Sie die Stromsteuer senken. Das ist 
unser Vorschlag. Damit sinken die Strompreise und sie 
steigen nicht. 

Wir haben als FDP-Fraktion in diesen Haushaltsbera- 
tungen keine Kürzungsvorschläge im Bereich des Inves- 
titionsprogramms für emeuerbare Energien gemacht, 
obwohl wir nahezu zum gesamten Haushalt Kürzungs- 
vorschläge gemacht haben. Wir taten das, weil wir der 
Meinung sind, dass wir hier einen Beitrag für Klima- 
schutz und Versorgungssicherheit leisten müssen. 

(Beifall bei der FDP) 

Aber wir als FDP sagen auch: In den Fördermitteln 
für die Forschung müssen wir umschichten - weg von 
der Forschung im Bereich der Netzintegration hin zur 
Forschung im Bereich der Speichertechnologien. Das 
sind auch Anträge, die wir gestellt haben. 

(B) (Beifall bei der FDP) 

Lassen Sie mich noch auf ein Trauerspiel dieser gro- 
ßen Koalition eingehen, nämlich auf die Biospritbe- 
steuerung. Das ist ja das absolute Chaosspiel. Jede Wo- 
che, die wir hier im Bundestag sind, wird das Gesetz 
wieder von der Tagesordnung gestrichen, weil Sie sich 
nicht einig werden. 

(Beifall bei der FDP - Ulrich Kelber [SPD]: 

Wir haben doch noch eine Woche!) 

Das zeigt deutlich: Sie wissen nicht, in welche Richtung 
Sie hier wollen. Sie haben das Vertrauen der Branche be- 
reits verspielt. Wir als FDP sagen: Es muss Vertrauens- 
schutz für die Instrumente geben, die wir erst vor zwei 
Jahren fraktionsübergreifend beschlossen haben. 

Meine Damen und Herren, insbesondere von der 
CDU/CSU, vor der Wahl haben Sie gesagt, die Belastun- 
gen müssten ein Ende haben. Jetzt aber unternehmen Sie 
mit der Aufhebung der Steuerbefreiung einen Schritt, 
durch den der Benzinpreis um zwei Stufen der Öko- 
steuer der rot-grünen Koalition hochgetrieben wird. Das 
ist die Realität Ihrer Umweltpolitik. Vor der Wahl haben 
Sie gesagt, dass es keine Belastungen geben werde. Jetzt 
kassieren Sie die Bürger schamloser ab, als es Rot-Grün 
jemals getan hat. 

(Beifall bei der FDP - Petra Hinz [Essen] 

[SPD]: Sind Sie Oberlehrer?) 

- Frau Hinz, ich glaube, den Preis für den Oberlehrer ha- 
ben Sie am Beginn der Debatte bereits gewonnen. 


(Petra Hinz [Essen] [SPD]: Oberlehrerin! So 
viel Zeit muss sein!) 

Lassen Sie mich noch auf einige Punkte eingehen, die 
aus meiner Sicht notwendig sind, um die Umweltpolitik 
zukunftsgerichtet zu gestalten. Aus Sicht der FDP brau- 
chen wir insbesondere im internationalen Natur- und 
Meeresschutz mehr Anstrengungen. Wenn man sich den 
Naturschutzbericht des letzten Jahres anschaut, dann 
sieht man, dass wir hier erhebliche Defizite haben. Es 
geht darum, das genetische Reproduktionspotenzial un- 
seres Planeten für kommende Generationen zu erhalten. 
Es geht um Artenschutz- und Naturschutzabkommen. 
Für den Meeresschutz ist mehr Mut erforderlich. Dazu 
gehört auch, dass man in Verhandlungen dafür eintritt, 
dass die Industriefischerei verboten wird. 

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Undine 
Kurth [Quedlinburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]) 

Wir müssen durch Armutsbekämpfung, Holzzertifi- 
zietung und mehr Rechte für die indigenen Völker - das 
ist auch eine Aufgabe der Außenpolitik - gegen den ille- 
galen Holzeinschlag in den Urwäldern Vorgehen. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir brauchen mehr Naturschutz mit den Menschen und 
nicht gegen sie. Das gilt in unserem eigenen Land ge- 
nauso wie global. 

Ich danke Ihnen sehr herzlich. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Bevor ich der nächsten Rednerin das Wort erteile, ge- 
statten Sie mir bitte einen Hinweis. Mir wurde gerade 
berichtet, dass uns eine leibhaftige Wurstkönigin 
zuhört. - Sie sind aufgrund unseres nächsten Tagesord- 
nungspunktes extra aus dem Land Thüringen angereist. 

(Beifall) 

Leider müssen Sie sich noch ein wenig gedulden. 

Das Wort hat die Kollegin Marie-Luise Dött von der 
Unions fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Marie-Luise Dött (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich hatte 
auch auf meinem Zettel stehen, dass Sie da sind: Herz- 
lich willkommen! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die große Koalition hat sich in ihrer Koalitionsver- 
einbarung darauf verständigt, in der Umweltpolitik auf 
Kooperation, auf eine Kombination aus Eigenverantwor- 
tung der Wirtschaft und der Bürger sowie Markt und 
Wettbewerb und auf die notwendigen verbindlichen 
Rechtsnormen und ihre wirksame Kontrolle zu setzen. 
Kurz: Wir haben die Umweltpolitik wieder auf die Beine 
gestellt. Sie schwebt nicht mehr im Träumerisch-Ideolo- 
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Marie-Luise Dött 

(A) gischen, sondern ist dort, wo sie hingehört, nämlich bei 
den Menschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Mit unserer Umweltpolitik leisten wir einen zentralen 
Beitrag zur Modernisierung der Gesellschaft. Sie ist 
ein Motor der wirtschaftlichen Entwicklung und sorgt 
für neue qualifizierte Arbeitsplätze. Die Diskussion über 
Ökologie oder Ökonomie ist eine Diskussion von ges- 
tern. Ökonomie und Ökologie, vereinbart in einer ökolo- 
gisch orientierten sozialen Marktwirtschaft, das ist der 
Weg in die Zukunft. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Sylvia Kotting- 

Uhl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Müde 

Worte!) 

Umweltschutz mit den Menschen und nach den Regeln 
einer ökologisch orientierten sozialen Marktwirtschaft 
bedeutet auch weniger Gängelei, weniger Bevormun- 
dung, mehr Freiheit, mehr Kreativität und damit mehr 
Fortschritt für die Menschen und für die Umwelt. Wir 
wollen mehr Umweltschutz durch mehr Freiheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Die Föderalismusreform, die wir in der kommenden 
Woche verabschieden werden, wird uns den Weg eröff- 
nen, nach vielen Anläufen endlich ein einheitliches 
Umweltgesetzbuch zu entwickeln. Mit diesem Umwelt- 
gesetzbuch werden wir das stark zersplitterte deutsche 
(ß) Umweltrecht vereinfachen, ohne dass dies zulasten des 
Umweltschutzes oder der Bürgerbeteiligung geht. Wir 
wollen mehr Umweltschutz mit weniger Bürokratie. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die großen umweltpolitischen Herausforderungen, 
denen sich die Regierungskoalition stellt, liegen auf der 
Hand. Allen voran sind dies der weltweite Verlust an 
biologischer Vielfalt und der Klimawandel. Beides sind 
Probleme von globaler Dimension, denen wir national, 
auf der Ebene der Europäischen Union und international 
mit einer Vielzahl geeigneter Instrumente begegnen 
müssen. Der Bundeshaushalt, den wir in dieser Woche 
diskutieren und beschließen werden, muss und wird dies 
widerspiegeln. 

Deutschland verfügt über eine Vielzahl von Land- 
schaften. Hochgebirge, Mittelgebirge, Flachland, Fluss- 
täler und Küstenstreifen haben eine große biologische 
und auch eine großartige kulturelle Vielfalt hervorge- 
bracht. Um die biologische Vielfalt zu sichern, sind aus- 
reichend große geschützte Räume erforderlich, in denen 
sich die Natur ohne belastende Eingriffe des Menschen 
entfalten kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Eine Vernetzung dieser Flächen ist notwendig, um den 
negativen Folgen von Zerschneidung und Verinselung 
entgegenzuwirken. 

(Beifall des Abg. Marco Bülow [SPD]) 


Unsere vordringlichste Maßnahme ist es daher, das (C) 
reichhaltige Naturerbe, über das unser Land verfugt, zu 
sichern und so für künftige Generationen zu erhalten. 

Mit einem Verkaufsstopp für bundeseigene, gesamt- 
staatlich repräsentative Naturschutzflächen haben wir 
den ersten Schritt getan. Jetzt müssen diese Flächen an 
die Länder oder in eine Bundesstiftung überführt wer- 
den. Dies ist im Haushalt berücksichtigt worden. Ich for- 
dere die Länder auf, rasch das Angebot des Bundes an- 
zunehmen und ihren Teil der Verantwortung für das 
nationale Naturerbe wahrzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Der Klimawandel ist einer wachsenden Zahl von 
Menschen durchaus bewusst. Täglich erreichen uns neue 
Forschungsergebnisse über das Ausmaß und weitere De- 
tails seiner Folgen. Seit der Konferenz von Rio im 
Jahre 1992 ist Deutschland Vorreiter beim Klimaschutz. 

Wir müssen und werden diese Rolle national, auf euro- 
päischer Ebene und im internationalen Kontext weiter 
ausbauen. Dabei werden wir auch Anwalt unserer wohl- 
verstandenen eigenen Interessen als große Industriena- 
tion sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Wir müssen uns mit den Instrumenten, die uns zur Verfü- 
gung sfehen und die wir entwickeln, darauf konzentrie- 
ren, vordringlich das zu tun, was rasch zu möglichst gro- 
ßen C02-Einsparungen zu bezahlbaren Preisen führt. 

Wir brauchen also nicht nur eine größere Energieeffi- 
zienz. Wir müssen auch bei der Wahl der Instrumente, 
die wir für den Klimaschufz einsefzen, Politikeffizienz 
beweisen. 

Mit dem COj-Gebäudesanierungsprogramm gehen 
wir diesen Weg. Angesichts der angespannten Haus- 
haltslage leisten wir dabei einen Kraftakt, um das große 
Potenzial zur wirtschaftlichen Einsparung von Energie 
besser als bisher nutzen zu können. Wir erhalten und 
schaffen dadurch Arbeitsplätze in Handwerk und Mittel- 
stand, schützen Haushalte vor hohen Energiepreisen und 
leisten einen kostengünstigen Beitrag zum Klimaschutz. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Wenn ich, wie eben, von Energieeffizienz spreche, dann 
meine ich, dass wir uns auch die Zeit nehmen sollten, die 
Wirkung des Gebäudesanierungsprogramms zu beo- 
bachten und zu analysieren, bevor wir über neue und zu- 
sätzliche Instrumente im Wärmebereich entscheiden. 

Um unsere Klimaschutzziele zu erreichen, brauchen 
wir einen breit gefächerten Energiemix, bei dem weder 
einzelne Energieträger bzw. Energietechnologien privi- 
legiert werden noch auf spezifische Energieträger will- 
kürlich verzichtet wird. Wir wollen grundsätzlich alle 
Optionen für die Nufzung der verfügbaren Energiefräger 
offen halten. 

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was meinen Sie denn?) 
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(A) Nach meiner Überzeugung ist eine globale Lösung der 
C02-Problematik ohne eine friedliche Nutzung der 
Kernenergie undenkbar. Nur mit Energieeinsparungen 
und dem verstärkten Einsatz alternativer Energien lassen 
sich der weltweit steigende Energiebedarf und die welt- 
weiten Klimaschutzziele aus meiner Sicht nicht errei- 
chen. 


Ich sage hier klar für die Union: Es liegt in der Ver- 
antwortung unserer Generation, die die Kernenergie 
nutzt, die Voraussetzungen für die Endlagerung zu 
schaffen. Wir werden deshalb darauf dringen, die Koali- 
tionsvereinbarung umzusetzen und die Endlagerfrage in 
dieser Legislaturperiode zu beantworten. 

1 ^) 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der FDP) 


Teufelskreis aus Raubbau und wachsender Armut zu 
durchbrechen und eine nachhaltige Entwicklung zu ver- 
ankern, werden die Entwicklungsländer in der Lage sein, 
die Lebensgrundlagen gerade der armen Bevölkerung zu 
bewahren. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat die Kollegin Eva Bulling- Schröter für 
die Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Eva Buiiing-Schröter (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Sehr geehrter Herr Minister! Frau Hinz hat schon ange- 
sprochen, dass wir den Haushalt gerne erweitern wür- 
den. Das wollen wir auch. Wir brauchen mehr Geld im 
Umweltbereich; darin sind wir uns sicherlich mit Ihnen 
einig. Sie würden doch auch gern mehr Geld ausgeben, 
wenn Sie es hätten. 

(Heiterkeit - Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: 

Hätten Sie es denn?) 

Wir möchten dazu einen Vorschlag machen, der den 
Umwelthaushalt betrifft. Im Umwelthaushalt können 
keine Mittel gestrichen werden. Vielmehr müssen wir 
mehr Mittel in den Umwelthaushalt geben. Dazu sollten 
wir Vorschläge unterbreiten. Ich denke. Sie wissen, wo- 
von ich spreche. 

(Ulrich Kelber [SPD]: Noch nicht! Aber Sie 
werden es uns gleich sagen!) 

Wenn nicht: Minister Gabriel hat gestern von 
30 Wissenschaftlern der Humboldt-Universität einen 
Vorschlag zum Zertifikatehandel erhalten. Das heißt 
also, dass sich Wissenschaftler damit befassen. Das sind 
ja keine Menschen, die ignorant sind. Im Gegenteil, sie 
wissen, wovon sie sprechen. Sie haben diesen Vorschlag 
bekräftigt. 

Die Bundesrepublik - das hört der Minister nicht gern - 
verschenkt jährlich Berechtigungen über den Ausstoß 
von rund 500 Millionen Tonnen Kohlendioxid an die 
Unternehmen. In der ersten Handelsperiode 2005 bis 
2007 werden den Stromversorgem sämtliche Zertifikate 
kostenlos überlassen, obwohl die Möglichkeit bestanden 
hätte, wenigstens 5 Prozent davon zu versteigern. Somit 
verzichtet der Finanzminister auf Einnahmen in Höhe 
von schätzungsweise 1 Milliarde Euro im Jahr. 


Meine Damen und Herren, Deutschland ist nicht nur 
ein schönes Land mit einer schützenswerten Natur. 
Deutschland ist auch eine große und - trotz der Ergeb- 
nisse intensiver Nabelschau - reiche Industrienation. 
Dies wird dank unserer Politik auch so bleiben. 

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich denke, Deutschland ist ein Sa- 
nierungsfall!) 

Rund um den Erdball leiden jedoch immer mehr 
Menschen unter den Folgen der Übernutzung der natürli- 
chen Ressourcen, unter zunehmender Wasserknappheit, 
unter immer länger anhaltenden Dürren und unter sich 
ausdehnenden Wüsten. Die Folgen von Raubbau und 
nicht nachhaltiger Nutzung treten immer offener zutage. 
Die Mehrzahl der kriegerischen Auseinandersetzungen 
der vergangenen Jahre wurde durch Streit um die Nut- 
zung natürlicher Ressourcen ausgelöst. Immer häufiger 
suchen Menschen auf der Flucht vor unmenschlichen 
Umweltbedingungen das Wohl für sich und ihre Fami- 
lien jenseits der Grenzen ihrer Heimat. Der Begriff 
„Wirtschaftsfiüchtling“, der noch vor Jahren die Debatte 
beherrschte, wird allmählich durch den Begriff „Um- 
weltfiüchtling“ ersetzt. 

Ich komme zum Schluss. Der Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen und die Bekämpfung der Armut sind 
zwei Seiten einer Medaille. Nur wenn es gelingt, den 


Wir nehmen mit der friedlichen Nutzung der Kern- 
energie auch unsere internationale Verantwortung wahr. 
Angesichts des wachsenden Energiebedarfs in der Welt 
und angesichts der Sicherheitsstandards deutscher Kern- 
kraftwerke ist aus meiner Sicht ein Abschied Deutsch- 
lands aus der Kerntechnik und der Kemsicherheitsfor- 
schung nicht vertretbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Sylvia Kotting- 
Uhl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie ha- 
ben Herrn Schulte-Drüggelte aber gehört, 
oder?) 

Nicht vertretbar ist aber auch eine weitere Verzögerung 
in der Entsorgungsfrage. Das Ein-Endlager- Konzept des 
Herrn Trittin hat sich als reine Verzögerungsstrategie 
enttarnt. Die damit auch verbundenen finanziellen Risi- 
ken in Milliardenhöhe waren deshalb zu Recht in das Vi- 
sier des Bundesrechnungshofes geraten. 


(Ulrich Kelber [SPD]: Was?) 

Diese Milliarde wandert als Extraprofit direkt in die 
Kassen der Stromkonzeme. Schließlich haben die Unter- 
nehmen nach eigenem Bekunden den Marktwert der 
Zertifikate, welcher zeitweise bei 30 Euro je Tonne CO 2 
lag - wir wissen, er liegt jetzt niedriger -, voll in den 
Strompreis eingepreist. Beim Bundeskartellamt läuft 
deswegen eine Klage kleinerer Unternehmen gegen die 
großen Energiekonzeme. Wir sind gespannt, wie das 
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(A) ausgehen wird. Aber ieh finde, schon die Klage ist le- 
senswert. 

Trotzdem soll auch in der um zwei Jahre längeren 
Handelsperiode von 2008 bis 2012 kein einziges Zerti- 
fikat per Auktion an die Unternehmen gehen. Die Bun- 
desregierung hat sich dazu offenbar am vergangenen 
Wochenende endgültig entschieden - Minister Gabriel 
hat das heute bekräftigt obwohl nach EU-Recht mittler- 
weile sogar 10 Prozent versteigert werden könnten. Ei- 
nige europäische Länder haben damit begonnen. Wir 
sollten genau beobachten, was dort passiert. Deutschland 
verzichtet jedenfalls - nach heutigen Marktpreisen - auf 
rund 4,8 Milliarden Euro und schiebt sie den Stromver- 
sorgem als Zusatzprofite zu. 

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Wenn Sie so 
weiterreden, haben wir gleich Geld übrig!) 

Herr Minister Gabriel, Sie haben davon gesprochen, 
dass Sie 2013 50 Prozent der Zertifikate versteigern 
möchten. Das ist sicherlich ambitioniert, auch wenn 
100 Prozent, wie wir fordern, besser wären. Aber wie 
wollen Sie verhindern, dass die Oligopole die Strom- 
preise weiter erhöhen? Hier geht es um Marktmacht. Es 
muss verhindert werden, dass die Energiekonzeme die 
eingepreisten Zertifikate noch einmal als Vorwand für 
Preiserhöhungen nehmen. Hierüber ist eine Diskussion 
dringend notwendig. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Die Bundesregierung war im Übrigen seinerzeit ent- 
scheidend daran beteiligt, dass die Versteigerung als 
Grundprinzip in der EU-Emissionshandelsrichtlinie 
nicht aufgenommen wurde. 

Eine Studie des Öko-Instituts im Auftrag der Umwelt- 
stiftung WWF kommt zu folgendem Ergebnis: Dem 
Bundesetat gehen zwischen 2005 und 2012 30 Milliar- 
den bis 60 Milliarden Euro verloren. Die Verbraucher 
zahlen im selben Umfang für diese leistungslos erzielten 
Zusatzgewinne der Stromversorger. Das bedeutet, dass 
die 30 Milliarden, die die Energiewirtschaft kürzlich auf 
dem Energiegipfel als Investitionen in diesem Zeitraum 
angekündigt hat, allein aus diesen Extraprofiten bezahlt 
werden könnten. Diese Profite machen zudem ein Mehr- 
faches dessen aus, was die Bundesregierung mit ver- 
schärften Kontrollen aus den Arbeitslosengeld-II-Emp- 
fängerinnen und -Empfängern herauspressen will. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Den ohnehin in Reichfum schwimmenden Konzernen 
und deren Aktionären wird das Geld in den Rachen ge- 
worfen, während bei den Ärmsten weiter gestrichen und 
mit kleinlicher Bespitzelung die Menschenwürde ange- 
tastet wird. 

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Jawohl! 

Jetzt sind Sie endlich angekommen! Ich habe 
mich die ganze Zeit gefragt, was dieser Bogen 
soll!) 

Ich habe leider keine Zeit mehr, um auf die umwelt- 
politische Lenkungswirkung des Allokationsplans einzu- 
gehen. Zudem sind die Regelungen für Neu- und Ersafz- 


anlagen diskussionswürdig; denn sie sind nichts anderes (C) 
- darauf wurde schon hingewiesen - als Schutzregeln für 
die Kohlewirtschaff. Die Neuanlagenreserve isf eben- 
falls diskussionswürdig. Wissenschaftler sagen, dass wir 
eine Reserve von 30 Millionen Tonnen brauchen - dem 
schließen wir uns an -, während Sie 10 Millionen Ton- 
nen für ausreichend halten. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Es tut mir Leid, aber weiter dürfen Sie die Liste der 
Dinge, über die heute noch sinnvollerweise gesprochen 
werden sollte, nicht verlängern. 

Eva Buiiing-Schröter (DIE LINKE): 

Ich komme zum Schluss. Sehr geehrter Herr Minister 
Gabriel, Sie haben gestern gesagt, dass Sie 4 000 Schu- 
len eine Wetterstation schenken wollen. Das ist sehr be- 
grüßenswert. Wenn Sie aber die Zertifikate verkaufen 
würden, hätten Sie so viel Geld, dass Sie jeder Schule 
eine Wetterstation schenken könnten. Ich denke, das 
wünschen sich alle Kolleginnen und Kollegen in diesem 
Haus. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat der Kollege Hans-Josef Fell für die 
Fraktion des Bündnisses 90/Die Grünen. 

Hans-Josef Feii (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Herr Minister Gabriel, ich darf Sie daran erin- 
nem, dass wir vom Bündnis 90/Die Grünen im Paria- 1^/ 
ment - übrigens zusammen mit den Umweltpolitikem 
der SPD - sehr stark dafür gekämpft haben, dass in 
NAP I eine wesentlich stärkere C02-Reduktion als Ziel 
festgelegt wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Verhindert haben das Ihre Parteifreunde: der damalige 
Wirtschaffsminisfer Clemenf und späfer auch Kanzler 
Schröder. Sie sind dafür veranfwortlich, dass die von Ih- 
nen zu Recht kritisierten schlechten Werte herausgekom- 
men sind. Machen Sie also nicht uns dafür veranfwort- 
lich, sondern packen Sie sich an die eigene Nase, wenn 
Sie hier Kritik üben! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 

Ulrich Kelber [SPD]: Das stimmt so nicht!) 

Kommen wir aber zurück zum Haushalt und zu den 
Finanzierungsfragen. Auch hier spielt das Thema eine 
große Rolle. Man kann Ihnen, Herr Minister, wirklich 
nicht vorwerfen, dass Sie das Geld mit beiden Händen 
zum Fenster hinauswerfen - so große Hände hat nämlich 
niemand. Herr Gabriel, Sie haben einen Kohleschaufel- 
bagger ins BMU gestellt, der jeden Tag mehr als 
1 Million Euro in die Konzemzentralen der Energiever- 
sorgungsuntemehmen umschaufelt. 500 bis 750 Millio- 
nen Euro pro Jahr könnten Sie erzielen, wenn Sie 
10 Prozent der Emissionszertifikate versteigern wür- 
den. Sie tun es aber nicht. Deswegen haben Sie Löcher 
in Ihrem Haushalt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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(A) Ich frage Sie: Woher kommt die Rücksichtnahme auf 
die großen Energiekonzeme? Statt „Haltet den Dieb!“ zu 
rufen und das den Bürgern genommene Geld von den 
Energieversorgem wieder zurückzufordem, kürzen Sie 
lieber die Fördermittel für emeuerbare Energien. Zum 
zweiten Mal in diesem Jahr wird die Förderung drastisch 
gekürzt. 

(Ulrich Kelber [SPD]: Das ist nicht die Wahr- 
heit! Die Gesamtsumme ist gestiegen!) 

Bei einfachen Sonnenkollektoren wurde sogar fast die 
Hälfte zusammengestrichen. So viel Mut hätten wir uns 
von Ihnen bei der Kohle gewünscht. 

Womit werden die Kürzungen bei Solaranlagen und 
Holzpellets begründet? Der Topf ist leer. Kein Wunder, 
dass er leer ist, wenn man das Geld vorher schon ver- 
schenkt hat. Kein Wunder auch angesichts der Tatsache, 
dass die Mittel für den Markteinführungstitel um 
1 3 Millionen Euro gekürzt worden sind. Bei genauerer 
Betrachtung ist auch Ihre Erhöhung der Energiefor- 
schungsmittel um 43 Millionen Euro keine wirkliche 
Erhöhung. Fragen Sie Herrn Kollegen Schulte- 
Drüggelte; er wird es Ihnen erklären können. Stattdessen 
haben Sie über einen Haushaltstrick nur den Haushalts- 
ansatz erhöht; die Erhöhung der Mittel ist nur gering. 

(Petra Hinz [Essen] [SPD]: Sie wissen, dass 
das nicht stimmt!) 

An anderen Stellen finden wir ähnliche Vorgaben der 
Bundesregierung. Beispielsweise hat Herr Landwirt- 
schaftsminister Seehofer die Mittel für Bioenergien ge- 

(B) kürzt. Sein CSU-Kollege und Wirtschaftsminister Glos 
kürzt die Mittel für die Exportförderung emeuerbarer 
Energien. Dabei ist zu betonen, dass das Parlament mit 
seiner schwarz-roten Mehrheit die Kürzungsvorschläge 
der Regierung sogar getoppt und noch etwas draufgelegt 
hat. Die Anträge der Grünen zur Erhöhung der Ener- 
gieforschungsmittel im Haushalt der Bildungs- und For- 
schungsministerin um 50 Millionen Euro aber, für die 
wir sogar einen Deckungsvorschlag gemacht haben, ha- 
ben Sie einfach abgelehnt. 

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Was? Das ist 
ja unerhört!) 

Die Bundesregierung hat sich mittlerweile überlegt, 
wo sie zusätzliches Geld herbekommen kann. Wo ist sie 
fündig geworden? Es wurde hier schon zu Recht mehr- 
fach kritisiert: bei den Biokraftstoffen. Diese sollen 
zum Teil schon ab diesem Jahr besteuert werden, mehr 
noch ab 2007 und wiederum mehr ab 2009; danach soll 
möglichst voll zugegriffen werden. 

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Woher wis- 
sen Sie das? Wer hat Ihnen das erzählt?) 

Die schwarz-rote Bioenergiesteuer werden wir im nächs- 
ten Wahlkampf zur Wahl stellen. Dann kann der Bürger 
Union und SPD die Quittung geben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Man muss sich fragen: Wieso macht Schwarz-Rot ge- 
nau das Gegenteil dessen, was Sie in Energiesonntagsre- 
den und Parteiprogrammen verkündet haben? Wissen 


Sie denn nicht, was Sie tun? In der Tat spricht einiges (C) 
dafür, dass Sie tatsächlich nicht wissen, was Sie tun. Ich 
werde das an folgenden Beispielen belegen. 

Wir haben die Bundesregierung gefragt, wie hoch die 
Einpreisung bei den C02-Zertifikaten ist, die die Bürger 
so immens belastet. Was hat die Bundesregierung geant- 
wortet? Sie weiß es nicht! Die Schätzungen liegen zwi- 
schen 5 und 10 Milliarden Euro, aber die Bundesregie- 
rung tappt im Dunkeln. 

Wir haben die Bundesregierung auch gefragt, mit 
welchen Mengen an Biokraftstoffen sie unter den ver- 
schiedenen Besteuerungsvarianten rechnet. Antwort der 
Bundesregierung: Sie weiß es nicht. Also kennt sie auch 
nicht die möglichen unterschiedlichen Steuerausfälle. 

Aber dennoch tuf der Finanzminister so, als sei die Ab- 
schaffung der vorhandenen biogenen Reinkraftstoffe 
seine wichtigste Aufgabe in dieser Legislaturperiode. 

Noch ein Beispiel. Wir haben die Bundesregierung 
gefragt, wie die Pfianzenölbesteuerung in der Landwirt- 
schaft nach 2009 gehandhabt werden soll. Zunächst hat 
die Bundesregierung geantwortet, dass eine Vollbesteue- 
rung vorgesehen sei. Bei der nächsten Nachfrage haf sie 
gemeinf, dass sie das jefzf auch noch nichf so genau 
wisse. Frei nach dem Motto „Auch ein blindes Huhn fin- 
de! mal ein Kom“ wird dann im Haushalf und bei den 
Sfeuersäfzen herumgepickt. 

Ist jemandem unter Ihnen aufgefallen, dass sich der 
Bundesumweltminister in Brüssel für mehr Forschungs- 
miffel für erneuerbare Energien und weniger Mittel für 
Kernfusion und Kernspaltung einsetzen würde? Im (D) 
7. Forschungsrahmenprogramm ist für Kernfusion und 
Kernspaltung ein Mehrfaches von dem vorgesehen, was 
für emeuerbare Energien insgesamt eingeplant ist. Dazu 
haben wir nichts gehört! 

Wir haben uns auch den Antrag der Regiemngsfrak- 
tionen angeschaut. In dem Antrag wurde auf diesen 
Skandal nicht einmal eingegangen. Das Missverhältnis 
wurde nicht angesprochen. Mehr noch: Es wurde nicht 
einmal kritisiert, dass neue Atomreaktoren entwickelt 
werden sollen, obwohl Deutschland aus der Atomener- 
gie aussteigt. Wir sind gespannt, wie die SPD darauf re- 
agieren wird, wenn Ministerin Schavan ihre Drohung 
wahr macht und wieder in die Erforschung neuer 
Atomreaktoren einsteigt. Einen Wiedereinstieg in die 
Atomenergie durch die Forschungshintertür werden wir 
Ihnen nicht durchgehen lassen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die Regiemngsbilanz im Energie- und Umweltbe- 
reich ist ernüchternd. Die ökologisch schädlichen Sub- 
ventionen - Kerosinsteuerbefreiung für die Luftfahrt, 
steuerfreier Schiffsdiesel, Agrardiesel oder Rückstellun- 
gen für Atomkraftwerke - wurden nicht abgebaut. Von 
einem Wärmegesetz für emeuerbare Energien isf weit 
und breit nichts zu sehen. Das Emeuerbare-Energien- 
Gesetz wird schrittweise zur Privilegierang von Unter- 
nehmen missbraucht, die das Klima in besonders gro- 
ßem Maße belasten. Da passt es nur zu gut, dass die Mi- 
nister Gabriel und Glos den Emissionshandel zu dem mit 
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(A) Abstand teuersten Instrument weiterentwiekeln wollen, 
das der Umweltsehutz bislang gesehen hat. 

leh denke, wir haben genügend Gründe dafür darge- 
legt, dass wir diesem Haushalt, der den großen Heraus- 
forderungen für Umwelt- und Klimasehutz nieht gereeht 
wird, nieht zustimmen können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Für die SPD-Fraktion hat das Wort der Kollege Mareo 
Bülow. 

Marco Büiow (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Mein 
erster Dank gilt dem Umweltminister und seinem Haus 
sowie den Haushälterinnen und Haushältern, nämlieh 
dafür, dass sie in einer sehwierigen Haushaltslage den 
Umfang des Umwelthaushalts bewahrt bzw. sogar leieht 
erhöht haben. Das Volumen beträgt 774,8 Millionen 
Euro. Das sind etwa 0,3 Prozent des Gesamthaushalts. 
Damit spreehen wir über einen zwar kleinen, aber sehr 
wiehtigen Haushaltsbereieh. Außerdem ist zu erwähnen, 
dass viele Haushaltsposten in anderen Bereiehen - wir 
haben über das Gebäudesaniemngsprogramm gespro- 
chen; es wird deutlich erhöht - zu finden sind, die auch 
der Umwelt zugute kommen. Der Haushalt ist ein 
Grundpfeiler für eine gute Umweltpolitik, die aber nicht 
nur an Geldmitteln gemessen werden kann. 

Drei Viertel aller Deutschen halten den Umwelt- 
.p'i schütz für wichtig oder für sehr wichtig. Jeder weiß: 
Wer heute den Lebensraum zerstört, riskiert die Zukunft 
unserer Kinder und Enkel. Immer mehr bekommen mit: 
Wir befinden uns mitten im Klimawandel. Doch fast je- 
der europäische Haushalt verfügt über mindestens ein 
Auto. Beim Kauf dieses Autos wird meist nicht darüber 
nachgedacht, wie hoch der Verbrauch ist; das hat keine 
hohe Priorität. Es gibt kaum jemanden, der nicht schon 
einen Billigfiug innerhalb Europas genutzt hat und nicht 
über das Klima nachgedacht hat. Wir alle, vor allem 
Nordeuropäer und Nordamerikaner, verbrauchen Un- 
mengen von Energie und produzieren daher gefährliche 
Klimagase. Diese Diskrepanz zwischen Bewusstsein 
und Handeln ist eher größer geworden. Man nennt das 
wohl ein Dilemma. Dies ist auch der Grund dafür, dass 
Umweltpolitik in Deutschland in den letzten 20 Jahren 
zu einem wichtigen und unerlässlichen Politikbereich 
geworden ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

In diesen 20 Jahren wurde viel erreicht, auch deshalb 
weil im Haushalt immer wieder Mittel für wichtige In- 
vestitionen bereitge stellt worden sind. Das gilt für diesen 
Haushalt ebenfalls - siehe Marktanreizprogramm -; 
meine Kollegin Petra Hinz hat dazu genug gesagt. 

Herr Fell, man muss sich die Zahlen anschauen. Man 
kann sich natürlich einzelne Posten herausgreifen, aber 
wenn man die erneuerbaren Energien betrachtet, muss 
man die Gesamtzahl sehen. Insofern haben wir die Mit- 
tel erhöht. Das wird niemand in Abrede stellen. Man 


kann natürlich über einzelne Posten reden. Aber die (C) 
Frage ist doch, welche Zahl am Ende steht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich möchte noch einen Schlenker zur Opposition ma- 
chen. Auf der einen Seite hören wir, wir hätten zu viel 
Geld in den Naturschutz gesteckt, und auf der anderen 
Seite hören wir, Naturschutz sei überhaupt nicht vorhan- 
den. Daran sieht man ein bisschen, wo hier die Diskre- 
panz ist. 

Herr Fell, Sie können uns vieles vorwerfen, wir kön- 
nen auch sicherlich über einiges diskutieren. Aber klar 
ist: Die SPD hat im Europaparlament deutlich gemacht, 
dass sie diesen Weg im Atombereich nicht gehen will, 
und hat dazu auch Anträge gestellt. Das müsste einmal 
zur Kenntnis genommen werden; denn das sind auch So- 
zialdemokraten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU - Hans-Josef Fell [BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ich habe von dem 
Bundestagsantrag gesprochen!) 

Was die Atomkraft angeht, könnte ich mir jetzt einen 
Schlenker zum Koalitionspartner erlauben, aber ich sage 
dazu nichts. Auch wir wollen sichere Endlager und sind 
uns unserer Verantwortung bewusst. Nur, eines ist auch 
klar: Ein sicheres Endlager wird es niemals geben. Kein 
Mensch kann nämlich sagen, wie lange ein Endlager, 
selbst wenn es so sicher wie möglich ist, hält. Das müs- 
sen wir den Leuten fairerweise sagen. Es ist klar, dass 
wir unserer Sorgfaltspfiicht gerecht werden müssen. (D) 

Bei allen Anstrengungen wissen wir, dass wir uns 
nicht hinter den Erfolgen verstecken dürfen. Angesichts 
des angesprochenen Dilemmas können wir uns sicher- 
lich nicht zurücklehnen. Nicht nur wegen des notwendi- 
gen Schutzes der natürlichen Lebensgrundlagen bleibt 
die Umweltpolitik unverzichtbar, sondern auch, weil sie 
zunehmend zu einem Investitionsfaktor geworden ist. 

Wenn Investitionen zielführend eingesetzt werden und 
ein sinnvoller Rahmen gesetzt wird, eröffnet uns dieser 
Bereich ein nahezu unerschöpfliches Potenzial, welches 
unserer Wirtschaft sowie der Umwelt und damit den 
Menschen zugute kommt. 

Dies zeigt sich besonders deutlich, wenn es um den 
Verbrauch unserer Ressourcen und den Klimawandel 
geht. Mittlerweile vergeht keine Woche ohne Horror- 
nachricht. Meistens lautet der Inhalt: Das Institut XY hat 
herausgefunden, dass der Klimawandel weiter vorange- 
schritten bzw. heftiger ist, als bisher angenommen. Kein 
seriöser Wissenschaftler bezweifelt noch den Klimawan- 
del. Im Gegenteil: Einstige Kritiker, neulich der Physi- 
ker Armin Bunde, veröffentlichen Studien, mit denen sie 
beweisen, dass sie früher Unrecht hatten, als sie bestrit- 
ten, dass der Klimawandel hauptsächlich von den Men- 
schen verursacht wurde. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Auch die neueste Nachricht ist nicht gerade hoff- 
nungsbringend: Ein norwegisches meteorologisches Ins- 
titut zeigt, dass im Frühjahr die Temperaturen auf Spitz- 
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(A) bergen 13 Grad zu hoeh waren. Jeder in diesem Saal 
weiß, welche Auswirkungen es hat, wenn das Eis schnel- 
ler schmilzt. Die Reflexion des Eises ist sehr wichtig, 
weil sie verhindern kann, dass sich die Erdatmosphäre 
weiter erhitzt. Mittlerweile wissen wir ziemlich genau, 
was es bedeutet, wenn der Meeresspiegel steigt, sich die 
Klimazonen verschieben und die Umweltgewalten häu- 
figer auftreten bzw. heftiger werden. 

Abgesehen von der direkten Betroffenheit der Men- 
schen werden durch den Klimawandel immense Kosten 
auf uns zukommen. Es sind Kosten, die wir irgendwann 
im Haushalt zu schultern haben werden, vielleicht nicht 
im Umwelthaushalt, aber in vielen anderen Bereichen. 
Wir wissen also, wie groß unsere Spielräume noch sind 
und was auf uns zukommen wird. 

Ja, wir tun einiges, zum Beispiel haben wir das Er- 
neuerbare-Energien-Gesetz auf den Weg gebracht. Es 
gehört nicht zum Umwelthaushalt, leistet aber einen kla- 
ren Beitrag zur Förderung der emeuerbaren Energien. 
Inzwischen ist es international als das Instrument über- 
haupt anerkannt. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Wir sorgen auch für eine Steigerung der Energieeffi- 
zienz; in diesem Bereich wollen wir deutlich zulegen. 
Ich glaube, wir, die Umweltpolitiker aller Fraktionen, 
sollten dem Umweltministerium jede Unterstützung ge- 
ben, damit wir bei der Steigerung der Energieeffizienz, 
beim Ausbau der emeuerbaren Energien und beim 
Kampf gegen den Klimawandel erfolgreich sein werden. 

(B) 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Zum Schluss wollte ich eigentlich noch genauer auf 
einen Punkt eingehen - das schaffe ich leider nicht 
mehr -, an dem man erkennt, dass manches auch nicht 
funktioniert; ich meine die Verbreitung von Dieselruß- 
partikelfiltern. Ich sage dazu nur einen Satz: Ich for- 
dere die Länder auf, den guten Vorschlag zum Umgang 
mit dieser Innovation, der dankenswerterweise von der 
Regiemng eingebracht wurde, zu unterstützen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU - 
Ulrich Kelber [SPD]: Oder wenigstens einen 
eigenen Vorschlag zu machen!) 

Häufiger als man denkt, stellt man fest, dass Schutz 
und Innovation zusammengehören. Das Dilemma kann 
aufgelöst werden. Doch man muss die Chancen bündeln 
und nutzen. Einsatz für die Umwelf heißf Einsafz für den 
Menschen. Das sollten wir in dieser, aber auch in allen 
künftigen Haushaltsperioden im Bewusstsein mit uns 
tragen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Als letzter Redner in dieser Debatte hat der Kollege 
Ulrich Petzold für die Unionsfraktion das Wort. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Uirich Petzoid (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Unser Motto sollte sein: Tue 
Gutes und sprich darüber. Wir alle sind stolz auf unsere 
Fußballnationalmannschaft. Wir können aber auch auf 
unseren Umwelthaushalt stolz sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Zuruf von der FDP: Was?) 

Wir haben - unter Beachtung der globalen Minderaus- 
gabe - eine effektive Erhöhung um 2,4 Prozent erreicht, 
und zwar in einem Haushaltsjahr, das finanziell sehr 
schwierig ist. 

Es ist natürlich auch wichtig, welche Schwerpunkte 
im Haushalt gesetzt wurden. Nach unserem Verständnis 
muss ein Schwerpunkt auf der Investition in Köpfe, also 
in Wissen und Forschung, liegen. Deshalb wurde in der 
Titelgruppe 02 - emeuerbare Energien - der Ansatz für 
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben um 23 Millio- 
nen Euro erhöht und damit mehr als verdoppelt. Diesen 
Erfolg sollte man klar und deutlich vermitteln. 

Auch die Investitionszuschüsse zur möglichst breiten 
Einführung der emeuerbaren Energien wurden bei einem 
Zuwachs von 20 Millionen Euro fasf verdoppelt. Das ist 
durchaus etwas, worauf wir als Umweltpolitiker stolz 
sein können. Es sollte also nicht immer nur gemeckert 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Natürlich müssen wir uns darüber im Klaren sein, 
dass der Haushalt 2006 nur ein Übergangshaushalt und 
eigentlich der Aufgalopp für den Haushalf 2007 isf. Vie- 
les, was in den vergangenen Wochen im Umweltaus- 
schuss besprochen und beraten worden ist, muss weiter 
verfolgt werden, damit es in Zukunft zu einer Umset- 
zung kommt. Denn wir alle wissen: Die nächsten Haus- 
halte werden nicht einfacher. Wir müssen noch ganz 
schön viel Geld einsparen. 

Da heißt es, zum Beispiel abzuwägen, ob Doppelun- 
gen, die in verschiedenen Haushalten vorhanden sind 
- ich nenne in diesem Zusammenhang den Bereich der 
Anlagensicherheit, welcher sich sowohl beim Arbeits- 
schutz als auch beim Umweltschutz findet -, weiter be- 
stehen bleiben sollen oder ob wir hier nicht zu einer Ver- 
einfachung kommen können. 

Liebe Freunde, dass wir durchaus noch Einspar- 
potenzial haben, habe ich bereits in der Ausschusssit- 
zung am Beispiel der Subventioniemng der Aufarbei- 
tung von Altöl zu Basisöl nachgewiesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Jeder von uns Umweltpolitikem ist überzeugt, dass ins- 
besondere die Aufarbeitung von hochwertigen Altölen 
unbedingt geboten ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Wir subventionieren diese Aufarbeitung dementspre- 
chend mit 731 000 Euro. Wenn wir aber fragen, warum 
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(A) subventioniert werden muss, dann müssen wir auf uns 
selbst zeigen: In § 51 des Energiesteuergesetzes stellen 
wir die Verwendung von Altölen als Brennstoff in der 
mineralogisehen Wirtsehaft von der Mineralölsteuer frei. 
Demzufolge handelt es sieh um eine Subvention, die ei- 
ner anderen Subvention entgegenwirkt. Hören wir also 
mit diesem irrsinnigen Subventionsringelspiel auf! Wir 
haben mit dem Energiesteuemaehfolgegesetz alle Mög- 
liehkeiten dazu. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Wenn wir als Umweltpolitiker Einsparvorsehläge ma- 
ehen, dann tun wir dies nieht ohne Hintergedanken. 

Die größte und beste Ressouree, die wir in Deutseh- 
land haben, ist unsere Jugend und ihre mögliehst gute 
Ausbildung. Seit dem im Jahre 2004 gesehlossenen Na- 
tionalen Pakt für Ausbildung und Faehkräftenaehwuehs 
in Deutsehland gilt eine 7-prozentige Ausbildungsquote 
für alle Bundesbehörden. Zurzeit bildet das Umweltbun- 
desamt 65 junge Mensehen aus und gibt ihnen damit 
eine Zukunft. Am Standort Dessau haben sieh in diesem 
Jahr etwa 1 000 Jugendliehe auf zehn Ausbildungsplätze 
beworben, obwohl es für diese Ausbildungsplätze keine 
Übemahmezusage gab. 

Das derzeitige Verfahren sieht vor, dass diese Jugend- 
liehen im Umweltbundesamt für zwölf Monate weiter 
besehäfligt werden. Aber dureh die jährliehen Stellen- 
kürzungen, dureh die zusätzliehen Einsparauflagen und 
dureh den vereinbarten Solidarbeitrag der öffentliehen 

(B) Verwaltung zur Konsolidierung des Bundeshaushaltes 
sind die 1,4 Millionen Euro, die für eine Weiterbesehäf- 
tigung dieser Jugendliehen notwendig wären, nieht mehr 
vorhanden. Es wäre aber ein fatales Signal, wenn die be- 
fristeten Ansehlussverträge für die Ausgebildeten nieht 
mehr beibehalten werden könnten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Naeh Ansieht aller Mitglieder unserer Arbeitsgruppe 
wäre hier eine positive Entseheidung sehr wichtig. Die 
Möglichkeiten für eine Gegenfinanzierung habe ich vor- 
hin dargestellt. Herr Bundesminister, tun wir auch im 
Haushaltsjahr 2007 etwas Gutes. Tun wir etwas für un- 
sere Jugend! 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan 
16, Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit. Wir stimmen über die Ausschussfas- 
sung ab. Wer stimmt dafür? - Gegenstimmen? - Enthal- 
tungen? - Dann ist der Einzelplan 16 mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der drei 
Oppositionsfraktionen angenommen. 


Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1.17 auf: 

Einzelplan 10 

Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz 

-Drucksachen 16/1310, 16/1324- 

B erichterstattung : 

Abgeordnete Georg Schirmbeck 
Emst Bahr (Neumppin) 

Jürgen Koppelin 
Michael Leutert 
Alexander Bonde 

Ich bitte jetzt die Kollegen, die hier so engagiert für 
den Umweltschutz gestritten haben, etwas leiser das 
Feld für die anderen Kollegen zu räumen, sodass alle 
Anwesenden der weiteren Debatte folgen können. 

Ich mache darauf aufmerksam, dass zu diesem Ein- 
zelplan ein Ändemngsantrag der Fraktion des Bündnis- 
ses 90/Die Grünen vorliegt, über den wir namentlich ab- 
stimmen, allerdings erst morgen früh um 8 Uhr. Dieser 
letzte Hinweis ist vielleicht nicht ganz unwichtig für Ihre 
weitere Abendplanung. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbamng sind für 
die Aussprache anderthalb Stunden vorgesehen. - Dazu 
höre ich keinen Widersprach. Dann ist das so beschlos- 
sen. 

Als erster Redner in dieser Debatte hat der Kollege 
Hans-Michael Goldmann von der FDP -Fraktion das 
Wort. 

(Beifall bei der FDP) 

Hans-Michael Goldmann (FDP): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Die FDP hat beim Haushalt 2006 gute hand- 
werkliche Arbeit gemacht. Wir haben kluge Einsparvor- 
schläge gebracht, ohne dadurch die unternehmerische, 
marktorientierte Landwirtschaft zu schwächen. Wir ha- 
ben auch die richtigen Weichenstellungen vorgenom- 
men, indem wir zum Beispiel gesagt haben, es ist nicht 
der richtige Zeitpunkt für Ökospielereien, aber es muss 
Wert gelegt werden auf die Stärkung der Leistungsfähig- 
keit der im internationalen Wettbewerb stehenden Land- 
wirtschaft. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir hatten uns bei unseren Überlegungen zum Haus- 
halt ein Ziel gesetzt: Wir wollten erreichen, dass die 
Maastrichtkriterien aus eigener Kraft erfüllt werden. Das 
ist uns geglückt. Damit haben wir unseren Beitrag für 
mehr Freiheit der jungen Generation geleistet, wie wir 
sowieso eine Politik der Freiheit statt der Unfreiheit ins 
Zentrum unserer Oppositionsarbeit gerückt haben. 

(Beifall bei der FDP) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist nach 200 Ta- 
gen Seehofer sicherlich an der Zeit, eine Bilanz der Ar- 
beit des neuen Ministers zu ziehen. Ich glaube sogar. 
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(A) dass viele von Ihnen mit mir darin übereinstimmen, dass 
diese Bilanz enttäuschend ausfallt. 

(Beifall bei der FDP) 

Von Bauernbefreiung im guten Sinne haben viele ge- 
träumt, 

(Zuruf von der LINKEN: Was?) 

von einer Befreiung von zu viel Marktregulierung. Als 
Herr Seehofer auf der Grünen Woche in Anspielung auf 
die Vorgängerministerin sagte, der Handwerker müsse 
wieder den Mundwerker ablösen, da schöpfte man etwas 
Hoffnung. Aber, Herr Minister Seehofer, Sie haben, wie 
gesagt, alle, die ernsthaft und sachorientiert arbeiten, 
enttäuscht. Sie haben viel angekündigt. Sie haben viel 
versprochen und fast alles gebrochen. Aus meiner Sicht 
sind Ihre Ausführungen häufig - ich muss das sehr deut- 
lich sagen - von mangelndem fachlichen Tiefgang ge- 
prägt. 

(Beifall bei der FDP - Widerspruch bei Abge- 
ordneten der CDU/CSU) 

Das ist erschreckend. Ich werde das, wie ich glaube, jetzt 
jedem anhand von Beispielen aufzeigen können. 

Wenn man ein Wort wie „Sofortprogramm“ hört, 
dann glaubt man erstens, es handele sich um ein Pro- 
gramm, und zweitens, es komme sofort. Wie aber steht 
es um das von diesem Minister auf den Weg gebrachte 
Sofortprogramm - natürlich zehn Punkte umfassend, 
weil es ja auch die Zehn Gebote gibt? 

(ß) (Zurufe von der CDU/CSU und der SPD: Oh!) 

- Ich denke, es gibt da schon Beziehungen zwischen po- 
litischer Arbeit und der konfessionellen Orientierung 
von Herrn Seehofer. 

(Zuruf von der SPD: Wir sind gegen religiöse 
Di skrimini erung I ) 

Als wir nach einer gewissen Zeit in Form einer Kleinen 
Anfrage fragten, was eigentlich aus dem Zehnpunkte- 
programm geworden ist, musste selbst die Bundes- 
regierang erklären, eigentlich nichts: versprochen - ge- 
brochen! 

Ich erinnere mich noch gut an die Diskussion um die 
Einstandspreise. 

(Peter Bleser [CDU/CSU]: Kommt doch alles 
noch!) 

Wo sind die Aktivitäten, um dieses in meinen Augen fal- 
sche, aber politisch artikulierte Ziel zu erreichen? 

Nehmen wir einen weiteren Punkt. Wir, die wir in die- 
sem Bereich politisch tätig sind, haben davon geträumt, 
dass den Landwirten mehr Freiheiten eingeräumt wer- 
den. Warum wurde die Chance dazu nicht genutzt, zum 
Beispiel bei der Umsetzung der Legehennenverordnung 
oder der Schweinehaltungsverordnung? Warum konnten 
wir uns nicht dazu entschließen, die europäischen Vorga- 
ben eins zu eins in nationales Recht umzusetzen? 

(Ulrich Ke Iber [SPD]: Vor allem bei den Lege- 
hennen: 1 Meter mal 1 Meter!) 


Ein weiterer Punkt, der heute auch schon angespro- (C) 
eben wurde: Der Wegfall der Mineralölsteuerbefreiung 
für biogene Kraftstoffe ist ein Schlag ins Gesicht all 
der kleinen und mittelständischen Betriebe, die darauf 
vertrauten, dass sich die Politik an die Worte hält, die sie 
spricht. Dieses Vertrauen ist nun zerstört worden. 

(Beifall bei der FDP) 

Der Gipfel dieses Verhaltens wurde diese Woche er- 
reicht: Da wurde eine Sondersitzung zu diesem Thema 
für Mittwoch anberaumt, die dann aber ausfallen musste, 
weil sich die große Koalition nicht einig war. Das führt 
zu Verunsicherung der Landwirte und zu Stillstand, der 
sich sehr zum Nachteil der ländlichen Räume auswirkt. 

(Zuruf der Abg. Waltraud Wolff [Wolmirstedt] 

[SPD]) 

- Liebe Kollegin Wolff, wir alle haben darauf vertraut, 
dass man sich auf gesetzliche Bestimmungen und die 
Worte von Ministem verlassen kann. 

Oder nehmen Sie den Zickzackkurs in der Grünen 
Gentechnik. Lesen Sie einfach das, was heute in der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ dazu steht. 

Nehmen Sie einen weiteren Punkt im Zusammenhang 
mit der Vogelgrippe: Impfen statt Töten. Damals, als 
der erste Fall auftrat, sind Sie, Herr Seehofer, in großer 
journalistischer Begleitung und mit sehr wenig Sachver- 
stand in die Rügenszene eingestiegen. Wir haben schon 
damals gesagt, dass wir impfen statt töten sollten. Es war 
hochinteressant, bei einem Besuch in den Niederlanden 
festzustellen, dass sich andere Länder viel globaler ori- 
entieren, mehr Tierschutz realisieren und mehr Pia- ' 
nungssicherheit für die intensive Landwirtschaft schaf- 
fen. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich bleibe dabei, moderne und zukunftsfähige intensive 
Landwirtschaft ist nur mit vernünftigen Impfmethoden 
zu haben, nicht aber, wenn man nach dem Motto ver- 
fährt: Wir schlagen tot, wenn ein Einzelfall auftritt. - 
Dafür gibt es überhaupt keine gesellschaftliche Akzep- 
tanz. Wir haben es bei der großen Koalition mit einer 
Menge Dilettantismus zu tun. 

Nehmen Sie ein weiteres Beispiel: die Erntehelfer. 

Es gibt 4,5 Millionen Arbeitslose und wir glauben, das 
Problem der Arbeitslosigkeit dadurch regeln zu können, 
dass wir ein Kontingent von Erntehelfern festlegen. Das 
ist ein Schwachsinn sondergleichen. Dieses Kontingent 
kann gar nicht ausgefüllt werden. Wenn Sie vor Ort ge- 
hen, dann werden Sie feststellen, dass das überhaupt 
nicht geklappt hat. Das hat im Gegenteil zu einer riesi- 
gen Verunsicherung und zu viel Ärger geführt, weil es 
komische Kontrollen gegeben hat. In der Sache hat das 
überhaupt nichts gebracht. Im Übrigen bin ich der Mei- 
nung, dass es in diesem Zusammenhang nicht klug ist, 
die Grenzen zu schließen. Mein Gott, was ist denn 
schlimm daran, wenn bei uns 10 000 Polen Geld verdie- 
nen, sie mit diesem Geld nach Hause gehen, sich etwas 
aufbauen und mit dem Geld, das sie ausgeben, auch un- 
sere Wirtschaft ankurbeln? Wo ist da das Problem? 

(Beifall bei der FDP) 
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(A) Wir müssen das Problem lösen, sonst kommt es im 
Herbst erneut auf uns zu. Das kann überhaupt nieht in 
unserem Interesse sein. 

leh will nun zu den Dingen kommen, die sehr popu- 
listiseh gehandhabt werden und flaeh angelegt sind. 

(Georg Sehirmbeek [CDU/CSU]: So maehst 
du das den ganzen Tag!) 

- Lieber Georg, animier du erst einmal deine bayrisehen 
Freunde, damit sie den Bären fangen. Dann können wir 
uns wieder vernünftig unterhalten. 

(Heiterkeit - Ulrieh Kelber [SPD]: Da brummt 
der Bär!) 

Lassen Sie mieh ein paar Worte zur gegenwärtigen 
Diskussion über das Rauchen sagen. Das ist niehts an- 
deres als ein großes Ablenkungsmanöver; denn erstens 
sollten Sie einmal fragen, wer für diesen Bereieh zustän- 
dig ist, und zweitens sollten Sie sieh um eine einheitliehe 
Linie bemühen. Warum sagen führende Politiker aus den 
Koalitionsfraktionen etwas völlig anderes als Herr 
Seehofer? 

(Ulrieh Kelber [SPD]: Kennen Sie das Instru- 
ment des Gruppenantrags?) 

Ähnlieh verhält es sieh mit der Grünen Genteehnik. Herr 
Seehofer will die Grüne Genteehnik auf den Weg brin- 
gen, aber die CSU in Bayern hält die Grüne Genteehnik 
für Teufelswerk. Hier ist keine gemeinsame Linie zu er- 
kennen. 

(B) 

(Beifall bei der FDP) 

Und lassen Sie uns nieht die Dinge vermisehen! Das EU- 
Werbeverbot hat überhaupt niehts mit dem Niehtrau- 
ehersehutz zu tun, den Herr Seehofer jetzt propagiert, 
leh glaube, hier handelt es sieh um einen deutliehen Fall 
von mangelndem faehliehem Tiefgang und hier wird 
naeh meiner Auffassung unqualifiziert in die Landsehaft 
gepustet. 

Nehmen Sie ein letztes Beispiel, weil ieh nieht mehr 
so viel Redezeit habe. Eines Tages kommt der Minister 
und sagt, er wolle ein deutsehes Reinheitsgebot für 
Wein. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Aeh, Goldmänn- 
ehen!) 

- Herr Kollege, ieh sehlage vor. Sie gehen einmal dort- 
hin, wo Mensehen qualitativ hoehwertigen Wein ma- 
ehen. Unterhalten Sie sieh einmal mit der Kollegin 
Klöekner darüber! 

Wer der Meinung ist, dass die Forderung, ein deut- 
sehes Reinheitsgebot für Wein herauszuposaunen, eine 
kluge und marktorientierte ist, der hat sehlieht und er- 
greifend keine Ahnung. Wer ein deutsehes Reinheitsge- 
bot für Wein fordert, der muss ein bayriseher Biertrinker 
sein und der bewegt sieh in einer sehr engen Welt. Mein 
Kollege Wissing hat Reeht und du, Julia Klöekner, weißt 
es ganz genau: Die Forderung naeh einem Reinheitsge- 
bot für Wein ist eine Sehnapsidee. 


Lassen Sie uns gemeinsam die Weiehen für eine Poli- (C) 
tik stellen, die wir brauehen. Nehmen Sie ernst, was 
Leute wie Herr Dr. Born oder Herr Nüssel, der DRV-Prä- 
sident, sagen: Politik bleibt in der Verantwortung für die 
Agrarmärkte. - Die Grundlage dieser Verantwortung ist 
eine klare, saehliehe und faehlieh begründete Politik. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Kollege Goldmann, Sie hatten riehtig erkannt, dass 
Ihre Redezeit abgelaufen ist. 

Hans-Michaei Goidmann (FDP): 

Populismus in der Agrarpolitik, in der Ernährung und 
im Verbrauehersehutz ist fehl am Platz. Das lehnen wir 
entsehieden ab und somit lehnen wir aueh Ihren Haus- 
halt ab. 

Danke sehön. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat der Kollege Georg Sehirmbeek für die 
Unions fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Ulrieh Kelber 
[SPD]: Der Bär muss frei bleiben! - Dr. Uwe 
Küster [SPD]: Fangt den Bären für die Frei- 
heit!) 

Georg Schirmbeck (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Herr Kollege Goldmann, wenn man dem ande- (D) 
ren vorwirft, er sei nieht Handwerker, sondern Mund- 
werker, dann verfällt man sehnell in einen Slang, in dem 
man - wie Sie es gemaeht haben - etwas vom Bären er- 
zählt. 

(Hans-Miehael Goldmann [FDP]: Da bist du 
Spezialist!) 

Lassen Sie mieh einen Punkt aufnehmen, den Sie so 
flapsig angesproehen haben: die Erntehelfer. 

(Hans-Miehael Goldmann [FDP]: Nieht flap- 
sig, das ist substanziell!) 

Wenn man in seinem Wahlkreis, so wie ieh, 25 000 ar- 
beitslose Mensehen hat und gleiehzeitig weiß, dass dort 
5 000 bis 6 000 polnisehe - wahrseheinlieh sind es mitt- 
lerweile eher bulgarisehe oder rumänisehe - Erntehelfer 
arbeiten, so muss es doeh der Anstrengung aller redli- 
ehen Mensehen wert sein, wenigstens einige dieser deut- 
sehen Arbeitslosen in Arbeit und Brot zu bringen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Hans-Miehael Goldmann [FDP]: Das bestrei- 
tet ja niemand! Hat es denn geklappt?) 

Ieh weiß, dass das für die Betriebe eine Herausforde- 
rung ist. Ieh stehe mit den Betrieben in guten Gesprä- 
ehen. Wenn man das aber so einseitig wie Sie sieht und 
sagt, wir maehen einfaeh die Grenzen auf, es interessiert 
uns nieht, wenn hier oder dort 10 000 Erntehelfer sind, 
dann darf man sieh ansehließend nieht über die sozialen 
Verwerfungen erregen. Es ist nieht in Ordnung, dass Sie 
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(A) das so populistisch vortragen. Das ist leider keine Lö- 
sung. Wenn das so einfach wäre, wären wir vielleicht 
auch schon auf diese Idee gekommen. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP] : Ich bin doch 
bei deinen Betrieben gewesen! Deine Betriebe 
beschäftigen doch die Polen vor Ort!) 

- Allein der Hinweis auf „die Polen“ ist aufschlussreich. 
Es sind nämlich kaum noch Polen, sondern eher Rumä- 
nen und Bulgaren. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP] : Wie kommt 
das denn?) 

Allein das zeigt, dass du uns wieder einmal das erzählst, 
was du uns immer erzählst. Nur hilft uns das leider nicht 
weiter. 

Natürlich kann man seine Redezeit darauf verwenden, 
alle möglichen schönen Wünsche zu äußern. Wenn ich 
das aber richtig verstanden habe, geht es hier um den 
Bundeshaushalt 2006 und damit um Zahlen. 

Damit bin ich bei dem eigentlichen Thema. Wir ha- 
ben im Einzelplan 10 im Vergleich zum Voijahr 
200 Millionen Euro eingespart. Das ist ein Sparbeitrag, 
der zur Konsolidierung des Bundeshaushalts dient. 
Wir haben - das ist an der einen oder anderen Stelle ganz 
schüchtern angesprochen worden - einen schwierigen 
Haushalt und müssen die Enden zusammenbringen. An- 
gesichts dessen kann man sich nicht damit brüsten, dass 
man hier 100 Millionen Euro mehr zur Verfügung hat 
oder dort zusätzlich dieses oder jenes tut. Wir müssen 
.p, die Dinge unter volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten 
' ' zueinander bringen. Wenn man berücksichtigt, dass der 
Gesamtetat bei 5 Milliarden Euro liegt, haben wir, so 
finde ich, eine gute Leistung vorzuweisen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir bringen einen Haushalt ohne sachliche Brüche 
zustande. Aus Sicht der CDU/CSU kann man sich natür- 
lich über die eine oder andere Maßnahme, die die alte 
Regierung noch auf den Weg gebracht hat, unterhalten. 
Wenn man diese Maßnahmen jetzt aber einfach kappen 
würde, wären alle Steuermittel, die bisher hineingeflos- 
sen sind, wirklich vergeudet worden. Deshalb müssen 
die Maßnahmen, die bereits angelaufen sind, auch sach- 
lich zu Ende geführt werden. Das heißt für uns: Konti- 
nuität und eine berechenbare Sachpolitik. 

(Beifall der Abg. Julia Klöckner [CDU/CSU]) 

Auch die CDU/CSU hat sich die Sache mit dem Spa- 
ren an der einen oder anderen Stelle leichter vorgestellt. 
Wir haben beispielsweise gedacht, dass in dem Küchen- 
kabinett von Frau Künast mit den vielen Fächern und 
Dosen viel Sparpotenzial vorhanden sei. Wir mussten 
leider feststellen, dass diese Dosen alle leer waren. Frau 
Künast hat zwar viel Wind gemacht, in Wirklichkeit aber 
lief so manche Aktion, die sie aufgeblasen hat, ins Leere. 
Daher war nicht viel einzusparen. Das ist die Realität. 

Wenn man berücksichtigt, dass von den 5 Milliar- 
den Euro im Einzelpan 4 Milliarden Euro für soziale 
Verpflichtungen auf gesetzlicher Basis belegt sind - wir 
alle haben sie in der Vergangenheit beschlossen -, dann 


weiß man, dass der politische Spielraum vergleichsweise (C) 
begrenzt ist. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Das 
stimmt!) 

Am Schluss konnten wir also über 1 Milliarde Euro ver- 
fügen. Einen großen Brocken bildet dabei die Gemein- 
schaftsaufgabe Küstenschutz. 

(Cornelia Behm [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur! 

Die lasst ihr einfach fallen!) 

Man kann sich darüber unterhalten, welche Ausgaben in 
den einzelnen Bundesländern und Sachbereichen not- 
wendig sind. Sicherlich gibt es unendlich viele Wün- 
sche. Kritiker könnten uns Vorhalten, dass in diesem Be- 
reich vor gar nicht allzu langer Zeit noch doppelt so 
viele Mittel zur Verfügung standen. Da die Mittel aber 
derart begrenzt waren, gab es keine Alternative zur Re- 
duzierung auf 615 Millionen Euro. 

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Die Leidenschaft ist aber nicht groß bei 

Ihnen!) 

In der Tendenz ist es aber so - wir beschließen nicht nur 
über einen einzelnen Posten, sondern man muss das Ge- 
samtwerk sehen -, dass wir durch die Mehrwertsteuer- 
erhöhung, die wir leider beschließen mussten, auch er- 
reichen, dass die Finanzausstattung der Länder besser 
wird. Dann muss das eben gegengerechnet werden. Je- 
denfalls können wir für die Gemeinschaftsaufgabe Küs- 
tenschutz nicht mehr zur Verfügung stellen. (D) 

Ich möchte in diesem Zusammenhang einen ganz an- 
deren Punkt ansprechen. Wir sagen immer: „Die GAK 
hat beschlossen.“ Wer ist eigentlich die GAK? Ich halte 
das für einen vergleichsweise undemokratischen Verein, 
um das einmal vorsichtig zu sagen. Wir hier auf Bundes- 
ebene als Abgeordnete beschließen nicht darüber. Meine 
Erfahrung mit einem Landeshaushalt zeigt, dass man die 
Beschlüsse dort eigentlich auch nur mitgeteilt bekommt; 
dort beschließen wir auch nicht darüber. In Veranstaltun- 
gen vor Ort beziehen wir aber die Prügel, weil es dann 
heißt: Die GAK hat uns das vorgeschrieben bzw. gibt 
uns dieses und jenes als Auflage. Also, über dieses 
Thema sollte man einmal in Ruhe sprechen. Etwas mehr 
Übersicht und etwas mehr Transparenz wären sicherlich 
nicht schlecht. 

Die Projekte zum Verbraucherschutz und zur Öko- 
logie, die im Haushalt enthalten sind, können wir plan- 
mäßig weiterführen. Ich war bei der ersten Lesung über- 
rascht, dass die Kollegin Höfken uns hier sehr energisch 
beschimpft hat, 

(Alexander Bonde [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Zu Recht!) 

weil wir angeblich alles abgeräumt haben; auch gerade 
eben kam wieder der Hinweis darauf, was Herr Seehofer 
alles gestrichen habe. - Ich habe im Vorfeld mit dem 
Kollegen Bahr noch einmal darüber gesprochen: Uns ist 
das nicht bekannt, genauso wenig wie Herrn Seehofer. 
Wahrscheinlich haben Sie über eine ganz andere Vorlage 
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(A) beraten. Wir fuhren alles, was verabredet ist, weiter. leh 
glaube, das ist auch sachgerecht. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Wir werden erleben, dass im Ministerium die Sach- 
und Personalkosten sachgerecht und planmäßig zu- 
rückgefahren werden. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP] : Was? Was? 
Was?) 

Das heißt, es wird sparsam mit den Ressourcen umge- 
gangen. Das schließt aber nicht aus, dass man sich Ent- 
wicklungen an der einen oder anderen Stelle nicht entge- 
genstellen kann. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Wie viele 
Stellen gibt es denn?) 

Wenn die Kosten für Benzin und Diesel aufgrund der 
Preisentwicklung exorbitant steigen - in diesem konkre- 
ten Fall um 1,4 Millionen Euro -, dann muss das seine 
Berücksichtigung im Haushaltsplan finden; denn die Ar- 
beit insgesamt muss ja weitergehen. 

Ich habe es schon angesprochen: Ein wesentlicher 
Punkt des Einzelplans 10 ist der Agrarsozialbereich. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP] : Was kommt 
jetzt?) 

Wir werden in diesem Jahr 50 Millionen Euro zusätzlich 
für die gesetzliche Unfallversicherung zur Verfügung 
stellen. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Gut!) 

Kollege Goldmann, das wäre beispielsweise ein fairer 
Beitrag gewesen. Wenn man sich so besonders um den 
Berufsstand kümmert und sich ihm verbunden fühlt, 
dann hätte man auch ansprechen können, dass dort ganz 
konkret etwas Positives für den Berufsstand geleistet 
wird. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Warte doch 
einmal ab! Es kommt noch der Kollege 
Geisen!) 

Statt nur die Defizite zu beklagen, hätte man hier ganz 
konkret die andere Seite aufzeigen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Allerdings gibt es, wenn wir den gesamten Sozialbereich 
betrachten - ich nenne konkret die Berufsgenossenschaft 
und die Landwirtschaftliche Krankenversicherung -, im- 
mer noch Handlungsbedarf 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Welchen?) 

- Man muss über die einzelnen Punkte sprechen. Ich 
nehme gern konkrete Vorschläge - auch von der Opposi- 
tion - entgegen. Wenn ich aber Briefe bekomme, bei- 
spielsweise von einzelnen Berufsgenossenschaften, in 
denen steht, es dürfe sich nichts verändern, alles müsse 
so bleiben wie es ist, dann kann ich nur sagen: Die haben 
den Schuss nicht gehört. Wer nicht mit der Zeit geht, der 
geht mit der Zeit. Er schadet dem Berufsstand und allen. 


denen er angeblich helfen will. Deshalb nützt es über- (C) 
haupt nicht, hier große Sprüche zu machen, sondern wir 
müssen uns ganz konkret um Lösungen bemühen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Wir werden daran arbeiten. Kollege Goldmann, es ist 
in der Tat manchmal eine schwierige Aufgabe, in den ei- 
genen Reihen - dabei spielt es keine Rolle, ob man zur 
CDU/CSU oder zur SPD gehört - einer Meinung zu 
sein. Die Ansichten zu einzelnen Sachfragen sind eben 
unterschiedlich und wir sind selbstständige Abgeord- 
nete. Deshalb dürfen wir miteinander darum ringen. Das 
alles ist nicht in einer Nacht oder an einem Tag zu ma- 
chen. Aber es ist besser, wenn wir einige Tage länger 
konstruktiv streiten, anstatt in einem Schnellschuss et- 
was Falsches zu beschließen. 

(Peter Bleser [CDU/CSU]: Sehr richtig! - 
Hans-Michael Goldmann [FDP]: Ihr habt ei- 
nen Koalitionsvertrag beschlossen!) 

Das machen wir auch bei diesen Fragen so. Aber wir ha- 
ben uns Fristen gesetzt. Wir werden zu Ergebnissen 
kommen. 

Wir arbeiten vergleichsweise sehr schnell. Ich habe 
von jemandem, der in der Vergangenheit die Aufgabe ei- 
nes Landesministers übernommen hat, vorgetragen be- 
kommen, dass wir im Bundestag im Vergleich zu den 
Landesparlamenten unsere Gesetze und Verordnungen 
schnell beschließen. Angesichts der sehr komplexen 
Sachverhalte ist es, glaube ich, angebracht, dass wir in 
Ruhe darüber nachdenken. (D) 

(Hans-Michael Goldmann [FDP] : In Baden- 
Württemberg?) 

Wir erwecken durch die Mittel für die Landwirtschaft 
im ansonsten relativ geringen Einzelplan 10 den Ein- 
druck, dass wir Bedeutendes in der Landwirtschaft be- 
wegen. Sicherlich sind die Entscheidungen, die wir be- 
züglich des Haushaltes treffen, wichtig. Aber noch 
wichtiger sind natürlich die einzelnen gesetzlichen Maß- 
nahmen, die wir auf den Weg bringen. Dazu ist festzu- 
stellen - diesen Punkt habe ich in der Rede des Kollegen 
Goldmann vermisst -, dass wir die Mehrwertsteuer- 
option durchgesetzt haben. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Katrin Göring- 
Eckardt) 

Das war eine schwierige Sache in der großen Koalition. 

Aber heute darf ich allen, die dabei mitgeholfen haben. 
Danke dafür sagen, dass das möglich geworden ist. Das 
sage ich insbesondere zu den Kollegen von der SPD. 

Das ist eine Leistung, die wir gemeinsam auf den Weg 
gebracht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Jetzt können Sie natürlich sagen, dass die Legehen- 
nenverordnung noch stärker eins zu eins hätte umgesetzt 
werden können. Das gilt natürlich auch für die Verord- 
nung zur Schweinehaltung. Aber Sie müssen sehen, dass 
wir zwei große Volksparteien sind. Wir müssen uns be- 
wegen und auch die Bundesländer mit auf den Weg neh- 
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men. Im Ergebnis ist jedenfalls festzuhalten - das sagen 
uns aueh die Vertreter des Berufsstandes dass man mit 
den Besehlüssen, die wir gemeinsam getroffen haben, le- 
ben kann. 

(Hans-Miehael Goldmann [FDP]: Aber nieht 
überleben! Das ist ja das Problem!) 

Das heißt, aueh in dieser Branehe haben die entspre- 
ehenden Wirtsehaftsbereiehe in Deutsehland eine Zu- 
kunft. 

Dasselbe können Sie mit Bliek auf die Zuekermarkt- 
ordnung sagen. Sie werden erleben, dass wir beim Bio- 
sprit in sehr kurzer Zeit Besehlüsse fassen, die nieht nur 
bis 2009, sondern aueh darüber hinaus eine Perspektive 
bieten. Daran wird mit Hoehdruek gearbeitet; dabei wird 
der Fleiß aller eingesetzt. leh glaube, wir sind insofern 
auf einem guten Weg. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Im Ergebnis kann man feststellen, dass wir mit Minis- 
ter Seehofer und der von uns unterstützten Politik poli- 
tiseh bereehenbar sind, dass wir saehlieh begründete 
Entseheidungen treffen und deshalb gute Aussiehten für 
die zukünftige Entwieklung haben. Natürlieh gibt es 
aueh in unseren Reihen - das trifft wohl auf jede Volks- 
partei zu - untersehiedliehe Einsehätzungen zur Grünen 
Genteehnik. Aber Sie dürfen davon ausgehen, dass wir 
aueh diese Fragen so lösen werden, dass die Wirtsehafts- 
bereiehe, die davon abhängen, eine gute Perspektive ha- 
ben. 

(Hans-Miehael Goldmann [FDP] : Welehe ha- 
ben sie denn?) 

Sehließlieh geht aus dem Einzelplan 10 hervor, dass 
wir zwei hoehseefeste Sehiffe kaufen. 

(Hans-Miehael Goldmann [FDP]: Sehr löb- 
lieh!) 

Diese hoehseefesten Sehiffe sind für die Fisehereiauf- 
sieht wiehtig. Sie sollen die Raubfiseherei beispiels- 
weise im Nordatlantik verhindern. Das ist ein Beitrag 
zum Artensehutz und zum Umweltsehutz, über den ja 
eben sehon lange gesproehen worden ist. 

Meine Damen und Herren, ieh darf mieh ganz herz- 
lieh beim Kollegen Bahr für die konstruktive Zusam- 
menarbeit bei der Aufstellung des Einzelplans 10 bedan- 
ken. Das gilt aber aueh mit Bliek auf alle anderen 
Beriehterstatter. Ieh darf mieh beim Minister und seinem 
Team bedanken. An der einen oder anderen Stelle waren 
es intensive Beratungen; aber insgesamt hat es Spaß ge- 
maeht. Wir haben, glaube ieh, die Voraussetzungen dafür 
gesehaffen, dass wir in Deutsehland in der Emährungs- 
wirtsehaft und im Verbrauehersehutz eine gute Entwiek- 
lung haben werden. 

Herzliehen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 


Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Das Wort hat die Kollegin Dr. Kirsten Taekmann, Die 
Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Dr. Kirsten Tackmann (DIE LINKE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Der Einzelplan 10 ist - das ist sehon gesagt 
worden - ein vergleiehsweise kleiner Etat. Allein der 
Verteidigungshaushalt hat das fünffaehe Volumen. Trotz- 
dem ist die Diskussion über die Agrarpolitik in diesem 
Lande aus meiner Sieht dringender denn je; denn die 
Probleme spitzen sieh zu und das Zeitfenster für ver- 
nünftige Lösungen wird immer enger. 

In der aktuellen EU- und WTO-Politik werden leider 
soziale und Umweltstandards als Wirtsehaftshemmnisse 
gesehen. Dabei sind sie doeh eigentlieh das Regelwerk 
zur Sieherung gesamtgesellsehaftlieher Interessen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Unter diesen Bedingungen spitzt sieh die Situation in 
immer mehr ländliehen Räumen zu. Immer häufiger 
wird die Frage gestellt, wo sie zukünftig überhaupt noeh 
besiedelt und genutzt werden können. 

Sieher: Eine zukunftsfähige Agrarpolitik mit wenig 
Geld zu gestalten, ist sehr sehwierig. Aber es fehlt dieser 
Regierung nieht nur das Geld - dies ist übrigens selbst- 
versehuldet -, sondern aueh ein Zukunftskonzept für den 
ländliehen Raum. Dabei ist die Situation an Brisanz 
kaum zu überbieten: In den letzten zehn Jahren ist in 
Deutsehland die Zahl der landwirtsehaftliehen Betriebe 
in Ost- und Westdeutsehland von rund 550 000 auf 
365 000 gesunken. Das ist ein Minus von 34 Prozent. Im 
Jahr 2005 waren noeh knapp 1,3 Millionen Arbeitskräfte 
in der Landwirtsehaft tätig. Das sind 10 Prozent weniger 
als 1995. 

Wie reagiert die Bundesregierung darauf? Als Ergeb- 
nis der EU- Agrarverhandlungen der Kanzlerin verliert 
die Bundesregierung fast 40 Prozent der EU-Fördermit- 
tel für den ländliehen Raum. Gerade dieses Geld würde 
aber dringend benötigt. Das bedeutet eine geringere be- 
triebliehe Investitionsförderung, die den Bauern direkt 
zugute kommt, und weniger Mögliehkeiten, zum Bei- 
spiel über Programme zur ländliehen Kulturlandsehaft 
zusätzliehes Einkommen zu erzielen. 

Aueh die beiden Bereiehe, die in den vergangenen 
Jahren in der Landwirtsehaft besonders erfolgreieh wa- 
ren - Bioenergie und Okolandbau -, gerieten in die 
Fänge der Haushälter. Es ist doeh grotesk: Aufgrund der 
günstigen politisehen Rahmenbedingungen hat sieh zum 
Beispiel die Zahl der Biogasanlagen innerhalb eines Jah- 
res verzehnfaeht. Die Rapsmenge, die geerntet wird, hat 
sieh innerhalb von zehn Jahren um 65 Prozent erhöht, 
die Anbaufläehe um 42 Prozent. 

(Waltraud Wolff [Wolmirstedt] [SPD]: Da ha- 
ben wir gute Politik gemaeht!) 

Produktions- und Verarbeitungsanlagen für Biodiesel 
sind neu entstanden und der Biodiesel beginnt sieh am 
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(A) Markt zu etablieren. Aueh das ist zwar keine konflikt- 
freie Entwicklung, aber es bietet eine Chance. 

Doch was macht die Bundesregierung? Sie versucht 
per Besteuerung, eine angebliche Überkompensation bei 
den biogenen Kraftstoffen abzubauen, was gerade im 
Hinblick auf die kleinen, dezentralen Ölmühlen und die 
regionalen Biokraftstoffmärkte fraglich ist. 

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Bärbel 
Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Dasselbe gilt für den ökologischen Landbau, den einzi- 
gen Sektor der Nahrungsmittelerzeugung in Deutschland 
und in Europa, der in den vergangenen Jahren ein 
konstantes Produktions- und Vermarktungswachstum 
verzeichnen konnte. Beispielsweise ist der Anteil des 
ökologischen Landbaus in Mecklenburg- Vorpommern 
mittlerweile auf 10 Prozent gestiegen; das entspricht ei- 
ner Steigerung der Zahl der Ökobetriebe zwischen 1999 
und 2005 um 43 Prozent. Der Umsatz ist in Deutschland 
im Jahresvergleich um 15 Prozent gestiegen. 

Die Politik von Bund und Ländern reagiert aber auch 
hier gegen den Trend: Trotz der wachsenden Verbrau- 
cherakzeptanz der Ökoprodukte werden die Mittel für 
die Förder- und Umstellprogramme in nahezu allen Bun- 
desländern reduziert bzw. gestrichen. Auch hiermit rich- 
tet sich die Politik gegen die Sicherung von Arbeitsplät- 
zen im ländlichen Raum. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - Zuruf 
von der SPD: So ein öuatsch!) 

Eines ist wohl unbestritten: Unsere Bäuerinnen und 
Bauern brauchen zusätzliche Erwerbsmöglichkeiten. Die 
Arbeitsplätze im ländlichen Raum müssen angesichts 
des immensen Strukturwandels dringend gesichert wer- 
den und, wo immer möglich, neue geschaffen werden. 
Doch genau das wird mit der Kürzung des Bundesanteils 
an der Gemeinschaftsaufgabe „Agrarstruktur und Küs- 
tenschutz“ zumindest inffage gestellt. 

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE] : Genauso 
ist es!) 

Statt die Streichung der EU-Mittel für die ländliche Ent- 
wicklung wenigstens teilweise zu kompensieren, werden 
50 Millionen Euro gestrichen. Damit gehen nicht nur die 
Bundesgelder, sondern auch die Kofinanzierungsanteile 
der Länder verloren. 

Woher soll das Geld kommen, das für Agrarumwelt- 
maßnahmen, für die Förderung des tierartgerechten 
Stallbaus und für Agrarinvestitionsprogramme benötigt 
wird? Dabei werden gerade diese Gelder zur Sicherung 
der Arbeitsplätze im ländlichen Raum dringend benötigt. 

Im Koalitionsvertrag steht: 

Die Bundesregierung wird eine nationale Strategie 
zur ländlichen Entwicklung vorlegen und darüber 
einen umfassenden Dialog führen. 

Angesichts der aktuellen Politik klingt das fast wie eine 
Drohung! 


Aber der Bundesregierung fehlt nicht nur ein Konzept (C) 
für den ländlichen Raum, ihr fehlt auch ein Konzept für 
die Agrarressortforschung. 1996 hatte der Bundestag 
tief greifende Kürzungen bei der Agrarressortforschung 
beschlossen, übrigens gegen die Stimmen der damals 
oppositionellen SPD und ohne vorherige fachliche Prü- 
fung und Ermittlung des tatsächlichen Bedarfs der Bun- 
desregierung an wissenschaftlicher Politikberatung. 
Haushälter haben damals die Agrarforschungslandschaft 
„gestaltet“. Laut Antwort der Bundesregierung auf eine 
aktuelle Nachfrage von mir wurde damals entschieden, 
dass 2 600 Personalstellen im Jahr 2008 reichen müssen. 

Im gesamten Ressortforschungsbereich sind das 
1 000 Arbeitsplätze weniger. 830 sind bereits gestrichen, 
und zwar zufällig, nämlich dort, wo gerade eine Stelle 
frei geworden ist. 

Warum spreche ich das hier an? Weil sich solch ein 
unsinniger Vorgang im Augenblick wiederholt und wie- 
der Haushälter die Agrarressortforschung neu ordnen. 
Minister Seehofer hat laut Presse die jüngste Vorlage als 
„nicht fortschrittlich genug“ zurückgewiesen und die 
Vorlage eines neuen Rahmenkonzeptes für Mitte/Ende 
Juli angekündigt. Ich fordere Minister Seehofer und uns 
alle dazu auf, sich zunächst die Erfahrungen mit dem 
96er- Projekt anzusehen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Seit zehn Jahren wurde nahezu keine frei gewordene 
Stelle in der Agrarressortforschung wieder besetzt. Da- 
mit fielen meist auch die entsprechenden Aufgaben weg 
- ohne jede Prüfung der Relevanz. (D) 

Dazu ein konkretes Beispiel: Das einzige Forschungs- 
projekt, das sich mit der aktuellen, dramatischen räumli- 
chen Ausweitung und dem Anstieg der Häufigkeit des 
Kleinen Fnchsbandwnrms bei Füchsen und Marder- 
hunden in der Bundesrepublik beschäftigt hat, ist seit 
meinem Einzug in den Bundestag wissenschaftlich tot. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist keine Hobby- 
forschung: Der Kleine Fuchsbandwurm verursacht die 
gefährlichste von Tieren auf Menschen übertragbare pa- 
rasitäre Erkrankung in Europa, die ohne frühzeitige Dia- 
gnose und Behandlung fast immer tödlich verläuft. Nie- 
mand kennt zurzeit die Auswirkungen der 
Veränderungen in den Tierpopulationen auf das Infek- 
tionsrisiko des Menschen. Dieses Wissensdefizit könnte 
dem selbsternannten Lebensminister Seehofer sehr 
schnell auf die Füße fallen. 

Aber es fielen nicht nur wichtige Forschungsarbeiten 
weg. Eine ganze Wissenschaftlergeneration hat in diesen 
zehn Jahren in der Ressortforschung kaum Fuß fassen 
können - mit entsprechenden Konsequenzen für den Al- 
tersdurchschnitt in diesen Einrichtungen. Dieser Verlust 
ist kaum zu kompensieren. In diesen zehn Jahren des 
Personalabbaus wurden zudem keine neuen wissen- 
schaftlichen Kapazitäten für die Politikberatung der 
Bundesregierung aufgebaut, die dringend nötig wären. 

Die Arbeit des Biomasseforschungszentrums schleppt 
sich dahin; das Amt für Produktsicherheit ist über die 
Willensbekundung kaum hinausgekommen. 
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(A) Ein weiteres Sorgenkind ist nach wie vor die Veteri- 
närepidemiologie. Dabei ist dieses Thema auch für un- 
sere Landwirtschaft sehr wichtig; denn die ökonomi- 
schen Verluste durch Infektionserreger sind gigantisch 
und die emotionalen Folgen für die Tierhalter sehr dra- 
matisch. 

Erinnern wir uns an die brennenden Kadaverberge im 
Jahre 2001 während des MKS-Seuchenzugs in Großbri- 
tannien. Die Verluste in diesem Zusammenhang werden 
mit insgesamt 3,1 Milliarden Pfund Sterling angegeben. 
Die Landwirte verloren damals 20 Prozent ihres gesam- 
ten landwirtschaftlichen Einkommens. Die Kosten durch 
BSE werden für Großbritannien für das Jahr 1996/1997 
mit 1,5 Milliarden Pfund angegeben. Im Zusammenhang 
mit dem Ausbruch der Geflügelpest 1999/2000 entstan- 
den der italienischen Geflügelindustrie Kosten von 
620 Millionen US-Dollar. 14 Millionen Tiere mussten 
damals getötet werden. In den Niederlanden werden im 
Rahmen des Geflügelpeslausbruchs im Jahre 2003 Kos- 
len von 500 Millionen Euro im Hinblick auf die Geflü- 
gelinduslrie angegeben. Davon entslanden allein 
270 Millionen Euro durch Tierseuchenbekämpfungs- 
maßnahmen. 

Die Klassische Schweinepest hat in der Bundesrepu- 
blik zwischen 1993 und 1998 Kosten von 1,5 bis 2 Mil- 
liarden DM verursacht. Allein beim Ausbruch in einem 
Großbestand entstand ein Gesamtschaden von 20 Millio- 
nen DM, der zur Hälfte durch die Gewährung von Lan- 
desmitteln als Zuschuss für die Tierseuchenkasse ge- 
deckt werden musste. 

(B) Was sagt uns das? Wissenschaftliche Kapazitäten zur 
Erarbeitung effektiver und Kosten sparender Bekämp- 
fungskonzepte einschließlich der sehr wichtigen Bewer- 
tung der Einschleppungs- und Verbreitungsrisiken sind 
alles andere als Luxus. Im Gegenteil: Wenn wir hier an 
der falschen Stelle sparen, werden wir unter den Bedin- 
gungen eines globalisierten Welthandels unserer Ver- 
antwortung für die einheimische Tierhaltung und die 
Bevölkerung nicht gerecht. Der Schaden kann die Ein- 
sparsumme sehr schnell exponentiell übersteigen. Wir 
brauchen also dringend ein veterinärepidemiologisches 
Zentrum für die Forschung. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Eines sollte für den gesamten Bereich der Agrarres- 
sortforschung eigentlich selbstverständlich sein: Erst 
muss der wissenschaftliche Beratungsbedarf durch die 
Fachleute definiert werden, dann kann man sich auch er- 
folgreich mit den Haushältern um das Geld streiten. 

Vielen Dank. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Für die SPD-Fraktion hat das Wort der Kollege Emst 
Bahr. 

Ernst Bahr (Neumppin) (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine lieben Kolle- 
ginnen und Kollegen! Frau Dr. Tackmann, es liegt mir 
fern, Ihre Rede zu kommenlieren; aber zwei Bemerkun- 
gen muss ich doch dazu machen. Die eine Bemerkung 


isl: Sie beklagen, dass die Landwirlschaft und der ländli- (C) 
che Raum wegen der Bio- und Ökoenergiepolilik ge- 
schwächt oder gar in die Katastrophe getrieben würden. 
Daher muss ich auf Folgendes hinweisen: Ich habe den 
Landwirten schon vor Jahren gesagt, sie sollten sich auf 
neue Erwerbsquellen umstellen, zum Beispiel auf die Er- 
zeugung von Stoffen, die für die Herstellung von Biodie- 
sel benötigt werden. Das alles ist vehement zurückge- 
wiesen worden. Als wir eine Kürzung der Subventionen 
vorgenommen haben, hat man sich plötzlich darauf be- 
sonnen, dass man ja auf dem Acker gewissermaßen auch 
Energie anbauen kann. Diese gute Entwicklung fördern 
wir jetzt mit unserer Politik weiter. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Das stimmt 
doch nicht!) 

Die zweite Bemerkung ist: Frau Dr. Tackmann, ich 
finde es sehr unfair, wie unkollegial Sie hier über Haus- 
haltspolitiker reden. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Ich will nur einen Ausdrack wiedergeben, den Sie ver- 
wende! haben: Beslimmle Bereiche seien „in die Fänge 
der Haushaltspolitiker geraten“. 

Herr Kollege Goldmann, zu den von Ihnen angespro- 
chenen Ökospielereien. Sie sollten sich einmal vor Au- 
gen führen, dass die Bevölkemng bzw. der Verbraucher 
zunehmend nach Ökoprodukten fragt, 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Ja, ökologi- 
sche Zukunftsprodukte! Das ist vor allem rich- 
tig! Das wollen wir auch! - Zuruf vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Wieso? Ihr 
stoppt sie doch gerade!) 

und dass die Politik - auch dieser Regierung - dies seit 
Jahren fördert und dazu beiträgt, dass Menschen im 
ländlichen Raum andere Erwerbsquellen erschließen. 

Ich finde Ihren Begriff unpassend und finde es nichl in 
Ordnung, wie Sie darüber sprechen. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Das sind 
doch alles Spielereien!) 

- Das können Sie ja so sehen. Das haben Sie bisher in je- 
der Rede so vorgelragen. Ich denke, dass das, was Sie 
dazu gesagl haben, schon allen bekannl ist Es trifft je- 
denfalls sachlich nicht zu. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Doch!) 

Deshalb finde ich es nicht in Ordnung. 

Der Haushalt 2006 findet jetzt seinen Abschluss. Ich 
möchte mich an dieser Stelle natürlich beim Kollegen 
Schirmbeck und bei meinen Kolleginnen und Kollegen 
Berichterstattern recht herzlich bedanken. Wir haben, 
denke ich, trotz unterschiedlicher Auffassungen kon- 
struktiv zusammengearbeitet. Auch die vertrauensvolle 
Arbeit mit dem Ministerium möchte ich dankend erwäh- 
nen. 

Wir haben in den zurückliegenden Jahren immer wie- 
der festgestellt, dass in den öffentlichen Haushalten in- 
tensive Konsolidierungsbeiträge auf der Ausgabenseite 
vorgenommen worden sind. 
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(A) Wir hatten dann Schwierigkeiten, die Einnahmeseite zu 
verbessern. Das ist noch bis heute eine große Schwierig- 
keit. 


(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Was habt ihr 
gemacht? Ihr habt gesagt, ihr braucht keine 
Mehrwertsteuererhöhung und jetzt erhöht ihr 
sie um 3 Prozentpunkte!) 

Wir bekämen die Konsolidierung des Haushalts nicht 
in den Griff, wenn wir nicht andere Maßnahmen ergrei- 
fen würden, so schwer es uns auch fällt. Die Maastricht- 
kriterien und die Vorgaben in Art. 115 des Grundgeset- 
zes zu erfüllen, macht es erforderlich, dass wir die 
Einnahmeseite verbessern. Bisher ist das leider nicht ge- 
lungen. Es ist uns schwer gefallen, durch die Mehrwert- 
steuererhöhung Einnahmen zu realisieren. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Die gilt doch gar 
nicht für den Haushalt 2006!) 

Die Verteilung der Mittel ist in dieser Debatte schon 
verschiedentlich belegt und dokumentiert worden; des- 
wegen will ich darauf nicht weiter eingehen. Für uns hat 
das im Einzelplan 10 die Bedeutung, dass wir bei einem 
Gesamtvolumen von 5,05 Milliarden Euro einen Hand- 
lungsspielraum von nicht ganz 1 Milliarde Euro haben; 
Herr Kollege Schirmbeck hat das schon erwähnt. Auch 
das trifft nicht ganz zu, weil in dieser Summe noch Ver- 
pflichtungsermächtigungen enthalten sind. Wir haben 
daher von der Finanzmasse her große Schwierigkeiten, 
eine moderne Landwirtschaftspolitik zu gestalten. Wir 
haben aber eine Reihe von Schwerpunkten gesetzt. Ich 
.p, bin dankbar, dass wir das hinbekommen haben. Da- 
' ' durch, dass der Sozialbereich fast 74,9 Prozent des 
Haushalts ausmacht - das sind 3,78 Milliarden Euro -, 
wird deutlich, wie schwierig es ist, hier noch Politik zu 
gestalten. Deswegen mussten wir sehen, dass wir das ei- 
nigermaßen hinbekommen. 

Ein Kernpunkt war, die Verbraucherpolitik fortzu- 
setzen. Wir haben sie verstetigen können. Frau Professor 
Müller ist eine sehr verantwortungsvolle Frau, die dem 
Verbraucherzentrale Bundesverband vorsteht und die 
Verbraucherzentralen betreut. Auch sie ist natürlich 
nicht damit zufrieden, dass wir nicht mehr Geld zur Ver- 
fügung stellen können. Sie ist aber froh, wenn die 
Summe wenigstens stabil bleibt. Wenn man sich ansieht, 
wie diese Einrichtung arbeitet, kommt man zu dem Er- 
gebnis, dass sich auch bei knapper werdenden Mitteln 
einiges erreichen lässt, was man gar nicht für möglich 
gehalten hätte. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
des Abg. Hans-Michael Goldmann [FDP]) 

Wir haben die Mittel für die landwirtschaftliche 
Unfallversicherung um 50 Millionen Euro erhöht; Kol- 
lege Schirmbeck hat das schon angedeutet. Das ist ein 
Schwerpunkt für uns, weil wir der Meinung sind, dass 
wir die Beitragserhöhungen, die ansonsten gedroht hät- 
ten, vermeiden müssen. Das ist uns in diesem Fall gelun- 
gen. An dieser Stelle möchte ich aber schon darauf hin- 
weisen, dass es dringend notwendig ist, uns über die 
Neustrukturierung und die Neuausrichtung der landwirt- 
schaftlichen Sozialkassen schnellstens Gedanken zu ma- 


chen, weil diese sonst in Zukunft nicht mehr finanzierbar (C) 
sind. 


(Peter Bleser [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Deswegen bin ich dankbar, dass die CDU/CSU-Fraktion 
dies mitträgt. 

Ein weiterer Punkt sind die nachwachsenden Roh- 
stoffe. Ich muss sagen: Diesen Punkt fordern wir nun 
wirklich kontinuierlich. Wir bleiben dabei, diese Dinge 
für unsere Landwirte und den ländlichen Raum so auszu- 
gestalten, dass man daraus wirklich neue Wirtschafts- 
und Erwerbszweige entwickeln kann. Ich denke, dass die 
anfänglichen Entwicklungen das auch zeigen. Die Be- 
steuerung, die wir planen - wir haben vor, die Landwirt- 
schaft in einem gewissen Sinne davon auszunehmen -, 
wird nicht zu umgehen sein. Das ist finanzpolitisch und 
auch europarechtlich nicht umgehbar. Deswegen werden 
wir zu dieser Besteuerung kommen müssen, so schwer 
sie uns auch fällt. 


(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Sagt das Ihr 
Kollege Scheer auch?) 

Der Ökolandbau wird mit 20 Millionen Euro gefördert. 
Die Leistung, die wir hier erbringen, ist für meine Be- 
griffe vorbildlich, weil hier auch noch einiges zu tun ist. 


Neben diesen Schwerpunkten haben wir einige Ein- 
sparungen zur Auflösung der globalen Minderausgabe 
zu erbringen. Von 5 Milliarden Euro haben wir 200 Mil- 
lionen einzusparen. Das hört sich zunächst gar nicht so 
schlimm an. Wenn aber schon fast drei Viertel der Ge- 
samtsumme nicht mehr zur Verfügung sfehen, dann isf es 
besonders schwer, von 1 Milliarde Euro 200 Millionen 
Euro einsparen zu müssen. Dies isf uns gelungen. Ich bin 
froh, dass wir das alles in die Reihe bekommen konnten. 


(D) 


Ein Knackpunkt bei der Erbringung dieser globalen 
Minderausgabe ist die Gemeinschaftsaufgabe „Agrar- 
struktur und Küstenschutz“. Kollege Schirmbeck hat das 
schon erläutert; ich will das nur andeuten. Die in den 
vergangenen Jahren bereitgestellten Mittel wurden nicht 
ausgeschöpft. Einige Länder hätten mehr annehmen 
können, andere konnten nicht kofinanzieren. Da aber ein 
geltender Schlüssel existiert, können wir die Gelder 
nicht einfach anders verteilen. Das heißt, die Summe, die 
wir zur Verfügung gesfellt haben, hat gereicht. Ich 
denke, mehr ist unter den jetzigen Bedingungen nicht zu 
machen. 


(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Nicht nötig! 

Völlig richtig!) 

Insofern können wir die vorgenommenen Kürzungen 
auch vertreten. Ich jedenfalls stehe dazu. Das wurde 
auch schon bei meinen Ausführungen über die Kürzung 
der Agrardieselbeihilfen deutlich. 

Wir müssen in der Politik manchmal der öffentlichen 
Meinung standhalten. Über kurz oder lang wird es zu ei- 
nem Meinungsumschwung kommen, der dann konstruk- 
tiv genutzt werden kann. Das ist sicherlich auch in ande- 
ren Punkten nötig. 

Die Mehrwertsteuererhöhung bringt auch für die 
Landwirte Belastungen mich sich. Auch das ist uns nicht 
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(A) leicht gefallen. Deswegen ist die Vorsteuerpauschale für 
die landwirtschaftlichen Kleinbetriebe und Nebener- 
werbslandwirte von 9 Prozent auf 10,7 Prozent erhöht 
worden, ln der Forstwirtschaft ist sie von 5 Prozent auf 
5,5 Prozent erhöht worden. Ich denke, damit tragen wir 
dazu bei, dass die Belastungen im Wesentlichen kom- 
pensiert werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dass der Anteil der Sozialausgaben an den Gesamt- 
ausgaben des Einzelplans 74,9 Prozent beträgt, ist ein 
Signal, dass man etwas tun muss. Es ist notwendig, die 
Aufgaben anzugehen. Vom Bundesrechnungshof, vom 
Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver- 
braucherschutz und auch von den Trägem der Sozialver- 
sichemng in der Landwirtschaft gehen deutliche Signale 
aus, dass wir zu konstruktiven Gesprächen über vernünf- 
tige Lösungen in diesem Bereich kommen werden. Ich 
erwarte, dass wir das in Kürze angehen und im neuen 
Haushaltsplan 2007 zumindest von neuen Eckdaten aus- 
gehen können, um die Kostenentwicklung zu dämpfen, 
sodass die Finanziemng der Landwirtschaft in den 
nächsten Jahren keinen Anlass mehr zu großer Sorge ge- 
ben wird. Ich erwarte, dass wir den Spielraum für die 
Gestaltung einer modernen Landwirtschaftspolitik zu- 
gunsten des ländlichen Raumes und des Verbraucher- 
schutzes vergrößern können. Ich hoffe, dass uns das 
schon in den nächsten Wochen und Monaten gelingt. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

(B) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Für Bündnis 90/Die Grünen spricht Alexander 
Bonde. 

Aiexander Bonde (BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Lassen Sie mich als Haushaltspolitiker feststellen, dass 
es in der Haushaltspolitik nicht nur auf das Sparen an- 
kommt; auch das Gestalten muss im Vordergmnd stehen. 
Bei allen notwendigen Sparbemühungen muss man auch 
klären, wo durch Einspamngen Schaden angerichtet 
wird, der sich nicht wieder gutmachen lässt. Der Einzel- 
plan, den wir gerade beraten, ist ein trauriges Beispiel; 
denn er sendet dramatische Signale hinsichtlich der Si- 
tuation des ländlichen Raumes und der Auswirkungen 
auf bäuerliche Familienbetriebe. 

Wir dürfen an dieser Stelle nicht nur den Bundeshaus- 
halt sehen; vielmehr müssen wir eine Gesamtbetrach- 
tung anstellen. Die Ära dieser neuen Koalition hat mit 
einem sehr unseligen Beschluss auf EU-Ebene begon- 
nen. Die neue Bundeskanzlerin hat dort praktisch die 
zweite Säule der AgrarfÖrdemng für Deutschland ge- 
kappt. Sie hat mit ihren Verhandlungsergebnissen im 
ländlichen Raum den Kahlschlag eingeläutet. West- 
deutschland wird 45 Prozent weniger Mittel aus dem Eu- 
ropäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 
des ländlichen Raumes erhalten; für Ostdeutschland sind 
es 25 Prozent weniger. Die Bundesregierung kam mit ei- 


nem Minus von 3,5 Milliarden Euro für den ländlichen (C) 
Raum aus Brüssel zurück. 

(Waltraud Wolff [Wolmirstedt] [SPD]: Das war 
doch keine deutsche Entscheidung!) 

- Das müssen Sie sich schon sagen lassen, liebe Kolle- 
ginnen und Kollegen von der SPD. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

In demselben Beschluss isl übrigens die klassische 
Agrarsubvention in der ersten Säule von dieser Koalition 
unangetastet geblieben, obwohl die Großindustrie im 
Agrarbereich so gut verdient, dass Sie, Herr Minister, 
sich immer noch weigern, offen zu legen, wer die Emp- 
fänger dieser Subventionen in Deutschland sind. Sie ha- 
ben erst auf EU-Ebene schlecht verhandelt und setzen 
jetzt in diesem Haushalt noch einen oben drauf Bei der 
Gemeinschaftsaufgabe „Agrarstruktur und Küsten- 
schutz“ nehmen Sie zusätzliche Kürzungen in Höhe von 
50 Millionen Euro bei den Strukturmitteln für den länd- 
lichen Raum vor. Damit gefährden Sie die Entwicklung 
in ohnehin geschwächfen ländlichen Regionen, wo der 
Sfrukturwandel schon jefzf hohe Anforderungen an die 
Landwirte stellt, Auswirkungen auf die Arbeitsplätze hat 
und sich das Problem des Bevölkerungsrückgangs stellt. 

Diese Kürzungen betreffen am stärksten die Agrarum- 
weltmaßnahmen, die Ausgleichszulagen für benachtei- 
ligte Gebiete, die Vermarktung und Verarbeitung, die 
Unterstützung der Direktvermarktung und regionale Pro- 
duktkreisläufe. 

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Woher wis- (D) 
sen Sie das? - Gegenruf der Abg. Bärbel Höhn 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Der Kollege 
weiß mehr von den Ländern als Sie!) 

- Da Sie fragen, Herr Kollege, woher ich das weiß - der 
eine oder andere wird es schon gehört haben -: Mein 
Wahlkreis liegt im Schwarzwald. In meinem Wahlkreis 
reden wir über die Höhenlandwirlschaft, über kleine Fa- 
milienbetriebe, die in schwierigster Bewirtschaftungs- 
situation in Höhenlagen Flächen bewirtschaften und die 
Kulturlandschaft Schwarzwald erhalten. Das sind eben 
nicht die Großbetriebe, die Sie mit Ihrer Politik fordern. 

Das sind Betriebe, die auf diese Strukturmaßnahmen 
dringend angewiesen sind. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie sollten sich einmal fragen, ob die Menschen, die 
das im Familienb eirieb - oft im Nebenerwerb - machen 
und die alle nicht reich davon werden - das wissen Sie 
so gut wie ich -, nicht eine wesentlich größere Unterstüt- 
zung dieses Parlaments verdient hätten als diejenigen, 
für die Sie hier Agrarpolitik machen. Sie gehen den 
kleinen bäuerlichen Strukturen auf dem Land an den 
Kragen. Sie sollten sich langsam fragen: Wollen Sie in 
solchen Bereichen eigentlich noch Landwirtschaft be- 
treiben? Die Kürzungen, die Sie auf europäischer Ebene 
verhandelt haben und die Sie jetzt hier nachvollziehen, 
verdeutlichen eine klare Antwort. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Georg 
Schirmbeck [CDU/CSU]: Lächerlich!) 
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(A) Ich will beim Beispiel Baden-Württemberg bleiben. 
Zentrale Bedeutung für die Landwirtschaft in Baden- 
Württemberg hat das Programm MEKA. Die Politik, die 
Sie betreiben - ich meine die CDU und SPD; die CSU 
muss man hier besonders erwähnen, weil es vielen von 
der CSU im Herzen wehtut, worüber sie hier mitstim- 
men müssen -, führt dazu, dass in Baden- Württemberg 
47 Prozent der Mittel in diesem Bereich fehlen. Das ist 
von früher 115 Millionen Euro ein Rückgang auf 
6 1 Millionen Euro pro Jahr. 

Ich appelliere hier an alle von Ihnen - ich weiß, dass 
hier genügend Abgeordnefe aus meiner Region sifzen, 
die wissen, was für einen dramatischen Einschnitt das 
bedeutet Sie haben hier in namentlicher Abstimmung 
die Möglichkeit, zumindest Kürzungen in Höhe von 
50 Millionen Euro zurückzunehmen. Wenn Ihnen die 
Landwirtschaft am Herzen liegt, dann geben Sie sich ei- 
nen Stoß. 

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Dann ma- 
chen wir neue Schulden, oder was? - Hans- 
Michael Goldmann [FDP]: Wollen Sie aus der 
Gemeinschaftsaufgabe heraus?) 

Wir haben viele positive Rückmeldungen zu diesem An- 
trag bekommen. Es reicht aber nicht, wenn dieser Antrag 
allgemeine Zustimmung bekommt. Auch Sie müssen 
zeigen, dass diese Zustimmung etwas wert ist. Dazu ha- 
ben Sie in der Abstimmung über unseren Antrag die 
Chance. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Ulrich Kelber [SPD]: Das ist doch einfach un- 
ehrlich!) 

- Das ist nicht unehrlich. 

(Hans-Michael Goldmarm [FDP]: Doch, ist 
es!) 

Wir als grüne Fraktion haben in den Haushaltsverhand- 
lungen belegt, dass dieser Antrag finanzierbar und im 
Rahmen dieses Einzelplans gestaltbar ist. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, Sie 
belegen mit diesem Haushaltsplan, dass Sie nicht in der 
Lage sind, substanzielle Einsparungen zu erbringen, und 
dass Sie gleichzeitig nicht in der Lage sind, eine positive 
Gestaltung vorzunehmen. Die Einzelplanberatung, die 
wir hierzu geführt haben, hat das nachdrücklich belegt. 
Die Schwerpunktsetzung, die Sie in der Landwirtschaft 
vornehmen, ist ein Kahlschlag. Dafür müssen Sie sich 
verantworten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Widerspruch bei der SPD) 

- Sie brauchen nicht zu schreien. Gehen Sie mit diesen 
Beschlüssen auf die Höfe! Reden Sie mit den Landwir- 
ten und sagen Sie ehrlich, welche Politik Sie an dieser 
Stelle beschreiten! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Dr. Uwe Küster [SPD]: Bisher war es eine ge- 
mütliche Runde! - Hans-Michael Goldmann 
[FDP]: Das ist ja völlig neben der Sache, was 
Sie da erzählen!) 


Kleine Leute gibt es auch auf dem Land. Sie machen (C) 
eine Politik gegen den ländlichen Raum; da hilft das 
ganze Geschrei nicht. 

Sie haben die Chance, Kürzungen zurückzunehmen. 

Ein entsprechender Antrag steht zur Abstimmung auf 
der Tagesordnung. 

(Waltraud Wolff [Wolmirstedt] [SPD]: 

Demagoge!) 

Wir sind gespannt, wie Sie sich verhalten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Hans-Michael Goldmarm [FDP]: Das ist ein- 
drucksvoll blind, was Sie da von sich geben!) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Das Wort hat jetzt der Bundesminister Horst 
Seehofer. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 


Horst Seehofer, Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte zuallererst den beiden Berichterstattern Georg 
Schirmbeck und Emst Bahr, den beiden Arbeitsgmppen- 
sprechem Waltraud Wolff und Peter Bleser sowie den 
beiden stellvertretenden Fraktions Vorsitzenden Wolfgang 
Zöller und Ulrich Kelber Dank sagen für die ungewöhn- 
lich gufe und angenehme Zusammenarbeif, die wir in 
den lefzfen Monafen innerhalb der Koalition in unserem 
Aufgabenfeld hatten. Ich habe im Laufe eines Viertel- 
jahrhunderts hier im Parlament viele Funktionen in der 
Opposition und in der Regierang innegehabt. Ich muss 
Ihnen sagen, dass die Zusammenarbeit, die ich in den 
letzten Monaten erfahren und praktiziert habe, zu dem 
Besten gehört, was ich in der Politik erlebt habe. 


(D) 


(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 


Dafür möchfe ich den Fraktionen und insbesondere den 
genannten Personen danken. Ich meine sogar Herrn 
Kelber. Ich habe nichts dagegen, wenn mehrere Men- 
schen bei politischen Entscheidungsprozessen mitden- 
ken. 


Das Ringen um Lösungen war zwar manchmal nicht 
einfach. Aber wir haben immer im Interesse unseres 
Landes, unseres Volkes und der Sache vernünftige Lö- 
sungen gefunden. Es war in menschlicher Hinsicht sehr 
angenehm. Ich greife einen Satz auf, der heute schon ge- 
fallen ist: Es war kluge und handwerklich saubere Ar- 
beit. 


(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD - 
Hans-Michael Goldmann [FDP]: Die schlim- 
men Oppositionsleute!) 


Herr Bonde, ich habe mir die Zahlen betreffend die 

Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes“ angeschaut. Als 
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(A) Ihre Partei das Ministerium übernommen hat, belief sieh 
das Ausgabenvolumen dieser Aufgabe auf 875 Millio- 
nen Euro. Als ieh naeh Ihrer Regierungszeit das Ministe- 
rium übernommen habe, belief sieh das Ausgabenvolu- 
men auf nur noeh 665 Millionen Euro. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Hört! Hört!) 

Das ist eine Reduzierung der Mittel für den ländliehen 
Raum um 210 Millionen Euro. Nun kann man über Kür- 
zungen reden und denken, wie man will. Wer aber wie 
Sie um 210 Millionen Euro gekürzt hat, sollte sieh nieht 
zum Anwalt des ländliehen Raumes maehen, wenn es 
um 50 Millionen Euro geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Das ist die Realität: 210 Millionen Euro weniger! Das 
müssen Sie draußen erklären. 

Herr Fell, Sie fahren in meinem Wahlkreis herum und 
tun so, als ob der Weltuntergang bevorstünde, weil wir 
beabsiehtigen, die Biokraftstoffe zu besteuern. leb pro- 
gnostiziere Ihnen: Das wird genauso wirkungslos blei- 
ben wie die früheren Versuehe. Verfolgen Sie genau, was 
am Woehenende und in der näehsten Woehe gesehieht! 
Dann werden Sie alle Ihre Reden vom Niedergang der 
Biokraftstoffe wegen der geplanten Besteuerung beerdi- 
gen bzw. umweltfreundlieh verbrennen können; denn 
unsere Entseheidungen sind gut vorbereitet. Es bleibt bei 
unserer politisehen Zielsetzung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Lieber Kollege Goldmann, ieh wollte mieh mit Ihnen 

(B) eigentlieh nieht explizit auseinander setzen. Aber Sie ha- 
ben heute wieder einen kleinen Rüekfall erlitten und sieh 
auf das Rügen-Niveau begeben. Ieh möehte in Erinne- 
rung rufen, welehe bedeutende Rolle die FDP in den 
60er-, 70er- und 80er- Jahren in der Landwirtsehaft ge- 
spielt hat. Sie hat große Landwirtsehaftsminister gestellt, 
die sowohl Willy Brandt und Helmut Sehmidt als aueh 
Helmut Kohl gedient haben und die ein hohes Ansehen 
in der Öffentliehkeit genossen haben. Wenn wir von der 
Union damals neben diesen Landwirtsehaftsministem 
von der FDP gestanden haben, dann habe ieh das emp- 
funden, als ob die einen die großen Dirigenten und wir 
kleine Jungs wären, die mit dem Sehepperl nebenherlau- 
fen. Wenn ieh diese große Tradition der FDP im Agrar- 
bereieh mit Ihrer heutigen Argumentation vergleiehe, 
dann muss ieh Ihnen sagen, dass dazwisehen Liehtjahre 
liegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Sie argumentieren ganz einfaeh: Der kann nieht den- 
ken, erst reeht nieht tief sehürfend, weil er des Hoeh- 
deutsehen nieht mäehtig ist. Zudem ist er Opportunist 
und Populist und verhält sieh widersprüehlieh. Aber Sie 
vermeiden sehr sorgfältig, aueh nur anzudeuten, was Sie 
selbst wollen. 

(Hans-Miehael Goldmann [FDP]: Nein! Sie 
haben keine Ahnung von der Saehe, Herr 
Seehofer!) 

Sie haben heute ein paar Andeutungen gemaeht, die 
ieh im Hinbliek auf die öffentliehen Debatten in den 


näehsten Woehen und Monaten - heute haben wir wahr- (C) 
seheinlieh keine Chanee gegen den Fußball - übersetzen 
möehte. Sie haben gesagt, wir sollten die Legehennen- 
verordnung eins zu eins umsetzen. Sie haben aber nieht 
erwähnt, was das bedeutet. Das bedeutet nämlieh, dass 
die Freie Demokratisehe Partei dafür eintritt, dass in der 
Bundesrepublik Deutsehland zur alten Käfighaltung zu- 
rüekgekehrt wird. Diese Käfige sind nämlieh naeh der 
EU-Riehtlinie bis zum Jahre 2012 erlaubt. Ieh halte fest: 

Sie wollen zur alten Käfighaltung zurüekkehren. Das 
wollen wir aber nieht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD - 
Hans-Miehael Goldmann [FDP]: Völliger 
Quatseh! - Dr. Uwe Küster [SPD]: Goldmänn- 
ehen in den Käfig!) 

Wir haben, finde ieh, naeh langer Diskussion eine in- 
telligente Lösung gefunden. Diese habe nieht ieh gefun- 
den. Vielmehr kam sie überrasehenderweise aus der 
Mitte des Parlaments. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der SPD - 
Dr. Uwe Küster [SPD]: Ieh bitte um Korrek- 
tur!) 

Die intelligente Lösung lautet, dass wir eine artgereehte 
Haltung der Tiere unter Beaehtung des Tiersehutzes und 
des Grundgesetzanspruehes einerseits sowie die Ge- 
währleistung, dass in der Bundesrepublik Deutsehland in 
der Zukunft weiferhin Hennen gehalfen werden können, 
andererseifs mifeinander verbinden, sodass wir den Irr- 
sinn vermeiden können, dass die Invesfifionen im Aus- 
land gefäfigf und die im Ausland gelegfen Eier von (D) 
Deufsehland importierf werden. Wir haben eine ideale 
Kombinafion von arfgereehter Haltung, Tiersehutz und 
wirtsehaftliehen Interessen unserer Legehennenhalter 
gefunden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Das isf prakfisehe Polifik. Politik, Herr Goldmann, 
beginnt mit der Betraehtung der Realitäten. Also weg 
mit der Eins-zu-eins-Umsetzung; denn davon haben die 
Leute niehts. 

(Hans-Miehael Goldmann [FDP]: Dann haben 
Sie vor der Wahl gelogen! Dann haben Sie bei 
der Koalitions Vereinbarung gelogen! Dann ha- 
ben Sie in Ihrer Regierungserklärung gelo- 
gen!) 

Zu den Saisonarbeitnehmern. Meine Damen und 
Herren, wenn das Wort vom Fördern und Fordern ange- 
siehts von 4 Millionen Arbeitslosen noeh irgendeine Be- 
reehtigung haben soll, muss es doeh erlaubt sein, 

10 Prozent der Saisonarbeitskräfle aus hier lebenden ar- 
beitslosen Mensehen zu rekrutieren und darüber hinaus 
ausländisehe Kräfte einzusetzen. Das ist doeh eine intel- 
ligente Lösung. Das ist unsere Härtefallregelung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vormittags reden Sie vom Fordern gegenüber den Ar- 
beitslosen und wollen bei Arbeitsverweigerung Leistun- 
gen kürzen, abends spreehen Sie sieh dafür aus, dass alle 
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(A) aus dem Ausland kommen, weil wir den Bedarf im In- 
land angeblich nicht decken können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Zum Thema Impfstoffe. Das Friedrich-Loeffler-Insti- 
tut ist so weit, dass es den von uns allen gewünschten 
Markerimpfstoff in Kürze in einem Feldversuch einset- 
zen kann. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Fünf Jahre 
brauchen sie noch!) 

- Nein, der Feldversuch beginnt. - Das heißt, den For- 
schem ist etwas eingefallen, was Erfolg verspricht. Uns 
hilft der schöne Satz „Impfen statt töten“ gar nichts, weil 
er intellektuell nicht stimmt. Wenn in den Niederlanden 
oder Frankreich in einem Bestand, der geimpft ist, eine 
Tierseuche ausbricht, muss der Bestand trotzdem getötet 
werden. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Aber es 
bricht ja gar keine aus!) 

Impfen und töten ist die ehrliche Antwort. 

Aber wir sind, auch durch zusätzliche Diskussionen 
und finanzielle Ausstattung unserer Forschungsinstitute, 
jetzt in der Lage, einen Feldversuch mit dem Marker- 
impfstoff zu beginnen. Das ist in der Wissenschaft so et- 
was wie die klinische Erprobung eines Arzneimittels. 
Das ist ein Riesenfortschritt, der Hoffnung gibt, dass wir 
in der Tierseuchenpolitik einen Strategiewechsel errei- 
chen, sodass Impfen eine Alternative zum Aufstallen 
wird. Wir sind weiter als je zuvor und das möchte ich 

(B) dem Parlament mitteilen. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Wir werden 
das am 4. Juli in der Anhömng erörtern!) 

Zur Grünen Gentechnik. Da kann man viel schwa- 
feln; viele, die nichts darüber wissen, schreiben darüber. 
Wir haben in der letzten Woche mit denen, die auf 
diesem Feld tätig sind, dem Bundesverband der Sorten- 
hersteller und den Biotechuntemehmen, eine Gmnd- 
satzvereinbarung geschlossen, in der Freiheit und 
Verantwortung miteinander verbunden werden. Die Un- 
ternehmen erklären, dass sie zu ihrer Verantwortung ste- 
hen. Sie sagen: Wir wollen, dass das geltende Haftungs- 
recht in der jetzigen Form bestehen bleibt, dass nur 
einige unbestimmte Rechtsbegriffe präzisiert werden. 
Aber wir stehen zu unserer Verantwortung und werden 
im Fall der Auskreuzung - der im Übrigen in der Bun- 
desrepublik Deutschland noch nie vorgekommen ist - 
die Haftung übernehmen. - Das geschieht nicht durch 
gesetzliche Gängelung, sondern durch eine Verbände- 
vereinbarung, an der der Deutsche Bauernverband, die 
Wirtschaft und die Bundesregierung mitwirken werden. 
Das ist die ideale Konstellation von Freiheit und Verant- 
wortung in einem schwierigen Feld. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Maßlos enttäuscht bin ich, wenn ich höre, wie ein 
FDP-Politiker eine politische Debatte über die Zustän- 
digkeitsfrage führt. Ich stehe zu dem, was ich vor zehn 
Jahren am Rednerpult des Bundestages in Bonn zum 


Thema Nichtraucherschutz iu öffeutlicheu Räumeu (C) 

gesagt habe. Damals habe ich mich als Gesundheits- 
minister dafür ausgesprochen, dass die Freiwilligkeit zu- 
nächst Vorrang hat. Aber wenn die Freiwilligkeit im 
Laufe der Jahre nicht zum Tragen kommt, müssen wir 
den Gesundheitsschutz durch einen kleinen Paragrafen 
unterstützen. Italien hat das mit einem einzigen Satz ge- 
regelt; das hat nichts mit Regulierung und Bürokratie zu 
tun. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Die haben 
aber auch keinen Föderalismus!) 

Bürokratie hat für die Bevölkerung nichts mit der Si- 
cherstellung des Gesundheitsschutzes zu tun; das sage 
ich Ihnen. 

Nachdem jetzt einige Jahre vergangen sind und auch 
Einrichtungen und Organisationen, die man dem öffent- 
lichen Raum zuordnen kann, zum Beispiel die Bahn, der 
Aufforderung zur Freiwilligkeit aus meiner Sicht nicht 
ausreichend nachgekommen sind, stellen Sie nun die 
Frage: Darf ein Verbraucherschutzminister eine Debatte 
darüber eröffnen? 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Nein, Sie 
haben die Lösung genannt!) 

Das erinnert mich an den Heiligen Sankt Bürokratius. 

Bei dem geht es nämlich nach dem Grundsatz: Bin ich 
sachlich und örtlich zuständig? - Wir müssen wieder po- 
litisch denken und nicht so bürokratisch: Sind wir sach- 
lich oder örtlich zuständig? 

Ich bleibe dabei, dass wir in Deutschland eine öffent- (D) 
liehe Debatte über den Schutz von Nichtrauchern brau- 
chen. Ich gönne jedem, wie er lebt. Aber wer sich in öf- 
fentlichen Gebäuden aufhält, dem muss der Staat 
garantieren, dass seine Gesundheit geschützt ist. Dabei 
bleibe ich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Zu den Bundesforschungsanstalten noch eine Be- 
merkung, Frau Tackmann. Es ist so, wie Sie erfahren ha- 
ben. Mein Ministerium hat offensichtlich eine ausrei- 
chende Pressearbeit, sodass alles, was ich entscheide, 
sofort bei Ihnen landet. Ich kann Ihnen dazu nur sagen: 

Ich halte nichts von einer Reform der Bundesfor- 
schungsanstalten nach der Methode: Wie viel Planstellen 
sparen wir ein? Das ist ein Annex; der muss auch sein. 
Natürlich müssen wir das Ganze wirtschaftlich organi- 
sieren. Aber meine erste Frage ist - sie ist bei uns im 
Hause noch nicht ausreichend beantwortet; das ist eine 
exekutive Maßnahme -: Welche wissenschaftlichen 
Zielsetzungen verbinden wir mit einer Bundesfor- 
schungsanstalt? Mein Ehrgeiz ist und unser gemeinsa- 
mer Ehrgeiz sollte sein, dass die Bundesforschungsan- 
stalten, die wir in der Zukunft haben, national und 
international erstklassige Reputation genießen. Nicht die 
Zahl der Planstellen ist für mich entscheidend, sondern 
für mich ist entscheidend, Herr Bahr und Herr 
Schirmbeck: Welche politischen Zielsetzungen haben 
wir? Erreichen wir mit der Organisation unserer For- 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 40. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 22. Juni 2006 


3825 


Bundesminister Horst Seehofer 

(A) schungslandschaft in der Ressortforschung eine natio- 
nale und internationale Reputation, auf die wir stolz sein 
können? Dafür werbe ich bei den Bundesforschungsan- 
stalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN) 

Zum Schluss, Herr Goldmann, möchte ich Sie herz- 
lich gern einladen, mich ohne jede Selbstbeteiligung ein 
paar Tage lang durch die Bundesrepublik Deutschland 
zu begleiten. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Dann würden Sie sehen, wie die Stimmung in der Land- 
wirtschaft, in der Agrarwirtschaft und bei den Verbrau- 
chern ist. Das wäre eine wunderbare Geschichte. Ich 
lade Sie nicht nur ein, im Auto mitzufahren; Sie bekom- 
men von mir auch zu essen, zu trinken, alles, was Sie 
zum persönlichen Wohlbefinden brauchen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Eines sage ich Ihnen: Wenn Sie dem nicht zustimmen, 
dann verweise ich darauf, dass das Investitionsklima in 
der deutschen Agrarwirtschaft und die Exportziffem so 
gut sind wie nie zu vor, seitdem man in diesem Feld Auf- 
zeichnungen macht. 

(Peter Bleser [CDU/CSU]: So ist es!) 

Ich sage nicht, dass das alles unserer Politik zuzuord- 
nen ist. 

(ß\ (Hans-Michael Goldmann [FDP]: Weiß Gott 

nicht!) 

Es ist auch dem Fleiß und dem Können der Menschen 
zuzuordnen. Aber ein bisschen hat das schon mit den po- 
litischen Rahmenbedingungen zu tun, die wir in den 
letzten Monaten gemeinsam gesetzt haben. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD - 
Hans-Michael Goldmann [FDP]: Nein, über- 
haupt nicht!) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Das Wort hat der Kollege Dr. Edmund Geisen, FDP- 
Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Dr. Edmund Peter Geisen (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen! Sehr 
geehrte Herren! Landwirtschaft ist mehr als produzieren, 
Landwirtschaft geht alle an. Lassen Sie mich deshalb 
vorab einiges nochmals deutlich machen. 

Erstens. Das deutsche Agrarbusiness trägt mit 
15,2 Prozent zur Bruttowertschöpfung in Deutschland 
bei. 

Zweitens. Die Landwirte sichern als Produzenten und 
Verbraucher Tausende von Arbeitsplätzen. Genau 
11,1 Prozent aller Erwerbstätigen in Deutschland oder 


jeder neunte Arbeitsplatz hängt von der Landwirtschaft (C) 
ab. 

Drittens. Die Produktion besteht aus hochwertigen 
und sicheren Nahrungs- und Genussmitteln für Mensch 
und Tier und einer Menge von nicht monetär zu bewer- 
tenden Produkten wie Landschaftsästhetik, Produkt- 
kreisläufen, Erholungs- und Umweltfunktionen. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Peter 

Bleser [CDU/CSU]) 

Weil dem so ist, meinen wir, dass es nicht ausreichend 
ist, die Bedeutung der Landwirtschaft an medienwirk- 
samen Skandalen oder Skandälchen auszurichten und 
nur noch verbraucherpopulistische Aussagen zu machen. 

(Beifall bei der FDP) 

Werter Herr Minister Seehofer, die Branche der Land- 
wirtschaft hat zu Beginn großes Vertrauen in die große 
Koalition gesetzt. Bis heute hat sich aber nur Enttäu- 
schung breit gemacht. Die Erwartungen der Bauern wur- 
den in keiner Weise erfüllt. Das wird im Laufe meines 
Vortrags noch deutlicher. 

Damit die deutsche Landwirtschaft langfristig ihre 
Aufgaben erfüllen kann - das ist im Interesse unserer ge- 
samten Gesellschaft -, braucht sie vor allem Folgendes: 
Erstens gleiche Produktionsbedingungen durch harmoni- 
sierte Vorschriften auf EU-Ebene, zweitens gleiche 
Wettbewerbsbedingungen, zumindest innerhalb der EU, 
drittens eine Befreiung von den Altlasten. 

Lassen Sie mich hier ein paar Beispiele nennen. 

Zu den Produktionsbedingungen. Es kann nicht 
sein, dass unsere europäischen Nachbarn nach anderen 
Vorschriften produzieren können. Wir brauchen in Eu- 
ropa gleiche Vorgaben in den Bereichen der Tierhaltung, 
des Pflanzenbaus und des Pflanzenschutzes. 

(Beifall bei der FDP) 

Zu den Wettbewerbsbedingungen. Ich finde es un- 
möglich, dass den Bauern in unserem Land aufgrund po- 
litischer Vorgaben überhöhte Kostenbelastungen entste- 
hen. Ich komme von der belgischen Grenze. Wenn mein 
Schwager als Landwirt einen Tag Feldarbeit betreibt, hat 
er - bei vergleichbaren Maschinen - 200 Euro mehr Die- 
selkosten als die Bauern aus Belgien und Luxemburg, 
die in der Nachbarschaft auf dem Feld genau dieselbe 
Arbeit leisten. Das haben wir insbesondere der Diesel- 
und der Ökosteuer zu verdanken. Herr Minister 
Seehofer, setzen Sie sich dafür ein, dass die deufschen 
Bauern die gleichen Sprifkosten haben. 

(Beifall bei der FDP) 

Zu den Altlasten. Die Landwirte erwarten dringend 
eine Befreiung von den Fesseln des alten Sozialsystems 
mit seinen überhöhten Kosten. Das gilt insbesondere für 
die landwirtschaftliche Unfallversicherung. Hier plädiert 
die FDP für einen grundlegenden Systemwechsel: weg 
vom umlagefinanzierten Modell, hin zum Kapitalde- 
ckungsverfahren bei Übernahme der Altlasten durch den 
Bund. 

(Beifall bei der FDP) 
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Herr Kollege, Sie müssen bitte zum Sehluss kommen. 

Dr. Edmund Peter Geisen (FDP): 

In diesem Sinne haben sieh sehon vor Woehen der 
Minister und sein Fraktionskollege Herr Bleser geäußert. 
Ende Mai allerdings maehten Sie, Herr Minister, einen 
Rüekzieher und plädierten wieder für das Umlageverfah- 
ren. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Sehluss. 

Dr. Edmund Peter Geisen (FDP): 

Am 3. Juni kam dann der Hammer. Herr Minister, Sie 
sagten im Interview mit dem „Bayemkurier“: 

In Zukunft wollen wir die Unfallversieherungs- 
pflieht bei der Berufsgenossensehaft absehaffen. 

Dieser Ziekzaekkurs eines Ministers verunsiehert unnö- 
tig die Berufsgruppe der Landwirte. So können Sie Ihre 
im „Bayemkurier“ genannte Absieht - „Den Bauern ih- 
ren Stolz zurüekgeben“ - nieht erfüllen. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Herr Kollege, kommen Sie jetzt bitte zum Sehluss. 

Dr. Edmund Peter Geisen (FDP): 

Ja, noeh zwei Sätze. Danke sehön. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Vielleieht noeh einen Satz. 

Dr. Edmund Peter Geisen (FDP): 

Wir von der FDP-Fraktion fordern Sie auf: Sagen Sie 
uns hier und heute, was Sie wirklieh wollen. Sehr geehr- 
ter Herr Minister, im Hinbliek auf den vorgelegten 
Agrarhaushalt möehte ieh Sie auffordem: Streiehen Sie 
alle unnötigen Titel! Berücksiehtigen Sie unsere Spar- 
vorsehläge und Anregungen! So bleiben unserer Land- 
wirtsehaft die notwendigen Mittel erhalten. Berücksieh- 
tigen Sie die eben genannten Fordemngen. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Herr Kollege, Sie müssen wirklich zum Schluss kom- 
men! 

Dr. Edmund Peter Geisen (FDP): 

Wir fordern die Harmonisiemng in der EU, die Besei- 
tigung der überhöhten Kosten und zuletzt die Abschaf- 
fung der Altlasten. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Herr Kollege, Sie benennen gerade zum dritten Mal 
Ihre Fordemngen. Deswegen müssen Sie jetzt bitte zum 
Schluss kommen. 


(Dr. Edmund Peter Geisen [FDP]: Jetzt kommt 
erst das Schönste! - Heiterkeit) 

- Das ist für uns alle sehr schade. Vielleicht können Sie 
es in einem anderen parlamentarischen Gremium unter- 
bringen. 

Ich gebe nun dem Kollegen Ulrich Kelber, SPD-Frak- 
tion, das Wort. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Uirich Keiber (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Manchmal hat man bei den Kollegen der FDP 
das Gefühl, dass sie Freiheit mit Selbstbedienung ver- 
wechseln, zumindest was die Redezeit angeht. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn wir über den Haushalt sprechen, dann müssen 
wir auch über die Schwerpunktthemen sprechen. Ich 
möchte drei solcher Themen anreißen: der Einsatz der 
EU-Mittel in der Landwirtschaft, die Novelle des Gen- 
technikrechts und die Novelle des Verbraucherinforma- 
tionsgesetzes. 

Hinsichtlich der EU-Mittel müssen wir uns fragen: 
Für was und wie viel Geld geben wir aus? Bei dem 
Kompromiss zu den EU-Finanzen kam in der Tat für 
Deutschland ein nicht zufrieden stellendes Ergebnis he- 
raus. Die Mittel in der ersten Säule sind quasi unverän- 
dert. 

(Beifall des Abg. Hans-Michael Goldmann 
[FDP]) 

Aber es gibt deutliche Verluste in der zweiten Säule. An- 
dere Länder haben andere Schwerpunkte bei diesem Fi- 
nanzkompromiss gesetzt. Diesen Punkt muss man als 
Agrarpolitiker auch ansprechen dürfen. 

Das stellt die Koalition natürlich vor ein ernstes Pro- 
blem. Denn wir haben in unserem Koalitionsvertrag 
zwei Festlegungen getroffen. Erstens. Wir wollen die 
Mittel der ersten Säule nicht anfassen. Zweitens. Wir 
wollen die erste und zweite Säule gleichermaßen behan- 
deln. Beides ist mit diesem Agrarkompromiss nicht zu 
erreichen. 

Dabei kennen wir natürlich die Bedeutung der Mittel 
der zweiten Säule für die ländliche Entwicklung, für die 
Arbeitsplätze dort, für den Tourismus und vor allem für 
die damit bezahlten gesellschaftlichen Leistungen, die 
für die Akzeptanz von Agrarsubventionen wichtig sind. 
Deswegen müssen wir Antworten darauf finden, wie wir 
die Streichungen in der zweiten Säule kompensieren. 
Wir müssen die Debatte über die Modulation ausführlich 
und langsam führen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dies muss schrittweise, behutsam und mit Planungs- 
sicherheit für die Landwirte vonstatten gehen, um die 
deutsche Landwirtschaft auf die Zeit nach 2012 vorzube- 
reiten, wo wahrscheinlich die direkten Zahlungen in die- 
ser Höhe nicht mehr erfolgen werden. 
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Ulrich Kelber 

Herr Bonde, wir Sozialdemokraten setzen unter- 
sehiedliehe Sehwerpunkte. Unser erster Sehwerpunkt 
beinhaltet, dass die Mittel in den strukturschwachen 
Regionen verbleiben müssen, in denen sie moduliert 
werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es kann keine Umsehiehtungen in strukturstarke Gebiete 
geben, nur weil es dort eine andere Struktur im Bereieh 
des Nebenerwerbs gibt. Wir müssen diese Mittel dort 
einsetzen können, wo sie entwieklungsfördemd wirken; 
denn in den betroffenen Gebieten sehlagen die demogra- 
fisehen Veränderungen noeh stärker zu als in anderen 
Gebieten. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein ganz wiehtiger Punkt: Wir akzeptieren den Plan 
der Europäisehen Union nieht, jetzt zu verlangen, sieh 
innerhalb von zwei Monaten auf die gesamte Finanzie- 
rung bis 2012 festzulegen. Wir wollen diese Diskussion 
in Ruhe führen. Sie darf wegen der Planbarkeit nieht 
2006 übers Knie gebroehen werden. Wir wollen uns aber 
aueh nieht bis 2012 dureh Brüssel festlegen lassen. 

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: 2008!) 

- Nein, die Verordnung besagt 2012 und verweist neben- 
bei auf den Midterm-Review 2008. 

In den letzten Woehen sind die Spekulationen über 
das Gentechnikrecht ins Kraut geschossen. Vielen der 
daran Beteiligten kann ich nur empfehlen, einfach auf 
die Vorlage der Eckpunkte und auf die Positionierung 
der Koalition zu warten. Es war nämlich viel von Dingen 
zu lesen, die ich in der Diskussion innerhalb der Koali- 
tion nicht mitbekommen habe. 

Wir wissen: Über 80 Prozent der Verbraucherinnen 
und Verbraucher lehnen gentechnisch veränderte Orga- 
nismen ab. Auch Handel und Landwirte wollen zum 
Großteil diese Technik nicht nutzen, sondern sie fordern 
im Gegenteil einen klaren Schutz für gentechnikfreie Le- 
bensmittel. 

Heute gab es ganz aktuell die entsprechende Studie 
aus dem Büro für Technikfolgenabschätzung. Sie zeigt, 
dass Arbeitsplätze in der gentechnikfreien Landwirt- 
schaft massiv gefährdet sind. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Deswegen habe ich persönlich sehr viele Sympathien für 
den Vorschlag des CSU-Generalsekretärs. Diesem ste- 
hen aber EU-Recht und die Koalitionsvereinbarung ein 
Stück weit entgegen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Hans-Michael Goldmann [FDP]: Arbeitsplätze 
in der gentechnikffeien Landwirtschaft sind 
gefährdet? Wo steht das in der Studie?) 

Damit es kein Missverständnis gibt: Ich plädiere ganz 
klar für mehr Forschung im Bereich der Genfechnik. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Wo denn?) 


Es sollfe mehr Sicherheifsforschung und mehr Anwen- (C) 
dungsforschung an dieser Stelle geben. Ich glaube, dass 
es richtig ist, dass die Koalition und der Minister ange- 
kündigt haben, dass die Kritiker in diese Forschung ein- 
gebunden werden sollen, um dort, wo es möglich ist, ei- 
nen Konsens zu erreichen. 

Wir haben in den letzten Tagen öffentliche Aussagen 
des Ministers Seehofer über die zu erwarteten Eckdaten 
für die Gentechnik hören können. Er sieht beispielsweise 
keine Möglichkeit für den Anbau von Genraps in die- 
sem Land. Ich glaube, das isf richtig. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Er ist der Meinung, dass wir große Abstandsflächen 
brauchen. Außerdem soll es keine Bereitstellung von 
Steuermitteln und keine Belastung der GVO-freien Wirt- 
schaft für die Haftung von GVO-Nutzem geben. Herr 
Minister, Sie haben damit die „roten Linien“, die wir als 
SPD-Fraktion gezogen haben, eingehalten. Ich bin mir 
sicher, dass wir schnell zu einem gemeinsamen Ergebnis 
kommen. 

Wenn sich jetzt noch herausstellt, dass die Wirtschaft 
keinen Haftungsfonds aus Wirtschaftsgeldem und keine 
Versicherungslösung unterstützt, dann zeigt das, dass das 
Recht an dieser Stelle nicht ganz schlecht ist, das von ei- 
ner Fraktion gestaltet wurde, die sowohl in der alten wie 
auch in der neuen Regierung vertreten war bzw. ist. 

Wir sind auf jeden Fall auf diese Lösung stolz. Aber 
auch hier ist ein wichtiger Punkt zu beachten: Wir müs- 
sen sicherstellen, dass die Haftungsansprüche von gen- (p)) 
technikfreier Landwirtschaft auch dann, wenn eine Kon- 
famination durch genfechnisch veränderte Organismen 
eintritt, die unter den gesetzlichen Grenzwerten liegt, 
nicht aufgeweicht werden, sondern der Landwirtschaft 
auch in diesem Fall geholfen werden kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Drittes und letztes Thema ist für mich das Verbrau- 
cherinformationsgesetz, das wir bald beschließen wol- 
len. Der Entwurf des Verbraucherinformationsgesetzes 
wurde stark kritisiert; das haben wir mitbekommen. Ge- 
genüber dieser Kritik sind wir nicht blind. Ich glaube, 
dass ein Großteil der Kritik übertrieben ist, weil die Kri- 
tiker unterschätzen, welche Bedeutung die erstmalige In- 
stallation eines eigenständigen Verbraucherinformati- 
onsgesetzes hat. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Herr Kelber, möchten Sie eine Zwischenffage der 
Kollegin Happach-Kasan zulassen? 

Uirich Keiber (SPD): 

Gerne, auch wenn ich dann wahrscheinlich vom Ver- 
braucherinformationsgesetz auf die Gentechnik zurück- 
kommen muss. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Das hängt ja 
miteinander zusammen!) 
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Bitte schön, Frau Happach-Kasan. 

Dr. Christei Happach-Kasan (FDP): 

Herr Kollege Kelber, Sie haben Recht, ich möchte 
zum Thema Gentechnik eine Zwischenfrage stellen. Es 
geht mir insbesondere um die Frage der Haftung. In dem 
nicht autorisierten Eckpunktepapier der Bundesregie- 
rung stand, dass das Wörtchen „insbesondere“ aus dem 
§ 36 gestrichen werden soll, weil, wie der Wissenschaft- 
liche Dienst des Deutschen Bundestages im Jahre 2004 
festgestellt hat, hiermit eine besondere Rechtsunsicher- 
heit verbunden ist. Ich frage Sie nun: Möchten Sie, dass 
das Wörtchen „insbesondere“ in diesem Gesetz beibe- 
halten wird, oder sind Sie ebenso wie die Bundesregie- 
rung damit einverstanden, das Wörtchen zu streichen? 

Damit komme ich auch schon zum Nachbarschafts- 
recht. Sie wissen sicherlich, dass der ehemalige Staatsse- 
kretär Catenhusen einmal in einem „Zeit“-Interview 
deutlich gemacht hat, dass für das Haftungsrecht im 
Prinzip die Regelungen des Bürgerlichen Gesetzbuches 
zum Nachbarschaftsrecht völlig ausreichend seien. Stim- 
men Sie mir und auch Ihrem ehemaligen Staatssekretär 
Catenhusen darin zu? 

Ulrich Kelber (SPD): 

Sie haben eben ein nicht autorisiertes Eckpunktepa- 
pier des Ministers angesprochen, was nun auf einmal 
schon zur Meinung der Bundesregierung avancierte. Ich 
habe das Protokoll meiner bisherigen Rede logischer- 
weise noch nicht vorliegen, aber ich glaube, dass ich ge- 
sagt habe, ich könne allen nur empfehlen, auf die Vor- 
lage des Eckpunktepapiers zu warten und sich dann 
anzuschauen, was darin steht, statt über Dinge zu speku- 
lieren, die überhaupt nicht autorisiert sind, wie Sie ja sel- 
ber feststellten. - Das ist, wie ich glaube, die beste Ant- 
wort auf Ihre Frage. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich hatte von dem Wert eines eigenständigen Ver- 
braucherinformationsgesetzes gesprochen. Wir teilen 
allerdings auch Teile der Kritik. Die SPD hat ja öffent- 
lich gesagt, dass sie an bestimmten Stellen noch mehr 
gewollt hätte, zum Beispiel die Einbindung weiterer Pro- 
dukte und Dienstleistungen, weniger Ausnahmen und ei- 
nen stärkeren Druck auf die Informationspolitik der Un- 
ternehmen. 

(Lachen des Abg. Hans-Michael Goldmann 
[FDP]) 

Man kann auch offen darüber sprechen, dass an be- 
stimmten Stellen die eigenen Positionen von denen des 
Koalitionspartners abweichen und dass man zu einem 
bestimmten Zeitpunkt nur gewisse Punkte umsetzen 
kann. 

Mir kamen nun Ankündigungen aus Baden-Württem- 
berg und Nordrhein- Westfalen zu Ohren, also von CDU- 
regierten Ländern, dass man im Bundesrat die Umset- 
zung einiger dieser Punkte beantragen will. Dazu kann 


ich nur sagen: Herzlich willkommen! An der SPD wird (C) 
diese Initiative zumindest nicht scheitern. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Diese Län- 
der sind aber CDU- und FDP-geführt! So viel 
Zeit muss sein!) 


Da Sie vorhin von Abzocke und komischen Vorschlä- 
gen gesprochen haben, mache ich einen kleinen Ein- 
schub: Ich komme aus Nordrhein- Westfalen, wo die 
FDP mitregiert. Sie streichen im Landeshaushalt die 
Gelder für Kindergärten. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Stimmt 
nicht, was Sie sagen! Ist nicht richtig!) 

- Die Zuschüsse für die Kindergärten werden um meh- 
rere Millionen gesenkt. - Die offizielle Antwort auf die 
Nachfrage der Kommunen, wie sie die Kindergärten nun 
finanzieren sollen, lautet: Hebt doch die Kindergarten- 
beiträge an. Das ist die Antwort der FDP zum Thema 
Kindergärten. 

(Zurufe von der SPD: Buh! - Pfui!) 

Wenn wir das betrachten, was Sie in Ländern machen, 
in denen Sie mitregieren, dann sollten wir auch die 
Schattenseiten Ihres Mitregierens ins Auge fassen und 
nicht nur die goldenen Seiten. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP] : Das müssen 
Sie Ihrem Koalitionspartner sagen!) 

Ich komme nun zu meinem letzten Punkt, dem Ver- (D) 
braucherinformationsgesetz zurück, ein Thema, das Sie 
ja, Herr Goldmann, sehr interessiert, wie an Ihren Zwi- 
schenrufen deutlich wird. Wir haben eine Anhörung 
zum Verbraucherinformationsgesetz durchgeführt. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Sie waren 
nicht dabei! Das ist schade!) 

Ich finde es gut, dass diese Koalition Anhörungen ernst 
nimmt und dann auch bereit ist, Änderungen und Klar- 
stellungen vorzunehmen. Vier Punkte werden wir hier 
noch umsetzen: 

Wir werden über das Ausschussprotokoll klarstellen, 
dass Anträge selbstverständlich per E-Mail und münd- 
lich gestellt werden können. Wir werden ebenfalls klar- 
stellen, dass in der Regel die Daten von den Behörden 
veröffentlicht werden müssen und dass das Zurückhalten 
von Daten eine begründete Ausnahme sein muss. Wir 
werden deutlicher formulieren, dass Rechtsverstöße 
nicht unter den Schutz des Betriebsgeheimnisses fallen. 

Last, but not least werden wir die Frist, in der die Behör- 
den einen Antrag bearbeiten müssen, von acht Wochen 
auf vier Wochen verkürzen. Ich glaube, das sind zum 
Abschied noch vier gute Botschaften für den Verbrau- 
cherschutz. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU - 
Hans-Michael Goldmann [FDP]: Das kostet 
viel Geld!) 


- Sie sind CDU/FDP-regiert. Das stimmt. 
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(A) Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Das Wort hat die Kollegin Bärbel Höhn, Bündnis 90/ 
Die Grünen. 

Bärbei Höhn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle- 
gen! Bei jeder Haushaltsberatung - das ist die Stem- 
stunde des Parlaments - muss man überlegen, was die 
Bundesregierung geleistet hat. Was leistet der zuständige 
Minister in den Bereichen, die er zu verantworten hat? 
Hier geht es um die Landwirtschaft und den Verbrau- 
cherschutz. Es geht darum, ob zusätzliche Zukunftspers- 
pektiven und zusätzliche Perspektiven für Arbeitsplätze 
für den ländlichen Raum geschaffen worden sind. Auf 
genau diese Punkte hin müssen wir diesen Haushalt und 
die bisherige Politik überprüfen. Ich sage Ihnen: Was 
hier beschlossen werden soll, sind zusätzliche große Be- 
lastungen für den ländlichen Raum. Es gibt große Ver- 
säumnisse sowohl bei der Impfpolitik als auch bei der 
Verbraucherschutzpolitik. Das Einzige, was die große 
Koalition geleistet hat, ist, dass die Menschen unter gro- 
ßen Versäumnissen leiden werden und große Belastun- 
gen auf die Menschen in diesen Bereichen zukommen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich will das begründen. Ich fand interessant, wie die 
Beiträge von Alex Bonde hier kommentiert worden sind. 
Es war ein Aufschrei der Entrüstung, zu Recht. Ich habe 
manchmal den Eindruck, dass einige noch nicht ganz 
verstanden haben, wie der ländliche Raum wirklich ge- 
fordert wird. Der ländliche Raum wird nicht nur aus der 

(B) Gemeinschaftsaufgabe gefordert. Herr Minister, Sie ha- 
ben versucht, mit Zahlen die dramatischen Veränderun- 
gen, die stattfinden werden, zu beschönigen. Ja, Sie ha- 
ben Rechf, leider haf die rof-grüne Koalifion in den 
lefzten sieben Jahren die Mittel für die Gemeinschafts- 
aufgabe um ungefähr 200 Millionen Euro kürzen müs- 
sen. Das war mehr Herr Funke als Renate Künast. 

(Widerspruch bei der SPD - Ulrich Kelber 
[SPD]: Die Kürzungsvorschläge kamen immer 
von eurer Seite!) 

Ich sage, dass wir dafür gemeinsam die Verantwortung 
tragen. Es waren 200 Millionen Euro in sieben Jahren. 
Was Sie Vorhaben - das macht die Dramatik aus - ist 
keine Kürzung um 200 Millionen Euro in sieben Jahren, 
sondern eine Kürzung um 450 Millionen Euro in einem 
Jahr. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 


hin unter großem Getöse gesagt, wir seien alle für den (C) 
Naturschufz. De facfo wird aber der Vertragsnaturschufz, 
die Vereinbarungen zwischen Landwirtschaft und Natur- 
schutz, mit den Kürzungen, die Sie eingeleitet haben, ka- 
puttgemacht. Ein Fünftel der Verträge läuft dieses Jahr 
aus und wird nicht verlängert. Das haben Sie mit Ihren 
Entscheidungen erreicht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Hans-Michael Goldmann [FDP]: Stimmt 
nicht! Das ist schlicht falsch, was Sie sagen!) 

Ich komme zum Ökolandbau. Auch er erhält Geld 
aus diesen Mitteln. Ich sage Ihnen unabhängig von Ideo- 
logien: Die Verbraucherinnen und Verbraucher kaufen 
mehr Ökoprodukte. In diesem Jahr gab es wieder einen 
Zuwachs von mehr als 10 Prozent. Was passiert aber 
jetzt? Weil die Länder die Umstellung auf Ökolandbau 
nicht mehr finanzieren können, weil sie die zusätzlichen 
Prämien nicht mehr bezahlen können, kehren heute Öko- 
bauem wieder zum konventionellen Landbau zurück. 

Das haben Sie von der großen Koalition mit Ihren Ein- 
sparmaßnahmen zu verantworten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Wi- 
derspruch bei der CDU/CSU und der SPD) 


Was folgt daraus? Obwohl es mehr Verbraucher gibt, 
die Ökoprodukte wollen, können sie diese Produkte von 
Bauern in Deutschland nicht mehr kaufen. Sie überlas- 
sen diesen Markt den ausländischen Bauern. Das ist ein 
Armutszeugnis für einen Minisfer, der gesagf hat, er will 
etwas für die Bauern tun. Da, wo Zuwachs vorhanden 
ist, wird gestrichen. Da, wo Zuwachs vorhanden ist, gibt 
es keine Perspektive. Das ist Ihre Politik. Mit Verbrau- 
cherschutz hat das nichts zu tun. 


(D) 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Die Zeit ist 
um!) 

Weil die Zeit abläuft, sage ich nur noch eines zum 
Impfen. Herr Seehofer, Sie haben Recht. Wir diskutie- 
ren nicht über Impfen statt Töten. Auch wenn man impft, 
muss man töten. Der Unterschied aber ist, dass Sie, 
wenn Sie impfen, viel weniger Tiere töten müssen. Die 
Niederländer hätten sicherlich damals über 10 Millionen 
Tiere weniger töten müssen. Herr Minister, es macht ei- 
nen Unterschied, wenn Sie 10 Millionen Tiere weniger 
töten müssen. Überdenken Sie endlich einmal Ihre Impf- 
politik. Warten Sie nicht auf einen Impfstoff des Instituts 
auf Riems. Die Niederländer haben schon lange einen, 
der alle Bedingungen erfüllt. 


Warum ist das so? Das haben die meisten noch gar nicht 
verstanden. Die Tatsache, dass Frau Merkel in Brüssel 
mit großen Geschenken aufgewartet hat und damit den 
Bauern 400 Millionen Euro pro Jahr weniger zur Verfü- 
gung sfehen, hat heute schon Bedeutung. Ich sage Ihnen, 
was das in Nordrhein- Westfalen bedeutet. Vertrags- 
naturschutzmaßnahmen zum Beispiel werden für ei- 
nen Zeifraum von fünf Jahren abgeschlossen. Wenn Sie 
eine längerfristige Planung machen müssen - das muss 
jedes Landesministerium -, dann können Sie heute die 
Verträge, die in diesem Jahr auslaufen, weil die fünf 
Jahre vorbei sind, nicht mehr verlängern. Wir haben vor- 


(Peter Bleser [CDU/CSU]: Das stimmt doch 
nicht!) 

Die Niederländer impfen mit H5N9. Dieser Impfstoff 
steht Ihnen schon heute zur Verfügung. Damit haben Sie 
die Möglichkeit, Ihr Ziel zu erreichen. 

Es kann doch nicht sein, dass Sie ideologisch so be- 
setzt sind, dass Sie unbedingt auf einen deutschen Impf- 
stoff setzen. Setzen Sie auf einen Impfstoff, der dafür 
sorgf, dass Sie weniger föfen müssen. Das wäre für die 
Verbraucher, für die Tiere und lefzfen Endes auch für die 
Landwirtschaft besser. 
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Bärbel Höhn 

Versuchen Sie endlich, im Rahmen dieses Haushaltes 
etwas für den ländlichen Raum zu tun. Machen Sie die 
Zukunftsperspektive des ländlichen Raumes nicht ka- 
putt. 

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Gnädige 
Frau, Ihre Redezeit ist um!) 

Dafür sind wir. Ich wünsche Ihnen guten Erfolg. Machen 
Sie das aber bitte nicht so, wie Sie diesen Haushalt ge- 
macht haben. 

Danke schön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Das Wort hat jetzt der Kollege Peter Bleser, CDU/ 
CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Peter Bieser (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Nach 
Jahren der Verunsicherung und Verängstigung der Ver- 
braucherinnen und Verbraucher in Bezug auf unsere Le- 
bensmittelqualität - wir erinnern uns -, nach Jahren der 
Verunglimpfung von 4,2 Millionen Beschäftigten der 
Agrarbranche, 

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Mein Gott, jetzt musst du echt rot wer- 
den!) 

nach Jahren der bis zum Exzess betriebenen Bürokrati- 
sierung der Landwirtschaft, nach Jahren des Pessimis- 
mus, der Hoffungslosigkeit, der Zukunftsangst, sehen 
die Verbraucher sowie die Bäuerinnen und Bauern in 
diesem Land jetzt endlich wieder das Morgenrot der Zu- 
versicht und des Optimismus. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Lachen bei der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Zusammengefasst ist dies das Ergebnis von sieben 
Jahren - von sieben Monaten; sieben Jahre sollen es si- 
cher noch werden - erfolgreicher Politik der Koalition 
und des Bundesministers Horst Seehofer. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Jetzt kommen die sieben mageren 
Jahre!) 

Ich muss noch einmal die Vergangenheit ins Gedächt- 
nis rufen. Frau Künast hat immer versucht, vermeintli- 
che Lebensmittelskandale zu ideologisieren und aus 
der Verängstigung der Verbraucher politisches Kapital 
zu schlagen. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Ja! Da war 
Seehofer ganz anders!) 

Wir haben von Anfang an auf sachliche, wissenschaft- 
lich begründete Lösungsansätze gesetzt: Beim Gammel- 
fleischskandal haben wir ein 10-Punkte-Sofortprogramm 
aufgelegt und nicht die ganze Fleischbranche wegen ei- 
niger weniger schwarzer Schafe, die zu Recht zur Re- 


chenschaft gezogen werden müssen, verunglimpft. Bei (C) 
der Vogelgrippe haben wir den Lösungsansatz gemein- 
sam mit dem hoch anerkannten Friedrich-Loeffler-Insti- 
tut auf der Insel Riems abgestimmt. Wir haben Erfolg 
gehabt. In Deutschland haben wir den geringsten Ver- 
brauchsrückgang bei Geflügelprodukten. Andere Länder 
klagen sehr über den Rückgang. 

Mit dem rigiden Vorgehen bei der Bekämpfung dieser 
Seuche haben wir verhindert, dass bei uns weitere Nutz- 
tierbestände befallen wurden. In anderen Ländern sieht 
das anders aus. Zum Beispiel in Ungarn war vor kurzem 
ein Bestand mit 2 500 Enten betroffen, die alle gekeult 
werden mussten. Insgesamt waren es 450 000 Tiere. Das 
ist ein Erfolg, den wir als Verbraucherschutz verbuchen 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir machen unser Versprechen wahr: Wir verhelfen 
unseren Verbrauchern dazu, auf Augenhöhe am Markt 
teilzunehmen. Auch das ist gelebter Verbraucherschutz. 

Was Frau Künast als selbst ernannte Oberverbrau- 
cherschützerin in fünf Jahren nicht geschafft hat, näm- 
lich ein Verbraucherinformationsgesetz vorzulegen, 
das machen wir jetzt, und zwar in der nächsten Woche. 

Damit haben wir drei große Ziele erreicht, die ich alle 
für sehr beachtenswert halte. 

Erstens. Wir haben die Position der Verbraucher am 
Markt gestärkt, indem sie die Möglichkeit erhalten, bei 
Behörden vorliegende Erkenntnisse über Gesetzesver- 
stöße zu erfahren. Das schafft mehr Sicherheit. 

Zweitens. Noch mehr wirkt, dass die Unternehmen, 
die sich danebenbenommen haben, die glauben, sich mit 
Qualitätsdumping am Markt durchzusetzen, an den 
Pranger gestellt werden. Das wirkt qualitätssteigemd. 

Das dient dem Verbraucherschutz. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Drittens. Die Statistiken belegen leider - ich muss das 
so sagen -, dass die zu uns importierten Produkte nicht 
immer unseren Qualitätsstandard aufweisen. Das heißt, 
dass das Verbraucherinformationsgesetz unseren Unter- 
nehmen einen Vorteil am Markt verschafft. Auch das ist 
Verbraucherschutz. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Bärbel Höhn 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie wissen 
selber, dass das nicht stimmt! Warum lachen 
Sie?) 

Wir nehmen den Verbraucherschutz auch in anderen 
Bereichen sehr ernst. Die Roaminggebühren, also die 
Gebühren, die Handynutzer beim Telefonieren im Aus- 
land zahlen müssen, sind allein aufgrund unserer Initia- 
tive um 50 Prozent gesenkt worden. Das ist etwas, was 
den Verbrauchern im Urlaub dient und den Verbraucher- 
schutz nach vorne bringt. 

Jetzt habe ich es sieben Mal gesagt, jetzt kann ich es 
lassen. Das war Bedingung in der Wette. 

Wir werden im Übrigen auch beim Telekommunika- 
tionsgesetz mit den Kollegen Berichterstattern in den 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 40. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 22. Juni 2006 


3831 


Peter Bleser 

(A) anderen Arbeitskreisen dafür sorgen, dass aueh hier die 
Übervorteilung unserer Verbraueher beendet wird. 

Noeh ein Letztes, weil es wiehtig ist, dies zu erwäh- 
nen: Viele haben von Eins-zu-eins-Umsetzung gespro- 
ehen. 

(Hans-Miehael Goldmann [FDP]: Wir vor 
allen Dingen!) 

Die Bundesregierung hat das BSE-Testalter auf 30 Mo- 
nate angehoben. Der Bundesrat hat am Freitag zuge- 
stimmt. Aueh damit ist ein Stüek Wettbewerbsungleieh- 
heit abgesehaffl worden. Aueh das dient im wahrsten 
Sinne den Verbrauehem, weil die Kosten, die die Bauern 
und die Verbraueher tragen müssen, gesenkt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

leh will noeh etwas zu zwei Themen sagen: zur Grü- 
nen Genteehnik und zu den Biokraftstoffen. 

(Waltraud Wolff [Wolmirstedt] [SPD]: leh denke, 
du hast nur drei Minuten Redezeit!) 

Herr Kelber, die Grüne Gentechnik hat ein Potenzial, 
das besonders dureh eine Naehrieht in den letzten Tagen 
noeh einmal sehr verdeutlieh worden ist. Es gibt einen 
genehmigten Freisetzungsversueh in Meeklenburg- Vor- 
pommern, bei dem getestet werden soll, ob es gelingt, 
mit Kartoffeln Impfstoffe zu erzeugen, also Mensehen 
zu helfen. Allein diese Meldung beweist, was für ein Po- 
tenzial in dieser Teehnologie steckt. 

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Das isl veraniwortungslos! - Bärbel 
Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Dass 
Sie das noch posiliv bewerten!) 

Es wäre eine große Unterlassung, wenn wir unserer Be- 
völkerung die Nutzung dieser Potenziale verweigern 
würden. Deshalb müssen wir noch in diesem Jahr zu 
Potte kommen. 

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Das glauben Sie doch selber nicht!) 

Es freut mich ganz besonders, dass die Saatgutwirtschaft 
in den letzten Tagen einen Schwenk vorgenommen hat 
und sich von sich aus bereit erklärt hat, im Rahmen der 
bestehenden Haftungsregelung eventuelle Haftungsfra- 
gen im bilateralen Verhältnis mit den Anbauem zu klä- 
ren. 

Als Letztes zu den Biokraftstoffen: Ich bin sehr zu- 
versichtlich, dass die Hartnäckigkeit, die von vielen in 
diesem Raum in den letzten Tagen verfolgt worden ist, 
zu einem positiven Ergebnis führt. Deswegen haben die 
Beschäftigten in der Agrarwirtschaft, in der Landwirt- 
schaft und in den dazugehörigen Bereichen sowie die 
Verbraucher allen Grund, hoffnungsvoll in die Zukunft 
zu schauen. Wir werden unsere Arbeit in diesem Sinne 
fortsetzen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 


Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Auch wenn ich nicht verstanden habe, wieso Wetten 
gut für den Verbraucherschulz isl, möchte ich jetzt gern 
zum Abschluss der Debatte das Wort an die Kollegin 
Waltraud Wolff, SPD-Fraktion, geben. 

Waltraud Wolff (Wolmirstedt) (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Deutschland ist im Fußballfieber. Darum 
möchte ich gern kurz auf die Rede meines Kollegen 
Bleser eingehen, der am Anfang in einem tieftraurigen 
Ton über die Vergangenheit des Verbraucherinforma- 
tionsgesetzes geredet hat. 

(Peter Bleser [CDU/CSU]: Ich habe Frau 
KünasI gemeint!) 

Beim Fußball würde man sagen: Für unfaires Nachtreten 
gibt es die rote Karte. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich habe dir eine Minule geschenkl und ich denke, das 
war ein unfaires Nachtreten, weil wir in den letzten vier 
Jahren intensiv an einem guten Verbraucherinforma- 
tionsgesetz gearbeitet haben. 

(Peter Bleser [CDU/CSU]: Ich habe Frau 
Ministerin Künast gemeint!) 

Jetzt zum Thema. Wir sind fast am Ende der Debatte. 

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Gott sei 
Dank!) 

Ich will noch einmal ganz deutlich machen, dass die 
große Koalition im Konsens einen sehr guten Haushalts- 
plan im Bereich Ernährung, Landwirtschaft und Ver- 
braucherschutz aufgestellt hat. Das ist für mich noch ein- 
mal ein Grund, am Ende der Debatte ein herzliches 
Dankeschön ins Haus zu sagen, Herr Minister Seehofer. 
Ich denke, wir haben gute Unterslülzung bekommen. 

Anders als die Kolleginnen und Kollegen der grünen 
Fraktion das gerne darstellen, finde ich nicht, dass es im 
Haushaltsansatz einen Bruch mit der bisherigen Politik 
gibt. Die Bundesprogramme zur artgerechten Tierhal- 
tung und zum Ökolandbau werden in gleicher Höhe wei- 
tergeführt. Was die Förderung der nachwachsenden 
Rohstoffe angeht, so setzt die neue Bundesregierung auf 
Planungssicherheit. Für die nachwachsenden Rohstoffe 
sind 52,2 Millionen Euro eingestellt. Damit wurden die 
Mittel im Vergleich zum Vorjahr wirklich nur ganz ge- 
ring, um 2,3 Prozentpunkte, gesenkt. Die Branche 
boomt. Das zeigt auch der Agrarbericht 2006, über den 
wir im Herbst beraten werden. 

Damit das so bleibt, sind Investitionen in die For- 
schung notwendig. Es wird für Herrn Minister Seehofer 
sicherlich keine leichte Aufgabe sein, zu enischeiden, 
wo in den neuen Ländern das Biomasseforschungszen- 
Irum angesiedelt wird. 

(Ulrich Kelber [SPD]: Wir werden es auf jeden 
Fall kritisieren!) 
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Waltraud Wolff (Wolmirstedt) 

(A) Eines möchte ich von dieser Stelle aber ganz deutlich sa- 
gen: Im Interesse der Forschung wünsche ich mir, dass 
diese Entscheidung schnell getroffen wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, insgesamt befinden 
sich die Mittel, die unser Fachbereich zur Haushaltskon- 
solidierung beiträgt, auf einem Niveau, das als durchaus 
verträglich zu bezeichnen ist. Auch dafür sage ich Danke 
schön an beide Haushälter. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Was die Gemeinschaftsaufgabe „Agrarstruktur 
und Küstenschutz“ betrifft - darüber hat sich hier jeder 
schon ausgelassen -, möchte ich sagen: Auch ich per- 
sönlich spare in diesem Bereich ungern, weil daraus 
viele Projekte zur Entwicklung der ländlichen Räume 
gespeist werden. 

(Cornelia Behm [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Warum habt ihr das denn dann ge- 
macht?) 

Wer aber dem Kollegen Bahr ordentlich zugehört hat, 
der weiß sehr wohl, dass es hier zu keinen gravierenden 
Einsparungen kommt. 

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Der weiß ja gar nicht, wie das funktioniert!) 

Wir haben die Aufgabe, in Zukunft ganz besonders 
auf die inhaltliche Ausgestaltung zu achten. 

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] : 

' ' Kollege Bahr weiß doch nicht, wie das funk- 
tioniert!) 

Zwar hat der Bund nicht die Zuständigkeit, diese Pro- 
jekte originär zu beeinflussen - hier ist der Planer gefor- 
dert -, 

(Cornelia Behm [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Da redet der Bund doch mit!) 

doch jedem muss klar sein, dass es in Zukunft nicht 
mehr möglich ist, die Mittel nach dem Gießkannenprin- 
zip „Überall ein bisschen Wasser“ zu verteilen. 

(Cornelia Behm [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Aber auch da habt ihr nichts Neues ge- 
macht!) 

Das wird es explizit nicht mehr geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch wir Abgeordnete sind gefordert, über die Möglich- 
keiten und Chancen der ländlichen Räume und ihre fi- 
nanzielle Unterstützung zu diskutieren. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, an dieser Stelle 
komme ich natürlich nicht umhin, auf den Antrag, den 
die Grünen zum Haushalt gestellt haben, einzugehen. 

(Cornelia Behm [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Ein richtig guter Antrag ist das!) 

Über ihn wird erst morgen früh abgestimmt. Ich 
wünschte, wir hätten das heute Abend gemacht. 


(Alexander Bonde [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Das geht nicht! Ihre Leute sind doch 
nebenan auf einer Party!) 

Sie haben eine namentliche Abstimmnng beantragt. 

Herr Bonde, wie plump glauben Sie von den Grünen 
eigentlich Vorgehen zu können? 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Sie fordern in Ihrem Antrag, die Haushaltsmittel für die 
Gemeinschaftsaufgabe auf 685 Millionen Euro - dieser 
Betrag entspricht dem Sollwert des Jahres 2005 - aufzu- 
stocken. Das wäre in Zeiten voller Kassen löblich und 
wir alle würden das gerne mittragen. 

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Entschuldigung! Wir haben ein paar 
Milliarden mehr eingestellt!) 

Aber haben Sie eigentlich alles vergessen? Haben Sie 
vergessen, dass der erste Entwurf des Haushaltsansatzes 
für das Jahr 2006 noch von Ministerin Künast vorgelegt 
worden ist 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

und dass schon damals ein Einsparvolumen von 20 Mil- 
lionen Euro eingestellt war? Das ist doch die Wahrheit! 

(Widerspruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN) 

- Sie haben genug Polemik betrieben. So viel Demago- 
gie können wir an einem Abend wie heute nicht gebrau- 
chen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU - 
Cornelia Behm [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Sie müssen hier aber auch einmal die 
Wahrheit sagen!) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Ich möchte Sie fragen, ob Sie eine Zwischenfrage von 
Frau Höfken zulassen möchten? 

Waitraud Woiff (Wolmirstedt) (SPD): 

Wie bitte? 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Frau Höfken würde Ihnen gerne eine Zwischenfrage 
stellen. Wollen Sie sie zulassen? 

Waitraud Woiff (Wolmirstedt) (SPD): 

Ich habe gesagt, dass ich heute Abend keine Demago- 
gie mehr erleben möchte. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU - Wi- 
dersprach beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Hans-Michael Goldmann [FDP]: Dann macht 
sie eine Kurzintervention! Was soll denn die- 
ser Quatsch?) 

- Finden Sie etwa, dass das, was hier heute Abend von 
Frau Höhn und Herrn Bonde dargelegt wurde, ordentli- 
che Oppositionspolitik ist? Das kann doch wohl nicht 
wahr sein. Ich glaube das nicht. 
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Waltraud Wolff (Wolmirstedt) 

(A) (Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

leh sage Ihnen eines: Die von Ihnen geforderte namentli- 
ehe Abstimmung ist in meinen Augen eine unehrliehe 
Showveranstaltung, bei der Sie morgen nieht glänzen 
werden. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU - 
Hans-Miehael Goldmarm [FDP]: Das ist doeh 
das gute Reeht der Opposition, Waltraud! Ihr 
seid inzwisehen sehon ganz sehön opposi- 
tionsentwöhnt!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, natürlieh kann und 
will sieh die Koalition nieht nur an der finanziellen Aus- 
stattung von Haushaltstiteln messen lassen - durehaus 
nieht. 

Wir haben wiehtige Vorhaben auf den Weg gebraeht, 
Vorhaben, die sieh sehen lassen können. Beispielsweise 
haben wir die EU-Freisetzungsriehtlinie zur Grünen 
Gentechnik endlieh umgesetzt. Nun steht die Novelle 
ins Haus; Herr Kollege Kelber hat dazu seine Ausfüh- 
rungen gemaeht. leh will noeh einmal deutlieh maehen: 
Bei der Durehsieht der Gesetzeslage gilt es an dieser 
Stelle sensibel zu sein und mit Augenmaß vorzugehen. 
Wir haben naeh Jahren des Stillstandes die Tiersehutz- 
Nutztierhaltungsverordnung verabsehiedet, naeh der die 
Käiighaltung von Legehennen ab 2007 zu beenden ist. 
Die Hennenhalter sind eine Selbstverpfiiehtung einge- 
gangen, dass sie ab 2009 mindestens die Hälfte der Le- 
gehennen in Freiland- oder Bodenhaltung bringen. Wir 
sind natürlieh gespannt, ob sie das einhalten. leh bin 
(ß) froh, dass es diese Selbstverpfliehtungserklärung gibt, 
und ieh hoffe, dass sie stringent eingehalten wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Sollten die Vorgaben nieht eingehalten werden - wovon 
wir nieht ausgehen wollen -, würde die Diskussion über 
die Hennenhaltung wieder entflammen; selbstredend 
wäre dann die Politik wieder gefragt. 

Außerdem - ieh sehaue ein bissehen um die Eeke, zu 
Ihnen, Herr Minister - haben wir uns auf ein obligatori- 
sehes Prüf- und Zulassungsverfahren verständigt. Ieh 
bitte darum, dass die Vorsehläge zu diesem so genannten 
Tiersehutz-TÜV sehnell auf den Weg gebraeht werden, 
damit wir darüber im Parlament beraten können. Damit 
können wir erreiehen, dass ab 2012 nur noeh zugelas- 
sene, serienmäßig hergestellte Stalleinriehtungen in 
Deutsehland verwendet werden, die auf Tiergereehtheit 
geprüft sind. Ieh denke, das ist gut. Die Beispiele, die ieh 
aufgeführt habe, bieten Lösungen für Vorhaben, die für 
die deutsehe Agrarwirtsehaft von großer Bedeutung 
sind. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in jedem Haushalts- 
jahr maeht die Agrarsozialpolitik mit 74 Prozent den 
größten Teil des Einzelplans 10 aus; das ist sehon gesagt 
worden. Die LSV wäre natürlieh allein eine Debatte 
wert, und ieh bin der festen Überzeugung, dass wir diese 
Debatte in diesem Jahr noeh führen werden. Naeh der 
Sommerpause wird es um eine zukunftsweisende Orga- 
nisationsreform gehen, zu der selbstredend eine Überar- 
beitung der Beitragsmaßstäbe für die landwirtsehaftliehe 


Krankenversieherung und für die landwirtsehaftliehe (C) 
Unfallversieherung gehören wird. Ieh gehe davon aus, 
dass die Reform der allgemeinen Sozialversieherungs- 
systeme auf die Modernisierung der LSV Einfluss haben 
wird. Der immer wieder aufkommenden Diskussion, we- 
nigstens Teile der Unfallversicherung zu privatisieren, 
möehte ieh von dieser Stelle aus eine Absage erteilen. 
Allein die Versuehe, spezifisehe Berufsrisiken von Be- 
triebsleitern privat zu versiehem, zeigen, dass diese 
Dinge geseheitert sind. Ieh sage: Wir müssen es sehaf- 
fen, bundesweit einheitliehe Beitragsmaßstäbe einzufüh- 
ren. Wir müssen den Leistungskatalog so ausgestalten, 
dass die Bauern nieht besser, aber aueh nieht sehleehter 
gestellt werden als andere Berufsgruppen. Die Versi- 
eherten zählen, und sonst niehts. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Hans- 
Miehael Goldmann [FDP]: Das hatten wir 
doeh sehon!) 

- Natürlieh; aber das wird man in der näehsten Zeit se- 
hen. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Sehluss! 

Waitraud Woiff (Wolmirstedt) (SPD): 

leh sehe sehon: Ieh habe mieh bei den Grünen zu 
lange aufgehalten. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Das ist jetzt nieht mehr zu reparieren. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD) 

Waitraud Woiff (Wolmirstedt) (SPD): 

Ieh möehte ganz zum Sehluss ein Thema anreißen — 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Einen Satz noeh. 

Waitraud Woiff (Wolmirstedt) (SPD): 

Ieh möehte Herrn Minister Seehofer bei der Debatte, 
die ihm ins Haus steht - das Rauchverbot in öffentli- 
chen Gebäuden und Gaststätten - unterstützen. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Frau Kollegin, Sie müssen zum Schluss kommen. 

Waitraud Woiff (Wolmirstedt) (SPD): 

Ich komme zum Schluss. - Dieses Bestreben unter- 
stütze ich ausdrücklich - auch wenn ich Raucherin bin. 

Ich denke, das ist ein zukunftsweisendes Projekt. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Populismus, 
sonst nichts!) 

Man darf hier nicht immer nur über Sachstände reden, 
sondern man muss Dinge politisch in Gang setzen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Zu einer Kurzintervention erteile ieh das Wort der 
Kollegin Ulrike Höfken. 

Uirike Höfken (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Sie möehten „heute Abend keine Demagogie mehr“ 
haben? Ieh möchte doch einmal aufzeigen, was hier im 
Haushalt wirklich passiert. Herr Seehofer hat vorgerech- 
net, Rot-Grün hätte - das war hauptsächlich Funke - in 
seinen sieben Jahren die Gemeinschaftsaufgabe um 
200 Millionen Euro gekürzt. 

Aber was jetzt passiert, ist eine Kürzung um über 
400 Millionen Euro pro Jahr durch die Entscheidungen, 
die Frau Merkel zu verantworten hat, bei der finanziellen 
Vorausschau in Brüssel: minus 400 Millionen Euro pro 
Jahr. Hinzu kommen die Einsparungen, die Sie jetzt im 
Haushaltsplan vorlegen. Auch da war Ihre Aussage 
durchaus nicht richtig, was den Haushalt 2006 angeht. 

(Ulrich Kelber [SPD]: Darf man in einer Kurz- 
intervention etwas Neues sagen?) 

Da hat nämlich im Vorschlag von Eichel gestanden: mi- 
nus 20 Millionen Euro. Was hat Seehofer gemacht? Er 
hat noch 50 Millionen Euro draufgelegt und dann um 
70 Millionen Euro gekürzt. Wir haben die 50 Millionen, 
die Seehofer weggenommen hat, wieder draufgelegt und 
das mit dem morgigen Antrag auch dokumentiert. Das 
heißt, wir haben hier eine Rechnung gemacht, die abso- 
lut eine Minimalkompensation im Hinblick auf die Ge- 
meinschaflsaufgabe darstellt. 

(Peter Bleser [CDU/CSU]: Das ist ein Korre- 
ferat! Das hat mit den Ausführungen nichts zu 
tun!) 

Das Ganze auch noch mit den fehlenden Einnahmen 
und den leeren Kassen zu begründen, das ist nun wirk- 
lich ein Hohn bei der „größten Steuererhöhung der 
Nachkriegszeit“, und das auch noch bei 2 Milliarden 
Euro Mehrausgaben pro Jahr an Brüssel. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Wo ist der Bezug zur 
Rede von Frau Wolff?) 

- Das war ein großer Bestandteil der Rede von Frau 
Wolff. Ich antworte genau auf den Vorwurf, dass das 
nicht der Fall sei. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Verlängerung der De- 
battenzeit, nichts weiter!) 

Das tut weh, das glaube ich schon. Sie können das im 
Übrigen im Protokoll ganz genau nachlesen. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Frau Wolff, möchten Sie reagieren? 

(Waltraud Wolff [Wolmirstedt] [SPD]: Sie hat 
sich gar nicht auf meine Rede bezogen. Was 
will ich dazu sagen?) 


Dann erteile ich das Wort dem Bundesminister Horst (C) 
Seehofer. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP] : Auf ein- 
mal! Jetzt habt ihr wieder Zeit!) 


Horst Seehofer, Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 

Frau Höfken, ich möchte mich noch einmal melden, 
weil Sie jetzt unzulässigerweise etwas vermischen, um 
Ihren Antrag für morgen in der Früh noch gewisserma- 
ßen zu rechtfertigen. 

Ihr Antrag beschäftigt sich ausschließlich mit dem 
Bundeshaushalt, Einzelplan 10, und mit der Gemein- 
schaftsaufgabe „Agrarstruktur und Küstenschutz“. Nicht 
einmal in der Begründung steht ein Halbsatz zur zweiten 
Säule oder zur EU. Nun haben Sie offensichtlich auf- 
grund der heutigen Debatte erkannt, dass dies ein gewal- 
tiger Fehler war, 

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Wir haben diesen Antrag im Ausschuss 
noch einmal gestellt!) 

weil Sie sich mit diesem Antrag in großem Widerspruch 
zu Ihrem eigenen Handeln stellen. 


Es gibt sieben Jahre: Funke 1998 870 Millionen Euro, 
Funke 1999 870 Millionen Euro, Funke 2000 870 Mil- 
lionen Euro, dann kommt noch einmal Funke/Künast 
875 Millionen Euro, 872 Millionen Euro. Ich habe 
665 Millionen Euro übernommen. Von Frau Künast ist 
zu meiner Amtsübernahme um 210 Millionen Euro ge- 
kürzt worden. Und Sie beschäftigen sich im Antrag mor- 
gen in der Früh ausschließlich mit der Gemeinschafts- 
aufgabe „Agrarstruktur und Küstenschutz“, die Sie 
selber um 210 Millionen Euro gekürzt haben. 


(D) 


Meine Antwort ist: Wer selbst um 210 Millionen Euro 
kürzt, kann sich nicht zum Anwalt von 50 Millionen 
Euro machen. Sie haben einen großen Fehler gemacht. 


(Beifall bei der CDU/CSU und der SDP) 


Damit jetzt Ihre Argumentation irgendwie stimmt, 
verbinden Sie das Ganze mit der EU-Finanzierung, die 
im Jahre 2006 im Haushalt überhaupt keine Rolle spielt, 
weil diese geänderte EU-Finanzierung erst im nächsten 
Jahr in Kraft tritt. Das ist die Wahrheit. Sie haben einen 
großen politischen Fehler gemacht. 


(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Warum haben 
Sie das vorhin nicht in Ihrer Rede gesagt?) 


Sie bitten das ganze Parlament morgen in der Früh zu ei- 
ner namentlichen Abstimmung über den Sachverhalt, 
den Sie selbst zu verantworten haben. 


(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD - 
Alexander Bonde [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Sie haben die 50 Millionen zu verant- 
worten!) 


Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Jetzt gibt es hier eine Diskussion zwischen verschie- 
denen Geschäftsführern. 
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt 

(A) (Hans-Michael Goldmann [FDP]: Natürlich, 

die haben das Rederecht!) 

Unsere Geschäftsordnung enthält die Möglichkeit, 
nicht den Zwang, die Debatte, nachdem der Minister ge- 
sprochen hat, neu zu eröffnen. Ich möchte jetzt fragen, 
ob das hier eine Fraktion beantragt oder nicht. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Natürlich 
beantragen wir das!) 

- Dann ist das ein Antrag. 

Damit müssen wir die Debatte neu eröffnen. Ich bitte 
die Geschäftsführer, sich untereinander kurz zu bespre- 
chen, um sich über die Redezeiten zu einigen. 

(Ulrich Kelber [SPD]: Sie wollen nur noch 
einmal reden, um sich für die unglaubliche Be- 
merkung der Frau Höfken zu entschuldigen!) 

Herr Kaster hat das Wort zur Geschäftsordnung. Bitte 
schön. 

Bernhard Kaster (CDU/CSU): 

Ich möchte zur Geschäftsordnung Folgendes sagen: 
Wir haben eben erlebt, dass die Geschäftsordnung bei 
der Kurzintervention in einem solchen Sinne angewandt 
worden ist, dass man von einem Missbrauch sprechen 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD - 
Alexander Bonde [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Das isl unglaublich!) 

(B) Im Rahmen der Kurzintervenlion isl nicht genau auf eine 
Rede, die gehalten worden ist, eingegangen worden, 
sondern es sind viele Teile der Debatte aufgegriffen wor- 
den. Von daher kommen jetzt andere Bestandteile der 
Geschäftsordnung zum Tragen, durch die es ermöglicht 
wird, auf den Redebeitrag des Ministers zu antworten. 

Im Hinblick auf einen vernünftigen Umgang der 
Fraktionen untereinander sollte man das noch einmal 
überdenken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Ich glaube, es isl nicht unbedingt ein Mittel der Ge- 
schäftsordnung, dass eine Fraktion noch einmal etwas 
überdenkt. Deshalb bitte ich die Geschäftsführer der 
Fraktionen jetzt zu mir, damit wir uns darüber einigen 
können, wie die Verteilung der Redezeit ist oder ob es 
eine andere Lösung gibt. 

Die Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer haben 
sich untereinander darauf geeinigt, dass jede Fraktion, 
die möchte, jetzt eine Redezeit von zwei Minuten erhält. 

Als erster Fraktion gebe ich der FDP das Wort. Frau 
Happach-Kasan, bitte schön. 

Dr. Christel Happach-Kasan (FDP): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Es ist mir sehr wichtig, dass wir solch eine kontroverse 
Debatte über den Haushalt, der morgen beschlossen 


wird, nicht mit dem Redebeitrag des Ministers abschlie- (C) 
ßen. Denn ich meine, dass wir als Parlamentarier die 
Pflicht haben, deutlich zu machen, dass dieser Haushalt 
vom Parlament und nicht vom Minister beschlossen 
wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP - Beifall 
beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Deswegen bin ich der Meinung, dass es richtig ist, dass 
wir jetzt noch einmal das Wort ergreifen. 

Ich möchte hervorheben, dass die Situation, in die wir 
geraten sind, dadurch entstanden ist, dass Kollegin Wolff 
eine Frage nicht zugelassen hat. Das zieht eine Kurz- 
intervention nach sich. 

(Widerspruch bei der SPD) 

In diesem Fall hal Frau Höfken - das war völlig richtig - 
ihr Recht zu einer Kurzintervention wahrgenommen und 
ihre Möglichkeiten genutzt, um ihren Standpunkt klar zu 
machen. Ich schließe mich ihrem Slandpunkt und auch 
dem des Ministers nicht in allen Punkten an, aber das ist 
das übliche parlamentarische Verfahren. Wir als Parla- 
mentarier sollten untereinander die Solidarität aufbrin- 
gen, uns zu Wort kommen zu lassen. Ich finde ihr Vorge- 
hen richtig. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich darf hinzufügen, dass es völlig rechtens war, das 
Verhandlungsergebnis, das Frau Merkel in Brüssel er- 
zielt hat, in die Diskussion über die Haushaltsberatungen (p)) 
einzubeziehen. Selbstverständlich gehen durch das Ver- 
handlungsergebnis von Frau Merkel den Menschen im 
ländlichen Raum Finanzmittel verloren, wenn auch nicht 
in diesem Jahr, dann aber im nächsten. Es ist richtig, 
auch dies in Beziehung zu der heutigen Haushaltsdebatte 
zu setzen. Denn es geht uns um die Menschen im ländli- 
chen Raum und um die finanziellen Mittel, die ihnen zur 
Verfügung geslelll werden. Ein Verhandlungsergebnis, 
wie es von Frau Bundeskanzlerin Merkel in Brüssel er- 
zielt worden ist, schwächt die Menschen im ländlichen 
Raum. Das müssen wir bei unseren Entscheidungen be- 
rücksichtigen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN) 

Ich danke allen für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Wenn ich die nonverbalen Äußerungen richtig ver- 
standen habe, dann möchte die CDU/CSU nicht reden. 

Die Linke möchte auch nicht reden. Die SPD 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Nein!) 

möchte auch nicht reden. Dann gebe ich das Wort dem 
Bündnis 90/Die Grünen. Frau Höhn, bitte. 

(Ulrich Kelber [SPD]: Eine Entschuldigung 
wäre jetzt angebracht!) 
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Bärbel Höhn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Meine Damen und Herren! Zunäehst einmal möehte 
ieh Folgendes sagen: Uli Höfken hat mit ihrer Interven- 
tion etwas saehlieh dargestellt. Ieh finde, es ist parla- 
mentariseher Braueh, dass man darauf aueh saehlieh ant- 
wortet. Ieh würde es begrüßen, wenn wir das in Zukunft 
immer so handhaben, statt sie in der Art und Weise wie 
vorhin zu unterbreehen. Dabei müssen wir uns an die ei- 
gene Nase fassen. 

(Zuruf von der SPD: Alle!) 

- Riehtig. Meinetwegen alle. - Wir müssen anders mit- 
einander umgehen. Wer interveniert und den Saehverhalt 
noeh einmal darstellt, muss aueh eine Antwort verlangen 
können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN - Georg Sehirmbeek 
[CDU/CSU]: Worum geht es jetzt eigentlieh?) 

Insofern finde ieh, dass Uli Höfken alles riehtig gemaeht 
hat. 

Lassen Sie mieh einen weiteren Punkt anspreehen. Es 
geht mir um den ländlichen Ranm. Ieh bitte Sie alle, 
gemeinsam den Bliek darauf zu riehten, was wir mit den 
Mensehen im ländliehen Raum maehen und was dort 
passiert. Wir haben logiseherweise die EU-Kürzungen 
und die Kürzungen im Bundeshaushalt zusammen be- 
traehtet; denn die Mensehen vor Ort unterseheiden aueh 
nieht, ob die Kürzungen vonseiten der EU oder im Bun- 
deshaushalt erfolgen. 

Die Lage ist sogar noeh dramatiseher; denn die Ko- 
finanzierung der Länder fallt weg. Das maeht zusätzlieh 
ungefähr ein Drittel aus. Das heißt, dem ländliehen 
Raum werden ungefähr 600 Millionen Euro pro Jahr we- 
niger zur Verfügung stehen. 

(Ulrieh Kelber [SPD]: Maehen Sie 1 Milliarde 
daraus!) 

Ieh appelliere an Sie, dass wir alle vor dem Zu-Bett- 
Gehen - wir gehen ja gleieh sehlafen; ieh hatte bei dem 
Redebeitrag von Herrn Bleser aueh ein bissehen den 
Eindruek, dass er sehon bei der Parlamentarisehen Ge- 
sellsehaft war - 


(Georg Sehirmbeek [CDU/CSU]: Wovon 
träumen Sie eigentlieh sonst?) 

überlegen, wie wir für die Mensehen im ländliehen 
Raum das Übermaß an Belastungen, das ihnen dureh die 
fehlenden 600 Millionen Euro im Jahr entsteht, kompen- 
sieren können. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Wie viele Millionen 
kann man denn in zwei Minuten unterbrin- 
gen?) 

Denken Sie darüber naeh, wenigstens die Kürzung 
um 50 Millionen Euro zurüekzunehmen, die Sie be- 
sehlossen haben. Das können Sie morgen früh maehen, 
indem Sie unserem Vorsehlag zustimmen. 

(Georg Sehirmbeek [CDU/CSU]: Jetzt ist Ihre 
Zeit aber um!) 

Ieh bedanke mieh bei Ihnen, weil Sie meinem zwei- 
minütigen Redebeitrag so aufmerksam und ohne Zwi- 
sehenrufe zugehört haben. 

Danke sehön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Ulrieh Kelber [SPD]: Wir haben auf die Ent- 
sehuldigung für die falsehe Behauptung ge- 
wartet!) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Ieh sehließe die Ausspraehe. 

Interfraktionell ist verabredet, die Abstimmungen 
zum Tagesordnungspunkt 1.17 einsehließlieh der na- 
mentliehen Abstimmung auf morgen fiüh zu Beginn der 
Sitzung zu vertagen. - Damit sind Sie offensiehtlieh ein- 
verstanden. Dann ist so besehlossen. 

Wir sind am Sehluss der heutigen Tagesordnung. Ge- 
nießen Sie die gewonnenen Einsiehten. 

Ieh berufe die näehste Sitzung des Deutsehen Bun- 
destages auf morgen, Freitag, den 23. Juni 2006, 8 Uhr, 
ein. 

Die Sitzung ist gesehlossen. 

(Sehluss: 22.40 Uhr) 
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